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Ausländergesetz soll eilig in Kraft treten
Vielfältiger Widerstand gegen den Gesetzentwurf / Nur geringfügige Änderungen erreicht

Trott vielfältigem Widerstand hält die Bundesregierung 
daran fest, das Ausländergesetz noch vor den Wahlen in 
Niedersachsen und NRW am 13. Mai durchzusetzen: Der 
Bundestag soll das Gesetz am 27. April, der Bundesrat am 
11. Mai beschließen. Obwohl die SPD im Innenausschuß

Die Befugnisse des Staats, die Rotation 
inzuführen. Ausländer politisch zu 

entrechten und auszuweisen, Asylbe­
werber abzuwehren etc. werden nicht 
eingeschränkt. Es werden aber durch­
aus Zugeständnisse gemacht in Bezug 
auf den „Schutz der Familie“ und die 
..Integration“ der lange hier Lebenden, 
Gesichtspunkte, die von DGB und Kir­
chen in den Vordergrund ihrer Kritik 
gestellt worden waren.

Die heftig kritisierte Wohnraumklau­
sel, die Familiennachzug und Verfesti­
gung des Aufenthalts vom Nachweis 
ausreichenden Wohnraums abhängig 
macht, wird vordergründig entschärft. 
Kinder unter zwei Jahren sollen bei der 
Berechnung der erforderlichen Woh­
nungsgröße nicht mehr mitgezählt wer­
den. Dem Argument von DGB und Kir­
chen, Ausländer würden zur Abtrei­
bung gezwungen, wird so reaktionär 
der Boden entzogen. Daß Ausländer in 
immer kleinere Wohnungen gepfercht 
werden, soll noch den Anschein von 
Humanität erhalten, ebenso der Zynis­
mus, kleine Kinder als nicht existent zu 
betrachten und ihnen damit auch keinen 
Anspruch auf Wohnraum zuzugestehen.

Die Bindung des Familiennachzugs 
an die Bedingung der Herstellung der 
„häuslichen familiären Gemeinschaft“, 
wie im Entwurf vorgesehen, wird besei­
tigt. Damit wäre es möglich gewesen,

Die Solidaritätsbewegung mit dem Befreiungskampf in Süd­
afrika ruft dazu auf, am 28. April in zahlreichen Aktionen ge­
gen die Unterstützung des Rassistenregimes durch den Shell-

Konzern zu protestieren. Der Konzern verstößt systematisch 
gegen das von der UNO verhängte Öl-Embargo gegen Süd­
afrika. Bild: Protestaktion gegen Shell in den USA. — (uld)

des Bundesrats die Mehrheit hat und auf einer gründlichen 
Beratung bestehen könnte, will sie dies scheinbar nicht. 
Die Regierungskoalition hat Anfang April einige gering­
fügige Änderungen des Gesetzes beschlossen, die es 
„verabschiedungsreif“ machen sollen.

Teils der Bevölkerung ins Belieben der 
Exekutive stellt und deren entfesseltes 
Wirken legitimiert. Ein Beispiel dafür 
ist die bürgerkriegsähnliche Großraz­
zia, der die Roma in Köln am 5. April 
unterworfen wurden. 1200 nordrhein- 
westfälische Polizisten überfielen mor­
gens um 7.30 Uhr zusammen mit BGS 
und Polizei aus Hessen und Rheinland- 
Pfalz ein Roma-Lager, riegelten es voll­
ständig ab, trieben die Bewohner aus 
ihren Wagen, nahmen sämtliche Perso­
nalien auf und durchkämmten das ge­
samte Areal. Um die Polizeiaktion nicht 
„auf politischer Ebene“ zu gefährden, 
wurden weder das nordrhein-westfäli­
sche Justizministerium noch die Stadt 
Köln informiert.

In den letzten Wochen haben auf über 
20 Demonstrationen und in vielen Ver­
anstaltungen mehr als 30000 Menschen 
gegen das Ausländergesetz demon­
striert. Beteiligt waren u.a. ausländi­
sche Organisationen, der DGB und die 
Kirchen. Ohne Ausschluß der Auslän­
der vom Wahlrecht wäre das Gesetz so 
nicht möglich. Die Unterstützung der 
Wahlrechtsforderung ist deshalb dring­
lich, gerade in Vorbereitung der Ver­
handlung über die Normenkontroll­
klage der CDU/CSU gegen das Kom­
munalwahlrecht für Ausländer vor dem 
Bundesverfassungsgericht, die noch im 
Juni stattfinden soll. — (bab)

Familiennachzug zu verweigern, wenn 
die Familie nicht zusammenwohnen 
kann, weil die Eheleute z.B. an ver­
schiedenen Orten arbeiten. — Hier ge­
borene Kinder von Ausländem sollen 
ohne Antragstellung eine Aufenthalts­
erlaubnis bekommen. — Der Auswei­
sungsschutz für Minderjährige bis zu 18 
Jahren soll nun bis 21 gelten. — Die 
Familienangehörigen von Asylberech­
tigten (dies sind nur noch 3% der An­
tragsteller) bekommen das Asylrecht 
automatisch.

Der Forderung, auch Ausländem der 
ersten Generation die Einbürgerung zu 
ermöglichen, wird ebenfalls z.T. nach­
gegeben. Ausländer, die 15 Jahre hier 
leben, sollen bei Aufgabe ihrer eigenen 
Staatsangehörigkeit bis 1995 auf Antrag 
die deutsche Staatsbürgerschaft erwer­
ben können. Bezogen auf alle Auslän­
der erfüllen diese Bedingung 32,7%. 
Die Regelung spaltet aber zwischen 
EG- und Nicht-EG-Ausländem: EG- 
Ausländer leben zu 45,1 % seit 15 Jah­
ren hier, bei den Türken sind es nur 
20,3 % (Statistisches Bundesamt, FS 1, 
R.2, Ausländer 1985).

Die Änderungen sollen das Sonderge­
setz für diejenigen akzeptabler machen, 
die für eine Humanisierung des Geset­
zes eingetreten sind. Das Ausländerge­
setz ist aber in seinem Kem inhuman, 
da es die Persönlichkeitsrechte eines

Über 135 Menschenleben soll der Brand auf der norwegischen Fähre „Scandina- 
vian Star“ am 7. April gekostet haben. Das Schiff fuhr unter panamesischer Flagge, 
die Matrosen — vorwiegend zu Billigstlöhnen geheuerte portugiesische und philippi­
nische Seeleute — konnten sich untereinander kaum verständigen und waren über 
Rettungsmöglichkeiten nicht unterrichtet. Sprecher der BRD-Seeleutegewerkschaf- 
ten forderten nach dem Unglück die Abschaffung des „Zweitregisters“, wonach 
BRD-Reeder ausländische Seeleute zu Billigsttarifen einstellen können. — (rül)

Bemessungstarifvertrag Post
DPG setzt Tarifverhandlungen für Postunternehmen durch

Seit einem Jahr kämpft die Deutsche 
Postgewerkschaft (DPG) für einen Ta­
rifvertrag über Bemessungsvorgaben, 
in dem die zulässige Belastung der Be­
schäftigten geregelt werden soll. Doch 
Bundespostminister Schwarz-Schill ing 
und die drei Post-Vorstände verweiger­
ten die Aufnahme von Tarifverhandlun­
gen, weil nach ihrer Ansicht die Forde­
rungen der DPG nicht tariffähig sind.

Für die DPG war nun Anfang des 
Jahres das Maß voll! Die unter der 
Losung „Arbeit darf nicht kaputt­
machen! — Deshalb Tarifvertrag über 
Bemessungsvorgaben“ laufende Kam­
pagne trat in die entscheidende Phase. 
Die Vorbereitungen für einen Arbeits­
kampf wurden eingeleitet und Ende 
März stand fest, daß, falls die Postar­
beitgeber bis zum 4. April 12 Uhr nicht 
verbindlich erklären, Tarifverhandlun­
gen aufzunehmen, es zu Streiks kom­
men wird.

Am 30. März wurden dann für den 2. 
bis 4. April Sondierungsgespräche ver­
einbart. Gleichzeitig jedoch wurden alle 
Oberpostdirektions-Präsidenten und 
Amtsvorsteher nach Bonn geladen, um 
diesen einzutrichtem, wie „mit aller 
Kraft den Forderungen der Gewerk­
schaften und auch einem drohenden Ar­
beitskampf“ entgegenzutreten ist. An 
die Beschäftigten wurde zeitgleich ein 
Mitarbeiterbrief verteilt. Diese sollen 
wegen der „Wettbewerbsfähigkeit“ 
und den „Soforthilfemaßnahmen zum 
Aufbau der Telekommunikations-Infra­
struktur in der DDR“ auf den Bemes­
sungstarifvertrag verzichten. Unverbes­

serlichen Tarifkräften wird bei Teil­
nahme am Streik mit „arbeitsrecht- 
liche(n) Folgen und Einkommensein­
bußen“ sowie Beamten bei Weigerung 
von Streikbrechereinsatz mit der Bun­
desdisziplinarordnung gedroht.

Am 3. April entscheidet das Bundes­
arbeitsgericht, wie auch schon das Lan­
desarbeitsgericht und das Arbeitsge­
richt in Frankfurt, daß der Streik der 
DPG in den Zeichen- und Linienstellen 
1987 für Erhöhung der Zeitzuschläge 
für Erholen und zum Abbau besonderer 
Belastungen rechtmäßig war. Tarifver­
tragliche Forderungen zur Personal­
bemessung sind somit zulässig.

In der Nacht vom 3. auf den 4. April 
legten daraufhin in Hamburg im Post­
amt 3 alle 140 Tarifkräfte im Briefein- 
und -abgang für mehrere Stunden die 
Arbeit nieder. Weit über 500000 Brief­
sendungen gelangten so verspätet oder 
gar nicht in die Zustellung. Für den Be­
zirk Hamburg, bundesweit sicherlich 
ebenso, waren für den 5. April weitere 
Streiks festgelegt. Diese brauchten 
dann nicht durchgeführt zu werden, 
weil die Postarbeitgeber keine Chance 
mehr sahen, einen erfolgreich verlau­
fenden Streik zu verhindern und darauf­
hin nach Verhandlung mit der DPG sich 
bereit erklärten, am 18. April Tarifver­
handlungen über Bemessungsvorgaben 
aufzunehmen. Die DPG geht von 
schwierigen Verhandlungen aus, so daß 
die Streikbereitschaft weiterhin beste­
hen bleibt.
Quellenhinweis: VL- und Streik-Infos der 
DPG, Mitarbeiterrundbrief der Telekom 
— (sip)
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12.5. Frankfurt: Demonstration 
gegen die Wiedervereinigung

Am 8.4. fand ein Aktionseinheitstreffen 
zur Vorbereitung der Demonstration 
„Nie wieder Deutschland! Demonstra­
tion gegen deutschen Nationalismus, 
gegen die Kolonisierung Osteuropas 
und gegen die Annexion der DDR“ 
statt. Der Aufruf mit Unterzeichnern 
lag gedruckt vor. Die Demonstration 
beginnt um 11 Uhr am Opemplatz. 
Mehr als zehn Redner sind für Auftakt- 
und Abschlußkundgebung vorgesehen. 
Eine Einigung über die Redner war 
trotzdem nicht möglich. Somit werden 
diese nicht repräsentativ für den Wider­
stand gegen die Annexion der DDR in 
der BRD sein. — (jöd)

Commerzbank organisiert 
neue Südafrika-Anleihe

Die Commerzbank hat für den südafri­
kanischen staatlichen Energiekonzem 
Escom eine Anleihe von 100 Millionen 
DM mit einer Laufzeit von drei Jahren 
organisiert. Die Anleihe dient der teil­
weisen Refinanzierung einer Anleihe 
über 150 Millionen DM aus dem Jahre 
1983. Seit 1985 ist das die erste neue 
Südafrikaanleihe auf dem bundesdeut­

schen Markt. 1985 hatte Südafrika ein 
teilweises Zahlungsmoratorium für 
seine Auslandsschulden erklärt. Die 
Antiapartheidbewegung, der Arbeits­
kreis „Kein Geld für Südafrika“ und 
die Südafrikagruppe der evangelischen 
Frauenarbeit protestierten gegen die 
Anleihe und die neuerliche Unterstüt­
zung des südafrikanischen Rassisten­
regimes durch die Commerzbank.
Quelle: Financial Times, 20.3.1990 und AAB- 
Presseerklärung — (gst, AGD)

Kurdistan: Spendenaufruf 
und Solidaritätsdemonstration

Am 21. April findet in Köln eine bun­
desweite Solidaritätsdemonstration mit 
dem kurdischen Befreiungskampf, spe­
ziell zur Unterstützung der jüngsten 
Aufstände in den von der Türkei besetz­
ten Gebieten, statt. Zu der Demonstra­
tion rufen türkische und kurdische Or­
ganisationen, die sich in der „Linken 
Einheit“ zusammengeschlossen haben, 
auf: Feyka Kurdistan, SVP, TKP(B), 
Acilciler, Sosyalist. Feyka Kurdistan 
und der Koordinationsausschuß der 
Kurdistan-Solidaritätsgruppen haben 
einen Aufruf für die auf der Konferenz 
der Kurdistan-Solidaritätsgmppen be­
schlossene Spendensammlung zur Un­

terstützung des kurdischen Befreiungs­
kampfes veröffentlicht. Der Aufruf ist 
dem „Kurdistan-Rundbrief“ beigelegt 
und soll weit verbreitet werden. Spen­
denkonto: Beate Berg (Kontoinhabe­
rin), Hamburger Sparkasse, Kto. 
1042802221, BLZ 20050550. - (rill)

Opel Bochum: Ergebnis 
der Betriebsratswahlen

Bei der Betriebsratswahlen bei Opel in 
Bochum ging es insgesamt um 39 Be­
triebsratssitze (fünf für Angestellte). Im 
Arbeiterbereich errang die IG Metall- 
Liste 16, die Liste „Metaller bei Opel“, 
deren Antrag auf eine zweite IG-Metall- 
Liste abgelehnt worden war, 14 Manda­
te. Diese Gruppierung stellte im alten 
Betriebsrat sieben Betriebsräte. Nur 
zwei weitere Listen erreichten Betriebs­
ratsmandate: Die „Aktiven Metallar­
beiter“ erreichte drei Sitze (zuvor vier) 
und die „Liste für Belegschaftsforde­
rungen“ einen Sitz (zuvor drei). Damit 
stellen die Linken im neuen Opel-Bo- 
chum-Betriebsrat mit 18 Mandaten die 
Mehrheit der Arbeitersitze im Betriebs­
rat. Die Persönlichkeitswahl bei den 
Angestellten brachte vier Mandate für 
die IG Metall, eines für die DAG. 
- (T.H.)

Bauhauptgewerbe: 6,3% mehr 
Lohn — volles 13. Monatsgehalt
Die Tarifkommission hat dem am 3.4. 
ausgehandelten Abschluß für die 
960000 Beschäftigten zugestimmt. Da­
nach werden die Löhne vom 1. April an 
um 5,8% erhöht. Die Gewerkschaft 
hatte 8,7% gefordert. Die Kapitalisten­
verbände waren nicht bereit, einen 
Lohnabschluß über 6% zu unterschrei­
ben. Für die gewerblichen Beschäftig­
ten wurde deshalb vereinbart, den Bau­
zuschlag, der bisher 5,4% betrug, um 
0,5% zu erhöhen. Die Begründung, 
dies sei eine Erschwerniszulage für die 
Winterarbeit, soll nur die wahre Höhe 
des Abschlusses verdunkeln. Weiterhin 
wurde vereinbart, das 13. Monatsgehalt 
von bisher 60% (102 Stundenlöhne) in 
drei Stufen bis 1992 auf 100% anzu­
heben. Mit der Forderung nach gesi­
chertem ganzjährigem Einkommen ge­
lang ein Einstieg mit einer einmaligen 
Zahlung von 300 DM. Im Gegenzug 
wurde die Betriebsnutzungszeit im 
Sommer verlängert. Bis zu 50 Stunden, 
die im Winter ausgefallen sind, dürfen 
in der Zeit von April bis Oktober nach­
geholt werden. In einem Monat dürfen 
es aber höchstens 20 sein.
Quelle: Handelsblatt, 5.4.90 — (kaq)
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Kfz-Steuersenkung für LKWs
Am 6. April billigte der Bundesrat eine 
Novelle der Bundesregierung zu den 
Kfz-Steuern für LKWs. Das neue Ge­
setz (Bt-Drucks. 11/6720) tritt zum 1. 
Juli in Kraft. Für BRD-Speditionen 
werden damit die Kfz-Steuern um über 
1 Mrd. DM pro Jahr gesenkt. Gleich­
zeitig werden ausländische Speditionen 
mit Abgaben von über 1 Mrd. DM im 
Jahr belastet. Beides bessert die Kon­
kurrenzsituation westdeutscher Spedi­
teursunternehmen. Im Bundestag hatten 
die Grünen kritisiert, daß das Gesetz zu 
Verkehrsverlagerungen von der Bahn 
auf die Straße führe und den Beitrag der 
Speditionsunternehmen zu den effekti­
ven Wegekosten weiter senke.

Ausländerbeschäftigung
Das Statistische Bundesamt hat eine 
neue Erhebung über Ausländerbeschäf­
tigung vorgelegt. Danach waren 1988 
63,1 % aller männlichen Ausländer über 
18 Jahren erwerbstätig (bei Westdeut­
schen lag der Anteil bei 60,5%). Bei 
Frauen lag die Erwerbstätigkeit erst­
mals gleich: Ausländische und west­
deutsche Frauen über 18 Jahren waren 
zu 37% erwerbstätig. 1970 waren noch 
54,7% der ausländischen Frauen in der 
BRD erwerbstätig gewesen, gegenüber 
29,3% der westdeutschen Frauen. Das 
Amt führt diesen Rückgang der Frauen­
erwerbsquote auf den inzwischen weit­
gehend abgeschlossenen Nachzug der 
Familienangehörigen ausländischer Ar­
beiter zurück. 72% aller ausländischen 
Erwerbstätigen waren als Arbeiter be­
schäftigt, gegenüber 35,5% Arbeiteran­
teil bei Westdeutschen. (Quelle: Han­
delsblatt, 6./7.4.90)

Wohnraum: Mietbindung abgelehnt
Ende März billigte der Bundestag ein 
Gesetz „zur Erleichterung des Woh­
nungsbaus im Planungs- und Baurecht 
sowie zur Änderung mietrechtlicher 
Vorschriften“. Am 6.4. erhob der Bun­
desrat gegen einzelne Bestimmungen 
Einspruch: So erlaubt das Gesetz den 
Umbau von Scheunen in bis zu vier 
Mietwohnungen. Dies, so der Bundes­
rat, drohe die „Zersiedelung“ der 
Landschaft zu verstärken. Ende April 
berät nun der Vennittlungsausschuß 
den Gesetzentwurf. Anträge der Grü­
nen, die Mietpreisbindung bei Sozial­
wohnungen (1982 bis 1990 waren 1 
Million Sozialwohnungen aus der Miet­
preisbindung entlassen worden, 1995 
wird die Hüfte der jetzt noch „gebunde­
nen“ Mietwohnungen „frei“) waren 
schon im Bundestag abgelehnt worden. 
(Bt-Drucks. 11/6636)

BGS aus Namibia zurück
Am 6. April kehrten 50 BGS-Beamte 
von ihrem ersten Auslandsauftrag — 
Überwachung der Wahlen in Namibia 
im Rahmen der UNO — in die BRD zu­
rück. Vor der Rückreise waren die 
BGSler von der BRD-Botschaft in Na­
mibia mit einer „Abschiedsfeier“ ent­

lassen worden. Die „FAZ“ vom 6.4. 
meint, während des Einsatzes sei die 
Opposition in der BRD gegen den Aus­
landseinsatz des BGS weitgehend zu­
sammengebrochen. SPD und Grüne 
hätten sogar „die Art, wie die Bundes­
grenzschützer ihre Aufgaben im Nor­
den Namibias erfüllten“, gelobt.

Immissionsschutz abgebaut
Ende März hat der Bundestag ein neues 
Immissionsschutzgesetz (Drucks. 11/ 
6633) verabschiedet. Damit tritt auch 
eine Änderung des Abfallgesetzes von 
1985 in Kraft. Der neue § 4 dieses Ge­
setzes erlaubt künftig „die Verwertung 
oder Behandlung von Abfällen in Anla­
gen . . ., die überwiegend einem ande­
ren Zweck als der Abfallentsorgung 
dienen“. Gemeint sind Kraftwerke, Ze­
mentwerke u.ä. Anlagen. Diese dürfen 
jetzt nach vorheriger öffentlicher An­
hörung auch Abfälle verbrennen. Eine 
Kontrolle auf Dioxin und andere frei­
werdende Giftstoffe durch die Immis­
sionsschutzbehörden ist wegen der 
Vielzahl der künftig erlaubten Anlagen 
nur äußerst lückenhaft möglich.

„Bildung 2000“
Unter diesem Titel fand am 6.4. in Köln 
eine Veranstaltung der Kapitalistenver­
bände BDA, BDI und des Instituts der 
deutschen Wirtschaft statt. Dessen Prä­
sident Lennings (früher u.a. Chef der 
„Gutehoffnungshütte“) schlug die 
Gründung einer „Deutschen Lehrge­
meinschaft“ vor, um Projekte zur Ver­
kürzung der Studienzeit zu fördern. Bil­
dungsminister Möllemann sagte der 
Kapitalistenforderung nach kürzeren 
Studienzeiten seine Unterstützung zu.

Kiechle gegen DDR-Landwirtschaft
Bundeslandwirtschaftsminister Kiechle 
hat sich in einem Interview über seine 
Absichten gegenüber der DDR-Land­
wirtschaft im Falle einer erfolgreichen 
Annexion der DDR geäußert. Kiechle 
forderte, die Verbraucherpreissubven­
tionen in der DDR sofort abzubauen. 
Das würde die Einkommen der land­
wirtschaftlichen Genossenschaften er­
heblich senken. Außerdem müßten „so 
gravierende Punkte wie die Quotenre­
gelung sofort ihre Gültigkeit haben“. 
Bei der Milcherzeugung in der DDR 
werde das zu einer deutlichen Produk­
tionseinschränkung führen.

Was kommt demnächst?
In der zweiten Aprilhälfte soll das erste 
sog. „6er-Treffen“ der Außenminister 
der BRD, der DDR, der Sowjetunion, 
USA, Frankreichs und Großbritanniens 
in Bonn stattfinden. Am 27. April will 
der Bundestag u.a. das neue Ausländer­
gesetz abschließend beraten. Am 28. 
April findet in Dublin ein EG-Sonder­
gipfel statt, auf dem u.a. über die An­
nexion der DDR durch die BRD und die 
weitere Fortführung des Binnen­
markt-Programmes beraten werden 
soll. Am 13. Mai sind Landtagswahlen 
in Niedersachsen und NRW.

KSZE-Wirtschaftskonferenz beendet
Imperialisten wollen RGW auflösen und die Staaten Osteuropas zu Halbkolonien machen

Nach fast vier Wochen Verhandlungen 
endete in dieser Woche in Bonn die 
KSZE-Wirtschaftskonferenz. Die Kon­
ferenz war im Januar 1989 beschlossen 
worden, um „den Wirtschaftsbeziehun­
gen zwischen den Teilnehmerstaaten 
neue Impulse (zu) verleihen, insbeson­
dere durch die Verbesserung der Ge­
schäftsbedingungen für Handel und in­
dustrielle Kooperation sowie durch 
Aufzeigen neuer Möglichkeiten und 
Formen der wirtschaftlichen Zusam­
menarbeit“. 35 Teilnehmerstaaten der 
KSZE, d.h. alle europäischen Staaten 
mit Ausnahme Albaniens sowie die 
USA und Kanada waren durch Regie­
rungs-Delegationen vertreten. Zusätz­
lich waren westliche Konzerne und Be­
triebsdirektoren aus dem RGW-Bereich 
vertreten.

Schon zur Eröffnung der Konferenz 
hatte Bundeskanzler Kohl die westli­
chen Absichten beschrieben. Der RGW 
soll zerstört werden. An die Stelle der 
Kooperation zwischen den bisherigen 
RGW-Staaten soll deren Anbindung an 
den imperialistischen Weltmarkt treten, 
verbunden mit vielfältigen Spaltungen 
zwischen den einzelnen Volkswirt­
schaften. Zugleich soll innerhalb der 
RGW-Länder von den Errungenschaf­
ten der Werktätigen, angefangen von 
der Landreform über landwirtschaftli­
che und handwerkliche Genossenschaf­
ten bis hin zu Schutzrechten in den Fa­
briken, nichts bestehen bleiben. Statt­
dessen sollen dort westliche Konzerne 
Einzug halten. Kohl forderte, „daß sich 
die Länder Mittel-, Ost- und Südost­
europas an die Gesetze der internationa­
le Arbeitsteilung anpassen. Dies bedeu­
tet vor allem Marktöffnung und tiefgrei­
fende Reformen in Richtung Soziale 
Marktwirtschaft. Bei diesen Anpas- 
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Berlin (DDR), 3. April: Demonstration gegen die Währungspläne der Bundes­
regierung gegenüber der DDR.

sungs- und Modernisierungsbemühun­
gen sind die osteuropäischen Volkswirt­
schaften vor allem auf den Zufluß pri­
vaten Kapitals angewiesen . . . Damit es 
aber zu dem nötigen massiven Kapital­
zufluß kommt, müssen die retbrmwilli- 
gen Länder ihrerseits rasch entspre­
chende Bedingungen schaffen. Es gilt, 
den Spielraum für eigenverantwortli­
ches wirtschaftliches Handeln beträcht­
lich zu erweitern — d.h. für Investie­
ren, Produzieren, Exportieren ebenso 
wie für das Beschäftigen von Arbeits­
kräften.“

Offensichtlich hält man in den Vor­
ständen der westlichen Konzerne die 
Gegensätze in den Staaten des RGW für 
derzeit so tief, daß man glaubt, die Wi­
derstände gegen den Vormarsch westli­
cher Konzerne erfolgreich überwinden 
zu können, auch wenn am Ende für die 
Masse der Werktätigen in allen diesen 
Ländern daraus nur Verschlechterun­
gen ihrer Arbeits- und Lebensverhält­
nisse resultieren werden. Die KSZE- 
Konferenz sollte die Möglichkeiten für 
diesen Angriff sondieren helfen und 
evtl. Abkommen vorbereiten, die auf 
einem KSZE-Gipfeltreffen — im Ge­
spräch ist eine Konferenz noch Ende 
dieses Jahres — ratifiziert werden sol­
len.

Ziel ist der Aufbau eines kontinenta­
len Wirtschaftsblocks, in dem die Ent­
scheidungen in den Konzemvorständen 
im Westen fallen, während die ehema­
ligen RGW-Staaten die billigen Roh­
stoffe, Nahrungsmittel und Arbeitskräf­
te zur Bereicherung der westlichen 
Konzerne bereitstellen. Der von diesem 
Rohstoff- Billiglohn- und Agrargebiet 
ausgehende Druck soll zugleich helfen, 
den Druck auf die Lohnabhängigen und 
ihre Gewerkschaften in der „Kern-EG“

entsprechend den Wünschen der EG 
Konzerne weiter zu steigern.

In einem Schlußdokument, das die 
EG der Konferenz vorgelegt hat. wire 
zu diesem Zweck gefordert:
— Rasche Einreise. Aufenthalts- urw 
Bewegungsfreiheit für Geschäftsleute in 
Osteuropa;
— Alle Teilnehmerstaaten der Konte 
renz sollen natürlichen und juristischer, 
Personen anderer Staaten (also westli­
chen Konzernen) persönliche Rechte 
und sämtliche Eigentumsrechte garan 
tieren sowie „diskriminierungsfreien 
Zugang zu . . . Verwaltungsbehörden'
— Durch „Nichtdiskriminierung 
westlicher Konzerne soll ein „günstige^ 
Klima für Investitionen und die ver­
schiedenen Formen der industriellen 
Zusammenarbeit geschaffen werden.“
— Schließlich wünscht die EG von den 
Staaten des RGW die „Konvertierbar­
keit von Währungen“. Die RGW-Staa­
ten sollen sich also verpflichten, alle auf 
ihre Währungen lautenden Schuldforde 
rungen anzuerkennen und auf Wunsch 
gegen westliche Devisen zu tauschen.

Dieses Forderungspaket will die EG- 
Kommission über „spezielle Assoziie­
rungsabkommen“ mit einzelnen RGW- 
Staaten durchsetzen. So sollen auch die 
Gegensätze zwischen den RGW-Staaten 
weiter geschürt werden, vor allem zwi­
schen den „industrialisierten“ Staaten 
Polen, CSSR und Ungarn und den „we­
niger industrialisierten“, wozu Bulga­
rien und Rumänien gerechnet werden. 
Letztere Staaten gelten bei der EG- 
Kommission schon heute als „Dritte- 
Welt“-Staaten“ und sollen zu moder­
nen Halbkolonien der EG werden. Bei 
diesem spalterischen Vorgehen sind 
sich EG und USA einig. So lehnen die 
USA eine allgemeine Lockerung der 
COCOM-Liste weiter ab. Stattdessen 
sind Vertreter von Polen, der CSSR und 
Ungarn zu Einzelverhandlungen über 
Lockerungen der COCOM-Listc nach 
Washington eingeladen.

Auch die Ende letzten Jahres von der 
EG beschlossene „Osteuropabank" soll 
diese Zerlegung des RGW verfolgen. 
Die USA beharren darauf, daß die Bank 
ihre Kreditvergabe auf „Staaten mit 
demokratischer und pluralistischer Ge­
sellschaftsform“ beschränkt und der 
Sowjetunion wenig bis gar keine Kredi­
te gewährt. Zusätzlich wollen die USA 
eine Sperrminorität von 11% der Stim­
men haben, (die EG-Staaten streben 
51% an), während die Sowjetunion 
höchstens 6% Stimmrecht bekommen 
soll. 60% aller Kredite der neuen Bank 
sollen für „private Investitionen" zur 
Verfügung gestellt werden. Die neue 
Bank soll dazu dienen. Konzernen wie 
Daimler-Benz, VW. FIAT. Siemens 
u.a. den Kapitalexport in die RGW- 
Staaten zu erleichtern.

Quellen: Materialien der KSZE-Konfcrenz. 
Bonn: Handelsblatt, 19.3.. 26.3. und 27.3. 
1990- (rill)

Schäuble lobt seine BGS-Eingreiftruppe
Der Jahresbericht 1989 des Bundesgrenzschutzes ist veröffentlicht

Gesamtmetall weiter ungezügelt
Widerstand formiert sich gegen Kapitalistenforderungen

Zunehmend zeichnet sich ab, daß die Einverleibung der 
DDR durch die BRD nicht ohne Widerstände vonstatten 
geht. Die BGS-Truppe von 20000 Mann, ausgerüstet, aus­

gebildet und verfassungsmäßig legitimiert für Bürger­
kriegseinsätze, stellt für die Bundesregierung einen idealen 
Eingreifverband zur Durchsetzung des Anschlusses dar.

Schäuble, Innenminister und zuständig 
für den BGS, hat sich bei der Vorstel­
lung des BGS-Jahresberichts 1989 zur 
aktuellen politischen Lage so geäußert: 
„Wenn sich die Hoffnung erfüllt, daß 
sich die deutsche Einheit in absehbarer 
Zeit verwirklicht, wird dies nicht ohne 
Folgen für die Aufgabenstellung und 
Struktur des BGS bleiben. Mit dem 
Wegfall der innerdeutschen Grenze und 
einer weiteren Normalisierung der 
Grenze zur CSSR würden auch die bis­
herigen Grenzsicherungsaufgaben der 
BGS-Verbände entfallen.“ Also steht 
diese Truppe eigentlich ganz oder teil­
weise zur Auflösung an. Schäuble je­
doch weiter: „Dies heißt aber nicht, 
daß auf eine verbandsmäßig organisier­
te Polizei des Bundes künftig verzichtet 
werden könnte . . . Für die Bewältigung 
schwieriger Sicherheitslagen mit gro­
ßem Störpotential brauchen wir eine 
Verbandspolizei des Bundes. Dabei 
wird es auch in einem künftigen deut­
schen Gesamtstaat bleiben.“ Verbands­
mäßig bedeutet Operieren in geschlos­
senen Einheiten; es handelt sich um 
eine militärische Struktur.

Außer dem Grenzschutzeinzeldienst 
ist der BGS überwiegend verbandsmä­
ßig gegliedert. Im Kapitel „Aufgaben 
des Bundesgrenzschutzes“ findet sich 
dazu folgende Ausführung: „Schwer­
punkt des Einsatzes der BGS-Verbände 
ist der geschlossene Einsatz. Er unter­
scheidet sich von der Tätigkeit des poli­
zeilichen Einzeldienstes durch das ab­
gestimmte Zusammenwirken einer gro­
ßen Zahl von Beamten unter einheitli­
cher Führung.“ Die Struktur des BGS 
ist militärisch. Er ist in fünf Grenz­
schutzkommandos untergliedert, denen 
verschiedene Einsatz- und Ausbildungs- 
Abteilungen unterstellt sind. Unterhalb 
der Ebene der Abteilungen gibt es 
Gruppen, wovon die Grenzschutzgrup­
pe 9 (GSG 9) es zu zweifelhaftem Ruhm 
gebracht hat.

Zunehmend zeichnet sich ab, daß die 
Einverleibung der DDR durch die BRD 
nicht ohne Widerstände vonstatten geht. 
Die BGS-Truppe von 20000 Mann, 
ausgerüstet, ausgebildet und verfas­
sungsmäßig legitimiert für Bürger­
kriegseinsätze, stellt für die Bundesre­
gierung einen idealen Eingreifverband 

zur gewaltsamen Durchsetzung des An­
schlusses dar. Mit Skrupeln bei dieser 
reinen Profi-Truppe müssen die Be­
fehlshaber viel weniger rechnen als bei 
einem möglichen Einsatz von Bundes­
wehr mit Wehrpflichtigen und Zeit-Sol­
daten. Vielleicht mußte Stoltenberg 
auch deshalb seinen Vorschlag vorerst 
wieder einpacken, Bundeswehreinhei­
ten, die nicht der NATO unterstehen, in 
der DDR zu stationieren.

Da der BGS also unter allen Umstän­
den unvermindert bestehen bleiben 
muß, bricht nun eine wilde Suche nach 
neuen Beschäftigungen für „ruhige“ 
Zeiten an. In Verhandlungen mit den 
Bundesländern werden diskutiert die 
Übernahme von Aufgaben der Bahnpo­
lizei, des Fahndungsdienstes der Deut­
schen Bundesbahn und der Sicherung 
des Luftverkehrs. Der Innenminister 
nennt dies „Tagesaufgaben im Bereich 
der Inneren Sicherheit“. Die Truppe 
muß schließlich fit bleiben für die „Be­
wahrung unserer freiheitlichen Ord­
nung“.
Quellen: Innere Sicherheit 1/90; Tätigkeitsbe­
richt 1989 des BGS — (jok) 

Seit bald einem Vierteljahr wird jetzt in 
der Metallindustrie verhandelt. In 
Nordwürttemberg-Nordbaden zum Bei­
spiel haben zehn von zwölf geplanten 
Verhandlungsterminen stattgefunden. 
„Keine Bewegung“, „wenig Fort­
schritte“ usw. hieß es immer wieder 
zum Ergebnis. Sind die Verhandlungen 
einfach stagniert? Leider ist zu befürch­
ten, daß die IG Metall über den Ver­
handlungsmarathon, über den sie öf­
fentlich wenig berichtet hat, eher in 
eine schwierige Lage geraten ist. Sehr 
verschiedene Verhandlungsgegenstände 
des Manteltarifvertrags wurden jeweils 
einige Stunden lang erörtert und dann 
ohne Abschluß wieder beiseitegelegt. 
Dagegen liegt nach wie vor auf dem 
Tisch der Entwurf von Gesamtmetall 
für einen Manteltarifvertrag mit einer 
Fülle von Verschlechterungen und Ein­
griffen in bestehende Regelungen: 
Samstag als Regelarbeitstag, Zehnstun­
dentag, Erleichterung von Nachtarbeit, 
Aufhebung von Mitbestimmungsrech­
ten der Betriebsräte bei der Lage der 
Arbeitszeit usw. usf. Und schließlich 
steuert die Presse dauernd „Kompro­
mißlinien“ bei: Samstagsregelarbeit — 
an einer bestimmten Anzahl von Sams­
tagen im Jahr, 40-Stunden-Woche — 
für einen bestimmten Prozentsatz der 

Belegschaften (1), Jahresarbeitszeitre­
gelungen, also Saisonarbeitszeit — in 
Anlehnung an den Abschluß in der Bau­
industrie. Man spürt schon, wie ziel­
strebig eine Situation vorbereitet wird, 
wo ein Schlichter aus einem Wust un­
fertiger Verhandlungsgegenstände plus 
einem Sortiment strategischer Kapitali­
stenforderungen plus interessierten Rat­
schlägen der bürgerlichen Öffentlich­
keit ein Bündel schnürt, mit dem die IG 
Metall erdrückt werden soll.

Besteht Aussicht auf einen wirksamen 
Widerstand? Das Ergebnis der Be 
triebsratswahlen, wo die IG Metall in 
etlichen Betrieben Zugewinne verzeich­
nen konnte, deutet an, daß der Gedanke 
der solidarischen Gegenwehr gegen die 
Freiheit des Arbeitsmarktes durchaus 
Unterstützung findet. Dariiberhinaus 
zeigen die Berichte über Protestaktio­
nen im Zusammenhang mit der Tarifbe­
wegung, daß überall dort eine Mobili­
sierung zustandekommt. wo über die 
Vorhaben von Gesamtmetall informiert 
wird und die Konsequenzen für die Ar­
beitsbedingungen und die gesellschaftli­
chen Verhältnisse überhaupt kritisiert 
werden. Diese Mobilisierung kann auch 
Kampfmaßnahmen tragen.
Quellenhinweis: (1) Stuttgarter Zeitung wxn 
5.4.90— (rok)
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Anschlußpolitik mit Verfassungsbruch
Millionenhilfen aus dem Bundeshaushalt für Parteien in der DDR / Klage der Grünen gegen Minister Waigel und Wilms

Die unten dokumentierte Klage aus der grünen Bundestagsfraktion ist in der 
■ärgerlichen Presse kein Thema. Umso mehr für uns. Erstens, weil sich zeigt, 
wie kaltschnäuzig große Parlamentsparteien wesentliche Verfassungsvorschrif- 
ten — und das Haushaltsrecht gehört zum Kernbereich des Parlamentarismus 
- mißachten, wenn Klasseninteressen des Kapitals auf dem Spiele stehen. 
Zweitens, weil es auch um Spurensicherung, um Beweise für verfassungswidri­
ge Anschlußpolitik der Bundesregierung geht; und darum, wie frei die Wahlen

in der DDR waren. Gemeinhin wird unter der Freiheit von Wahlen auch die 
Freiheit von auswärtiger Einmischung verstanden. Die Legitimität dieser Wah­
len wäre politisch vor allem bei einer Verschiebung der nächsten Wählervoten 
interessant, die von Fachleuten in keiner Richtung ausgeschlossen wird. 
Schließlich wäre es verkehrt, im Lamento wegen Versagens der Grünen An­
haltspunkte zu mißachten, die ihre Politik bietet. Denn wer gegen die An­
schlußpolitik ist, wird gegen ihre Finanzierung vorgehen wollen. — (uld, maf)

Verdeckte Parteienfinanzierung im DDR-Wahlkampf
Mündlicher Vortrag des Grünen-Abgeordneten Kleinert auf einer Pressekonferenz in Bonn

Presseveröffentlichungen in den letzten 
ßbchen haben mich darauf aufmerk- 
■an gemacht, daß im Rahmen des 
Sachtragshaushalts 1990 auch zusätz­
liche Finanzmittel für die politischen 
Stiftungen bewilligt werden sollten, 
unter anderem war in der Presse von 
einem Gespräch zwischen den Vorsit­
zenden von CDU und SPD die Rede, in 
dessen Verlauf beide Seiten angeblich 
eine Einigung darüber schon erzielt hät­
ten. Durch diesen Vorgang aufmerksam 
geworden, habe ich bei allen Beratun­
gen zum Nachtragshaushalt besonders 
-orgsam darauf geachtet, ob ein dies­
bezügliches Ansinnen von Seiten der 
anderen Fraktionen vorgetragen oder 
gar die Bundesregierung selbst von sich 
aus Vorschläge in dieser Richtung un­
terbreiten würde. Dies ist nicht der Fall 
gewesen. Weder beim Berichterstatter­
gespräch zum Einzelplan des Bundes­
ministeriums des Inneren noch an ir­
gendeinem anderen Punkt sind solche 
initiativen ergriffen worden.

im Einzelplan 27 des Nachtragshaus­
halts, der im Haushaltsausschuß in der 
Sitzung vom 14.3.90 beraten worden 
ist, ist ein Titel 68521 ..Förderung be­
sonderer Hilfsmaßnahmen gesamtdeut­
schen Charakters“ vorgesehen. In den 
Erläuterungen werden zu diesem Titel 
folgende Ausführungen gemacht: „Die 
Ausgaben werden insbesondere zur Un­

An die Staatsanwaltschaft 
beim Landgericht Bonn 
Wilhelrnstraße 
5300 Bonn 1

Bonn, den 22.03.1990
Sehr geehrte Damen und Herren, 
hiermit stellen wir

Strafantrag 
vregen Untreue gemäß § 266 StGB ge­
gen Unbekannt. Als tatverdächtige Per­
sonen kommen unseres Erachtens der 
Bundesminister Finanzen, Herr Dr. 
Waigel, sowie der Bundesminister für 
innerdeutsche Beziehungen, Frau Dr. 
Wilms, in Betracht. Dem Strafantrag 
liegt folgender Sachverhalt zugrunde:

Im noch nicht verabschiedeten Nach­
tragshaushalt 1990 sind bei Kapitel 
2702, Titel 68521 DM 205.000.000 für 
die „Förderung besonderer Hilfsmaß­
nahmen gesamtdeutschen Charakters“ 
vorgesehen. Im Haushaltsgesetz heißt 
es in den Erläuterungen zu diesem Ti­
tel: „Die Ausgaben werden zur Behe­
bung von besonderen Notständen gelei­
stet.“ Im Nachtragshaushalt heißt es in 
den Erläuterungen des weiteren: „Die 
Ausgaben werden insbesondere zur Un­
terstützung der medizinischen Versor­
gung in der DDR und für karitative 
Maßnahmen geleistet ."

Beweis: Auszug aus dem Haushalts­
plan sowie dem Entwurf zum Nach­
tragshaushalt, vergleiche Anlage 1 und 
Anlage 2

In einem Schreiben vom 15.03 1990, 
gerichtet an die Berichterstatter im 
Haushaltsausschuß, teilt Herr Staatsse- 
■retär Dr. Priesnitz vom Bundesmini­
sterium für innerdeutsche Beziehungen 
mit. daß aus dem Kapital 2702 Titel 
68521 DM 20.000.000.- für „Demo- 
tratiehilfemaßnahmen in der DDR" 
•erwendet werden sollen. Er teilt des 
weiteren mit. daß bereits an die partei- 
rahen Stiftungen Friedrich-Ebert-Stif- 
tung. Konrad-Adenauer-Stiftung,
Hanns-Seidel-Stiftung, Friedrich-Nau- 
ßann-Stiftung sowie an die Jakob-Kai- 
er-Stiftung Mittel verausgabt worden 
•iieti. Offenbar haben die vier partei­

terstützung der medizinischen Versor­
gung in der DDR und für karitative 
Maßnahmen geleistet."

Mit Schreiben des Staatssekretärs 
Priesnitz aus dem Bundesministerium 
für innerdeutsche Beziehungen vom
15.3.1990 an die Berichterstatter im 
Haushaltsausschuß erst ist deutlich ge­
worden, wo der wahre Verwendungs­
zweck dieser Mittel jedenfalls auch lie­
gen sollte: Aus diesem Haushaltstitel 
sollten nicht nur Ausgaben zur medizi­
nischen Versorgung in der DDR gelei­
stet werden, sondern auch sogenannte 
..Demokratiehilfemaßnahmen“ in einer 
Größenordnung von 20 Mio. DM, von 
denen ein erheblicher Teil bereits aus­
gezahlt worden ist, bestritten worden.

Verdeckt unter der Bezeichnung 
„Demokratiehilfemaßnahmen" sollen 
und sind bereits Zuwendungen an die 
parteinahen Stiftungen in der Bundesre­
publik geleistet worden — an alle mit 
Ausnahme der grün-nahen Regenbo­
gen-Stiftung. Insgesamt sind 7.5 Mio. 
DM bereits abgeflossen, weitere 2 Mio. 
DM befinden sich im Geschäftsgang.

Ich stelle fest: Mit dieser Praxis wur­
de eindeutig gegen die Bundeshaus­
haltsordnung verstoßen. Soweit sich die 
Bundesregierung dabei auf die Mög­
lichkeit überplanmäßiger Ausgaben be­
ruft, so ist dies unzutreffend, denn 
überplanmäßige Ausgaben sind nur im

Dokumentiert: Der Strafantrag der Grünen
Anzeige gegen die Minister Waigel und Wilms bei der Bonner Staatsanwaltschaft wegen Untreue

nahen Stiftungen mit Schreiben vom 
22.01.1990 einen Zuwendungsbe­
scheid über die erste Abschlagsbewilli­
gung erhalten. Als Zuwendungszweck 
ist in dem Zuwendungsbescheid ange­
geben: „Materielle Hilfe für demokrati­
sche Reformkräfte in der DDR und in 
Berlin (Ost)“. Zum Zuwendungszweck 
wird des weiteren ausgeführt: „Es 
bleibt Ihrem pflichtgemäßen Ermessen 
im Rahmen der Präambel des Grundge­
setzes überlassen, welche der demokra­
tischen Kräfte der DDR Sie unterstüt­
zen. Allerdings gehe ich von einer Aus­
gewogenheit der Förderung durch die 
politischen Stiftungen aus.“

Beweis: Vorlage des Schreibens des 
Bundesministers für innerdeutsche Be­
ziehungen vom 16.03.1990 in Kopie.

Offenbar sind bislang aus dem Kapi­
tel 2702 Titel 68521 insgesamt minde­
stens DM 7.500.000,- verausgabt wor­
den.

Beweis: Vorlage des Schreibens des 
Staatssekretärs des Bundesministeriums 
für innerdeutsche Beziehungen vom 
15.03.1990.

Die Mittel, die den parteinahen Stif­
tungen zur Verfügung gestellt worden 
sind, sind diesen zur Weiterleitung an 
Parteien (Materialhilfe, Büroausstat­
tung, technische Geräte) zur Verfügung 
gestellt worden. Die parteinahen Stif­
tungen fungierten lediglich als Instanz, 
die die Geldmittel in Sachmittel um­
wandelten und die sodann die Sachmit­
tel an Parteien in der DDR weitergege­
ben haben.

Die Verausgabung von Mitteln des 
Bundes für „Demokratiehilfemaßnah­
men“ in der DDR ist weder durch das 
Haushaltsgesetz 1990 noch durch den 
Entwurf des Nachtragshaushalts 1990 
gedeckt. Sie kann auch nicht gerechtfer­
tigt werden als Vorgriff im Sinne des 
§ 37 Abs. 6 der Bundeshaushaltsord­
nung.

Der Haushaltstitel 2702/68521 hat 
die Zweckbestimmung „Förderung be­
sonderer Hilfsmaßnahmen gesamtdeut­
schen Charakters“. Wenn nunmehr 
..Demokratiehilfemaßnahmen" geför­

Rahmen der Zweckbestimmung der je­
weiligen Titel möglich. Und diese 
Zweckbestimmungen lautet auf „För­
derung besonderer Hilfsmaßnahmen“ 
und nicht auf „Zuwendungen an parteL 
nahe Stifungen“. Als erste Konsequenz 
daraus werden wir ein Gutachten des 
Bundesrechnungshofes einholen.

Ich stelle zweitens fest: Die Zuwen­
dungen an die parteinahen Stiftungen 
wurden eindeutig unter Mißachtung von 
elementaren Grundregeln der parla­
mentarischen Beratung und Kontrolle 
auf den Weg gebracht. Es steht zu ver­
muten. daß an den Abgeordneten vorbei 
eine verdeckte Parteienfinanzierung 
zum Zwecke der Beeinflussung des 
DDR-Wahlkampfes geleistet worden 
ist. Das Informations- und Mitwir­
kungsrecht des einzelnen Abgeordneten 
und der Fraktion der GRÜNEN im Ge­
setzgebungsverfahren des Bundestages 
ist damit erheblich beeinträchtigt wor­
den. Das gilt für mich als Einzelperson, 
aber auch in meiner Funktion als zu­
ständiger Berichterstatter für die Frak­
tion in diesem Bereich. Die Einschät­
zung, daß hier verfassungsmäßige 
Rechte in verfassungsrechtlich relevan­
ter Weise beeinträchtigt wurden, wiegt 
um so schwerer, als davon auszugehen 
ist, daß zwischen Stellen der Bundesre­
gierung und den Stiftungen, die den 
Konkurrenzparteien der GRÜNEN na­

dert werden sollen, die in der Vergan­
genheit unter dem entsprechenden Titel 
nicht gefördert worden sind, so hätte 
die Änderung der Zweckbestimmung 
im Haushaltstitel deklariert werden 
müssen bzw. hätte ein Hinweis in den 
Erläuterungen gegeben werden müssen. 
Das ist nicht der Fall. Mithin sind Mit­
tel verausgabt worden, die weder im 
Haushaltsgesetz noch im Entwurf des 
Nachtragshaushaltes vorgesehen sind.

Der rechtswidrige Charakter der Mit­
telverausgabung kann auch nicht da­
durch geheilt werden, indem Bezug ge­
nommen wird auf § 37 Abs. 6 der Bun­
deshaushaltsordnung oder indem die 
Zweckbestimmung im Nachtragshaus­
halt verändert wird.

Das Bundesverfassungsgericht hat zu 
den parteinahen Stiftungen ausgeführt: 
„Es ist den Stiftungen verwehrt, in den 
Wettbewerb der politischen Parteien 
einzugreifen, indem sie etwa im Auf­
trag und für die ihnen nahestehenden 
Parteien geldwerte Leistungen oder 
Wählkampfhilfe erbringen.“ (BVerfGE 
73, 1, 32). Es hat desweiteren ausge­
führt: „Von dem auf die Erringung po­
litischer Macht und deren Ausübung 
gerichteten Wettbewerb der politischen 
Parteien hat sich die Zwecksetzung der 
Stiftungen deutlich abzuheben. Die Stif­
tungen sollen die Beschäftigung der 
Bürger mit politischen Sachverhalten 
anregen und den Rahmen bieten für eine 
— allen interessierten Bürgern zugäng­
liche — offene Diskussion politischer 
Fragen.“ (BVerfGE 1, 33) Zwar ist das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichtes 
nicht unmittelbar einschlägig, da es sich 
bezieht auf die Stellung der parteinahen 
Stiftungen in der Bundesrepublik 
Deutschland. Sinngemäß ist dieses Ur­
teil auf den vorliegenden Sachverhalt 
jedoch übertragbar. Die Zuwendungen 
an die parteinahen Stiftungen sind aus­
schließlich erfolgt unter dem Aspekt, 
daß die parteinahen Stiftungen die ent­
sprechenden Beträge bzw. Sachmittel 
den Parteien in der DDR zuwenden, die 
ihnen nahestehen. Es ging in Wahrheit 

hestehen, ein Informationsaustausch 
stattgefünden hat. Zu vermuten ist fer­
ner, daß die Anträge der Stiftungen in 
Abstimmung mit Stellen des Bundes ge­
stellt wurden und daß umgekehrt die 
Erläuterungen im Nachtragshaushalt in 
Erwägung der gestellten Anträge for­
muliert wurden. Dies alles ist deshalb 
geschehen, um den Berichterstatter der 
Fraktion der GRÜNEN im Haushalts­
ausschuß — also mich — und damit die 
Fraktion gerade nicht rechtzeitig zu in­
formieren, und auf diese Weise zu er­
möglichen, daß die Gelder bereits aus­
gezahlt werden konnten, bevor ein ord­
nungsgemäßes parlamentarisches Ver­
fahren zum Abschluß gekommen ist. 
Damit ist das Recht des einzelnen Ab­
geordneten und das Recht der Fraktion 
auf frühzeitige und gleiche Information 
verletzt worden. Deshalb beabsichtigen 
wir, und das ist die zweite Konsequenz, 
beim Verfassungsgericht in Karlsruhe 
eine Organklage wegen Verletzung un­
serer Beteiligungsrechte cinzureichen.

Schließlich ist drittens festzustellen: 
Es besteht der dringende Verdacht, daß 
sich Mitglieder der Bundesregierung 
der Veruntreuung öffentlicher Gelder 
nach § 266 StGB schuldig gemacht ha­
ben. Deshalb haben Frau Vennegerts 
und ich heute einen Strafantrag bei der 
Staatsanwaltschaft Bonn eingereicht, 
der Ihnen hier schriftlich vorliegt.

nicht um „Demokratiehilfemaßnah­
men“, sondern um gezielte Förderung 
der Parteien, die den parteinahen Stif­
tungen nahestehen. Diese Zweckver­
wendung ist im Haushaltsgesetz sowie 
im Nachtragshaushalt nicht ausgewie­
sen, sie hätte auch nicht ausgewiesen 
werden können, da ein solcher Verwen­
dungszweck rechtswidrig — weil nicht 
im Einklang mit der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts stehend 
— ist. Ergänzend sei hinzugefügt, daß 
die Mittelverausgabung auch deswegen 
rechtswidrig gewesen ist, weil sie mit­
telbar eine Förderung der politischen 
Parteien in der Bundesrepublik 
Deutschland darstellt. Ersichtlich haben 
CDU, CSU, FDP und SPD in der DDR 
materielle Hilfe über ihre parteinahen 
Stiftungen aus Mitteln des Bundes auch 
deswegen geleistet, weil es ihnen auf 
die Rückwirkungen für den Wahlkampf 
in der Bundesrepublik Deutschland an­
kam. Insofern ist die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts zu par­
teinahen Stiftungen unmittelbar ein­
schlägig.

Hat das Bundesministerium für inner­
deutsche Beziehungen mithin Mittel an 
die parteinahen Stiftungen verausgabt, 
die weder durch das Haushaltsgesetz 
noch durch den Nachtragshaushalt ge­
deckt sind bzw. gedeckt werden kön­
nen, so ist zu Lasten des Bundes ein 
Vermögensnachteil eingetreten. Der 
Tatbestand der Untreue liegt daher vor.

Es ist uns nicht bekannt, welche Per­
son im Bundesministerium für inner­
deutsche Beziehungen die Zuweisung 
der Gelder an die parteinahen Stiftun­
gen veranlaßt hat. Wir gehen davon 
aus, daß dies auf Weisung von Frau Dr. 
Wilms mit Zustimmung des Bundesfi­
nanzministers geschehen ist. Wir kom­
men zu dieser Annahme, weil wir nicht 
davon ausgehen, daß nachgeordnete 
Beamte im Ministerium Gelder in nicht 
unbeträchtlicher Höhe ohne Wissen der 
Leitung des Ministeriums verausgaben.

Christa Vennegerts, MdB 
Hubert Kleinert, MdB

Heiligenschein 
und Goldregen

Die konkreten Vorhaben der neuen Re­
gierung der DDR sind zu unserem Re­
daktionsschluß noch nicht bekannt ge­
worden, nur, daß man einen „Gleich­
klang von Wirtschafts-, Währungs-, 
und Sozialunion wolle“. Zeitpunkt: 1.
1. Juli. Es fällt auf, daß in diesem 
Klangbild die politische Union nicht 
erwähnt wird. Auch wird Pieroth, der 
früher in Westberlin Wirtschaftssenator 
war, nicht DDR-Wirtschaftsminister, 
sondern, wie sich de Maiziere aus­
drückte, ein Staatsbürger der DDR. Im 
Gange der Koalitionsverhandlungen 
hatte es zur politischen Union geheißen, 
man wolle einen Weg gehen, der dem 
Art. 146 (neue Verfassung) Rechnung 
trage, aber nach Art. 23 (Anschluß) 
vorgehe. Man wolle wichtige soziale 
Rechte berücksichtigt wissen. Wie die 
Bevölkerung der DDR reagieren wird, 
wenn sich herausstellt, was die BRD ihr 
bringen bzw. nehmen will? Aus den 
großen Demonstrationen wegen des 
DM Kurses läßt sich schließen: unge­
halten. Und die DDR Regierung, die 
Volksvertretung?

In die vierhundert Köpfe zählende 
Volkskammer blies der Wind der De­
mokratie auch ein knappes Doppeldut­
zend geistliche Herren, deren Berufs­
gruppe damit über jedes vernünftige 
Maß hinaus überrepräsentiert ist. An 
diesen Früchten zeigt sich, wie un­
eigennützig die Kirche den Verfolgten 
Unterschlupf bot. Sie hat eine unvor­
sichtig umherschweifende Opposition 
eingefangen, dressiert, gesattelt, bestie­
gen. Nicht mehr lange, und sie wird die 
Sporen einsetzen.

Wie haben sich die Kirchen der 
DDR, sie klagen über den relativ nie­
drigen Mitgliederstand von ca. 1/3 der 
Bevölkerung, eine so starke Position 
erobern können? Dies erklärt sich im 
Zusammenhang des Strebens nach 
„einer Gesellschaft, die am Wettbe­
werb orientiert ist“.

Vom Wettbewerb wissen alle, die ihn 
kennen, daß er nur denen angenehm ist, 
die an einem Monopol Anteil haben und 
folglich über ihm stehen. Wettbewerb 
total endet mit dem wirtschaftlichen, 
d.h. existenziellen Untergang der 
schwächsten Anbieter. In der am Wett­
bewerb orientierten Gesellschaft ist ein 
großer Teil der Menschen existenziell 
bedroht. Eine Gesellschaft, die das auf 
sich zukommen sieht, sucht nach sittli­
chen Vorgaben, die ihn mildem. Die 
christliche Lehre enthält da z.B. die 
Nächstenliebe als — freilich nicht ein­
klagbares — Gebot; eine Art Vertei­
lungsprinzip, das dem lebensgefährli­
chen Extremismus des Wettbewerbs 
entgegensteht. Die Kirche und ihre Ver­
treter haben in Volkskammer und Re­
gierung der DDR in diesem Sinne einen 
sozialpolitischen Wählerauftrag, der zu 
dem, was kommen soll, nicht paßt.

Was rät dazu wohl der heilige Geist? 
Die Menge ist, zumal im Glauben, wan­
kelmütig. Eine Kirche, die sich Volks­
stimmungen auslieferte, wie sie z.B. bei 
Verbot und Bestrafung des Schwanger­
schaftsabbruches und gleichzeitiger 
Schließung von Kinderkrippen, -gärten, 
-horten vorübergehend aufkommen 
können, handelte fahrlässig. Sie muß 
ihrem ewigen Auftrag stets gerecht 
werden können, braucht Sicherheit.

Irdische Sicherheit bietet, so weit 
überhaupt möglich, der Staat. Hat die 
Kirche vorher dem Gedanken des Wett­
bewerbes durch das Versprechen von 
Milderungen erst populär gemacht, 
muß der Staat ihr jetzt gerechterweise 
Wirkungsmöglichkeiten garantieren.

Der BRD-Staat hilft der Kirche durch 
Gewährung einer langen Reihe von Pri­
vilegien, von denen der Zutritt zu den 
öffentlichen Schulen und der Einzug 
der Kirchensteuer herausragend wichtig 
für die geistliche Unabhängigkeit von 
politischen Meinungsbildungen im 
Kirchenvolke sind.

Über die Kirchen in der DDR käme 
ein Goldregen, wenn „die DM käme“, 
denn mit der DM käme die Einkom­
menssteuer und sieben bis acht Prozent 
davon bliebe am Finger Gottes kleben. 
Aber der niedrige Anteil von eingetra­
genen Christen in der DDR?

Der Witz wäre ja gerade, daß nichts 
besser ideologische Reue und Umkehr 
erkennen läßt, als Nachtaufe, Nachkon­
firmation, Nachheirat. Und von alters 
her ist die Kirche für Absolutionen zu­
ständig ... Die geistlichen Herren in 
der Volkskammer, an den Parteispitzen 
und in den Regierungsämtern haben ein 
echtes, DM-hartes und trotzdem höhe­
res Anschlußmotiv.
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Seit Anfang April rebellieren im britischen Gefängnis Strangeways bei Manchester 
etwa 300 Gefangene gegen die unzumutbaren Haftbedingungen (Bild). Das Gefäng­
nis ist überfüllt, viele Gefangene müssen ihre Notdurft selber aus den Zellen in Kü­
bel tragen. Nachdem es anfangs geheißen hatte, „zahlreiche" Gefangene und Wär­
ter seien von den Meuterern umgebracht worden, ist bis jetzt erst ein Toter bekannt. 
Aus Gefängnissen in Cardiff, Brixton und Dartmoor, wo 120 Gefangene auf das 
Dach stürmten und eine Fahne „Strangeways — wir stehen hinter euch" entrollten, 
wurden Solidaritätsaktionen bekannt. Die Gewerkschaft der Vollzugsbeamten kriti­
sierte die Haftbedingungen der Gefangenen. Die Meutereien in Brixton und Cardiff 
wurden rasch niedergeschlagen. Die Aufstände in Dartmoor und Strangeways 
dauerten bei Redaktionsschluß an. — (rül)

Zimbabwe: ZANU (PF) gewinnt 
Präsidentschaftswahlen

Mit etwa 80 Prozent der abgegebenen 
Stimmen bei einer Wahlbeteiligung von 
62,5% ist Robert Mugabe erneut zum 
Präsident Zimbabwes gewählt worden. 
Mugabe kandidierte für die Zanu (Pa­
triotische Front), in der beide Organisa­
tionen des Befreiungskampfes inzwi­
schen zusammengeschlossen sind. Dies 
waren die ersten landesweiten Wahlen 
nach dem Zusammenschluß. Die Mehr­
heit der Zanu tritt für ein Einparteien- 
System ein, um das Aufkommen von 
Stammeskonflikten zu vermeiden, die 
in der Vergangenheit häufig von Süd­
afrika geschürt und genutzt wurden. 
Gegen Mugabe war Edgar Tekere von 
der ZUM (Zimbabwe Unity Movement) 
angetreten. Die ZUM hatte sich bei der 
Vereinigung von ZANU und ZAPU 
abgespalten. — (uld)

Belgien: Abtreibungsgesetz 
verabschiedet

Anfang April hat das belgische Parla­
ment ein neues Abtreibungsgesetz ver­
abschiedet. Damit wird in Belgien das 
seit 1867 bestehende generelle Verbot 
von Schwangerschaftsabbrüchen erst­
mals gelockert. Künftig können Frauen 
„in einer Notlage“ während der ersten 
zwölf Wochen der Schwangerschaft ab­
treiben. Worin die „Notlage“ besteht, 
wird in dem Gesetz nicht definiert. Der 
König hatte bis zuletzt die klerikale Op­
position gegen das Gesetz unterstützt. 
Um das Gesetz in Kraft zu setzen, wur­
de er zwei Tage lang für „amtsunfähig“ 
erklärt. — (rül)

Indonesien — Ost-Timor: 
Hinrichtung von Oppositionellen 
Das indonesische Regime Suharto soll 
in den letzten Wochen mehrere Opposi­
tionelle hingerichtet haben. Nach Zei­
tungsberichten wurden Mitte Februar 
vier progressive Militärangehörige hin­
gerichtet. Zugleich wurde bekannt, daß 
bereits im Oktober letzten Jahres zwei 
Kommunisten nach 15 Jahren Haft exe­
kutiert worden waren. Das Regime Su­
harto, das 1965 mit Hilfe des US-Ge- 
heimdienstes CIA in einem blutigen 
Staatsstreich an die Macht gekommen 
war, bei dem über 500000 Kommuni­
sten ermordet worden waren, hatte die 
beiden Kommunisten bereits 1974 zum 
Tode verurteilt, weil sie versucht hat­
ten, die Kommunistische Partei wieder­
aufzubauen. Am 11. März 1990 kün­
digte Suharto aus Anlaß des 25. Jahres­
tags seines Regimes weitere sechs Hin­
richtungen an. In letzter Zeit hatten sich 
die Anzeichen für offene Opposition 
gegen das Regime vermehrt. In Indone­
sien hatten im vergangenen November 
mehrere tausend Studenten gegen das 
Regime demonstriert. In dem seit 1978 
von indonesischem Militär besetzten 
Ost-Timor hatten am 17. Januar Ju­
gendliche gegen die anhaltende Beset­
zung der Inseln demonstriert. Das indo­
nesische Militär erschoß zwei Jugendli­
che. Im gleichen Monat gelang der Be­
freiungsbewegung Ost-Timors, Freti- 
lin, der Abschuß eines indonesischen 
Hubschraubers. — (rül)

Demonstrationen gegen 
erpresserischen Umtauschkurs 

Hunderttausende von Arbeitern, Ange­
stellten, Rentnern und Menschen aus 
anderen Schichten der DDR-Bevölke­
rung demonstrierten am 5. April in der 
DDR gegen den — in die Koalitionsver- 
handlungen zwischen den Allianz-Par­
teien und der DDR-SPD plazierten — 
Umtauschkurs von 2:1. Die gesamt­
deutsche Währungsunion soll Niedrig­
löhne und -renten in der DDR als einen 
Eckpfeiler beinhalten. In Ostberlin wa­
ren es über 50000 Menschen, die gegen 
die imperialistische Provokation von 
Seiten der BRD demonstrierten. Gegen 
die Annexionsoffensive der westdeut­
schen Bundesbank, die sich als Sprach­
rohr und Wegbereiter der westdeut­
schen Bourgeoisie und ihrer Konzerne 
versteht, demonstrierten auch in ande­
ren Städten der DDR mehrere hundert­
tausend Menschen; so in Leipzig, Dres­
den, Karl-Marx-Stadt, Schwerin und 
Rostock. Hauptinitiator der Demonstra­
tionen war der Freie Deutsche Gewerk­
schaftsbund (FDGB). Bei allen Demon­
strationen unterstützten den FDGB die 
PDS, die FDJ, die Vereinigte Linke und 
viele andere Organisationen, die zu den 
Volkskammerwahlen gegen die Verein­
nahmung der DDR durch die BRD kan­
didierten, außerdem andere Vereini­
gungen, wie die der Rentner und Ar­
beitslosen, antifaschistische Bündnisse 
u.a. Die FDGB-Vorsitzende Helga 
Mausch sagte auf der Abschlußkundge­
bung in Berlin, im Land ginge die blan­
ke Existenzangst um. Sie erklärte: 
„Wir fordern unsere neue Regierung 
auf, den Mehrheitswillen der Bevölke­
rung durchzusetzen und diesen Kurs 
abzulehnen ... In der gegenwärtigen 
Phase sind die Gewerkschaften die 
Hoffnungsträger von Millionen Men­
schen. Wir schützen die Interessen der 
Werktätigen. Wir haben den Auftrag, 
Armut zu verhindern. Dafür werden 
wir kämpfen.“ — (mal)

Nach mehreren großen Protestdemonstrationen, bei denen es durch Militär- und Po­
lizeiangriffe auf die Demonstranten zu zahlreichen Toten gekommen war, hob der 
nepalesische König Birenda ein seit 1961 bestehendes Parteienverbot auf und kün­
digte baldige Neuwahlen an. Die Demonstrationen, an denen sich in den letzten 
Wochen Hunderttausende beteiligt hatten, waren von einer am 18. Februar von der 
nepalesischen Kongreßpartei und der Vereinigten Linksfront (zu der sich sieben 
kommunistische Parteien zusammengeschlossen haben) organisiert worden. Links­
front und Kongreßpartei haben eine „Bewegung für die Wiederherstellung der De­
mokratie" gebildet. Auch die indische Regierung und westliche Gläubiger Nepals 
hatten in letzter Zeit ihren Druck auf die Regierung verstärkt. Nach Zeitungsberich­
ten fordern diese Mächte eine stärker anti-chinesische Politik Nepals. — (rül)

Bayer Lateinamerika: Heftige 
Angriffe der Gewerkschaften

Die Coordination gegen Bayer-Gefah­
ren berichtet am 30. März über einen 
Teilerfolg der Gewerkschaft bei Bayer 
do Brasil: „Die Unternehmensleitung 
stellte Ende Februar die Gewerkschafts­
leitung wieder ein. Der Konflikt war 
entstanden, nachdem Bayer do Brasil 
im Anschluß an einen 30tägigen Streik 
seit August 1989 bis heute insgesamt 
mehr als 200 Arbeiter entlassen hatte. 
Darunter auch zwölf Gewerkschaftsfüh­
rer, die teilweise auf Betreiben von 
Bayer inhaftiert waren. Mit .Repression 
statt Lohn bei Bayer1 hatten die bundes­
deutschen Medien das Vorgehen be­
schrieben. Bis zuletzt hatte die Unter­
nehmensleitung diesen Weg beschrit­
ten. Noch kurz vor Wiedereinstellung 
hatte sie mit einer Unterschriftenaktion 
versucht, die Gewerkschaftsleitung in 
einer Generalversammlung abzuwäh­
len. Dies scheiterte an der Solidarität 
der Kollegen und Kolleginnen.“ Die 
von Bayer do Brasil entlassenen Ge­
werkschaftsfunktionäre gehören zum 
Dachverband CUT. Bayer do Brasil 
versucht seit geraumer Zeit, die CUT- 
Gewerkschaft zu vernichten und eine 
Betriebsgewerkschaft zu lancieren.

In Peru kämpfen die von der Bayer- 
Tochter entlassenen Gewerkschafter 
weiterhin vor den Gerichten um ihr 
Recht. Sie fordern die von Bayer ge­
setzwidrig verweigerte Anpassung der 
Löhne an die Inflation. Die Unterneh­
mensleitung hat für das Jahr 1990 völlig 
unzureichende Angebote gemacht: Er­
höhung des Grundlohns von momentan 
durchschnittlich 627300 Intis pro Tag 
um 69000, zum 1.4. um weitere 60000 
Intis, zum 1.7. um 95000 Intis und zum 
1.10. um 135000 Intis. Im Vergleich 
zum Vorjahr ist dies eine Verschlechte­
rung, weil damals vierteljährliche Neu­
verhandlungen vorgesehen waren, die 
sich an der realen Inflationsrate orien­
tieren sollten, die 1989 2775,3% be­
trug. In den bestehenden Sozialfond 
will Bayer nur einzahlen, wenn die Ge­
werkschaft auf die Bedingung „Keine 
Streiks, keine Arbeitsniederlegung in 
diesem Jahr“ eingeht. Die Gewerk­
schaft lehnt dies ab. Sie rechnet vor, 
daß das Angebot bedeutet, daß die 
Kaufkraft der Löhne gerade die Hälfte 
ihrer Kaufkraft am 1.1.1989 erreicht. 
Der Reallohn ist inzwischen auf 30% 
des offiziellen Warenkorbs einer fünf­
köpfigen Familie abgesunken. — (uld)

USA: Ex-Sicherheitsberater
John M. Poindexter verurteilt

Der frühere Sicherheitsberater Rea­
gans, Vizeadmiral Poindexter, ist von 
einem US-Gericht schuldig gesprochen 
worden. Poindexter war beschuldigt 
worden, in der Iran-Contra-Affäre (ille­
gale US-Waffenlieferungen an den Iran, 
aus deren Erlös die Contras in Nicara­
gua unterstützt wurden) an einer Ver­
schwörung zur Täuschung des US-Kon- 
gresses beteiligt gewesen zu sein, ferner 
der Obstruktion von Kongreß-Untersu­
chungen und des Meineids. Ihm drohen 
maximal 25 Jahre Gefängnis und 1,25 
Mio. Dollar Geldstrafe. Das Urteil ge­
gen Poindexter wird am 11. Juni be­
kanntgegeben. Reagan hatte in dem 
Prozeß ausgesagt, er habe von solchen 
„Details“ nicht gewußt. — (rül)

Kurdistan: Türkei steigert Terror
Todesurteile gegen 43 PKKIer sollen vollstreckt werden

Kurz nach Beginn der letzten Aufstände 
in Kurdistan tagte in Ankara am 28. 
März der Nationale Sicherheitsrat der 
Türkei unter Vorsitz von Staatspräsi­
dent Özal. Dabei wurden die Aufstände 
der letzten Wochen in Kurdistan bewer­
tet und Maßnahmen dagegen diskutiert. 
Der türkische Staat will weiterhin das 
kurdische Problem mit mehr militäri­
scher Gewalt „lösen“. Kurz nach die­
sem Treffen gab es ein Gipfeltreffen der 
Parteivorsitzenden der Parlamentspar­
teien. An diesem Treffen, das am 2. 
April stattfand, nahmen der SHP-Vor- 
sitzende Inönü, der Vorsitzende von 
ANAP, Akbulut, und der DYP-Vorsit- 
zende Demirel teil. Alle Parteien er­
klärten ihre Unterstützung für die Be­
schlüsse des Nationalen Sicherheitsra­
tes. Im folgenden geben wir eine Über­
sicht über die Beschlüsse des Nationa­
len Sicherheitsrats, wie sie in der türki­
schen Presse berichtet wurden:

1. Die Armee wird weiterhin eine 
gewaltsame Lösung verfolgen und wei­
tere Einheiten nach Kurdistan verlegen.

2. Die Spezialteams werden mit mehr 
Macht ausgestattet. Ihre Zahl wird ver­
doppelt.

3. Die Zahl der „Dorfschützer“ soll 
noch mehr erhöht werden.

4. Die Immunität von kurdischen Ab­
geordneten, die sich mit „Separatis­
mus“ einlassen, soll aufgehoben 
werden.

Italien: FIAT expandiert m SU
Motorenwerke sollen Stellung im SU-Fahrzeugbau festigen

Der italienische Fiat-Konzern trachtet 
danach, die aktuelle Ausdehnung der 
sowjetischen Autoproduktion zu domi­
nieren und sich unter den westlichen 
Automobilkonzernen die Führung in 
der Expansion auf dem künftigen Auto­
mobilmarkt der Sowjetunion zu ver­
schaffen. In den 60er Jahren hatte Fiat 
ein Automobilwerk in Togliattigrad 
„schlüsselfertig“ an die Sowjetunion 
verkauft. Dort waren dann jährlich 
600000 Fahrzeuge eines einzigen Typs, 
abgeleitet aus dem Fiat 124, hergestellt 
worden. Jetzt baut die Sowjetunion eine 
neue Autoindustrie in Elabuga, etwa 
tausend Kilometer südöstlich von Mos­
kau, auf. Dort sollen mit einem modula­
ren System jährlich 900000 Fahrzeuge 
dreier Modelle hergestellt werden: ein 
Drittel Kleinwagen, ein Drittel Fahr­
zeuge mit 1000-1100 ccm Hubraum, 
ein Drittel mit 1300-1400 ccm Hub­
raum. Die drei Typen sollen viele Teile 
gemeinsam haben.

Einen ersten Vertrag hatte der sowje­
tische Staatschef Gorbatschow im No­
vember 1989 in Italien mit Fiat abge­
schlossen. Er betraf das mittlere Mo­
dell, und zwar dessen Planung sowie

Kanada: Francokanadler erbittert
Ihre Kultur kommt auch in Quebec immer mehr unter Druck

Kanada ist zweisprachig, die französi­
sche Sprache steht offiziell gleichbe­
rechtigt neben dem Englischen. Aber 
die Verhältnisse sind sehr ungleich ver­
teilt — 90% der französischsprechen­
den Bevölkerung Kanadas leben in der 
Provinz Qudbec. Der historische Hin­
tergrund ist die Konkurrenz zwischen 
England und Frankreich um den Besitz 
des Kontinents, die mit der Eroberung 
der Stadt Quebec 1759 durch die Eng­
länder entschieden wurde. Um dieser 
Bevölkerung die Bewahrung ihrer fran- 
kokanadischen Sprache und Kultur trotz 
Massenmedien und Mobilität weiter zu 
ermöglichen, betreibt die Provinz Que­
bec seit zwanzig Jahren eine aktive 
Sprachenpolitik zum Nachteil des Eng­
lischen. Die Begründung dafür ist. daß 
angesichts einer überwältigenden Mehr­
heit von Englischsprechenden in Nord­
amerika das Französische sich auch in 
Quebec nur dann halten kann, wenn es 
wenigstens hier privilegiert ist.

Neuere Untersuchungen legen die Be­
fürchtung nahe, daß selbst rigide Ein­
griffe die Zukunft der frankokanadi- 
schen Kultur nicht sichern können. Die­
se Untersuchungen beziehen sich auf 
das Sprachverhalten der Einwanderer. 
Früher hatte Quebec eine sehr hohe Ge­
burtenrate — ein Ergebnis aus Katholi­

5. Vollstreckung der Todesunei:, 
gegen die PKK-Mitglieder. Die Urteile 
liegen im Augenblick zur endgültiger 
Bestätigung im Parlament 43 PKK 
Mitglieder sind derzeit zum Tode wer 
urteilt.

6. Deportierung von etwa 1000 Do- 
fern an der Grenze in den Provinzen 
Siirt, Mardin. Hakkari und Van.

7. Verurteilung aller während der 
Aufstände Inhaftierten vor einem 
Staatssicherheitsgericht in Diyarbakir 
Zu diesem Zweck befindet sich der 
Stellvertreter des Generalstaatsanwaib 
der Türkei bereits in Diyarbakir.

8. Die örtlichen ökonomischen, kul­
turellen und sozialen Institutionen sol- 
len vom Militär übernommen werden.

9. Intensivierung der Gegenpropa­
ganda gegen die PKK.

10. Diplomatische Kontakte mit den 
Nachbarländern, um eine Einheit gegen 
die PKK zu schaffen.

11. Im Ausland sollen „Bestrafungs­
methoden“ ähnlich den Einsätzen des 
israelischen Geheimdienstes Mossad 
gegen Palästinenser verfolgt werden.

12. In Europa soll die Verfolgung 
von PKK- und ERNK-Mitgliedem ver 
stärkt werden, um durch intensive Be 
Ziehungen mit befreundeten Ländern 
die Aktivitäten der PKK in Europa zu 
verhindern.
Quellenhinweis: Kurdistan-Rundbrief 8/1991)
— (rül)

Einrichtungen für die Karosserieferti­
gung. Jetzt sind zusätzlich zwei Verein­
barungen getroffen worden. Fiat soll 
auch die Motoren sowie mechanische 
Teile für alle drei Modelle liefern. Die 
Motoren sind dem „Fire“-Motor von 
Fiat ähnlich, der hochautomatisch mon­
tiert wird. Zweitens liefert Fiat auch 
den Plan für den Kleinwagen. Einzel­
heiten sind dabei noch festzulegen.

Damit bleibt nur ein Teil des größe­
ren Modells übrig. Aber auch hier rech­
net sich Fiat mit seinen Erfahrungen in 
der SU-Autoproduktion gute Chancen 
aus. Einen starken Einfluß will sich Fiat 
auch durch die Form des Geschäfts si­
chern. Im Unterschied zum Werk To­
gliattigrad sind die neuen Werke als 
Joint ventures angelegt mit einer 30%- 
Beteiligung von Fiat. Fiat nutzt bei der 
Expansion in die SU auch die besonde­
ren Umstände der Konkurrenzkonzeme 
aus. Der VW-Konzern etwa konzen­
triert sich derzeit bei seiner Ostexpan­
sion auf die Expansion in die DDR und 
CSSR, die japanischen Konzerne auf 
die Expansion in die EG sowie in die 
USA.
Quelle: L‘Unitä 24.3.. 28.3.90- (rok)

zismus plus dem Gefühl der Bedro­
hung. Durch diese hohe Geburtenrate 
blieb das Zahlenverhältnis innerhalb 
Kanadas zwischen Anglo- und Franko- 
kanadiern über einhundert Jahre weit­
gehend gleich, bei etwa 30%, trotz der 
hohen Einwanderung aus englischspra­
chigen Ländern.

Mittlerweile ist der Anteil jedoch auf 
25,5% gefallen und sinkt weiter. Das 
liegt daran, daß von den Einwanderern, 
soweit sie von zu Hause aus weder eng­
lisch noch französisch sprechen, nur 
sehr wenige sich dafür entscheiden, 
französisch zu lernen. Zwischen 1978 
und 1986 kam eine Dreiviertelmillion 
Einwanderer nach Kanada, und für 
zwei Drittel von ihnen gilt, daß sie eine 
solche Sprachenwahl treffen müssen. 
Selbst in Montreal, der frankokanadi- 
schen Millionenstadt, lernen dreimal 
soviele Immigranten englisch wie fran­
zösisch. und auch über das Schulsystem 
gelingt es der Provinz Quebec anschei­
nend nicht, viele Einwanderer für das 
Französische zu gewinnen. Es ist dem­
nach zu erwarten, daß die Erbitterung 
der Frankokanadier über die Bedrohung 
ihrer Kultur noch weiter zunimmt.
Quelle: Vortrag von Mario ftilise.
Wirtschaftswissenschafter an der Universite du 
Quebec. in Grainau. Feb 1990 — (mif)
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Etw 100000 Menschen beteiligten sich 
im Samstag, den 31. März, in London 
in einer landesweiten Demonstration 
gegen die neue „Kopfsteuer“ oder 
.Wahlsteuer“, wie „Poll-Tax“ wört- 

fich übersetzt heißt, der Regierung 
Thatcher. Gegen Ende der Abschluß­
kundgebung kam es zu Zusammenstö­
ßen zwischen der Polizei und Teilen der 
Demonstranten. Bei den schweren 
Schlägereien, die sich daraus entwickel­
ten und die von der britischen Presse als 
die „schlimmsten Unruhen seit 20 Jah­
ren" (so die regierungsfreundliche Ta­
geszeitung „Daily Telegraph“) geschil­
dert werden, wurden mehrere hundert 
Demonstranten verletzt sowie nach Po- 
lueiangaben 330 Polizeibeamte. Meh­
rere Geschäfte und Fahrzeuge gerieten 
i*i den Straßenschlachten in Brand, 
\ereinzelt kam es auch zu Plünderun­
gen. Uber 350 Demonstranten wurden 
von der Polizei verhaftet. 68 der Fest­
genommenen wurden bereits am folgen­
den Montag in Schnellverfahren zu

Berittene Polizei gegen sitzende Demonstranten. Die Krawalle in London am 31. 
März waren von der Polizei durch solche Angriffe provoziert worden.

Geld- und Haftstrafen verurteilt. 273 
weitere Festgenommene sitzen noch in 
Untersuchungshaft und sollen angeblich 
noch im Laufe dieses Monats vor Ge­
richt kommen. Einen Tag nach den 
schweren Unruhen trat die neue „Poll­
tax" unverändert in Kraft.

„Poll-Tax“ — Kopfsteuer 
zur Entlastung der Reichen

Die „Poll-Tax“ ist ein zentraler Be­
standteil der reaktionären Kommunal­
politik der Regierung Thatcher. Der 
britische Staatsapparat ist extrem zen­
tralisiert. Die Zentralregierung kontrol­
liert einen großen Teil der Einnahmen 
und Haushalte der Kommunen über den 
„Minister für Kommunen und Um­
welt“. Sie kann kommunale Haushalte 
aufheben und unerwünschte kommuna-

Großbritannien: Proteste gegen „Poll Tax“ 
Regierung Thatcher ist zunehmend isoliert
Eine Million Menschen sind wohnungslos, 20% mit Einkommen unter der „Armutsgrenze“

le Verwaltungen sogar ablösen. Eine 
Zwischenebene wie in der BRD die 
Länder fehlt.

In einer Broschüre zur neuen „Poll­
tax“ erläuterte die Regierung Thatcher 
die kommunalen Einnahmen. Danach 
entfallen auf die Kommunen ein Viertel 
aller öffentlichen Einnahmen. Im Haus­
haltsjahr 1987/88 seien das „etwa 45 
Mrd. Pfund“ gewesen. Nach heutigem 
Umrechnungskurs waren das ca. 117 
Mrd. DM. (Zum Vergleich: die Ein­
nahmen der Kommunen in der BRD be­
liefen sich 1988 auf 184 Mrd. DM und 
umfaßten etwa 28% der öffentlichen

Einnahmen in der BRD.) Von diesen 45 
Mrd. Pfund wurde rund ein Drittel 
durch kommunale Gebühren aufge­
bracht. Weitere 15 Mrd. Pfund leitete 
die Zentralregierung aus ihrem Steuer­
aufkommen über sogenannte „Grants“ 
— zweckgebundene Zuweisungen — an 
die Gemeinden weiter. Das verbleiben­
de Drittel der gemeindlichen Ausgaben 
wurde weitgehend in Form von „Ra­
tes“ aufgebracht, eine Art kommunale 
Vermögenssteuer. Das „Rates“-Auf- 
kommen kam zu knapp 56% von Ge­
werbetreibenden und zu 44% von priva­
ten Haushalten. Auch wenn die 
„Rates“ vielfach auf die Mieten abge­
wälzt wurden: Etwa die Hälfte der Be­
völkerung zahlte direkt keine „Rates“, 
so daß diese Gemeindesteuer zu einem 
großen Teil von Kapitalisten und besser 

verdienenden Leuten gezahlt werden 
mußte.

Die neue „Poll-tax“ — so genannt, 
weil die Steuerpflichtigen den Wahlli­
sten der Gemeinden entnommen wur­
den (in Großbritannien gibt es keine 
staatlichen Melderegister) — hebt die­
ses kommunale Steuersystem komplett 
auf. Stattdessen muß künftig jeder Er­
wachsene, gleichgültig, wie hoch sein 
Einkommen ist, eine einheitliche 
„Kopfsteuer“ zahlen, deren Betrag 
jährlich von der Gemeinde mit dem 
Haushalt beschlossen wird. 17 Millio­
nen Erwachsene, hauptsächlich Leute 
mit niedrigen Einkommen, werden 
durch diese neue Steuer erstmals zur 
Zahlung einer Gemeindesteuer gezwun­
gen. Nur die Patienten der Siechen­
heime, Schwerkranke, Geisteskranke, 
Gefangene, Obdachlose und zynischer­
weise Mönche und Nonnen sind von der 
Steuerzahlung befreit. Leute mit nie­
drigsten Einkommen können zudem 
einen Steuemachlaß beantragen, der 
aber maximal 80% ihrer Steuerpflicht 
erreichen darf. Die Vereinigung der 
britischen Kommunen schätzt, daß in 
diesem Jahr jeder Erwachsene durch­
schnittlich 1000 DM „Kopfsteuer“ 
zahlen muß.

Die neue Steuer belastet also vor al­
lem Leute mit geringen Einkommen, 
Rentner usw., während Kapitalisten 
und große Land- und Hausbesitzer 
enorm entlastet werden. 26 Millionen 
Menschen, so eine Studie des Unterhau­
ses, müssen durch die neue Steuer mehr 
Steuern zahlen als bisher, während 9,5 
Millionen — zumeist Besserverdiener 
und Kapitalisten — entlastet werden. 
Ein Beispiel: Prinzessin Anne mußte 
bisher für ihr Schloß Gatcombe Park im 
Jahr 10000 Pfund (ca. 27000 DM) 
„Rates“ zahlen. Künftig muß sie ledig­
lich die gemeindliche „Kopfsteuer“ 
von 606 Pfund abfuhren.

Aber auch die etwa 500000 Besitzer 
kleiner Läden werden durch das neue 
Steuersystem für Gemeinden hart ge­
troffen. Gleichzeitig mit der Einfüh­
rung der „Poll-Tax“ hat die Regierung 
nämlich die „Vermögenssteuer“ für 
Unternehmen landesweit vereinheitlicht 
— mit der Folge, daß die großen Kapi­
talisten erneut entlastet, kleine Gewer­
betreibende dagegen stärker belastet 
werden. Nach einer Studie ihres Ver­

bandes steigt dadurch die Steuerbela­
stung für Ladenbesitzer um durch­
schnittlich 50%.

Die neue Gemeindesteuer stieß des­
halb nach Bekanntwerden der Regie­
rungspläne sofort auf starke öffentliche 
Kritik. Diese Kritik nahm zu, je deutli­
cher die Folgen für die einzelnen Ein­
kommensbezieher wurden. In Schott­
land, wo die neue Steuer bereits seit 
einem Jahr in Kraft ist, laufen inzwi­
schen gegen 500000 Personen Buß­
geld-, Mahn- und Strafverfahren wegen 
Verweigerung der „Poll-Tax“. In den 
anderen Landesteilen nahmen die Prote­
ste mit Bekanntwerden der Steuerbe­
scheide der einzelnen Gemeinden im­
mer mehr zu. Am gleichen Tag, an dem 
in London 100000 gegen die „Poll- 
Tax“ demonstrierten und im Anschluß 
daran die schweren Straßenschlachten 
begannen, demonstrierten in Chelten­
ham aus Anlaß des Parteitags der Tories 
5000 und in Glasgow (Schottland) 
25000 gegen die Poll-Tax. In beiden 
Fällen hatten lokale bzw. regionale 
„Anti-Poll-Tax“-Bündnisse, darunter 
zahlreiche Gewerkschaften und linke 
Organisationen, aufgerufen.

Ursprünglich hatte sich die Regie­
rung darauf eingestellt, den Widerstand 
gegen die neue Steuer als Opposition 
armer Leute kaltschnäuzig zu unter­
drücken. Wem die neue Steuer zu hoch 
sei, der solle sich bei seiner „linken“ 
Gemeindeverwaltung über deren ver­
schwenderische Ausgabenpolitik be­
schweren, hieß die demagogische Paro­
le der Regierung. Auf diese Weise soll­
ten Gemeindeverwaltungen mit „La- 
bour“-Mehrheit weiter zu einer arbei­
terfeindlichen Haushaltspolitik ge­
drängt werden, weitere Kürzungen bei 
Sozialprogrammen, im Schulwesen 
usw. erzwungen werden, während 
gleichzeitig die besserverdienenden 
Teile der Lohnabhängigen, vor allem 
aber die Kapitalisten, fühlbare Steuer­
senkungen kassieren sollten.

Doch dieses Kalkül ist nicht aufge­
gangen. Zahlreiche Gemeinden, darun­
ter auch solche mit Tory-Mehrheit, 
setzten die neue einheitliche „Poll- 
Tax“ so hoch, daß die Steuerbelastung 
für deutlich mehr Leute ansteigt, als die 
Regierung erwartet hatte. Hinzu 
kommt, daß die britische Zentralbank in 
den letzten Monaten mit Zustimmung 

der Regierung die Zinssätze mehrfach 
angehoben hat. Auf diese Weise sollte 
der Kurs des britischen Pfundes hoch­
gehalten werden und zum Beispiel die 
Rohstoffeinfuhren der Kapitalisten ent­
sprechend billig bleiben. Diese hohen 
Zinsen aber belasten immer mehr auch 
Wähler der Tories. Inzwischen liegen 
beispielsweise die Hypothekenzinsen 
bei 15% und mehr. Viele Leute, die 
sich in den letzten Jahren, angespornt 
durch die Einkommenssteuersenkungen 
der Regierung Thatcher, Häuser ge­
kauft hatten, müssen nun erleben, wie 
die Zinsen für die dafür aufgenomme­
nen Kredite enorm steigen, während 
aus dem gleichen Grund der Verkaufs­
preis für ihr neues Haus spürbar fällt. 
Beides trifft auch zahlreiche Tory-Wäh- 
ler, die nun obendrein vielfach durch 
die neue „Poll-Tax“ nicht entlastet, 
sondern belastet werden. Nur etwa ein 
Drittel aller Haushalte, so die letzten 
Berechnungen des Parlaments, werden 
durch das neue Steuersystem effektiv 
entlastet. Der Rest zahlt mehr. Die neue 
Steuer spaltet also die Wähler der To­
ries in reiche (und nun erneut steuerlich 
entlastete) und weniger güt verdienende 
(und nun unerwartet steuerlich belaste­
te) Tories.

Das hat dazu geführt, daß die Opposi­
tion gegen die neue Steuer bis weit in 
die Reihen der konservativen Wähler 
hineinreicht. Regierung und Partei grü­
beln noch über einen Weg zur Spaltung 
der Opposition. Teile der Tories em­
pfehlen eine weitere Zentralisierung des 
Staatsapparates. Die Übernahme der 
Schulen durch die Zentralregierung bei­
spielsweise, so argumentieren sie, wür­
de die Gemeinden bei den Ausgaben 
„entlasten“ und so eine Senkung der 
„Poll-Tax“ erlauben. Die Mehrheit der 
Konservativen Partei aber will versu­
chen, die Opposition gegen die neue 
Steuer mit der Zeit zu zermürben. Ge­
lingt dann vor den nächsten Parlaments­
wahlen — die spätestens in zwei Jahren 
angesetzt werden müssen — noch eine 
fühlbare Zinssenkung, evtl, verbunden 
mit einer weiteren Senkung der Ein­
kommenssteuer für Tory-Wähler, will 
man die Opposition wie gehabt isolieren 
als eine Bewegung von Leuten, die 
„nicht mit Geld umgehen können“. 
Ganz in diesem Sinn ordnete am 3. 
April der für die Gemeindeaufsicht zu­
ständige Minister Patten für 20 Gemein­
den mit Labour-Mehrheiten drastische 
Haushaltskürzungen an. Dies erlaube, 
so seine zynische Erläuterung, auch 
eine Senkung der „Poll-Tax“ in diesen 
Gemeinden. Am 3. Mai sind in Groß­
britannien Kommunalwahlen.
Quellenhinwcis: The Guardian, 15.3. bis 2. 
April; Daily Telegraph, 2.4.; Newsweek, 
Times, 16. April; NZZ, 6.4.90— (rül)

Widerstand gegen „Schnüffelstaat“
Politische Polizei in der Schweiz bespitzelt und überwacht Hunderttausende

Jahrzehntelang hat die Bundespolizei in der Schweiz 
hunderttausende Menschen bespitzelt und registriert. Eher 
durch Zufall stieß Ende November letzten Jahres eine Par­
lamentarische Untersuchungskommission darauf, daß die 
schweizerischen Polizeibehörden systematisch die Daten

Nach dem gegenwärtigen Stand hat das 
„Eidgenössische Justiz- und Polizeide­
partement" (EJPD) die Daten von min­
destens 900000 Menschen erfaßt. Das 
im Januar gegründete, landesweit agie­
rende Komitee „Schluß mit dem 
Schnüffelstaat“ — ihm gehören zahlrei­
che oppositionelle Parteien und Initiati­
ven an, auch die Sozialdemokraten und 
Gewerkschaften arbeiten mit — ist bis­
lang auf sieben Karteien im Bereich der 
Bundespolizei gestoßen. Die Behörden 
haben ein flächendeckendes Netz von 
Spitzeln aufgebaut, deren Aufgabe dar­
in besteht, ausnahmslos alle, die in ir­
gend einer Weise durch kritische politi­
sche Äußerungen auffallen, zu erfassen 
und ihre „Erkenntnisse" an die Zentra­
le der Bundespolizei in Bern weiterzu­
leiten. Über rund 15 % der Bevölkerung 
wurden auf diese Weise Karteikarten 
angelegt, die als Duplikate auch an die 
Kantonspolizeien und die Politischen 
Itolizeien in Bem und Zürich verteilt 
wurden. Diese Akten standen nicht nur 
Staatsvertretem offen, sondern auch 
den Kapitalisten. In nicht wenigen 
Fällen stellten Firmen auf Grundlage 
solcher „Erkenntnisse“ Arbeitssuchen­
de nicht ein oder entließen Beschäftigte. 
So wurde zum Beispiel ein Gewerk­
schafter aus Bem von seinem Arbeit­
geber wegen seiner gewerkschaftlichen 
Arbeit entlassen. Als er jetzt seine 
„Rehe“ einsehen konnte, fand er dort

die Eintragung, er sei aus politischen 
Gründen „untragbar“.

Die Bundespolizei arbeitet bei ihrer 
Spitzeltätigkeit, auch darauf stieß das 
Komitee, eng mit dem „Eidgenössi­
schen Militärdepartement“ (EPD) zu­
sammen. Peter Huber, der von der Re­
gierung dem öffentlichen Druck inzwi­
schen geopferte ehemalige Chef der 
Bundespolizei, war gleichzeitig Leiter 
der „Abteilung Abwehr“ in einer 
EMD-Untergruppe „Nachrichtendienst 
und Abwehr“. Huber befehligte dort 
unter anderem die Abteilung Sicher­
heitsdienste, die Daten über „militär­
feindliche Umtriebe“ sammelt und 
passenderweise in der gleichen Dienst­
stelle untergebracht ist wie die Zentrale 
der Bundespolizei. Unter die Kategorie 
„armeefeindliche Aktionen“ fallen 
dabei Aktivitäten wie etwa „Unter­
schriften- oder Geldsammlungen für 
politische Zwecke“, „Verbreitung 
armeefeindlicher Propaganda“ oder 
„Aufwiegelung zu Ungehorsam“.

Welche Pläne die Bourgeoisie zumin­
dest mit einem Teil der erfaßten Perso­
nen hat, ist inzwischen auch herausge­
kommen. Geplant ist, im „Krisenfall“ 
registrierte Personen präventiv zu ver­
haften und in Lager zu internieren. Die 
Ursprünge dieser Planungen reichen bis 
in die fünfziger Jahre zurück. Heute 
kann als sicher gelten, daß die Armee 
konkrete Pläne über hauptsächlich im

tatsächlicher oder vermeintlicher Oppositioneller gesam­
melt und in Karteikarten aufgezeichnet haben. Seit diesem 
Zeitpunkt ist kaum eine Woche vergangen, in der Komi­
tees und Initiativen gegen den „Schnüffelstaat“ nicht auf 
neue Einzelheiten gestoßen sind.

Alpenraum angesiedelte Internierungs­
lager für Oppositionelle ausgearbeitet 
hat. Nach Informationen des Komitees 
gegen den Schnüffelstaat handelt es sich 
dabei um rund 10000 Leute, die von 
speziell für die innere Feindbekämp­
fung ausgebildeten Armeeabteilungen 
gefangengesetzt und interniert werden 
sollen.

Die Enthüllungen über das Ausmaß 
der Bespitzelung, von linken Gruppen 
und Initiativen, aber auch von SP- und 
grünen Parlamentariern in mühsamer 
Kleinarbeit zusammengetragen, haben 
eine Welle der Empörung in großen 
Teilen der Bevölkerung ausgelöst und 
breiten Widerstand mobilisiert. Zahl­
reiche örtliche Initiativen, an denen sich 
neben linken und grünen Gruppen auch 
Sozialdemokraten sowie Gewerkschaf­
ten beteiligen, organisieren inzwischen 
Proteste. Bisheriger Höhepunkt der op­
positionellen Aktivitäten war eine lan­
desweite Demonstration Anfang März 
in der Bundeshauptstadt Bem, an der 
sich 35000 Menschen beteiligten — so­
viel demonstrierten in der Schweiz seit 
Ende der sechziger Jahre nicht mehr. 
Mehr als 500 Kulturschaffende haben 
aus Protest gegen den Überwachungs­
staat ihre Mitarbeit an den für 1991 ge­
planten Feierlichkeiten anläßlich des 
700-jährigen Bestehens der Eidgenos­
senschaft aufgekündigt.

Die Regierung, die zu Anfang alles

Ein Korporal der Schweizer Armee kontrolliert einen Zugreisenden. Das Militär übt 
regelmäßig den Einsatz gegen Zivilisten.

ableugnete, dann von notwendigen 
Maßnahmen gegen „terroristische Ge­
fahren“ sprach, anschließend behaupte­
te, sie habe nicht gewußt, was ihre Bü­
rokratien getrieben haben, steht unter 
Druck. Häppchenweise gab sie in den 
vergangenen Monaten zu, was nicht 
mehr zu leugnen war. Noch im Dezem­
ber mußte der zuständige Polizei- und 
Justizminister Arnold Koller zähneknir­
schend zugestehen, daß alle Betroffenen 
— und nicht wie ursprünglich geplant 
nur Parlamentarier — Einsicht in ihre 
Akten erhalten. Über 100000 haben sie 
bislang beantragt. Bis in den Februar 
hinein vertrösteten die Verantwort­
lichen die Registrierten („Ihr Gesuch 
wird so rasch als möglich behandelt 
. ..“), bis heute erhalten sie nur schlep­
pend Zugang zu den Akten — die Re­
gierung spielt auf Zeit. Koller hat in­
zwischen zukünftig „Transparenz“ in 
Sachen Staatsschutz versprochen. Im 
März lehnte die bürgerliche Mehrheit 
im Berner Parlament jedoch den Antrag 
von Sozialdemokraten und Grünen ab,

die Politische Polizei abzuschaffen. Die 
Reaktionäre versuchen, wieder in die 
Offensive zu kommen. Sie planen ein 
„Staatsschutzgesetz“, das die „Ver­
hältnismäßigkeit“ der Überwachung 
garantieren soll. Tatsächlich will die 
Regierung die Bespitzelung modernisie­
ren und damit effektivieren. Von dem 
veralteten Karteikartenwesen will man 
auf Computerdateien umsteigen, ein 
Schritt, der in einigen Kantonen schon 
vollzogen wurde.

Die Opposition fordert die Abschaf­
fung der Politischen Polizei bei Bund 
und Kantonen und die Einsetzung einer 
Parlamentarischen Untersuchungskom­
mission gegen das EMD. Darüberhin- 
aus will sie, daß verschiedene Gesin­
nungsparagraphen aus dem Strafgesetz­
buch gestrichen werden. Am 10. März 
beschloß das Komitee „Schluß mit dem 
Schnüffelstaat“ dazu eine Volksinitia­
tive. Mit der Unterschriftensammlung 
dafür soll am 1. Mai begonnen werden. 
Quellenhinweis: Die WochenZeitung, Aus­
gaben Dezember 89 bis März 90 — jiig)
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„Eine so autoritäre Organisation wie die 
katholische Kirche ist dazu ungeeignet“

Interview mit dem bfg zur „Katholischen Freien Grundschule“ in Augsburg

Augsburg. Erstmals seit dem bayerischen Volksentscheid 
1968 zur Ablösung der Bekenntnisschulen durch die 
„christliche Gemeinschaftschule“ gründet die Augsburger 
Diözese eine „Katholische Freie Grundschule“, Mit zwei 
oder drei ersten Klassen soll bereits im Herbst 1990 gestar­
tet werden. Etwa 90 Eltern und Lehrer waren auf der Ver­
anstaltung der Diözese im Januar. Man erfuhr dort Er­
staunliches. Sollte der Bischof wahrmachen, was die Ge­
werkschaft GEW seit langem fordert? Es wird keine Noten 
geben, die Schüler wählen sich teilweise selbständig und 
mit gewisser eigener Verfügung über die Zeit die Lehrge­
genstände aus, mit denen sie sich befassen wollen. Unter­
richtet wird nach Schwerpunktthemen statt im Fächerka­
non. Für diese Schule existieren keine Sprengeigrenzen, 
jeder kann sein Kind anmelden, der Besuch ist kostenlos.

Die Ganztagsbetreuung, um die Lehrer und Eltern in 
Augsburg seit vielen Jahren kämpfen müssen, wird hier 
selbstverständlich sein. Bei der Klassenstärke orientiert 
man sich an den staatlichen Vorgaben, weil nur so staatli­
che Zahlungen zu holen sind. Die christliche Ausrichtung 
der staatlichen Schulen reicht der Diözese nicht. Mit ver­
lockenden Angeboten für bessere Ausbildungsbedingungen 
wirbt sie für eine einseitige und extrem religiös ausgerich­
tete Erziehung. Spaltung der Jugendlichen und der Er­
ziehenden sowie reaktionärer ideologischer Druck auf das 
öffentliche Schulwesen sind beabsichtigt. Ohne staatliche 
Fördermittel käme die katholische Kirche nicht so weit. 
Wir haben Gerhard Rampp, den 1. Vorsitzenden des Bun­
des für Geistesfreiheit (bfg), gebeten, uns einige Fragen zu 
diesem Projekt zu beantworten. — (baf, mif)

Frage: Die Diözese Augsburg bereitet 
die Gründung einer katholischen Volks­
schule in Augsburg-Haunstetten vor. 
Was spricht dagegen?
Antwort: Nach unserer Rechtslage sind 
Privatschulen möglich; politische und 
finanzielle Bedenken sind aber ange­
bracht. Eine Schule hat die Aufgabe, 
Kinder zu demokratischen, kritischen 
Staatsbürgern zu erziehen. Gerade dazu 
ist eine so autoritäre und undemokrati­
sche Organisation wie die katholische 
Kirche denkbar ungeeignet.
Frage: Welche Rückwirkung auf das 
staatliche Schulwesen ist zu erwarten?
Antwort: Gerade im Einzugsbereich der 
Grundschule Haunstetten-Süd sind 
sämtliche Lehrer erbost, weil sie Ein­
bußen bei den Schülerzahlen befürch­
ten. Das wird — speziell dort, vielleicht 
aber auch anderswo — zur „Austrock­
nung“ staatlicher Grundschulen und zu 
Zwangsversetzungen von Lehrern füh­

Hier trägt sich am 5. Mai 1987 der Papst höchstpersönlich ins Goldene Buch der 
Stadt Augsburg ein, nachdem er das neue 60 Mio. DM teure Priesterseminar einge- 
weiht hat. Rund 300 Mio. DM erhält die Diözese Augsburg aus der Lohn- und Ein­
kommensteuer, 450000 DM setzte sie allein für den Papst-Besuch an. Von der Stadt 
aber fordert sie mehr Finanzmittel zum Betrieb von Kindertagesstätten.

ren. Durch die Angliederung eines Ta­
gesheims hat die katholische Schule 
überdies einen „Wettbewerbsvorteil“. 
Ist es ein Zufall, daß der Freistaat 
Bayern vor wenigen Jahren trotz Eltern­
protesten das einzige solche Tägesheim 
im Augsburger Raum (in Neusäß) hat 
schließen lassen?
Frage: Welche finanziellen Mittel stellt 
der Staat der katholischen Kirche hier­
für zur Verfügung?
Antwort: Normalerweise werden kirch­
liche Privatschulen in Bayern zu 90% 
vom Freistaat finanziert; aufgrund einer 
besonderen Vereinbarung trägt der 
Staat bei katholischen Grund-, Haupt- 
und Sonderschulen jedoch 100% der 
Unterhaltskosten. Rechnet man die dem 
Staat zusätzlich entstehenden Verwal­
tungskosten sowie sonstige Belastungen 
(z.B. für die dann leerstehenden Räum­
lichkeiten an öffentlichen Schulen) hin­
zu, führen solche Schulen für den Steu­

erzahler zu einer Verteuerung des 
Schulwesens.
Frage: Über welche Steuergelder ver­
fugt die katholische Kirche im Bildungs­
bereich?
Antwort: Im Schulwesen erhält sie oft 
von der Kommune bzw. dem Kreis zu­
sätzliche freiwillige Zuschüsse. So hat 
z.B. die Stadt Augsburg dem von der 
Katholischen Jugendfürsorge getrage­
nen Berufsbildungswerk im Univiertel 
einen Zuschuß in Höhe der Grund­
stückskosten bewilligt (also das Grund­
stück praktisch geschenkt). Angesichts 
der öffentlichen Verschuldung und des 
kirchlichen Reichtums ist das besonders 
unverständlich. Überdies haben die Kir­
chen einen leichteren Zugriff auf staat­
lich bezahlte ABM-Stellen oder auf Zi­
vildienstleistende, deren Kosten zu 
80% vom Bund übernommen werden 
und die als besonders billige Hilfskräfte 
eingesetzt werden können. Und nicht zu 
vergessen: Kirchensteuer und -beiträge 
sind steuerlich unbeschränkt absetzbar,

Christliche Gemeinschaftsschule seit 1968
Durch Volksbegehren wurden die Bekenntnisschulen abgeschafft

Gleich nach dem 2. Weltkrieg inter­
venierten die Kirchen in Bayern gegen 
das Vorhaben, Gemeinschaftsschulen 
einzurichten und erreichten schließlich, 
daß Bekenntnisschulen die Regel wur­
den und Gemeinschaftsschulen nur auf 
Antrag von Eltern einzurichten waren.

Mit dem neuen Volksschulgesetz von 
1966 wollte die CSU einklassige Dorf­
schulen durch Jahrgangsklassen erset­
zen. Die Aufteilung nach Konfessionen 
wurde dadurch jedoch schwieriger. Da­
her griff sie zum Trick, der ihr später 
half. Die Gemeinschaftsschule blieb 
zwar Antragsschule, wurde aber nun 
erstmals als christliche Gemeinschafts­
schule definiert. Auf diese Weise stand 
eine Ausbildung ohne Kircheneinfluß 
nicht mehr zu Debatte.

Die FDP verlangte daraufhin ein 
Volksbegehren zur Gleichstellung die­
ser Schularten, verfehlte aber knapp die 
erforderliche Unterschriftenzahl. Die

265000 Unterschriften reichten SPD, FDP und Bayernpartei am 17. Juli 1967 ein 
und setzten so ein Volksbegehren „Christliche Gemeinschaftsschule" durch.

was dem Staat einen jährlichen Steuer­
ausfall von über 3 Milliarden DM (bei 
gut 12 Milliarden DM Kirchensteuern) 
verursacht. Das heißt im Klartext: 
Selbst von dem bescheidenen Eigenbei­
trag der Kirchen stammt noch einmal 
ein Viertel indirekt vom Staat, und zwar 
in Form von Steuerermäßigungen. In 
anderen Sektoren des Bildungsbereichs 
bewegen sich die staatlichen Zuschüsse 
zwischen 80% (für Kindergärten, Kin­
derhorte, Tagesheime) und 100% (für 
theologische Fakultäten an der Uni). 
Frage: Gibt es Möglichkeiten, gegen 
die Privilegierung der Kirche im Bil­
dungsbereich vorzugehen?
Antwort: Die gibt es, wenn der entspre­

SPD unterstützte es nicht. Sie wollte 
keine Gleichstellung der Schulen, son­
dern die christliche Gemeinschaftsschu­
le als Regelschule. Dazu legte sie 1967 
einen Gesetzentwurf vor. Die CSU 
lehnte ihn bereits in erster Lesung ab 
und verweigerte weitere Behandlung, 
da der Antrag zu kirchenpolitischen 
Verwicklungen führen könne. So starte­
te die SPD ein Volksbegehren, das auch 
FDP und Bayernpartei unterstützten. 
Einen Tag nach Einreichen der erfor­
derlichen Unterschriften beschloß die 
CSU ein eigenes Volksbegehren für ei­
ne „christliche Volksschule“ mit Be­
kenn tnisklassen.

Durch massiven Einsatz der katholi­
schen Kirche in den Landkreisen kam 
die CSU bei der Unterschriftensamm­
lung auf 17,2 %, die SPD auf 12,9 %. 
Um zwei Volksbegehren zu verhindern, 
fädelte F.-J. Strauß den folgenden 
Kompromiß ein: „Die öffentlichen 

chende politische Wille da ist. Vor al­
lem müssen freiwillige Leistungen der 
Gemeinden unterbleiben, wenn Kirchen 
ihre religiösen Interessen wahmehmen, 
so wie bei der Errichtung dieser katholi­
schen Grundschule. Bei anderen Zu­
wendungen müßten allerdings zuerst 
die gesetzlichen Regelungen geändert 
oder Konkordate gekündigt werden. 
Aber das sollte nicht unmöglich sein: 
Immerhin ist das Reichskonkordat vom 
20.7.1933 der einzige heute noch gülti­
ge völkerrechtliche Vertrag aus der na­
tionalsozialistischen Epoche, und der 
Vatikan hat schließlich auch die Kon­
kordate mit Franco (1979) .und Mussoli­
ni (1984) revidiert.

Volksschulen sind gemeinsame Schulen 
für alle volksschulpflichtigen Kinder. In 
ihnen werden die Schüler nach den 
Grundsätzen der christlichen Bekennt­
nisse unterrichtet und erzogen. Das Nä­
here bestimmt das Volksschulgesetz.“ 
Erst nach langen Verhandlungen 
stimmte der Beauftragte des Papstes zu. 
Beim Volksentscheid am 7. Juli 1968 
lagen alle Vorschläge vor. 78.4 % 
stimmten für den Kompromiß, 13,2 % 
für den SPD-Vorschlag und 8,4 % für 
den CSU-Vorschlag.

Damit wurde die heutige Formulie­
rung des Artikels 135 der Bayerischen 
Verfassung festgelegt. Seitdem gibt es 
keine öffentliche Auseinandersetzung 
mehr um den nach wie vor großen Ein­
fluß der Kirchen auf die Erziehung. 
Quellen: Peter Jakob Kock, Der Bayerische 
Landtag 1946 bis 1986, Bamberg 1988. Heinz 
Zimmermann, Die religiös-christliche Dimen­
sion in der bayerischen Volksschule, Leipheim 
1982

Katholische Freie Grundschule Augsburg 
„Die Diözese Augsburg errichtet eine Katholi­
sche Freie Grundschule. Zu gegebener Zeit soll 
eine Hauptschule angeschlossen werden. Außer­
dem ist geplant, den Schülerinnen und Schülern 
ein Tagesheim anzubieten, sofern die Eltern die 
pädagogische Betreuung ihrer Kinder auch nach­
mittags sichergestellt wissen wollen.

Das Genehmigungsverfahren bei der Regie­
rung von Schwaben ist bereits eingeleitet. Im Fal­
le rechtzeitigen Genehmigungsbescheids wird die 
Schule im September 1990 mit zwei ersten Klas­
sen ihre Arbeit aufnehmen. Bis zur Fertigstellung 
eines eigenen Schulgebäudes werden die Schüle­
rinnen und Schüler in Pavillons untergebracht, so 
daß eine unbeeinträchtigte Unterrichtsarbeit ge­
währleistet ist.

Als Standort ist ein verkehrsgünstig gelegenes 
Gelände im südlichen Stadtbereich von Augsburg 
vorgesehen; es liegt an der Brahmsstraße in 
Haunstetten. Treten keine unvorhergesehenen 
Verzögerungen auf, wird das Schulgebäude mit 
Tagesheim und Turnhalle bis 1993 bezugsfertig 
sein ...

Die Katholische Freie Grundschule ist eine 
Schule in freier Trägerschaft; Träger ist die Di­
özese Augsburg. Der staatlichen Schulaufsicht 
unterliegt sie hinsichtlich der Genehmigungs- und 
Anerkennungsvoraussetzungen sowie der fachli­
chen Eignung des Schulleiters und der Lehrkräf­
te.

Grundlagen der Katholischen Grundschule
In ihren Lemzielen und Einrichtungen sowie in 

der wissenschaftlichen Ausbildung der Lehrkräf­
te entspricht diese Schule den Anforderungen öf­
fentlicher Schulen; Zeugnisse, Versetzungen und 
Prüfungen haben die gleiche Geltung wie diejeni­
gen öffentlicher Schulen und verleihen die glei­
chen Berechtigungen.

Die Katholische Freie Grundschule kann von 
Eltern und Schülern, die mit der Zielsetzung der 
Schule übereinstimmen, frei gewählt werden. 
Nichtkatholische Schüler können in besonderen 
Fällen unter Wahrung der Zielsetzung aufgenom­
men werden. Schulgeld wird nicht erhoben . . .

Die Katholische Freie Grundschule vermittelt 
unter Beachtung der Erkenntnisse der Pädagogik 
und der Psychologie
— fachliches Wissen und eine Bildung, die den 
Anforderungen genügen, die heute an eine gute 
Schule zu stellen sind;
— umfassende religiöse Erziehung, die als Un­
terrichtsprinzip die Arbeit in den einzelnen Fä­
chern mitbestimmt und die Gestaltung des Schul­
lebens mitprägt;
— Einübung in den Glaubensvollzug;
— Weckung und Förderung emotionaler, musi­
scher Begabungen und sozialcaritativen Verant­
wortungsbewußtseins;

— ganzheitliche personale Erziehung mit dem 
Ziel einer harmonischen Entfaltung der körperli­
chen, sittlichen und geistigen Anlagen der Schü­
lerinnen und Schüler;
— Befähigung zum sozialen Engagement.“
(Aus „Eine Information der Diözese Augsburg 
für Eltern von Schulanfängern“)

Vertrag zwischen dem Heiligen 
Stuhl und dem Freistaat Bayern 

Artikel 6
§ 1 Das Recht der katholischen Kirche in Bayern 
auf einen angemessenen Einfluß bei der Erzie­
hung der Schüler ihres Bekenntnisses wird unbe­
schadet des Erziehungsrechtes der Eltern gewähr­
leistet.
§ 2 In Klassen und Unterrichtsgruppen an Volks­
schulen, die ausschließlich von Schülern des ka­
tholischen Bekentnisses besucht werden, richten 
sich Unterricht und Erziehung nach den besonde­
ren Grundsätzen des katholischen Bekenntnisses.
§ 4 In Klassen, die von Schülern verschiedener 
Bekenntnisse besucht werden, richten sich Unter­
richt und Erziehung bei gebührender Rücksicht­
nahme auf die Empfindungen andersdenkender 
Schüler nach den gemeinsamen Grundsätzen der 
christlichen Bekenntnisse.

§ 5 Bei der Auswahl der Lehrkräfte soll auf die 
Bekenntniszugehörigkeit der Schüler Rücksicht 
genommen werden.

Artikel 8
§ 1 Der Freistaat Bayern wird im Rahmen der 
allgemeinen Förderung der Privatschulen den 
Schulen katholischer Träger seine Hilfe ange­
deihen lassen. Nach Maßgabe der staatlichen 
Vorschriften werden diese Schulen staatlich aner­
kannt und durch Finanzierungshilfen sowie durch 
Erleichterung im Austausch von Lehrkräften ge­
fördert.
§ 2 Privaten katholischen Volksschulen und Son­
derschulen, die von juristischen Personen des öf­
fentlichen oder privaten Rechts betrieben wer­
den, auf gemeinnütziger Grundlage wirken und in 
Ausbau und Gliederung den für die öffentlichen 
Schulen geltenden gesetzlichen Vorschriften ent­
sprechen, ersetzt der Staat auf Antrag des Schul­
trägers den notwendigen Aufwand, der sich nach 
dem der öffentlichen Schulen bemißt.
(Auszug aus dem Vertrag zwischen dem Heiligen 
Stuhl und dem Freistaat Bayern zur Änderung 
und Ergänzung des Bayerischen Konkordats vom 
29. März 1924, geändert durch den Vertrag vom 
7. Oktober 1968, München 4. September 1974. 
Abdruck in: Acta Apostolicae Sedis 66 (1974), S. 
601-619
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Beyernweite Demonstration
10000 in München gegen das Ausländergesetz

fauchen. Aufgerufen zu der landes- 
,«n Demonstration in München hatte 

jr ..Bayerische Arbeitskreis gegen das 
v-Jändergesetz’; der sich in Vorbe- 
,;t«g der großen Demonstration in 
..mberg im März 89 gegen den dama- 
gen Entwurf Zimmermanns gebildet 
;-ae. In dem Aufruf, der von zahirei- 

hen Gruppen und Organisationen un- 
.rzetchnet wurde, heißt es u.a.: „Glei­
che Rechte für Ausländer und Deut- 
<he'. Gleichbehandlung aller Einwan­
drer!" ..Ein Mensch — eine Stimme! 
kommunales Wahlrecht jetzt!“ In der 
Vorbereitung zeigte es sich, daß dieser 
Aufruf von großen Landesverbänden — 
9GB. Kirchen etc. — so nicht über­
nommen wurde. So wurde ein landes­
weiter Veranstalterkreis ins Leben ge­
rufen, dem die Ausländerbeiräte, der 
DGB, SPD, die Grünen u. a. angehör­
ten. Diese Öffnung für Organisationen, 
die nicht Gleichbehandlung fordern und 
damit Wegfall aller Sondergesetze und 
Bestimmungen für Nichtdeutsche, hatte 
wenig Auswirkung für die Mobilisie­
rung. So muß man leider feststellen, 
daß DGB und SPD Bayern kaum für die 
Aktion geworben hatten.

Daß die Demonstration trotzdem das 
von den Veranstaltern gesteckte Ziel er­
reichte, lag u.a. an guter örtlicher Mo­
bilisierung durch Ausländerbeiräte, Ini­
tiativen etc. So kamen allein 10 Busse 
aus Nürnberg. In München selbst ist die 
zahlreiche Teünahme von Einwande­
rinnen und Einwanderern aus der Tür­
kei hervorzuheben. Diese marschierten 
in einem sehr großen Block vorn an der 
Spitze der Demonstration. Gelungen 
war das in München vor allem durch die 
„Bürgerinitiative“ (türk. „Vatandas 
Girisimi“), die sich hier gegen das Aus­
ländergesetz — wie auch in anderen 
Städten — gegründet hat. Ihr Ziel: die 
weltanschaulichen und politischen Dif­

ferenzen innerhalb der Einwanderer aus 
der Türkei zurückzustellen und gemein­
sam gegen die alle betreffende Entrech­
tung / Diskriminierung durch das Aus­
ländergesetz vorzugehen. Ihre Mitglie­
der konnten eine große Zahl ihrer 
Landsleute mobilisieren, was in Mün­
chen so in den letzten Jahren nicht mög­
lich war. Sie sehen sich am Beginn ei­
ner Bürgerrechtsbewegung.

Auf die zahlreichen Reden auf der 
Auftakt- und Schlußkundgebung wird 
hier im einzelnen nicht eingegangen.

Vordringlicher scheint das, was in ei­
ner ersten Auswertung der Demonstra­
tion besprochen wurde. Dort wurde von 
Versuchen berichtet, das „Durchpeit­
schen“ des Gesetzes in Bundesrat und 
Bundestag bis Ende Mai, das alle bis­
herigen parlamentarischen Gepflogen­
heiten durchbricht, zu verhindern. In 
Rechtsgutachten haben die Grünen fest­
stellen lassen, daß die SPD-Mitglieder 
des Innenausschusses des Bundesrates 
(Beratung dort am 25.4.) zumindest die 
schnelle Verabschiedung des Gesetzes 
verhindern könnten. Von diesen aber 
liegt derzeit keine klare Stellungnahme 
dazu vor. Es ist nun wichtig, schnell 
von möglichst vielen die Innenaus- 
schuß-Mitglieder der SPD öffentlich 
anzugehen (näheres auch bei Büro E. 
Trenz, G.M. Vogl, MdBs der Grünen, 
Bonn, Tel. 0228/169261 u. 1651336).

Denn, wenn auch richtig ist, was 
German Meneses Vogl, MdB der Grü­
nen, auf der Kundgebung unter großem 
Beifall ausführte: „Wir wollen dieses 
Gesetz verhindern. Sollte es aber be­
schlossen werden, werden wir so lange 
auf die Straße gehen, bis es wieder weg 
ist!“, ist doch klar, daß für alle opposi­
tionellen Kräfte, besonders für die vom 
Gesetz Betroffenen, eine Verabschie­
dung den Kampf um Gleichstellung 
sehr erschweren würde. — (lsc)

'AUCH WIR,SIND DAS VOLK.! 
DEMONSTQlBPEH GEGEN 
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Der Demonstrationszug in München

Landtag Baden-Württemberg 
debattiert über §-218-Klage

Stuttgart. Baden-Württemberg unter­
stützt. wie berichtet, den Normenkon­
trollantrag Bayerns gegen die Bera­
tungspraxis bei Schwangerschaftsab­
brüchen. Im Landtag betonte Späth die 
„Schutzpflicht des Staates gegenüber 
dem ungeborenen Leben“. Das Bun­
desverfassungsgericht solle Normen für 
ein Beratungsgesetz festsetzen. Daß 
damit eine „allgemeine Notlage“ als 
Grund für Schwangerschaftsabbruch 
gekippt wäre, was einem staatlichen 
Gebärzwang gleichkommt, blieb unan­
gegriffen. Frau Wimmer von der SPD 
sagte, verfassungswidrige Beratungs­
praxis und Mißbrauch seien nicht er­
wiesen. Der SPD-Fraktionsvorsitzende 
Spöri betonte, auch er sei Katholik. 
Frau Bender, Fraktionsvorsitzende der 
Grünen, sah als eigentliches Motiv den 
„Schutz der Männerbünde vor weibli­
cher Herrschaft“. — (alk)

Landtagswahlen 13. Mai: 
Faschisten sind zugelassen

Hannover. Der niedersächsische Lan­
deswahlausschuß hat am 5. April trotz 
zahlreicher Proteste faschistische Or­
ganisationen zugelassen. Der Vorsit­
zende mußte erklären, daß ihm zahl­
reiche Einwände gegen eine Zulassung 
nach Artikel 139 GG aus mehreren Or­
ten Niedersachsens zugegangen sind. 
Entsprechend der Rechtsprechung sei 
dieser Artikel aber für obsolet zu erklä­
ren und von daher eine Nichtzulassung 
nicht möglich. Bei der Beschlußfassung 
enthielt sich der Vertreter der Grünen 
zur Zulassung der Republikaner, der 
Demokratischen Republikaner, dem 
Bund der Deutschen Demokraten (bei­
des Republikaner-Abspaltungen) und 
der Patrioten für Deutschland. Die FAP 
erhielt zwei Gegenstimmen. Außerdem 
kandidieren unkritisiert die Deutsche 
Partei und die ÖDP. Insgesamt erhiel­
ten 17 (überwiegend rechte) Vereini­
gungen die Zulassung. DKP und 
MLPD, die sich noch 1986 zur Wahl 
stellten, kandidieren nicht. — (gec, mal)

Bielefeld: Solidarität mit 
dem Volksaufstand in Kurdistan

Bielefeld. „Solidarität mit dem Volks­
aufstand in Kurdistan“. Unter dieser 
Losung demonstrierten 400 Leute, dar­
unter viele westdeutsche Antiimperiali­
sten am 7.4. in Bielefeld. Aufgerufen 
hatten die Ortsgruppen der Nationalen 
Befreiungsfront Kurdistans (ERNK), 
EKIM, Av.Dev.Genc., BWK, VSP, 
Volksfront, AK Internationalismus im 
Infoladen Anschlag sowie der Arbeits­
kreis für die Freüassung der kurdischen 
Gefangenen in der BRD. Der Arbeits­
kreis bereitet für den 28. April eine So­
lidaritätsveranstaltung vor, auf der auch 
vier Arbeitsgruppen stattfinden werden. 
Auf dem Schlußplenum wird auch die 
Angeklagte aus dem PKK-Prozeß Yase­
min Gedik sprechen. — (stb)

Vorgänge in der JVA Straubing 
sollen untersucht werden

München. Das Plenum des Landtags 
hat der Einrichtung eines Untersu­
chungsausschusses über die Justizvoll­
zugsanstalt Straubing zugestimmt. Die 
CSU-Mehrheit nahm einen SPD-Antrag 
an, die Vorgänge in der JVA im Zusam­
menhang mit der Absetzung von meh­
reren Insassenbeiräten und der Anwen­
dung von Psychopharmaka zu klären. 
Auch drei Selbstmorde von Strafgefan­
genen und ein angeblicher Medikamen­
tenhandel sollen dabei von den Abge­
ordneten untersucht werden. — (dil)

Ostermarsch 90 — Abrüstung 
jetzt — und zwar richtig!

München. Der diesjährige Münchner 
Ostermarsch beginnt am 16. April um 
12.00 Uhr mit der Auftaktkundgebung 
an der Münchner Freiheit. Der Aufruf 
zum Ostermarsch weist auf die Tatsa­
che hin, daß trotz der politischen Ent­
wicklungen die Aufrüstung weitergeht, 
fordert die Entmilitarisierung Europas 
und die „Selbstauflösung“ von NATO 
und Warschauer Pakt. München selbst 
solle von einer Rüstungsschmiede zu 
einem Friedenszentrum werden. Ein 
Mangel des Aufrufes ist, daß er davon 
ausgeht, daß die politischen Entwick­
lungen in Europa einen dauerhaften 
Frieden ermöglichen würden. Daß mit 
der Einverleibung der DDR, mit der 
Festigung des imperialistischen EG/ 
WEU-Blocks unter Vorherrschaft der 
BRD, mit der wirtschaftlichen und poli­
tischen Zersetzung Osteuropas usw. die 
Kriegsgefahr höher denn je wird, wird 
mit keinem Wort angesprochen. Mit 
diesen völlig fehlenden Aussagen wird 
der BRD-Imperialismus indirekt mehr 
oder weniger begünstigt. — (chl)

Köln. 1200 Polizisten überfielen am 5.4. das Roma-Lager am Schiffhof. Alle Wohn­
wagen wurden durchsucht, Roma verprügelt und Kinder eingeschüchtert. Die Poli­
zei ermittelt wegen § 129 StGB. Den Leuten wurde der Schmuck vom Körper geris­
sen (Bild). Die „Rom“ e.V. protestierte und wies nach, daß die Vorwürfe (Diebstahl) 
konstruiert seien. — (jöd)

Resolution gegen das 
geplante Ausländergesetz

Stuttgart. Auf den beiden Personalver­
sammlungen des Stuttgarter Jugendam­
tes verabschiedeten die ca. 500 anwe­
senden Beschäftigten eine Resolution 
gegen das geplante Ausländergesetz: 
„Der Entwurf verschlechtert die 
Rechtslage für Kinder, Jugendliche und 
junge Familien ausländischer Herkunft 
entscheidend“. Insbesondere wird die 
vorgesehene Pflicht der Jugend- und 
Sozialämter zur Bespitzelung ausländi­
scher Familien kritisiert, die Gründe für 
Ausweisung und Unterdrückung liefern 
soll. „Wir erklären, daß wir nicht bereit 
sind, der vom Gesetz vorgesehenen 
Datenübermittlungspflicht nachzukom­
men.“ Der Personalrat wird aufgefor­
dert, die Rechtlichkeit dieser Daten­
übermittlungspflicht zu prüfen. Die 
ÖTV Stuttgart hat dies bereits eingelei­
tet. — (unb)

Bei Kundgebung: 
Kurden festgenommen

Frankfurt. Am Samstag, den 31.3., or­
ganisierten ERNK, EKIM u.a. eine 
Kundgebung vor dem türkischen Kon­
sulat wegen der Massaker des türki­
schen Regimes gegen Kurden; es betei­
ligten sich hundert Leute. Kaum waren 
die Lautsprecher aufgebaut, rückte die 
Polizei an. Obwohl die Organisatoren 
auf Aufforderung der Polizei die Kund­
gebung sofort beendeten, setzten die 
Polizisten Schlagstöcke ein und verfolg­
ten flüchtende Menschen. Über 50 Leu­
te wurden festgenommen, zwei, die an­
geblich Steine auf Polizisten geworfen 
haben sollen, sind immer noch in Haft. 
Von mehreren Organisationen wird be­
raten, was für die Freilassung der Inhaf­
tierten getan werden kann. — (rst)

Keine Entspannung an der Berufsverbotefront
Arbeitskonferenz diskutiert Lage und Eingreifen auf KSZE-Konferenz in Kopenhagen

„Rock gegen Rechts“
Unter den Fittichen von Kirche und Polizei

Stuttgart. Am 1.4.1990 fand in Frankftirt/M. eine Konfe­
renz der Initiativen „Weg mit den Berufsverboten“ statt. 
Die 40 Anwesenden machten sich ein Bild über den aktuel­
len Stand der Diskriminierungsmaßnahmen. Beraten wur­

de das Für und Wider der Verfassungsbeschwerde von Do­
rothea Vogt (aus Jever) und die Möglichkeiten, die hiesige 
Berufsverbotepolitik vor internationalem Publikum als 
Verstoß gegen die KSZE-Schlußakte zu kritisieren.

Im Bundesinnenminsterium wird zur 
Zeit über die abgestufte Sanktionierung 
von SED- bzw. PDS-Mitgliedschaften 
diskutiert. Dabei ist Konsens, daß die 
PDS unter den „Radikalenerlaß“ fällt. 
Wer vor dem 9.11.89 aus der SED aus­
getreten ist und sich für den Öffentli­
chen Dienst bewirbt, wird keinem Ge­
sinnungsverhör unterzogen. Wer noch 
bis zu einem festzulegenden späteren 
Zeitpunkt der SED bzw. PDS angehört 
hat, wird einem Verhör unterzogen, bei 
dem jedoch mit einem gewissen Wohl­
wollen zu verfahren ist. Für diejenigen, 
welche danach immer noch der PDS 
angehört haben oder gar angehören, 
fällt der Vorhang.

In Bayern übt die Landesregierung in 
den Fällen Doris Langer und Christel 
Dill auf die Landeshauptstadt Druck 
aus, die Berufeverbotsverfahren fortzu­
setzen. In Niedersachsen haben die Be­
hörden die Suspendierung von vier aus 
der DKP ausgetretenen Lehrkräften 
aufgehoben, aber nicht die Verfahren 
eingestellt. Die Betroffenen sind mehr­
stündigen Gesinnungsverhören unterzo­
gen worden, u.a. mit folgenden Fragen: 
„Nachdem Sie sich durch Ihren Austritt 

faktisch von der DKP distanziert haben, 
wie stehen Sie heute zu den Zielen der 
DKP? Hat sich Ihre Einstellung geän­
dert? Was halten Sie von der Diktatur 
des Proletariats?“ usw.

Auf der zweiten KSZE-Folgekonfe- 
renz über humanitäre Fragen vom 5.-
29.6.1990 in Kopenhagen soll u.a. in 
Zusammenarbeit mit der Vereinigung 
demokratischer Juristen, die einen offi­
ziellen Status auf der KSZE-Konferenz 
hat, die Kritik an der Berufeverbotepo­
litik der BRD vorgebracht werden. Die 
Berufeverbotekomitees der BRD gestal­
ten in Kopenhagen am 14.6.90 ein 
ganztägiges Teach-In, auf dem u.a. Ab­
geordnete der Labour-Party, aus Däne­
mark, Frankreich, der Schweiz und den 
Niederlanden zu der Problematik Stel­
lung nehmen.

Kontrovers diskutiert wurde über die 
von Dorothea Vogt Ende 89 eingelegte 
Verfessungsbeschwerde gegen das Ur­
teil des Niedersächsischen Disziplinär­
hofes vom 30.10.89 (Az.: NDH A (2) 
4/88), mit dem die Studienrätin letztin­
stanzlich entlassen worden ist. Zweck 
der Verfassungsbeschwerde ist es, das 
Bundesverfassungsgericht nach 15 Jah­

ren zu einer Revision seines von dem 
ehemaligen, fanatischen NS-Richter 
Willi Geiger formulierten „Radikalen- 
erlaß“urteils zu veranlassen. Kritisch 
angemerkt wurde, daß der urteilsformu- 
lierende Richter des zuständigen 
BVerfG-Ausschusses, Hans-Hugo 
Klein, Anhänger des NS-Staatsrechtlers 
Carl Schmitt ist und die Lehre vertritt, 
daß das Grundgesetz, gleichsam in 
Form einer Überverfessung, von einem 
grundrechtsentziehenden Bekämp­
fungsauftrag gegenüber „Feinden der 
Freiheit“ überwölbt ist. In einer politi­
schen Situation, wo die Gegenseite ei­
nen de-fäcto-Blitzkrieg gegen andere 
Länder führt und ein grenzenloses Vier­
tes Reich errichten will, könnte das 
BVerfG in einem Grundsatzurteil das 
Statut für ein streng antisozialistisches 
Gesamtdeutschland zimmern und einen 
aus dieser Sicht bestehenden Mangel 
des KPD-Verbotsurteils beheben, wel­
ches in Abschnitt drei bestimmt, daß 
seine Gültigkeit im Falle der „Wieder­
vereinigung“ endet. Geprüft und darauf 
gedrängt werden muß in jedem Fall, 
daß Carl-Schmitt-Anhänger kein Rich­
teramt ausüben dürfen. — (zem)

Norderstedt. Anfang Januar dieses Jah­
res drangen etwa hundert Polizisten in 
das Jugend-Cafe der Kirchengemeinde 
Shalom in Norderstedt ein und überfie­
len eine Gruppe der Antifa-Jugend, die 
gerade dort tagte. Die Leute wurden an 
die Wand gestellt, durchsucht und ihre 
Personalien festgehalten. Der am glei­
chen Abend im selben Kirchengebäude 
tagende Kirchenvorstand der Gemeinde 
zeigte sich empört über diesen Haus­
friedensbruch durch die Polizei. Doch 
die Gentlemens arrangierten sich bald: 
Die jungen Antifaschisten wurden be­
schwichtigt, indem der Kirchenvor­
stand ankündigte, er wolle eine Dienst- 
aufeichtsbeschwerde starten, aber ge­
rade deshalb gelte es, Stillschweigen 
über den Vorfell gegenüber der Öffent­
lichkeit zu wahren. Begründet wurde 
der Polizeiüberfell im übrigen damit, 
daß es erst kürzlich Rangeleien gegeben 
haben solle und Jugendliche in der Neu­
jahrsnacht von Faschisten bzw. Skins 
an verschiedenen Haltestellen der Al- 
stemordbahn zwischen Norderstedt, 
Quickborn und Hasloh Überfellen wor­
den seien. Solcherlei „blaue Flecke“ 
gelte es nun zu verhindern!

Die Gruppe der Norderstedter Antife 
kündigte für den 23. März ein Konzert 
„Rock gegen Rechts“ — wiederum in 
den Räumen der Shalom-Kirchenge- 
meinde — an. Daraufhin tauchten Flug­

blätter der Skins und Hooligans auf, die 
unter der Parole „Rechts gegen Links“ 
aufforderten, diese Veranstaltung zu 
sprengen. In zwei Richtungen liefen 
jetzt die Aktivitäten: Das Norderstedter 
Antifaschistische Bündnis organisierte 
die Öffentlichkeit und rief auf, an dieser 
Rock-Veranstaltung teilzunehmen. So 
kamen zum Schutz gegen Rechts selbst 
solche Leute, die sich diese Musik sonst 
freiwillig nicht anhören würden. Die 
Kirchenleute ihrerseits organisierten] 
den „Polizeischutz“, denn sie seien jat 
für den Frieden. Und das natürlich be-, 
sonders zwei Tage vor den Schleswigs, 
Holsteinischen Kommunalwahlen. L'

So erschienen 400 Teilnehmer des^ 
Rockkonzertes und die Polizei zog auf< 
Sie kontrollierte die Bahnausgänge ar^ 
den U-Bahnhöfen Garstedt und Ochsen-J 
zoll und riegelte das Gelände rund urri’J 
die Kirche weiträumig ab. Etwa 100a 
„Glatzen“ tauchten auf, wurden abge-g 
fangen und von ihren Werkzeugen be-3 
freit, elf von ihnen festgenommen. InJ 
den Zeitungen konnte die bürgerliche! 
Ordnung vermelden: „Polizei vertun-- 
derte gewaltsame Auseinanderset- j: 
zung“. Die den Raum gewährende Kir-1 
chengemeinde bemüht sich inzwischen, ■ 
mit der Antifaschistischen Gruppe das 
Gespräch über die Frage des Gewalt­
potentials in den eigenen Reihen zu 
führen. — (edl)
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Geschäftsleitung gescheitert
Betriebsratswahlen bei der Fiatgeotech GmbH

Hattori: Widerstand gegen Betriebsprogramm
25 Handels-Betriebsräte unterstützen den Betriebsrat gegen Angriffe der Firmenleitung

Heilbronn. Die Wahl wurde mit Span­
nung erwartet. Für ein siebenköpfiges 
Gremium hatten sich 17 Leute aufstel­
len lassen, darunter ein Abteilungslei­
ter, der direkt als Teil der Geschäftslei­
tung fungiert. Die Belegschaft hatte 
sich in einer Abstimmung für gemeinsa­
me Wahl ausgesprochen. Der alte Be­
triebsrat, der erst vor anderthalb Jahren 
gewählt wurde (damals wurden die Ver­
triebsgesellschaften für Land- und Bau­
maschinen des Fiat-Konzerns zur Fiat­
geotech fusioniert) kandidierte eben­
falls wieder. Die Geschäftsleitung nutz­
te damals die Unsicherheiten während 
der „Übergangsphase“ vor der Fusion 
neun Monate lang aus, um Betriebsver­
einbarungen zu verschlechtern und die 
beiden Betriebsräte (unter demselben 
Dach gab es eine Geschäftsleitung, aber 
zwei Firmen) zu demontieren. „Viele 
Diskussionen und Gespräche, teils hef­
tig und kontrovers, teils versöhnlicher 
Natur waren nötig, um den Betriebsrat 
als Gremium nach den Wahlen zu etab­
lieren.“ So faßte der Betriebsrat diese 
Zeit nachträglich in seinem Tätigkeits­
bericht zusammen. In diesen anderthalb 
Jahren wurden die Arbeitzeiten, die 
Gleitende Arbeitszeit, Rahmenbedin­
gungen für Mehrarbeit und einiges 
mehr mittels Betriebsvereinbarungen 
neu geregelt. Vor den jetzigen Wahlen 
versuchte die Geschäftsleitung die 

mäßigen, aber kontinuierlichen Erfolge 
des Betriebsrates zurückzudrehen. Fünf 
Betriebsvereinbarungen wurden von 
der Geschäftsleitung gekündigt und 
Stimmung gemacht gegen den „kom­
promißlosen“ Betriebsrat.

Auf einer Betriebsversammlung vor 
der Wahl begründete der Abteilungslei­
ter seine Kandidatur damit, daß er in 
letzter Zeit mit diesem Betriebsrat sehr 
unzufrieden sei. Insbesondere die poli­
tische Auffassung des Betriebsratsvor­
sitzenden sei nicht akzeptabel, schluß­
folgerte er nach einem Zitat aus einem 
Leserbrief des Vorsitzenden. „Die freie 
Kommandowirtschaft von Gesamtme- 
tall — Freiheit fürs Kapital und Kom­
mandos für die abhängig Beschäftigten 
— ist unattraktiv“. Diese politische 
Einschätzung des BRV wird zwar von 
der eher konservativen Belegschaft (40 
Arbeiter, 110 Angestellte, davon 20% 
„Übertarifliche“, insgesamt ca. 55 
IGM-Mitglieder) nicht uneingeschränkt 
geteilt. Darum ging es auch nicht. Bei 
der Wahl ging es um konsequente und 
beharrliche Interessensvertretung. 
Sowohl der alte Betriebsrat als auch der 
Vorsitzende (113 von 131 abgegebenen 
Stimmen) wurden bei einer Wahlbeteili­
gung von über 83% eindrucksvoll be­
stätigt. Der Abteilungsleiter erhielt mit 
23 Stimmen das zweitschlechteste Er­
gebnis. — (jom)

Die Firma Hattori Deutschland GmbH (HDG) betreibt 
den Großhandelvertrieb der Seiko-Uhren. Das Stammka­
pital von 20 Mio. DM ist mehrheitlich in Händen Hattori 
Seiko Co., Tokyo. Zum Konzern gehört u.a. auch Epson.

Der Hattori-Seiko-Konzern fuhrt für den EG-Biniien- 
markt Umstrukturierungen durch. Teil dieses Planes ist 
die Verlegung der HDG nach Venlo/Niederlande und die 
Durchsetzung eines neuen Betriebsprogramms.

In der Düsseldorfer Zentrale sind 136 
Angestellte und 35 Arbeiter beschäftigt. 
Am 21. März erfuhr der Betriebsrat von 
den Verlegungsabsichten. Die Rech­
nung der Geschäftsleitung: der Verkauf 
der Zentrale bringt zwölf Mio. DM. 
Das Grundstück in Venlo ist vorhan­
den, der Neubau kostet vier Mio. DM, 
der Staat Niederlande schießt zwei Mio. 
DM für die Betriebs-Neugründung zu. 
Gleichzeitig legte die Geschäftsleitung 
den Abteilungs- und Gruppenleitern ein 
neues Betriebsprogramm vor.

„HDG-Geschäfts- 
belebungsprogramm

1) Umstrukturierung des Unterneh­
mens in leistungsfähigere Arbeitsgrup­
pen . . .
4) Verbesserung der Motivation und 
Effektivität aller Mitarbeiter:
— durch moderne PC‘s
— die richtigen Mitarbeiter am richti­
gen Arbeitsplatz (Psycho-Test)
— die Mitarbeiter wissen lassen, wie 
gut oder schlecht sie ihren Job tun — 
Leistungsbewertung
— Bildung stützender Arbeitsgruppen 
um die Gruppenleiter

— keine Akzeptanz von Faulenzern 
und regelmäßigen Krankheitsferien
— Leistungsgerechte Bezahlung der 
Mitarbeiter für seine ganze Kraft, die er 
in den Dienst des Unternehmens stellt
— Gestaltung einer angenehmen und 
freundlichen Arbeitsumgebung
— Gewinn erzielen.

Pluspunkte für HDG
1) Der richtige Standort in Europa.
2) Die stärkste Wirtschaftsmacht.
3) Ein neues intelligentes und tatkräfti­
ges Management.
4) Langjährige Mitarbeiter . . .

Minuspunkte für HDG
1) Die teuersten Arbeitskräfte in 
Europa.
2) Das strengste Arbeitsrecht in Eu­
ropa (Betriebsrat).
3) Die schärfsten Finanzbehörden in 
Europa . . .
5) Langjährige schlechte Erfahrungen 
mit dem Verhältnis Management — 
Mitarbeiter . . .
7) Höchste Abwesenheitsquote 
(der) gewerblichen Mitarbeiter . . .“

Diesem Programm von Konkurrenz 
und individueller Leistung stehen Ge 
werkschafts- und Betriebsratstätigken 
im Weg. Die Geschäftsleitung reagierte 
hektisch auf die Veröffentlichung in der 
HBV-Betriebszeitung. Der Betriebsrat 
erhielt die Zusicherung, daß in den 
nächsten eineinhalb Jahren „noch 
nichts passiert“. Kurz vor Fristende für 
die Listenabgabe zur Betriebsratswah! 
wurde als Gegenliste zur HBV eine Li­
ste von acht Gruppenleitern eingereicht 
Alle Beschäftigten erhielten das „Bele 
bungsprogramm“ mit Begleitbrief.

25 Betriebsräte aus verschiedenen 
Handelsbetrieben protestierten: „Dies 
ist nicht nur ein Angriff auf das Be­
triebsverfassungsgesetz, sondern gegen 
Demokratie im Betrieb und Gesell 
schäft. Wer von .Faulenzern’ und 
.Krankheitsferien' spricht, mißachtet 
zutiefst unsere Menschenwürde. Wir 
wollen uns nicht in ein Konkurrenzsy 
stem im Betrieb und national in Europa 
hetzen lassen.“ Die Bundesfachgruppc 
Journalistik der IG Medien erklärte ihre 
Unterstützung gegen „dieses fäschisti- 
sche-Konzernprogramm.“ — (rub)

HBV: Teilerfolge 
gegen Dienstleistungsabend

Konstanz. Über Teilerfolge im Kampf 
gegen den Dienstleistungsabend berich­
tete die HBV-Ortsgruppe auf ihrer jüng­
sten Mitgliederversammlung. Das 
Kaufhaus Hertie sei länger als andere 
Hertie-Häuser des Landes donnerstag­
abends geschlossen geblieben. In einer 
Betriebsvereinbarung habe man durch­
gesetzt, daß Beschäftigte nur jeden 
zweiten Donnerstag nach 18.30 Uhr ar­
beiten müssen, soziale Belange „zu be­
rücksichtigen“ sind und Personal einge­
stellt wird. Im EKZ müsse kein Voll- 
zcitbeschäftigter am Donnerstagabend 
arbeiten, der Betriebsrat setzte die Ein­
stellung von Aushilfen durch. Ver­
sammlungsteilnehmer berichteten, daß 
wegen der schlechten Arbeitsbedingun­
gen kaum noch Fachpersonal und Aus­
zubildende zu finden seien; zusätzliche 
Belastungen seien die Folge. — (jüg)

BR-Wahlen bei BAYER: 
Wahlerfolg für linke Liste

Bei den Betriebsratswahlen bei Bayer 
Leverkusen hat die Liste „Kolleginnen 
und Kollegen für eine durchschaubare 
Betriebsratsarbeit“ 19% der Stimmen 
erreicht und die Zahl ihrer Sitze im Be­
triebsrat von vier auf acht verdoppelt. 
Je vier Kandidatinnen und Kandidaten 
kommen aus dem Arbeiter- und Ange­
stelltenbereich. Die Liste gewann viele 
Stimmen von Schichtarbeitern. In 
einem Flugblatt hatte sie u.a. die Erhö­
hung von Essenspreisen, Mieterhöhun­
gen bei Werkswohnungen und ein flexi­
bles Schichtsystem kritisiert, für das 
der Konzern mit Zustimmung des Ge­
samtbetriebsrats Probeläufe durchführt, 
sowie eine Eindämmung des Fremdfir­
meneinsatzes verlangt. — (u.b.)
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Hamburg. Nach einer Urabstimmung und Streikaktionen im März streikten am 5. 
April erneut in zahlreichen Städten der BRD (Bild: Hamburg) Lehrer der privaten 
Berlitz-Schulen. Mit Unterstützung der GEW wollen sie die Durchsetzung eines Ta­
rifvertrages erreichen, der ihnen feste Arbeitszeiten (bisher Arbeit auf Abruf), Bezah­
lung der Vorbereitungszeit und geregelte höhere Einkommen sichern soll. — (mek)

BR-Wahl bei BMW München: 
2 Listen aus IG Metall-Bereich

München. Bei der Betriebsratswahl im 
BMW-Werk kandidierte diesmal neben 
der offiziellen IG Metall-Liste eine 
zweite Liste „Alternative“, die von IG 
Metall-Mitgliedern überwiegend aus 
dem Arbeiterbereich gebildet worden 
war. Die offizielle IG Metall-Liste er­
hielt 18117 Stimmen, 90,8% und 39 
Sitze, die zweite Liste 1 843 Stimmen, 
9,2% und vier Sitze. Von den Ferti­
gungsarbeitern haben etwa ein Fünftel 
die Liste „Alternative“ gewählt. Die 
Wahlbeteiligung war mit knapp 76% 
sehr hoch, insbesondere bei den Ange­
stellten, die überwiegend die offizielle 
IG Metall-Liste gewählt haben. Der alte 
Betriebsrat versuchte die Bildung der 
zweiten Liste zu unterdrücken, weil er 
eine Schwächung der IG Metall be­
fürchtete. Die bei Aufstellung der offi­
ziellen IG Metall-Liste beachtete Be­
rücksichtigung aller Teile der Beleg­
schaft, aller Nationalitäten sowie von 
Frau und Mann kann bei Bildung einer 
weiteren Liste aus dem IG Metall-Be­
reich aus dem Gleichgewicht geraten. 
Eine ausgewogene personelle Zusam­
mensetzung garantiert jedoch nicht eine 
gleichmäßige Vertretung aller Interes­
sen gegen das BMW-Kapital. Bei 
BMW, Standort München, sinkt der 
Arbeiteranteil, die Zahl der Angestell­
ten steigt und beträgt schon fast die 
Hälfte. Der Versuch des Betriebsrates, 
auch diesen Belegschaftsteil mit einzu­
beziehen, hat zu einer Vernachlässi­
gung von Arbeiterinteressen geführt. 
Das Wahlprogramm der zweiten Liste 
will dagegen angehen: „Insbesondere 
wollen wir durch unsere Kandidatur 
eine bessere Vertretung von Akkordar­
beitern und ausländischen Kollegen und 
Kolleginnen erreichen.“ — (mu)

Krippenplätze und bessere 
Arbeitsbedingungen gefordert

Lüneburg. Der Kreisvorstand der ÖTV 
Lüneburg fordert mindestens 60 neue 
Krippenplätze, d.h. vier zusätzliche 
Krippengruppen in der Stadt Lüneburg. 
„Darüber hinaus wurde festgestellt, 
daß die z.Zt. gültigen Standards der 
niedersächsischen Heimrichtlinien (von 
1966) für öffentliche Krippenerziehung 
veraltet sind und den besonderen Bedin­
gungen der Krippenkinder nicht gerecht 
werden. Über die Schaffung zusätz­
licher Krippenplätze hinaus wird es 
höchste Zeit, die Bedingungen, unter 
denen Krippenerziehung stattfindet, zu 
verbessern! Gruppengröße, Betreuerin- 
nen-Schlüssel, Raumbedarf, Fortbil­
dung, Elternvertretung usw. sind den 
tatsächlichen Erfordernissen und neue­
sten pädagogischen Erkenntnissen ent­
sprechend anzupassen . . . Die derzei­
tigen Arbeitsbedingungen machen auf 
Dauer krank ..." — (AGK/nem)

Protestaktionen 
gegen Metallkapitalisten

Norderstedt. Die siebte, weiterhin er­
gebnislose Tarifverhandlung über die 
Forderungen der IG Metall für die rund 
120000 Beschäftigten in Hamburg und 
Schleswig-Holstein in Bad Bramstedt 
ist wiederum von Aktionen in und aus 
den Betrieben begleitet worden. Nach 
Darstellung der IG Metall waren ins­
gesamt ca. 6000 Beschäftigte im Tarif­
gebiet von Flensburg bis Hamburg be­
teiligt. So haben sich die Kolleginnen 
und Kollegen z.B. ausgiebig beim Be­
triebsrat über den Stand der Verhand­
lungen informiert oder sind mit Dele­
gationen nach Bad Bramstedt gefahren, 
um dort ihren Protest gegen die Haltung 
von Nordmetall vorzubringen. Allein 
im Kreis Pinneberg haben in elf Betrie­
ben mehrere hundert Beschäftigte ei­
nige Stunden lang auf diese Weise die 
Arbeit niedergelegt. Die IG Metall be­
reitet für die letzten beiden Verhandlun­
gen (18. und 24.4.) während der Frie­
denspflicht, die am 28. April endet, 
verstärkt Aktionen vor. — (hei)

IG Metall Stuttgart: 
Überzeit auf Null fahren

Stuttgart. Die IG Metall will die Mehr­
arbeit in den Betrieben bis spätestens 
Mitte April gegen Null fahren und da­
mit die Forderung nach der 35-Stunden- 
Woche bei vollem Lohnausgleich be­
kräftigen. Dies beschloß die Große Ta­
rifkommission in Esslingen. Überstun­
den sollen nur in besonderen Notfällen 
geleistet werden. In verschiedenen 
Konzernbetrieben im Raum Stuttgart 
setzten Betriebsräte eine starke Ver­
ringerung der Überstunden und Neuein­
stellungen durch: Bei Bosch beträgt der 
durchschnittliche Überstundenanteil ein 
Prozent gegenüber drei Prozent im Vor­
jahr, bei Mahle Markgröningen wurde 
laut IG Metall die Mehrarbeit um die 
Hälfte verringert. — (ros)

Kita-Streik ausgesetzt
Die Forderungen konnten nicht durchgesetzt werden

Westberlin. Wie in den letzten Politi­
schen Berichten gemeldet, hat die ge­
meinsame Tarifkommission von ÖTV 
und GEW beschlossen, den Streik nach 
über zehnwöchiger Dauer ab dem 28. 
März auszusetzen.

In einer ÖTV-Erklärung heißt es hier­
zu: „Mit dem Aussetzen des Streiks ge­
stehen die Gewerkschaften ... ein, daß 
die Reduzierung der Gruppengröße 
sowie eine spürbare Verbesserung des 
Personalschlüssels in tariflicher Form 
in der gegenwärtigen politischen Situa­
tion mit den Mitteln des Streiks nicht 
durchzusetzen sind . . . Der knallharte 
Konfrontationskurs der SPD-Mehrheit 
im Senat hat damit jeden tarifpoliti­
schen Kompromiß unmöglich gemacht. 
Ein pädagogischer Scherbenhaufen ist 
das Resultat. In den Kitas beibt es wie 
bisher: Aufbewahrung statt pädagogi­
scher Betreuung.“

Nachdem der SPD/AL-Senat selbst 
die Vor- und Nachbereitungszeiten für 
nicht tariffähig erklärte, war der Ab­
stand zu den ursprünglich erhobenen 
Forderungen zu groß geworden. 
Gleichzeitig nahmen die Konflikte mit 
den Eltern zu. Dazu kam, daß sowohl 
die Solidarität innerhalb der ÖTV wie 
auch von Seiten des DGB zu gering 
blieb. Insbesondere von Seiten der 
Gewerkschaftsleitungen war wenig 
Verständnis für den Streik zu spüren. 
So sprach sich der HBV-Vorsitzende 
Müller auf einer Kundgebung explizit 
für Rücksichtnahme auf den SPD/AL- 
Senat aus, und der IGM-Vorsitzende 
Foede riet den Streikenden, auf die For­
derungen nach Personalbemessung und 
Gruppengröße zu verzichten. Einen 
Beitrag für den Erfolg der anstehenden 
Kämpfe, insbesondere bei der Post,

Demonstration während des Kita-Streiks

dem Einzelhandel und in der Metall­
industrie dürften sie damit nicht gelei­
stet haben.

Obwohl der Streik ausgesetzt und 
seine Ziele nicht erreicht wurden, sollte 
man die bleibenden positiven Auswir­
kungen nicht unterschätzen. Neben den 
Fakten, die er für die Gewerkschafts­
politik gesetzt hat, wird er vor allem die 
Diskussion um die Inhalte zukünftiger 
Tarifpolitik prägen.

Andere Bereiche im öffentlichen 
Dienst diskutieren bereits die Frage von 
Tarifverträgen über Arbeitsbedingun­
gen und Personalbemessung. Die Post­
gewerkschaft beginnt am 18. April Ver­
handlungen über einen inhaltlich ähn­
lich gelagerten Tarifvertrag.

Es war klar, daß die SPD diesen Ta­
rifvertrag unter allen Umständen ver­
hindern mußte. Von Beginn an hat 
Momper die Position vertreten, daß 
Einzelinteressen hinter nationalen zu­
rückstehen müßten. Alle Gelder müssen 
für die Einverleibung der DDR zur Ver­
fügung stehen. Die Propagierung dieser 
Position in Zeitungsanzeigen finanzier­
te der Senat mit mehreren Zehntausend 
Mark aus dem Landeshaushalt.

Gegen die Aussetzung des Streiks hat 
es starke Proteste gegeben. Viele Strei­
kende haben in einer erneuten Urab­
stimmung eine „sauberere Lösung“ ge­
sehen.

Über Streit zwischen ÖTV und 
GEW, über Aus- oder Übertritte wegen 
dieser Frage können sich letztlich aber 
nur die Gegner eines Tarifvertrages 
freuen. Von deren Verantwortung für 
die sich zukünftig mit Sicherheit noch 
verschlechternden Arbeitsbedingungen 
wird damit nämlich abgelenkt. — (hart
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München. Am 5. April wurden in München drei Häuser „scheinbesetzt“. Die Beset­
zerinnen und Besetzer hängten aus den Fenstern leerstehender Häuser Transpa- 
ente und verschwanden vor dem Eintreffen der Polizei. Die Aktionen fanden gute 
Resonanz in der Presse, die Einsatzkommandos der Polizei kamen diesmal um­
sonst. Allein das Kommunalreferat hat 39 leerstehende Häuser. — (chi)

Kita-Gesetzentwurf der SPD muß fallen!
Niedersächsische SPD bringt konkurrierend zu den Grünen Kita-Gesetz im Landtag ein

Pädagogen demonstrieren 
für Arbeitszeitverkürzung

Stuttgart. Am 4. April 1990 beteiligten 
sich etwa 4000 Lehrkräfte und 1000 
Schüler und Eltern an den Protestaktio­
nen gegen die Arbeitszeit- und Bil­
dungspolitik der baden-württembergi­
schen Landesregierung. Sie bildeten 
unter anderem eine Menschenkette um 
den Landtag und die Regierungsgebäu­
de am Rande der Bannmeile. Anfang 
des Jahres war eine über die Vertrau­
ensleute an den Schulen durchgeführte 
geheime Umfrage über die Streikwillig­
keit mit 3000 Bereitschaftserklärungen 
erwartungsgemäß in die Hose gegan­
gen. Die Vertreterversammlung der 
GEW Ba-Wü hatte im Juni 89 ein Quo­
rum von 10000 Erklärungen festgelegt, 
um in den Ballungszentren eine zwei­
stündige Arbeitsniederlegung wagen zu 
können. Die Hauptforderungen der 
Gewerkschaft sind eine Stunde Depu­
tatsverkürzung und massive Einstellung 
von Lehrpersonal. Großen Beifall er­
hielt der Beitrag eines Kollegen der 
Berlitzschule. der die dortigen Ausbeu­
tungsverhältnisse anprangerte (13-16 
DM Stundenlohn, 54-Stunden-Woche) 
und zur Solidarität mit den seit einer 
Woche Streikenden aufrief. — (zem)

Kaum Bußgelder 
wegen Mietüberhöhungen

Freiburg. Aus der Antwort auf eine An­
frage der Linken Liste/Friedensliste an 
die Stadtverwaltung zum Vorgehen ge­
gen Mietüberhöhungen geht hervor, 
daß die Stadt nur wenig geneigt war und 
ist. die Überhöhung von Mieten als 
Ordnungswidrigkeit zu verfolgen und 
Bußgeldverfahren gegen die Vermieter 
einzuleiten (19 Verfahren 1985 bis 
1989. Bußgelder zwischen 500 und 800 
DM). Die Stadt gibt als Grund das Feh­
len eines Mietspiegels an, der angeblich 
die Mieten noch weiter in die Höhe trei­
be, und: „Hinzu kommt, daß das Amt 
für Wohnungswesen selten konkrete 
Kenntnisse über jeweilige Mietverhält­
nisse erhält“, obwohl über Wohngeld­
anträge eine relativ genaue Kenntnis 
vorhanden sein müßte. — (ulb)

AL-Fraktionsvorsitzende 
in Westberlin zurückgetreten

Westberlin. Am 24.3. hat die Frak­
tionsvorsitzende der AL, Bischoff- 
Pflanz, ihr Mandat niedergelegt mit der 
Begründung: Die Niederlage in der 
Ausländerpolitik, die Senatspolitik im 
Kita-Streik, die erneute Verschiebung 
des Ausländerwahlrechts, die Tatenlo­
sigkeit gegenüber der Obdachlosigkeit 
und der katastrophalen Situation in der 
Altenpflege, vor allem aber die deutsch­
landpolitischen Perspektiven von AL 
und Senat. Der AL-Delegiertenrat will 
neue Koalitionsverhandlungen. Der 
Anschluß nach Artikel 23 GG soll abge­
lehnt werden, das bezirkliche Auslän­
derwahlrecht betrieben werden. Die 
AL-Basis müsse der Fraktion mehr 
Spielraum geben, die AL müsse der 
neuen Situation nach Öffnung der 
Mauer gerecht werden, antwortet SPD- 
Fraktionsvorsitzender Staffelt. Der De­
legiertenrat sagt, die AL habe die Ent­
wicklung nach Öffnung der Mauer ver- 
■chlafen und nur defensiv an der Zwei- 
uatlichkeit festgehalten. Die neue 
Fraktionsvorsitzende Künast warnt vor 
Maximalfbrderungen“: „Ich habe 

■eine Lust mehr, mich in der Öffent­
lichkeit lächerlich zu machen.“ — (chk)

CDU sägt an 
Orientierungsstufe

Hannover. Der niedersächsische Kul­
tusminister Horrmann (CDU) plant of­
fenbar weitreichende Änderungen an 
der Orientierungsstufe (OS). Der bisher 
für alle Kinder verbindliche gemein­
same Unterricht in der 5. und 6. Klasse 
wurde von der CDU seit deren Regie­
rungsübernahme beharrlich auszuhöh­
len versucht. Nachdem es seit dem 
CDU-Parteitag 1988 still geblieben war 
um dieses Thema, stellt nun, kurz vor 
der Landtagswahl, Horrmann die OS 
als verbindliche Regelschule erneut in 
Frage. Er will neben der Orientierungs­
stufe als Angebot nun wieder 5. und 6. 
Klassen in Haupt- und Realschulen so­
wie an Gymnasien einrichten. Das be­
deutet eine Vorverlegung der Schüler­
sortierung um zwei Jahre und der Aus­
lese in die Grundschule. — (ibm)

CDU blockiert 
Akademie-Auflösung

Westberlin. Mit Stimmenmehrheit von 
SPD und AL wurde am 22.3. das Ge­
setz über die Auflösung der Akademie 
der Wissenschaften in 2. Lesung verab­
schiedet. Jetzt weigert sich der Präsi­
dent des Abgeordnetenhauses, Wohlra­
be (CDU), das Gesetz auszufertigen, so 
daß es nicht verkündet und damit wirk­
sam werden kann. Wohlrabe, der eine 
starke Position hat, will ein verfas­
sungsrechtliches Gutachten einholen. 
Ein Antrag der CDU, der die Umwand­
lung der Akademie in eine GmbH mit 
Mehrheitsbeteiligung des Landes vor­
sieht. wurde mit den Stimmen der SPD 
an die Ausschüsse verwiesen. — (har)

Bayer. Verfassungsgerichtshof 
läßt Müll-Volksbegehren zu

Augsburg. Nachdem einige Befürwor­
ter von Müllverbrennung bereits bei 
den jüngsten Kommunalwahlen Ver­
luste einstecken mußten, hat nun auch 
die Staatsregierung einiges zu 
schlucken. Das höchste bayerische 
Gericht hält im Gegensatz zu ihr den 
Gesetzentwurf der Müllinitiativen „Das 
bessere Müllkonzept“ für zulässig als 
Grundlage für ein Volksbegehren (Ur­
teil vom 27.3.90). Während die Staats­
regierung bisher Müllverbrennung ins 
Zentrum stellte und den Kommunen 
ihre Müllpolitik diktierte, verlangt 
dieser Gesetzentwurf das Gegenteil: 
Müllvermeidung, Verbot gesundheit­
licher Beeinträchtigungen und Recht 
auf eigenständige kommunale Müllpoli­
tik. Seit dem Richterspruch ist einiges 
in Bewegung. Die Grünen kündigten 
an, das Volksbegehren zu unterstützen. 
Die SPD erklärte, „Jetzt ist die Stunde 
des Parlaments“ und initiierte Verhand­
lungen, wie Anliegen der Müllinitiati­
ven sofort in einem neuen Gesetz aufge­
nommen werden können, ohne daß ein 
Volksbegehren nötig wird. Und Um­
weltminister Dick (CSU) beteuerte 
plötzlich, die Staatsregierung sei an 
einem „Konsens über Parteigrenzen 
hinweg“ interessiert. Die Müllinitiati­
ven beobachten diesen Prozeß mit 
Skepsis: „Solange nicht alle Inhalte 
übernommen sind, machen wir trotz­
dem Volldampf fürs Volksbegehren“, 
erklärte einer ihrer Sprecher, Franz 
Tschacha. Damit ein Volksbegehren 
überhaupt zugelassen wird, müssen sich 
850 000 stimmberechtigte Personen — 
Ausländer haben auch hier kein Stimm­
recht — in Listen bei den Ordnungsäm­
tern eintragen. — (baf)

Hannover. Im Oktober 1989 hatten die 
Grünen ihren Entwurf für ein Kitage­
setz in den Landtag eingebracht. Nach 
langen, zähen Auseinandersetzungen 
konnte ein Entwurf erarbeitet werden, 
der geeignet wäre, die Situation der 
Kitas zu verbessern. Die SPD kann und 
will den Entwurf der Grünen nicht un­
terstützen und hat im Februar 1990 
einen eigenen Entwurf in den Landtag 
eingebracht. Einen, der zu Fall ge­
bracht werden muß, wenn nicht die 
schlechten Verhältnisse in den Kitas 
zementiert werden sollen. Dabei er­
weckt er beim ersten Lesen einen ganz 
anderen Eindruck: er nimmt jahrelange 
Forderungen scheinbar auf, löst sie aber 
im Gesetz nicht ein, wie an einigen Bei­
spielen gezeigt werden soll. Nach Aus­
sagen der SPD steht jetzt die Schaffung 
zusätzlicher Plätze an. Nicht einmal das 
sichert der SPD-Gesetzentwurf ab. Ein­
zige erkennbare Absicht ist die finan­
zielle Entlastung der Kommunen, und 
das ist zuwenig.

In § 4, Absatz 3 heißt es: „Alle Kin­
der, die einen Kindergarten besuchen 
wollen, haben vom dritten Lebensjahr 
bis zum Schulbeginn einen Rechtsan­
spruch auf einen Platz.“ Schon im fol­
genden Absatz 4 wird deutlich, daß es

Uu tttdcr Statt wichfc

Schon Anfang der 80er Jahre gab es in vielen Städten Niedersachsens Aktionen 
und Demonstrationen für Kita-Plätze. Bilder: Hannover 1983, Lüneburg 1984.

Bielefeld: „So nicht, Schäuble“
Demonstration gegen Ausländergesetz, für gleiche soziale und politische Rechte

Bielefeld. Am 5.4 demonstrierten 400 
Menschen unter obiger Losung gegen 
das neue Ausländerrecht. Aufgerufen 
hatten u.a.: ASTA Uni, Flüchtlingsrat, 
der SPD-Bundestagsabgeordnete G. 
Rixe, DGB, Centro Espanol, Vertrau­
enskörperleitung Mannesmann, VVN/ 
BdA, türkische Betriebsräte aus Metall­
betrieben, sowie der Initiativkreis 
Wahlrecht für Ausländer. Die Initiati­
ve, die sich als überparteiliche Inter­
essengemeinschaft ausländischer
Bürger versteht, wurde anläßlich der 
Kommunalwahlen im Oktober gegrün­
det. Seitdem führt sie einmal im Monat 
Mahnwachen vor dem Rathaus durch.

Auf der Kundgebung der Demonstra­
tion sprach auch der stellvertretende 
Bez.Vors. der AfA in der OWL-SPD, 
Mehmet Ali Ölmez, der dem Gesetzent­
wurf „nationalistische Züge“ beschei­
nigte. Der Gesetzentwurf sei vollstän­
dig abzulehnen.

Dies war eine wichtige Feststellung, 
weil der Gesetzentwurf angeblich mehr 
Rechtssicherheit für Ausländer bringen 
würde. Ein Vertreter der türkischen 
Organisation DIDF erklärte in einem 

nicht so ernst gemeint ist, wenn Priori­
täten für die Aufnahme nach sozialen 
und pädagogischen Gesichtspunkten 
festgelegt werden, zumal es sich dabei 
nicht um eine Übergangsvorschrift han­
delt. Hinzu kommt, daß § 5 für die Be­
darfsplanung keine Kriterien nennt und 
im Absatz 1 lapidar steht: „Es ist darauf 
hinzuwirken, daß in den Kitas ein dem 
Bedarf entsprechendes Angebot an Plät­
zen bereitgehalten wird.“ Ein Recht auf 
einen Platz in einer Kinderkrippe (0 bis 
3 Jahre) und in einem Hort (von der 
SPD verkürzt auf 12 Jahre) existiert 
nicht. Es wird zudem davon ausgegan­
gen, daß die Kindertagesstätten in der 
Regel Halbtagseinrichtungen sind. 
„Ganztagseinrichtungen sind bei Be­
darf zu schaffen.“ (§ 4,2) Eine Ver­
schlechterung des ohnehin schon uner­
träglichen Zustandes ist mit diesem Ge­
setz ohne weiteres möglich.

§ 3, Abs.l: „Für Kinder, die auf­
grund von Behinderungen oder Benach­
teiligungen besonderer Förderung und 
Betreuung bedürfen, werden in den 
Kindertagessstätten entsprechende An­
gebote geschaffen. (2) Dies soll so weit 
wie möglich in den allgemeinen Ein­
richtungen, so weit wie erforderlich in 
besonderen Einrichtungen geschehen.“

Interview in den „Lokalberichten Biele­
feld“: „Der Gesetzentwurf ist nicht 
verbesserungsfähig. Wir fordern die 
Rücknahme dieses Ausländergesetzent­
wurfes, weil das ein Ausländergesetz 
wäre, das nicht für die Integration be­
stimmt ist, sondern für die Diskriminie­
rung von Minderheiten ... Dieses Ge­
setz ist nicht menschenwürdig. Durch 
diesen Gesetzentwurf werden die Men­
schen nach ihrer Nation und Herkunft 
gespalten ... Größere Rechtssicherheit 
für uns bringt er nicht. Für sozial 
schwache Menschen bietet dieser Ge­
setzentwurf nur Unsicherheit und Aus­
weisung“.

Am 1.3.90 hatte der gewerkschaftli­
che Vertrauenskörper der IG Metall bei 
Mannesmann-Röhrenwerke in Bielefeld 
folgende Resolution verabschiedet, die 
an die Bundestagsabgeordneten gerich­
tet ist: „Wir wollen Ihnen unsere Ängs­
te, die durch den Gesetzentwurf für ein 
neues Ausländerrecht entstanden sind, 
und unsere Kritik dazu mitteilen. Wir 
hoffen, daß wir bei Ihnen Gehör finden.

Der Gesetzentwurf betrachtet Auslän­

Allerdings: bei der Definition der Auf­
gaben der Kita in § 1 findet sich kein 
Wort darüber. Unter dem Stichwort In­
tegration heißt es „.. . Integration un­
abhängig von Nationalität und Her­
kunft.“ Die Grundfrage lautet: haben 
Kindertagesstätten einen eigenen Bil­
dungs- und Erziehungsauftrag? Der Ge­
setzentwurf bejaht dies. Dürfen dann 
Kinder über Geld ausgeschlossen wer­
den? Nein! Wo die Schmerzgrenze für 
die Höhe der Elternbeiträge liegt, bleibt 
offen. Selbst für die Zeit nach der Über­
nahme der Personalkosten durch das 
Land bestimmt § 15, Abs. 3: „Die El­
tern tragen die Sachkosten.“ § 14 defi­
niert: „Sachkosten sind die Aufwen­
dungen für Lehr- und Lemmaterial, 
Spiele und anderes Verbrauchsmaterial, 
Ausflüge, Wegekosten sowie Verpfle­
gungskosten.“ Also keine Lernmittel­
freiheit in Kindertagesstätten, während 
jetzt Wahlkampf gemacht wird mit der 
Forderung nach Lernmittelfreiheit in 
den Schulen. (Auch nicht so ernst ge­
meint?) Die Auswirkungen in den Kitas 
sind viel gravierender, es wird dann 
arme und reiche Kitas geben.

Der SPD-Gesetzentwurf kennt keine 
Eltemvertretung. In § 6, Abs. 2 heißt 
es: „Die Elternschaft hat das Recht, mit 
dem Träger, der Leitung und den päda­
gogischen Fachkräften der Kindertages­
stätte die für die Erziehung und Bildung 
wesentlichen Angelegenheiten zu erör­
tern und darüber Auskunft zu verlan­
gen.“ Dann wird es konfus: „(3) Die 
Elternschaft einer Kindertagesstätte bil­
det die Gruppenelternversammlung und 
kann aus ihrer Mitte einen Gruppen­
sprecher und seinen Vertreter wählen. 
(4) Die Gruppenelternsprecher einer 
Kindertagesstätte bilden den Elternbei­
rat und wählen aus ihrer Mitte den El­
ternsprecher der Einrichtung und seine 
Vertreter.“ Wozu? Die sogenannte El­
ternmitwirkung hört an der Kitatür auf. 
Ein Aus für alle kommunalen Eltern­
vertretungen, die bislang durchgesetzt 
werden konnten und die zum Teil Sitze 
im jeweiligen Fachaussschuß ihres Ra­
tes erzwingen konnten.

Die Verbesserung der personellen 
und sachlichen Situation steht über­
haupt nicht zur Debatte. „Die Räume, 
Anlagen . .. sollen baulich ... so be­
schaffen sein, daß eine dem Kind ange­
messene Bildung und Erziehung mög­
lich ist. Das Angebot des Spiel- und Be­
schäftigungsmaterials soll sicherstellen 
.. . Für jeden Kindergarten sind aus­
reichende Außenflächen zu schaffen 
. . . Die Mindestanforderungen an Aus­
stattung . . . regelt das zuständige Mini­
sterium durch Rechtsverordnung. (§ 9) 
Die gleichen schwammigen Begriffe 
„soll“ und „ausreichend“ sind auch bei 
der personellen Ausstattung zu finden.

Dieser Gesetzentwurf ist nicht nur 
Wahlkampfmakkulatur unter dem Mot­
to, auch die SPD setzt sich für unsere 
Kinder ein, er würde, wenn beschlos­
sen, die Situation in den Kindertages­
stätten auch noch verschlechtern, und 
das muß unbedingt verhindert werden. 
— (bac)

derinnen auschließlich nach ihrer Nütz­
lichkeit auf dem Arbeitsmarkt. Ein aus­
ländischer Arbeitnehmer, der 20 Jahre 
in der BRD gearbeitet hat, wird z.B. 
entlassen. Der Gesetzentwurf sieht vor, 
diesen Menschen für den Fall auszuwei­
sen, daß er Sozialhilfeempfänger wird. 
Der neue Gesetzentwurf bringt für die 
ausländischen Kolleginnen keine Si­
cherheit, sondern schafft Unsicherheit! 
Er betrachtet Ausländerinnen nach ih­
ren Wohnverhältnissen. Wird im Bun­
destag auch darüber nachgedacht, wie 
die Benachteiligung der Ausländerin­
nen bei Vermietern verhindert werden 
kann? Oder sagt man, daß Sie verant­
wortlich sind für die Wohnungsnot? 
Warum sollen sie nach dem Gesetzent­
wurf dafür bestraft werden, daß sie kei­
ne geeigneten Wohnungen finden kön­
nen ...

Wir wenden uns gemeinsam an Sie! 
Wir hoffen, daß Sie unser Anliegen 
ernst nehmen und sich damit beschäfti­
gen. Wir hoffen, daß Sie im Bundestag 
gegen den Gesetzentwurf auftreten“. 
— (stb)
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Links: Abstimmung in einem Dorf über die Bildung einer Kolchose. Rechts: Traktorenstration eines Kolchos in den 30er Jahren.

Zum Scheitern des Sozialismus-Versuches in der UdSSR
Ohne fortgeschrittene Produktivkraftentwicklung kein Sozialismus! — Diskussionsbeitrag der GJA/R

Aufgrund der Ergebnisse der Wahlen 
in Nicaragua sind wir zu einer Dis­
kussion über die Bedeutung der Indu­
strialisierung für die Möglichkeit des 
Sozialismus gekommen mit dem Er­
gebnis: Ohne Industrialisierung kein 
Sozialismus! In diesem Rahmen sind 
auch die weltweiten Entwicklungen 
zu betrachten. So kommen wir dann 
zu zwei Beiträgen. Teil 1: Das Schei­
tern des Sozialismus in der Sowjet­
union, Teil 2: Wie wird derzeit die 
„Dritte Welt“ industrialisiert. Es 
folgt: Teil 1.

Rußland war 1917 ein industriell unter­
entwickeltes Land. Daher war es nach 
der Oktoberrevolution vordringlichste 
Aufgabe, die Industrie aufzubauen. 
Rußland mußte rasch industrialisiert 
werden,

— weil der militärischen Bedrohung 
von außen durch die imperialistischen 
Staaten und die von ihnen ausgerüsteten 
Konterrevolutionäre auf Dauer nicht 
mit einer veralteten Armierung begeg­
net werden konnte, sollte nicht ein 
Großteil der bewußtesten Kräfte der 
jungen Sowjetunion dauerhaft mit der 
militärischen Sicherung der Landes­
grenzen befaßt sein;

— weil — schwerwiegender noch — 
die Menschen sich etwas von der sozia­
listischen Revolution erhofften, jedoch 
der Ausgangspunkt für eine Hebung des 
Lebensstandards denkbar schlecht war. 
„Die Produktion war 1920 auf fast ein 
Siebentel des Vorkriegsstandes zusam­
mengeschrumpft . . . Die Bevölkerung 
litt äußersten Mangel an den notwendig­
sten Industrieerzeugnissen . . . Die Ar­
beiter der Industriezentren hungerten.“ 
(Geschichte der KPdSU, S. 339) Im 
einzelnen: Roheisen drei Prozent der 
Vorkriegsproduktion, Kohle ein Drittel 
der Vorkriegsförderung und Erdöl we­
niger als die Hälfte, Baumwollgewebe 
nur noch fünf Prozent. „Infolge von 
Brenn- und Rohstoffmangel lagen die 
meisten Betriebe still . . . Auch die 
Landwirtschaft lag darnieder. Es fehlte 
an Brot und anderen Nahrungsmitteln.“ 
Die Folge war eine Abwanderung der 
Arbeiterinnen aufs Land; die Arbeite­
rinnenklasse reduzierte sich auf die 
Hälfte;

— weil die Arbeiterinnenklasse als 
bewußtester Träger sozialistischer Ziele 
(sie sind durch kein Eigentum an den 
Kapitalismus gebunden; sie können kol­
lektiv handeln, da sie durch den Kapita­
lismus als Klasse zusammengebracht 
werden) eine nur sehr kleine Zahl aus­
machte;

— weil der Imperialismus unter den 
Bedingungen einer unterentwickelten 
Wirtschaft Teilen der Menschen etwas 
zu bieten hat: nämlich genau den Auf­
bau von Industrie, der Karriere ermög­
licht (technische Intelligenz), und den 
anderen zumindest zeitweise eine Exi­
stenzgrundlage (Facharbeitern, nämlich 
solange das Kapital an der Ausbeutung 
ihrer Arbeitskraft interessiert ist);

— weil zur Entwicklung einer freien 
Gesellschaft die Grundbedürfnisse min­
destens befriedigt sein müssen, denn die 
freie Entwicklung von Menschen kann 
nicht stattfinden unter der Bedingung 

von Konkurrenz aufgrund von Mangel.
Diese grundsätzlichen Notwendigkei­

ten waren den Bolschewiki völlig klar, 
eine entsprechende Politik wurde ver­
sucht. Die „Neue Ökonomische Poli­
tik“ war Ausdruck davon, es sollte aus­
ländisches Kapital ins Land geholt wer­
den, um Industrie aufzubauen und die 
Wirtschaft wieder in Gang zu kriegen, 
mit der Hoffnung, wenn dies unter der 
Aufsicht des Staates geschähe, die Gei­
ster, die mensch rief, beizeiten wieder 
los zu werden. „Die Kapitalisten wer­
den aus unserer Politik Vorteile ziehen 
und werden ein Industrieproletariat 
schaffen, das bei uns durch den Krieg 
und die furchtbare Verwüstung und 
Zerrüttung deklassiert, d.h. aus seinem 
Klassengeleise geworfen ist und aufge­
hört hat, als Proletariat zu existieren.“ 
(Lenin, Werke Bd. 33, S. 46)

Jede Industrialisierung, ob durch aus­
ländische Kapitalisten oder aufgrund 
eines Fünfjahrplans geht vordergründig 
zu Lasten der Produktion landwirt­
schaftlicher und Konsumgüter. Es ist

J. P. Sartre: Das Gespenst Stalins
In der Periode des nachrevolutionä­
ren Aufbaus, in dem Moment, wo der 
sozialistische Staat das Land mit einer 
industriellen Ausrüstung ausstatten 
will, droht die Bewegung der Massen 
für ihre Forderungen alles aufs Spiel 
zu setzen: Der Arbeiter kann eine in­
tensive Arbeit verweigern, eine Erhö­
hung der Löhne, Kleider, Schuhe, 
eine Wohnungspolitik verlangen. Mit 
einem Wort, sein unmittelbares Inter­
esse bringt ihn dazu, die Entwicklung 
der Konsumindustrien zu fordern, in 
einer Gesellschaft, die untergehen 
wird, wenn sie sich nicht zunächst 
eine Schwerindustrie aufbaut ... In 
der Periode des nachrevolutionären 
Aufbaus beruht der Sozialismus des 
Arbeiters auf einer soliden Basis: der 
Sozialisierung der Produktionsmittel; 
er weiß, daß seine Anstrengungen 
früher oder später der Arbeiterklasse 
selbst zugute kommen müssen und 
über sie der ganzen Bevölkerung . . . 
alles das macht ihn von vornherein 
bereit, seine Bedürfnisse, soweit er 
kann, zurückzudrängen, seine Mü­
digkeit als ein partikulares Ereignis, 
das nur ihn betrifft, anzusehen, wäh­
rend er in ihr zur Zeit der bürgerli­
chen Ausbeutung den Ausdruck einer 
universellen Müdigkeit seiner Klasse 
sah. Dennoch erscheinen seine sozia­
listischen Ziele nicht mehr über die 
erlebte Notwendigkeit, die seine For­
derungen begründete; selbst wenn er 
mehr arbeiten will, um seine Söhne 
vom Zwang der Bedürfnisse zu be­
freien, verbindet er den Fortschritt 
der Industrialisierung mit den Bedürf­
nissen des Sohnes und nicht mit den 
seinen. Es ist nicht gesagt, daß diese 
Trennung ebenso deutlich gewesen 
wäre, wenn die Oktoberrevolution in 
Deutschland oder in England statt in 
Rußland ausgebrochen wäre: In die­
sen bereits ausgerüsteten Ländern 

die Frage, worauf die Gesamtproduk­
tion konzentriert wird. Und so ging 
auch der Aufbau der Schwerindustrie in 
der Sowjetunion zu Lasten der Konsum­
bedürfnisse. Der Lebensstandard konn­
te kurzfristig nicht steigen. Das brachte 
die Politik der Industrialisierung in Wi­
derspruch zu Teilen der Bevölkerung, 
denn nur wenige hatten ein so entwik- 
keltes Bewußtsein, auf die unmittelba­
ren Bedürfnisse zu verzichten, mit 
Blick auf das Große, was für sehr viel 
später geschaffen wird. Das hängt eben 
mit der kleinen Arbeiterinnenklasse zu­
sammen und sicher auch mit dem, was 
die Imperialisten an Produktivkräften 
dem Lande entzogen (die vielen Intel­
lektuellen und Angehörigen der techni­
schen Intelligenz, die Rußland verlie­
ßen, weil ihnen im Westen mehr gebo­
ten wurde; die ungeheuren Schäden, die 
militärische Interventionen der Imperia­
listen oder der von ihnen gestützten 
Konterrevolutionäre anrichteten). Da­
her ist die notwendige Industrialisie­
rung Rußlands nur mit Zwang gegen

wären der Rhythmus und die Vertei­
lung der Investitionen von anderer 
Natur gewesen . . . Das Proletariat 
schwoll jeden Tag um eine Masse an­
alphabetischer Bauern an, die die 
Notwendigkeiten der Konzentration 
vom Land losgerissen; der Bürger­
krieg hatte die Arbeiterelite dezi­
miert; diese diffusen Massen ohne 
politische Bildung haben kein klares 
Bewußtsein von ihren Aufgaben und 
ihrer Zukunft ... Da die Führer ge­
zwungen sind, die objektiven Wider­
sprüche der ökonomischen Entwick­
lung zu entziffern, lösen sie sich von 
der Lage der Arbeiter; sie beschrän­
ken sich auf die reine Erkenntnis der 
Objektivität und auf das autoritäre 
Handeln, das die Schwierigkeiten 
löst. So wird die Masse ein passives 
Objekt ohne Bewußtsein der histori­
schen Widersprüche . . . Gleichzeitig 
bringt die Industrialisierung eine de­
mographische Umwälzung hervor, 
die eine Steigerung der landwirt­
schaftlichen Produktivität erfordert. 
Diese Veränderungen lassen plötzlich 
die Widersprüche erscheinen, die die 
Arbeiter in Gegensatz zur Landbevöl­
kerung bringen: die ersteren können 
die Unzulänglichkeit der Löhne nur 
durch die Senkung und autoritäre Sta­
bilisierung der Agrarpreise ausglei­
chen; die letztere fordert, daß die 
Preissenkung sich auf die Industrie­
produktion bezieht. Die Regierung 
sieht sich gezwungen, die Kollekti­
vierung des Landes mit Gewalt 
durchzuführen: Die großen Unter­
nehmen haben einen höheren Ertrag, 
und die Kontrolle über sie ist einfa­
cher. Die Arbeiterklasse unterstützt 
rückhaltlos diese Politik der Gewalt, 
die den Interessen der städtischen 
Ballungsgebiete dient ...
(Aus: Krieg im Frieden 2, Rowohlt-Verlag. 
S. 273-275) 

erhebliche Teile der Bevölkerung 
durchzusetzen gewesen. Wir weisen 
hier auf den nebenstehenden Text 
Sartres hin, der genau diesen Punkt un­
tersucht.

Dieser ausgeübte Zwang der Partei 
anstelle der gesamten Arbeiterinnen­
klasse über einen Großteil der Bevölke­
rung hatte enorme Konsequenzen. Aus 
der Selbstbestimmung der Massen wur­
de eine Fremdbestimmung, aus der 
Diktatur des Proletariats wurde eine 
Parteiendiktatur. Statt der Menschen 
selbst und ihrer Versammlungen, So­
wjets und Komitees bestimmte die Par­
tei bzw. neu geschaffene Institutionen. 
Die Masseninitiative starb, weil sie 
mißachtet wurde. An ihre Stelle trat 
eine Institutionalisierung, nicht mehr 
jede/r einzelne fühlte sich zuständig, 
sondern die Zuständigkeit wurde über­
tragen an entsprechende Institutionen 
(Polizei, Gerichte, Geheimdienst, Mili­
tär, diverse Planungsbüros und oben 
drauf die Partei, besser: ihre Führung). 
Jede Institutionalisierung führt zur Er­
lahmung der Masseninitiative, genauso 
wie eine Wegnahme demokratischer 
Entscheidungswege das Interesse an 
einer Mitgestaltung ausschließt.

„Jede demokratische Institution hat 
ihre Schranken und Mängel . . . Nur ist 
das Heilmittel, das Trotzki und Lenin 
gefunden: die Beseitigung der Demo­
kratie überhaupt, noch schlimmer als 
das Übel, dem es steuern soll: Es ver­
schüttet nämlich den Quell selbst, aus 
dem heraus alle angeborenen Unzuläng­
lichkeiten der sozialen Institutionen al­
lein korrigiert werden können. Das ak­
tive, ungehemmte, energische politi­
sche Leben der breitesten Volksmas­
sen.“ (Luxemburg, Schriften, Rowohlt- 
Verlag, S. 183)

Deutlich kommt unsere Position in 
einem Artikel von 1985 heraus:

„Ob sich jemand schädlich für den 
Aufbau der neuen Gesellschaft verhält 
oder ob jemand gar konterrevolutionär 
ist, das bestimmen einzig und allein die­
jenigen, welche direkt von der-/demje- 
nigen, die/der Mist macht, betroffen 
sind. Das sind die Arbeiter selbst und 
nicht die Parteien und Organisationen. 
Die Arbeiter müssen lernen, ihre neu 
gewonnene Macht zu gebrauchen — 
alle müssen das lernen, und nur, wenn 
mensch dem Menschen von Anfang an 
seine Macht läßt, ihn Verantwortung 
tragen läßt, wird er sich, da aus Über­
zeugung, zum freien Menschen hinent­
wickeln. Parteien und Organisationen 
dürfen nur eine Propagandafunktion 
haben. Sie dürfen nicht selbständig in 
die gesellschaftliche Entwicklung ein­
greifen. Kommt es in Räten zu einer Si­
tuation, wo .Konterrevolutionäre' die 
Oberhand haben, liegt es für die Partei 
nahe, die Räte abzuschaffen, in dem 
Glauben, dadurch, daß sie jetzt für das 
(.unreife') Volk die Herrschaft über­
nehmen, die Revolution zu retten. Die­
ses Vorgehen wäre grundfalsch. Jetzt 
wird die Revolution auf alle Fälle schei­
tern, da das Volk entmündigt wurde, 
statt daß es lernt, seine Macht zu ge­
brauchen. Ließe die Partei die Räte ma­
chen und würde nur propagandistisch 
auf sie einwirken, bestünde die Gefahr.

daß die Konterrevolutionäre die Rem 
lution kippen — es kann aber auch gut 
gehen, daß die Menschen ihre Interes 
sen erkennen und selbständig vertre­
ten.“

In der Sowjetunion wurde das Volk 
entmündigt. An seine Steife wurden In­
stitutionen gesetzt, die schnell eine Bü 
rokratie bildeten, die sich — da kaum 
einer Kontrolle ausgesetzt — verselb­
ständigen konnte. Die Arbeiterinnen­
klasse herrschte nicht, da nutzten auch 
die vielen Aufrufe der Parteiführung 
gegen das Bürokratentum nichts. Alle 
weiteren Entwicklungen bis zum voll­
ständigen Zusammenbruch heute sind 
nur noch als Folgen dieser Entwicklung 
zu betrachten. So trat schon früh das 
Problem auf, Arbeitsleistungen moti­
vieren zu müssen, da das Bewußtsein, 
auch für sich zu arbeiten, weitgehend 
fehlte. Dieses Problem mußte dann 
durch die materiellen Anreize „gelöst" 
werden.

Als einen Grund für wirtschaftliche 
Schwierigkeiten konstatierte Stalin 
einen Mangel „an der Fähigkeit zur 
Leitung der Betriebe“ (Fragen des Le­
ninismus, Oberbaumverlag, S. 392). 
Der Ausweg ist jedoch nicht die Entfal­
tung der Initiative der Belegschaften, 
also die Selbstverwaltung der Arbeite­
rinnen, sondern „die individuelle Lei­
stung (soll) verwirklicht“ werden 
(S. 398). „Dazu ist weiter notwendig, 
daß unsere Konzerne von der Kollegial­
verwaltung (mit 10-15 Leitern — d. A.) 
zur individuellen Leitung übergehen." 
(S. 423)

Entsprechend soll mangelnde Ar­
beitsmotivation nicht politisch gelöst 
werden, indem die Arbeiterinnen sich 
bewußt werden, daß es um ihre eigene 
Sache geht, sondern die „Gleichmache­
rei“ (S. 406), also „daß der Unter­
schied zwischen qualifizierter und un­
qualifizierter Arbeit, zwischen schwe­
rer und leichter Arbeit fast verschwin­
det“ (S. 398), soll bekämpft werden. 
Mao machte in solchen Fragen einen 
Unterschied zwischen dem kapitalisti­
schen und dem sozialistischen Weg. 
Stalin ging den kapitalistischen Weg. 
Schlußwort: Es kam uns hier darauf an. 
zu zeigen, daß die Handlungen der 
KPdSU-Führung nicht irgendwelche 
persönlichen Fehlleistungen oder ähnli­
ches waren, sondern aus den objektiven 
Gegebenheiten der Unterentwicklung 
Rußlands resultierten. Es sollte gezeigl 
werden, daß der Sozialismus in unter­
entwickelten Ländern immer auf Zwang 
angewiesen ist und dieser Zwang wie­
derum Herrschaftsformen hervorbringt, 
die Sozialismus unmöglich machen. In­
sofern ist die Existenz der Sowjetunion, 
solange sie ein sozialistisches Land 
war. eigentlich als eine geschichtliche 
Unmöglichkeit anzusehen. Ihr Schei­
tern ist daher auch nicht das Scheitern 
des Sozialismus schlechthin, sondern 
eher eine tragische ..Flurbereinigung''. 
D.h. natürlich nicht, daß wir den Impe­
rialismus in irgendeiner Form den Be­
freiungsbewegungen vorzögen. Diese 
führen die notwendigen Entwicklungen 
wesentlich menschlicher und mit weit 
weniger Opfern durch. Aber: sie fuhren 
eben noch nicht zum Sozialismus. Das 
„Zeitalter des Sozialismus“ steht noch 
bevor. Es wird dann heraufziehen, 
wenn die Produktivkraft weltweit auf 
einem hohen Entwicklungsstand ange­
langt ist.
(Gruppe Junger Anarchistinnen Rätekommu- 
nistlnnen. OG Hamburg)
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Kein Beleg für Bündnisfähigkeit
Antiimperialistischer Kongreß mit unerfreulichem Abschluß

Abstimmung im Plenum der Konferenz Rote-Fahne-Foto

i m es gleich zu Beginn zu betonen: Außer der 
MLPD hatten andere Organisationen am Zustan­
dekommen der hohen Zahl von über 600 Teilneh- 
lerinnen und Teilnehmer am Antiimperialisti- 
<hen Kongreß nur einen geringen Anteil, obwohl 
■ie — wie die VSP — selbst zur Teilnahme auf- 
;.rufen hatten.

Die MLPD hatte vor einem Jahr die Initiative zu 
erstarkter antiimperialistischer Zusammenarbeit 

ergriffen und dabei ausdrücklich ihren Willen zu 
.»er bündnispolitischen Zusammenarbeit mit 
jtderen Organisationen betont. Die Vorbereitun- 
em dieses Kongresses — gemeinsame Vorberei­
tung von Arbeitsgruppen und gemeinsamer Vor- 
<hlag für eine Plattform der Zusammenarbeit — 
uaren auch von einem solchen Willen geprägt, 
der Kongreß jedoch weniger. Die relativ geringe 
Anwesenheit derer, die nicht zur MLPD gehören 
oder von ihr mobilisiert worden waren, wird die 
Tendenz, ein MLPD-Projekt ,.durchzuziehen“, 
sicherlich verstärkt haben. Galt vor dem Kongreß 
noch der Spruch des MLPD-Vorsitzenden, Stefan 
Engel, einer allein sei zu schwach, so wurde die­
ser Ausspruch von dem MLPD-Vertreter auf dem 
Kongreß „weiterentwickelt“: Eine Organisation 
allein halte den Prozeß nicht mehr auf.

Diese „Weiterentwicklung“ war auf den Streit 
um den Charakter des Bündnisses gemünzt. Die 
MLPD hatte im Vorfeld des Kongresses erklärt, 
daß sie eine Mitgliederorganisation anstrebe. Die­
sem Ziel hatten jedoch alle anderen an der Vor­
bereitung beteiligten Organisationen deutlich 
widersprochen und sich stattdessen für eine Fort­
setzung und Ausweitung der Zusammenarbeit auf 
der Grundlage der Gleichberechtigung der Orga­
nisationen ausgesprochen. Dennoch sollte dieser 
Widerspruch den Kongreß nach den gemeinsamen 
Vordiskussionen nicht belasten, die Diskussion 
sollte auf einen späteren Zeitpunkt verschoben 
werden. Entsprechend wurde in dem gemeinsa­
men Plattformvorschlag auf eine verbindlichere

Resolution zum 
§ 129a-Prozeß

im Moment läuft vor dem Ober­
landesgericht Düsseldorf ein 
Prozeß gegen 17 Kurdinnen und 
Kurden. Der Prozeß hat zwei 
Hauptschwerpunkte:
1. Die Möglichkeit zu eröffnen, 
Befreiungsbewegungen weltweit 
und ihre Unterstützung zu ver­
urteilen; somit Weltpolizist zu 
spielen und die Jagd auf fort­
schrittliche ausländische Men­
schen, die in der BRD leben, zu 
eröffnen.
2. Über das Konstrukt einer ter­
roristischen Vereinigung inner­
halb der PKK ein Pilotprojekt zu 
verwirklichen, um ein Instru­
mentarium zu schaffen, in kom­
munistischen und fortschritt­
lichen Organisationen soge­
nannte terroristische Vereini­
gungen zu orten. Prompt wird 
im Wiedervereinigungstaumel 
dieses Instrumentarium gegen 
die DKP eingesetzt, indem be­
hauptet wird, innerhalb der 
DKP gäbe es eine terroristische 
Vereinigung. Die weitere Aus­
dehnung dieses Konstruktes ist 
offen.

Der § 129 a (terroristische 
Vereinigung) beinhaltet dann 
auch die Möglichkeit der direk­
ten Vernichtung des politischen 
Gegners durch die Isolationsfol­
ter. Der Kongreß fordert:
1. Sofortige Einstellung des 
Prozesses und Freilassung der 
gefangenen Kurdinnen und Kur­
den!
2. Weg mit dem § 129a StGB!

Resolution 
zu Kurdistan

Heute findet in Kurdistan ein 
antikolonialer, antifeudaler und 
antiimperialistischer Kampf um 
das Recht auf Selbstbestimmung 
des kurdischen Volkes statt. Der 
Kampf hat heute das Ausmaß ei­
nes Volksaufstandes ange­
nommen.

Wir unterstützen den Befrei­
ungskampf des kurdischen Vol­
kes für nationale Unabhängigkeit 
und Selbstbestimmung und ver­
treten das Recht auf bewaffneten 
Widerstand gegen Kolonialismus 
und nationale Unterdrückung.

Wir unterstützen Aktivitäten 
gegen die immer intensiver wer­
dende Einwirkung der BRD im 
Kontext des imperialistischen

Zusammenarbeit der beteiligten Organisationen 
und Kräfte orientiert.

In dem hier dokumentierten Schlußdokument, 
das von der MLPD vorgelegt worden war, wird 
dagegen die Herausbildung der Mitgliederorgani­
sation durch die Hintertür wieder ins Spiel ge­
bracht. Die ..Widerstandserklärung“ wurde im 
bewußten Gegensatz etwa zu Vorschlägen der 
VSP für weitere gemeinsame Aktivitäten, unter 
anderem eine Unterschriftensammlung für die 
Anerkennung der DDR und die Streichung der 
Präambel des Grundgesetzes, verteidigt und be­
schlossen. Eine solche „Widerstandserklärung“ 
sei am besten zur Sammlung von „Kolleginnnen 
und Kollegen“ für das antiimperialistische Bünd­
nis geeignet, hieß es immer wieder in Rede­
beiträgen.

Die Schlußabstimmungen wurden in Kenntnis 
der Ablehnung durch die anderen Organisationen 
„durchgezogen“. Die VSP entsandte daraufhin, 
wie angekündigt, keinen Vertreter in den Koordi­
nierungsausschuß, der Vertreter der FAU(AP) 
erklärte seine Teilnahme nur unter Vorbehalt.

Doch die geringe Kooperationsbereitschaft der 
Genossinnen und Genossen der MLPD zeigten 
sich nicht allein im Schlußteil der Konferenz. 
Viele Berichte aus den Arbeitsgruppen waren 
durch Nacherzählen der MLPD-Position und Ent­
stellung der Auffassungen anderer geprägt. Dem 
BWK wurde in einem Bericht gar unterstellt, er 
würde die Positionen der MLPD mit denen von 
Faschisten gleichsetzen und gegenüber der EG für 
eine Politik des „Mitgestaltens“ eintreten.

Das antiimperialistische Bündnis wird nun — 
stark von den MLPD-Vorstellungen geprägt — 
seine Arbeit auf örtlicher Ebene intensivieren. 
Unabhängig von den offenkundigen Widersprü­
chen sollten wir uns weiter um eine solidarische 
Zusammenarbeit bemühen, denn gegen die Groß­
machtpolitik des BRD-Imperialismus ist „einer 
allein“ wirklich zu schwach. — (T.H./VSP)

Machtgefüges, insbesondere im 
Blick auf die Türkei, gegen die 
Zusammenarbeit auf politischer, 
wirtschaftlicher, militärischer, 
diplomatischer und juristischer 
Ebene. Wir fordern die Einstel­
lung der Türkeihilfe.

Resolution gegen 
Isolationshaft

Wir, 600 Teilnehmer und Teil­
nehmerinnen des Antiimperiali­
stischen Kongresses am 31.3./
1.4.1990 in Duisburg, grüßen 
alle politischen Gefangenen in 
der BRD und anderen imperiali­
stischen Staaten. Insbesondere 
grüßen wir die spanischen Ge­
fangenen, die seit 120 Tagen für 
ihre Wiederzusammenlegung im 
Hungerstreik sind. Für viele von 
ihnen ist die Situation lebensbe­
drohlich, sie werden zwangser­
nährt. Unser aktiver Widerstand 
gegen die Großmachtpolitik des 
BRD-Kapitals schließt den 
Kampf gegen zunehmenden Ab­
bau demokratischer Rechte wie 
Änderungen im Streikrecht über 
den § 116 AfG und Staatsterror 
genauso mit ein wie den Kampf 
gegen Isolationshaft und für die 
Zusammenlegung der politi­
schen Gefangenen.

Viele von uns haben in ihren 
Städten und ihrer politischen 
Arbeit immer wieder die glei­
chen Erfahrungen mit staatster­
roristischen Praktiken gemacht:
— Da werden Berufsverbote 
gegen Linke verhängt, während 
führende Mitglieder faschisti­
scher Parteien (FAP, Republika­
ner . . .) als Polizisten, Verfas­
sungsschützer, Richter und so­
gar bei Ausländerbehörden un­
behelligt im öffentlichen Dienst 
bleiben.
— Da wird das Grundrecht auf 
Demonstrationsfreiheit durch 
sogenannte „allgemeine Ver­
kehrskontrollen“ zur Daten­
sammlung der Verfassungs­
schützer umfunktioniert, durch 
Polizeikessel und Vorbeugehaft 
außer Kraft gesetzt.
— Da werden immer neue juri­
stische Konstrukte erfunden, um 
breitere Teile des Widerstands 
zu kriminalisieren (z.B. 
§ 129 a), während illegale Prak­
tiken der Staatsschützer (Einsatz 
von V-Leuten. Abhören von Te­
lefonen und Wohnungen, Ra­
sterfahndung, Festnahmen vor 
Demonstrationen) durch immer 

neue Gesetze legitimiert 
werden.
— Da können SEK-Beamte in 
Essen unbehelligt einen drei­
zehnjährigen Jungen erschießen, 
weil der in diesem Fall „ermit­
telnde“ Staatsanwalt bereits vor 
Aufnahme des Verfahrens der 
Polizei fehlerfreies, rechtmäßi­
ges Handlen öffentlich beschei­
nigt.
— Da werden Gefangene in Iso­
lationshaft gehalten und mit 
Sonderhaftbedingungen (von 
Isolationshaft bis hin zur Kon­
taktsperre), die international als 
Folter bezeichnet werden, psy­
chisch und körperlich vernich­
tet.

Zahlreiche öffentliche Pro­
teste gegen Isolationshaft in der 
BRD während des Hunger­
streiks 1989 haben bislang keine 
Veränderung der Haftbedingun­
gen politischer Gefangener be­
wirken können.

Für den gemeinsamen anti­
imperialistischen Kampf brau­
chen wir erweiterte Rechte und 
Freiheiten und werden auch den 
Kampf der politischen Gefange­
nen fiir ihre Zusammenlegung in 
ein bis zwei großen Gruppen 
aktiv unterstützen.
* Der antiimperialistische 
Kampf kann sich nicht an die 
„Spielregeln“ der Herrschen­
den halten!
* Drinnen und draußen, wir 
lassen uns nicht mehr spalten!
* Hoch die internationale Soli­
darität!
* Weg mit § 129 a, Staats­
schutzjustiz und Sondermaßnah­
men!
* Auflösung aller polizeilichen 
Sondereinheiten!
* Zusammenlegung der politi­
schen Gefangenen und freie 
Kommunikation mit allen ge­
sellschaftlichen Gruppen!
* Sofortige Freilassung der 
Haftunfahigen!

Protesterklärung
Mit großer Empörung haben wir 
Teilnehmer des Antiimperiali­
stischen Kongresses erfahren, 
daß gegen über 80 Kolleginnen 
und Kollegen der Adam Opel 
AG in Bochum ein Verfahren 
zur Feststellung von gewerk­
schaftsschädigendem Verhalten 
eingeleitet und gegen sie sofor­
tige Funktionssperre verhängt 
wurde.

Die Kolleginnen und Kollegen 

sind aktive Gewerkschafterin­
nen und Gewerkschafter und 
setzen sich für gewerkschaft­
liche Positionen wie die 35- 
Stunden-Woche bei vollem 
Lohnausgleich, gegen die Ein­
führung der Dauemachtschicht 
und gegen Sonderschichten ein. 
Ihr Einsatz und Engagement in 
dieser Tarifrunde ist dringender 
denn je, angesichts des gefor­
derten Streikverzichts der Un­
ternehmer zugunsten ihrer 
Kosten für die Annexion der 
DDR. Ein Forderungs- und 
Streikverzicht hilft weder den 
Arbeitern und Angestellten der 
BRD noch den Bürgern in der 
DDR. Der Kongreß unterstützt 
die Einleitung von Kampfmaß­
nahmen zur vollen Durchset­
zung der gewerkschaftlichen 
Forderung. Wir protestieren 
gegen euer undemokratisches 
Vorgehen und erklären uns soli­
darisch mit der Forderung der 
Betroffenen nach sofortiger 
Aufhebung des Verfahrens.

Abschlußerklärung
Der Antiimperialistische Kon­
greß „Aktiver Widerstand ge­
gen die Großmachtpolitik des 
BRD-Kapitals“ mit 600 Teil­
nehmern aus 106 Orten hat am 
31.3./1.4.90 in Duisburg ein 
Zeichen für den Zusammen­
schluß gegen die Großmacht­
politik gesetzt.

Entgegen dem in den Medien 
verbreiteten Bild der Resigna­
tion („Alles ist gelaufen“) ruft 
der Kongreß alle Demokraten, 
Friedensfreunde und Umwelt­
schützer, Kommunisten und Ar­
beiter zur Unterstützung des ak­
tiven Widerstands auf.
1. Jede Form der Vereinigung 
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beider deutscher Staaten hat un­
ter den gegenwärtigen kapitali­
stischen Bedingungen den Cha­
rakter einer imperialistischen 
Annexion durch den BRD-lmpe- 
rialismus.
Für die Anerkennung der be­
stehenden Nachkriegsgrenzen 
in Mitteleuropa und der staat­
lichen Souveränität der DDR 
durch die BRD!

Unabhängig davon, ob der 
Widerstand die Einverleibung 
der DDR verhindern kann oder 
nicht, so ist das auch nur ein 
Schritt der Europapläne des 
BRD-Imperialismus insgesamt.

Der Antiimperialistische Kon­
greß ruft zur breiten Unterstüt­
zung der bundesweiten Demon­
stration gegen die Vereinigung 
am 12. Mai in Frankfurt unter 
der Losung auf:
„Aktiver Widerstand gegen 
die Großdeutschland- und 
Europapolitik!“
2. Mit der Annexion der DDR 
wäre der BRD-Imperialismus 
die führende Wirtschaftsmacht 
in Ost- und Westeuropa. Die 
DDR-Lieferverträge mit der 
Sowjetunion betrachtet Bonn 
gleichzeitig als breites Einfalls­
tor nach Osten. Damit erwartet 
er sich ein derartiges Überge­
wicht in Europa, um so die Be­
dingungen für den EG-Binnen­
markt und die geplante politi­
sche Union der „Vereinigten 
Staaten von Europa“ diktieren 
zu können. Die Neuaufteilung 
Europas führt nicht zu einer 
neuen Friedensordnung, son­
dern erhöht die Kriegsgefahr.
Nein zum Europa der Kon­
zerne und Großbanken!
Raus aus EG und NATO! Für 
die Auflösung von EG und 
NATO!

Der Antiimperialistische Kon­
greß setzt sich für die fruchtbare 
Zusammenarbeit mit dem 14. 
Bundeskongreß entwicklungs­
politischer Aktionsgruppen 
„EG ’92 und .Dritte Welt“: Zu­
kunft Europas — auf wessen 
Kosten?“ (14.6. bis 17.6. in 
Nürnberg) ein.

Gleichzeitig rufen wir zu ört- 
lichen/regionalen Aktionen am 
17. Juni als „Tag der antiimpe­
rialistischen Einheit“ und in 
Verbindung mit der IWF-Ta­
gung 1990 auf.
3. Wir treten für den Zusam­
menschluß aller antiimperialisti­
schen Kräfte unabhängig von ih­
rer Weltanschauung ein, weil 
die breite Mehrheit der Bevölke­
rung direkt von der Politik der 
Konzerne und Großbanken be­
troffen ist. Die Großmachtpläne 
des BRDTmperialismus können 
durchkreuzt werden, wenn ih­
nen massenhafter, organisierter 
Widerstand entgegengesetzt 
wird.

Wir treten für den aktiven 
Widerstand ein, weil Frieden 
und Rechte für die Volksmassen 
von den Regierenden nicht 
durch Appelle zugestanden wer­
den, sondern nur im Kampf cr- 
stritten werden können.

Wir rufen alle Demokraten, 
Antiimperialisten und Kommu­
nisten auf, durch die Bildung 
örtlicher Initiativen den Zusam­
menschluß gleichgesinnter Kräf­
te beim Aufbau eines breiten 
Kampfbündnisses zu unterstüt­
zen.

Für die Sammlung der Kräfte 
schlägt der Antiimperialistische 
Kongreß den örtlichen Initiati­
ven die Durchführung einer 
bundesweiten Unterschriften­
sammlung vor .. .
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Frauenprobleme sind keine „Randgruppenprobleme“
Interview mit Katrin vom Unabhängigen Frauenverband (DDR)

Auf Einladung der Radikalen Linken München und der Initiative Vaterlandslose Gesellinnen und 
Gesellen gegen Großdeutschland kamen am 23. März 1990 Vertreterinnen von linken Gruppie­
rungen aus der DDR zu einer Veranstaltung in München. Unter ihnen war auch Katrin aus Jena, 
mit der das folgende Interview geführt wurde. — (chh, aus: Lokalberichte München, Nr. 7/1990)

Frage: Welche Gefahren seht ihr aus frauenspe­
zifischer Sicht für die Zukunft der DDR, also nach 
einer wie auch immer gearteten Wiederver­
einigung?
Katrin: Ich denke, daß es da eine ganze Menge 
Gefahren gibt, gerade, was die Frauenbewegung 
betrifft. Wenn heute gefragt wird: „Ist die Frau­
enfrage gelöst?“, dann gibt es drei Argumenta­
tionslinien. Die erste heißt: Die Frauenfrage ist 
gelöst, ist kein Thema mehr. Da wird auf die ge­
machte realsozialistische Frauenpolitik hingewie­
sen, die aber aus unserer Sicht einfach Bevölke­
rungspolitik gewesen ist. — Die andere Antwort 
ist: Die Frauenfrage steht nicht auf der Tagesord­
nung, wir müssen jetzt erstmal die Wirtschaft an­
kurbeln, erst dann kann man sich wieder Frauen 
wie anderen „Randgruppen“, z.B. Behinderten, 
zu wenden. — Die dritte Antwort ist uns immer an 
den runden Tischen von den Herren in den Partei­
en gegeben worden: Die Frauenpolitik vertreten 
wir in den Parteien mit.

Man kann die Frauenprobleme nicht als „Rand­
gruppenprobleme“ oder sowas bezeichnen. Frau­
en machen Politik im Land! Und das ist jetzt schon 
wieder alles am Kaputtgehen, auf kommunaler 
Ebene auf jeden Fall.

„Eine Menge Sachen, die 
wir unbedingt erhalten müssen.“

Frage: Welche Vorteile habt ihr im Gegensatz zu 
Frauen in der BRD? Ich selbst habe bis vor kur­
zem auch nicht viel gewußt, außer daß bei euch 
die Abtreibung legal ist.
Katrin: Da gibt’s eine ganze Menge Sachen, die 
wir unbedingt erhalten müssen. Jedes Kind hat das 
Recht auf einen Kindergarten- und Krippenplatz. 
Die Krippenplätze konnten nicht hundertprozentig 
abgesichert werden, aber da gab es einen Mutter­
schutzausgleich: Wer nach dem Babyjahr wieder 
arbeiten gehen wollte, und der Betrieb konnte 
noch keinen Krippenplatz stellen, der hat pro Mo­
nat so lange einen Ausgleich gekriegt, bis ein 
Krippenplatz da war. Dann war da das bezahlte 
Babyjahr samt Kündigungsschutz, also daß man 
danach das Recht hatte auf seinen alten Arbeits­
platz.
Frage: Was ist mit dem Haushaltstag?
Katrin: Ja, den gab’s für jede verheiratete Frau 
einmal im Monat. (Anmerkung beim Abschreiben 
des Interviews: Es fallt auf, daß Katrin bei allen 
Punkten — wohl unbewußt — bereits in der Ver­
gangenheit redet.)
Frage: Nur für Verheiratete? Und nur für Frauen?
Katrin: Ja, da fangt das Problem schon an, den 
Haushaltstag müßte es für jede Lebensgemein­
schaft geben und da für Mann oder Frau. Dann 
gab's da noch die Schulspeisung. In jeder Schule 
gab's ein warmes Mittagessen für jedes Kind, das 
hat zwischen 50 und 60 Pfennig gekostet. Da 
wollten jetzt auch schon Betriebe, in deren Groß­
küchen für die Schulen mitgekocht wurde, die 
Verträge aufkündigen. Das ist in realer Gefahr, 
das Schulessen. Es geht einfach nicht, daß Mütter 
mittags nach Hause gehen müssen und für ihre 
Kinder kochen.
Frage: Ist bei den Vätern ein Problembewußtsein 
da, daß sie sich gefälligst auch drum kümmern 
sollen, daß Schulspeisung oder Kindergarten­
plätze nicht gestrichen werden — oder wehren 
sich dagegen allein die Frauen?
Katrin: Das ist auch ein Problem, das mit der 
Vergangenheit zusammenhängt: Erziehungsarbeit 
war Frauenarbeit.
Frage: Nicht nur bei euch . . .
Katrin: Das Ganze ist in den letzten Wochen ins 
Gespräch gekommen durch die Kraft der Frauen, 
weil es ja auch wieder erstmal ihre Arbeitsplätze 
sind, die dadurch flötengehen. Frauen verdienen 
bei uns bis zu einem Drittel weniger als Männer, 
und es ist klar, wenn die Frage kommt: Wer bleibt 
zu Hause? — dann sind es die Frauen. — Dann ist 
da noch: Hier dürfen die Frauen, glaub’ ich, wenn
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die Kinder krank sind, fünf Tage im Jahr daheim­
bleiben. Für uns wär das ein Wahnsinn!
Frage: In der DDR dürfen Frauen unbegrenzt bei 
ihrem kranken Kind bleiben?
Katrin: Ja, bei uns wird die Frau unbegrenzt 
krankgeschrieben. Ich glaube, es gibt ein Limit 
von 30 oder 60 Tagen, danach wird der Lohn ge­
ringer.
Frage: Bei uns macht das Wort vom „Postfemi­
nismus“ die Runde, d.h. der Feminismus hätte 
sich erübrigt, also so ähnlich wie bei euch, die 
Frauen seien gleichberechtigt, z.B. was die Quo­
tierung betrifft. — Ist es bei euch wirklich so, daß 
dieser Aufschwung nur kurz war und daß jetzt 
schon wieder alles am Zusammenbrechen ist?
Katrin: Nein, die Frauenbewegung ist da, bloß es 
wird jetzt erstmal einen Kleinkrieg geben. Der 
Verband wird jetzt vor allem von Frauen ange­
feindet, die der CDU-Propaganda auf den Leim 
gehen. Viele ältere Frauen sagen, sie haben ihr 
ganzes Leben gearbeitet und nun wollen sie auch 
mal ihre Ruhe und das Modell vom Mann als Fa- 
milienemährer sei richtig. Da setzen wir mit unse­
rer Arbeit dagegen. In Jena haben wir jetzt ein 
Frauentreffen angefangen, einmal im Monat. Wir 
hatten letztens einen Vortrag „Soziale Marktwirt­

Anlagenmaschinistin im Tagebau Merseburg-Ost (DDR)

schaft“ — was verbirgt sich hinter dem Begriff? 
Den hat eine Ökonomin gehalten. Da sind diese 
ganz normalen Frauen dagesessen und haben das 
erste Mal in aller Ruhe überlegt: Mensch, was ist 
das, was hier aus dem Westen auf uns zukommt? 
Dieses Modell ist eigentlich nur Wahnsinn für uns 
Frauen. Da ist es wichtig, daß wir als Ansprech­
partner da sind, daß wir auch Themen ansprechen, 
die bisher von der Staatspolitik niedergedrückt 
wurden, also: Lesben, Alleinerziehende, Rentne­
rinnen, Ausländerinnen.

DDR-Frauenpower: 
wenn’s sein muß, auch militant

Frage: Was ist mit Gewalt gegen Frauen? Gibt es 
bei euch Frauenhäuser, bzw. wollt ihr welche ein­
richten? Das war ja hier in der bundesdeutschen 
Frauenbewegung wichtig. Ebenso Pornographie. 
Katrin: Das sind alles Fragen, die wir uns neu 
stellen müssen. Es gab auch keine Analysen dazu, 
außer inoffiziellen. Pornographie kommt jetzt
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über die Grenze unter dem Deckmantel von „Kul­
tur“. Frauenhäuser gibt’s noch nicht, wir kämp­
fen darum, erstmal, um überhaupt ein Frauenzen­
trum zu kriegen und innerhalb dessen dann ein 
Frauenhaus. Das ist ein ganz harter Kampf um 
Räume und Geld. Da schaut’s im Moment sehr 
traurig aus, wir werden das Problem vermutlich 
nur über eine Hausbesetzung lösen können.
Frage: Ist denn das Potential von Frauen dafür da, 
die u.U. auch militant was machen wollen?
Katrin: Ja, das ist da. Die Frauen in der Frauen­
initiative sehen einfach keinen anderen Weg. 
Frauen sind eh pragmatischer als Männer oder 
eher bereit, etwas zu tun und sich selbst zu helfen. 
Frage: Kannst du nochmal was über den Unab­
hängigen Frauenverband in Jena erzählen? Wie ist 
der zustandegekommen? Wieviele und welche 
Frauen sind da? Was macht ihr konkret?
Katrin: Der Frauenverband landesweit hat keine 
zentralistische Struktur. Es sind vielmehr gewach­
sene Basisgruppen, die sich zusammengefunden 
haben. Bei uns waren die Anföngerinnen Frauen 
aus Kirchengruppen und Frauen, die schon vor 
der Wende zusammen eine Lesbenzeitung ge­
macht und sich unter dem Dach der Kirche getrof­
fen haben. Inzwischen sind wir fünfzig Frauen. Es 
kam dann nochmal ein großer Schub von Frauen 
aus der Uni dazu, z.B. macht jetzt die Sektion 
Germanistik eine Frauenringvorlesung über Frau­
en in Literatur und Kunst quer durch die Jahrhun­
derte. Dann haben wir Frauen von den Grünen 
drin, aus der PDS und SPD, aber viele sind partei­

los. Die meisten sind sehr jung, aber wir haben 
auch — ich betrachte das als Gewinn — Rentnerin­
nen, Frauen mit erwachsenen Kindern. Bis jetzt 
haben wir es geschafft, zu Aktionen zu kommen, 
ohne Grenzen zwischen uns aufzubauen, seien sie 
parteipolitischer oder anderer Art.
Frage: Gibt es bei euch auch Arbeiterinnen, also 
die, die nach der Wiedervereinigung wahrschein­
lich als erste arbeitslos werden?
Katrin: Ja, von Carl Zeiss Jena sind Angestellte 
und Arbeiterinnen dabei.

Manche Frauen stellen die Betriebsdirektoren 
jetzt vor die Wahl: Können Sie in drei Schichten 
arbeiten? Das können die aber nicht, weil sie klei­
ne Kinder haben. Dann sagt der eben: Na bitte, 
dann können Sie gehen. Eigentlich ist das nicht 
möglich, denn unser Arbeitsgesetzbuch gilt ja 
noch. Das ist bei uns im Moment ein total recht­
loser Zustand.
Frage: Sind diese Betriebe schon joint-venture- 
Ergebnisse, also steckt da schon bundesdeutsches 
Kapital drin?
Katrin: Das weiß im Moment niemand so genau. 
Das sind aber auch DDR-Betriebe, die schon frü­
her Schicht gearbeitet haben, die jetzt ihr ganzes 
ökonomisches Potential ausschöpfen wollen. Die 
drohen auch. Das Kind einer Frau von uns war 
jetzt z.B. drei Wochen krank mit Lungenentzün­
dung, und der wurde gesagt: In Zukunft können 
Sie sich das nicht mehr leisten. Viele Frauen ha­
ben auch Angst um ihre Stelle und halten einfach 
erstmal die Schnauze.

„Am liebsten hätten wir 
natürlich eine souveräne DDR.“

Frage: Da seid ihr wohl die entscheidende Kraft, 
die da entgegenpowert, also mit fünfzig Frauen in 
einer vergleichsweise kleinen Stadt wie Jena — da 
könnte frau in der BRD direkt neidisch werden

Was anderes: Wie stellt sich der Jenaer Frauen­
verband zur Wiedervereinigung?
Katrin: In unserm Programm sagen wir konse­

quent „nein“ dazu. Aber da sprechen wir auch 
noch von einem neuen Sozialismus. Das ist in­
zwischen den Bach runtergeschwommen, denn für 
einige Generationen kann man hier mit Sozialis­
mus nicht mehr kommen: Keine Experimente 
mehr, wir wollen jetzt unser Stück vom Kuchen 
Am liebsten hätten wir natürlich eine souveräne 
DDR, aber unsere aktuelle Position im Frauenver 
band ist auch nicht einheitlich. Was wir konse 
quent immer noch sagen, ist, daß wir gegen den 
Art. 23 GG sind. Nur: das ist eine Nachgebe- und 
Hinterherlaufposition. Aber die Mehrheiten in 
diesem Land sind leider eine Realität, mit der wir 
nun auch umgehen müssen.
Frage: Aber frau kann ja auch zwei Positionen 
vertreten. Also einerseits nach wie vor auf einer 
souveränen DDR beharren, sozusagen als pro­
grammatische Losung: Wir wollen nicht von der 
BRD einverleibt werden. Und das andere ist dann, 
gegen die Auswirkungen dieser Einverleibung, 
also z.B. Entlassungen von Frauen, zu kämpfen 
Mir ist folgendes aufgefallen: In eurem Manifest 
von Ina Merkel heißt es noch im Dezember: Wir 
wollen nicht die Dikatur des Politbüros gegen die 
Diktatur des Bundeskanzleramtes eintauschen. 
Und in eurem Ende Januar verabschiedeten Pro­
gramm steht dann der für mich etwas nebulöse 
Satz: „Die Einigung der deutschen Nation in 
einem wechselseitigen Reformprozeß, der die 
innere Souveränität beider deutschen Staaten 
achtet.“ Was heißt das? Äußerlich nicht souverän, 
innerlich schon? Habt ihr darüber diskutiert?
Katrin: Also, den Satz halt ich auch für schwam­
mig. Das liegt vielleicht auch an der Kürze der 
Zeit, das Programm wurde erst eine Woche vor 
dem Gründungskongreß ausgearbeitet. Also hin­
ter dem Manifest steht die ganze Fraueninitiative 
voll dahinter: Wir wollen uns nicht gegen die 
Herrschaft des Geldes eintauschen lassen — aber 
damit ist im Moment keine reale Politik zu ma­
chen bei uns. Da sitzen wir nur alten Aufklärungs­
modellen auf, die schon früher nicht funktioniert 
haben: Man argumentiert, je länger desto besser 
— und irgendwann werden es .die Leute schon 
begreifen. So schmerzhaft es ist, man muß wahr­
scheinlich eigene Erfahrungen machen, und wir 
hoffen, daß jetzt rasch noch so viel Frauen wie 
möglich sensibilisiert und mobilisiert werden 
gegen den Ausverkauf ihrer Errungenschaften. 
Frage: Nochmal zurück zur konkreten Politik: 
Wie war das bei euch mit den Wahlen jetzt, dem 
Aufstellen der grün-lila Liste?
Katrin: Die Grünen haben eine konsequente 
Quotierung in ihrem Programm. Die Listen wur­
den in jedem Bezirk anders gemacht, aber wir 
haben immer geschaut, daß am Ende Zweidrittel 
Frauen rauskommmen, egal von welcher Gruppe.

Grüne: „Ein paar 
verrückt gewordene Frauen . .

Frage: Wie ist es nach der Wahl weitergegangen? 
Du hast gestern angedeutet, daß die Grünen für 
den geringen Wahlerfolg der grün-lila Liste euch 
verantwortlich machen?
Katrin: Naja, das ist eine Jenaer Debatte. Die 
Grünen haben gesagt, wir hätten einen schlechten 
Ruf, seien als Emanzen verschrien, verrückte 
Frauen, die keine Lust hätten zum Arbeiten. — 
Das sag ich jetzt im Extrem, aber die Position 
gibt’s schon. Also, das ist geplatzt in Jena. Die 
Grünen machen wahrscheinlich zu den Kommu­
nalwahlen ein Bündnis mit dem Neuen Forum und 
der grünen Liga. Weil das Neue Forum ein noch 
agressiveres Verhältnis zu Frauen hat, hat die 
Grüne Partei gesagt: Verzichten wir auf die 
Frauen und machen uns dadurch das Bündnis mit 
dem Neuen Forum einfacher.
Frage: Wie sieht die Agressivität des Neuen 
Forum gegenüber Frauen aus? Die Bärbel Bohley 
hat, fand ich, nach den Wahlen nicht schlecht ge­
sprochen, auch in Sachen Frauen.
Katrin: Man kann das nicht verallgemeinern, in 
Berlin und anderen Städten ist die Situation an­
ders. Das hängt auch mit Fehlem der Frauen am 
runden Tisch in Jena zusammen. Wir haben es 
manchmal nicht geschafft, uns sachlich der Dis­
kussion zu stellen mit unserer Forderung nach 
einer Gleichstellungsstelle im Rat der Stadt. Da 
wurden wir oft ausgelacht, von allen Parteien.

Wenn man ernsthaft Frauenpolitik machen will, 
dann kann man das nur mit allen und für alle 
Frauen machen. Wir müssen das in der Frauen- 
initative noch diskutieren, aber ich finde, wir soll­
ten auch mit dem DFD, also dem Demokratischen 
Frauenbund Deutschlands Zusammenarbeiten. 
Der ist zwar auch durch die letzten 40 Jahre be­
lastet, aber der DFD hat viel geschafft an prakti­
scher Solidarität der Frauen untereinander. 
Frage: Schon vor der Wende?
Katrin: Ja. Aber die sind halt nicht mehr in die 
Öffentlichkeit gegangen oder in die Offensive. 
Die haben keine kritischen Positionen mehr ver­
treten, was auch damit zusammenhängt, daß die 
meisten alte Frauen sind, die von Anfang an mit­
gemacht haben und die jetzt mit dem Etikett leben 
müssen, ein Strick- und Kochverein zu sein. Aber 
die haben auch ihre Erfahrungen, ihr Leben, das 
da mit drin steckt. Ich hoffe, daß mit denen ein 
Bündnis zustandekommt, sonst brauchen wir gar 
nicht anzutreten zur Kommunal wähl.
Frage: Viel Erfolg und Frauenpower für euch!
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Zur Anschlußpolitik der Bundesregierung:

Mißachtung des Völkerrechts 
Zerstörung des föderativen Bestandes der BRD

Die nachfolgende Abhandlung befaßt sich mit den äußeren und inneren Konse­
quenzen der Anschlußpolitik der Bundesregierung. Für diesen Zweck kann auf 
zeitgeschichtliche Lehren zurückgegriffen werden — d.h. auf Lehren in bezug 
auf dieselbe Politik in vorangegangenen Epochen dieses Jahrhunderts. Zwei 
Tatsachen rechtfertigen eine solche Art der Würdigung der aktuellen Ereig­
nisse. Zum einen sind in dieser Politik die gleichen ökonomischen Expansions­
interessen wirksam wie in der Anschlußpolitik der früheren reichsdeutschen 
Regierungen. Zum anderen hat das Nürnberger Tribunal der Antihitler-Koali- 
tion (1945 /1946) diese reichsdeutsche Politik geächtet und damit einen völker­
rechtlichen Maßstab für die Beurteilung derselben bundesdeutschen Politik 
hinterlassen. Mit anderen Worten: Bei der sich entfaltenden mitteleuropäi­
schen Annexionspolitik der BRD handelt es sich tatsächlich um bereits beur­
teilte geschichtliche Kontinuität. Insofern sind gewisse Schlußfolgerungen in 
bezug auf die äußeren und inneren Konsequenzen der Anschlußpolitik der 
Bundesregierung — wenn es zu keinem Einhalt-Gebieten kommt — möglich.

1. Die „Dominierende Rolle in Europa“ 
wird zum Gegenstand der 

öffentlichen Meinungsbildung gemacht 
Aktuelle Beispiele

Im Hinblick auf die sich abzeichnenden 
äußeren Konsequenzen kann eine aktu­
elle Stellungnahme im Organ der Deut­
schen Gesellschaft für Auswärtige Poli­
tik (Europa-Archiv 3/1990) als Beispiel 
herangezogen werden. Unter der Über­
schrift „Die Dynamik der deutschen 
Wiedervereinigung — Suche nach einer 
Verträglichkeit für Europa“ wird dort 
u.a. folgendes ausgeführt:

„(Es) ist heute so gut wie sicher, daß 
die Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten nicht mehr aufzuhalten ist (oder 
allenfalls noch durch äußere Gewalt) 

. Die anfänglichen Reserven gegen 
die Wiedervereinigung in der Bundesre­
publik sind in der Hauptsache wegge­
schwemmt . .. An Versuchen, von 
außen diese Entwicklung aufzuhalten 
oder zu verzögern, wird es wahrschein­
lich nicht fehlen. Aber wenn sich der 
Wunsch und Wille der Deutschen in 
ihren beiden Staaten, der Spaltung ein 
Ende zu bereiten, so deutlich manife­
stiert, wie es gegenwärtig den Anschein 
hat, wird es allen anderen Staaten 
schwerfallen, sich der Verwirklichung 
des Selbstbestimmungsrechts, das jeder 
von ihnen als Prinzip der internationa­
len Ordnung anerkannt hat, entgegen- 
/ustemmen . . . Für Großbritannien und 
Frankreich ist es schwieriger, sich mit 
dem Gedanken vertraut zu machen, daß 
sie ihre Sonderstellung in Mitteleuropa 
.inbüßen . .. Für Frankreich ent­
schwindet angesichts der Herausbil­
dung eines deutschen Staates mit rund 
80 Millionen Menschen außerdem die 
«tat Aussicht, in Europa eine dominie­

rende Rolle spielen zu können . . . (Die) 
Nationen Europas (werden) einige Zeit 
'«nötigen, sich an die Existenz eines 
Stabes in ihrer Mitte zu gewöhnen, der 
sowohl nach Bevölkerungsgröße als 
udi nach wirtschaftlicher und finan- 

"etler Leistungskraft allen anderen 
süßer an Bewohnern der Sowjetunion) 
verlegen ist ...“ (W. Wagner,
aJO-.S. 79-86)
Wtnngleich es sich bei diesem Bei- 

:rag nicht um eine Stellungnahme sei- 
:a» der Bundesregierung oder um eine 
■okhe aus ihrem unmittelbaren Um- 
■ reis (Kanzleramt, Bundesministerien) 
aodeh. so kann er dennoch genutzt 

-erden für die Deutung von bestimm­

ten Äußerungen dieser Regierung, die 
offenbar einem Verständigungsprozeß 
über ein strategisches Konzept entstam­
men.

Völkischer Staatsbegriff — 
„Schaffung einer neuen 

Architektur Gesamteuropas“
Zum Jahresbeginn hat der für die 
Außenpolitik zuständige Abteilungslei­
ter des Bundeskanzleramts, H. Telt- 
schik, das zwischen der BRD und Polen 
im November 1989 abgeschlossene 
Vertragswerk bzw. die sich daraus er­
gebende „Verständigung und . . . Zu­
sammenarbeit“ als „eine wichtige Vor­
aussetzung dafür“ bezeichnet, „eine 
neue Architektur Gesamteuropas schaf­
fen zu können, in die sich dann auch 
eine künftige Architektur Deutschlands 
einfügen wird“. (1) Dieses Vertrags­
werk enthält u.a. die erstmalige Aner­
kennung der Existenz einer „deutschen 
Minderheit“ in Polen sowie ihrer „kul­
turellen Rechte“ von Seiten einer War­
schauer Regierung. Desweiteren hat 
Bundeskanzler Kohl am 12. Januar 
1990 auf der Jahresvollversammlung 
der Niederrheinischen Industrie- und 
Handelskammer in Duisburg u.a. fol­
gendes festgestellt: „Die künftige Ar­
chitektur Deutschlands muß und wird 
sich einfügen in die Architektur Ge­
samteuropas. Hierzu hat sich Präsident 
Mitterand kürzlich in bemerkenswerter 
Weise geäußert, als er sagte, 80 Millio­
nen Deutsche seien eine Realität, und 
Frankreich habe immer gut daran getan, 
Realitäten zu beachten. Wenn diese 80 
Millionen Menschen zusammenkom­
men wollten, würden sie zusammen­
kommen. Das sei legitim.“ (2)

Teltschiks und Kohls Äußerungen le­
gen zunächst einmal die Schlußfolge­
rung nahe, daß beide jenes „Deutsch­
land“ ganz bewußt als ein offenes Pro­
jekt in die öffentliche Meinungsbildung 
einbringen. Die Formulierung „künfti­
ge Architektur“ ist völlig frei von Hin­
weisen auf ein festumrissenes Staatster­
ritorium und dessen eindeutig bestimm­
te, einheitliche innere Verfaßtheit. 
Diesbezüglich müßten beide durch die 
Besorgnisse der Nachbarstaaten ge­
hemmt sein und insofern entsprechend

eindeutige Aussagen zur Frage der Ab­
grenzung und Struktur jenes „Deutsch­
lands“ machen. Offenbar sehen sie sich 
aber weder gehemmt noch zu eindeuti­
gen Aussagen gezwungen — das legt 
eine weitere Schlußfolgerung nahe. Sie 
betrifft das Bekenntnis zum völkischen 
Staatsbegriff. Dieser ist die zentrale Ka­
tegorie der großdeutschen Politik der 
Status-Quo-Uberwindung und Staaten­
auflösung. Die Bezugnahme des Bun­
deskanzlers auf jene „bemerkenswer­
te“ Feststellung des französischen 
Staatspräsidenten kann mit Hilfe jenes 
oben zitierten Beitrags im Europa-Ar­
chiv entschlüsselt werden. Die Staats­
bildung des „deutschen Volks“ ist end­
gültig frei von jenem durch gleiches 
Stimmengewicht und Zwang zum Kom­
promiß gekennzeichnete Verhältnis der 
EG-Staaten zueinander. Der staatsbil­
dende „Wille“ des „80-Millionen- 
Volks“ setzt eigene Fakten, er ist eine 
machtpolitische Realität, sein Handeln 
ist „legitim“ — nämlich in dem Sinne, 
daß er auch durch „die Franzosen“ 
nicht mehr aufgehalten werden kann: 
„Aber die Franzosen“ — so der Kanz­
ler im Anschluß an jene o.a. Ausfüh­
rungen — „hatten den Wunsch an uns 
Deutsche, daß wir dabei die Folgen für 
unsere Nachbarn erkennen.“ (2)

Aus der spanischen Zeitung El Pais vom 3.12.1989

Bei Teltschiks o.a. Äußerung fallt 
des weiteren auf, daß zunächst eine 
„neue Architektur Gesamteuropas“ ge­
schaffen werden soll, „in die sich dann 
auch eine künftige Architektur Deutsch­
lands einfügen wird“. Diese Staffelung 
legt eine dritte Schlußfolgerung nahe, 
die dem Zusammenhang, in welchem 
Teltschiks Äußerung steht, Rechnung 
tragen muß. Das betrifft jenes Vertrags­
werk vom November 1989, genauer: 
jenen wesentlichen Erfolg, den die 
BRD dabei verbuchen konnte — die 
erstmalige Anerkennung der Existenz 
einer „deutschen Minderheit“ in Polen 
und das Zugeständnis von entsprechen­
den „kulturellen Rechten“ von Seiten 
der polnischen Regierung. Denn diese 
Staffelung der Schaffung jener beiden 
„Architekturen“ („Gesamteuropa“ 
und dann „Deutschland“) geht nicht 
nur von der Auflösung des selbständi­
gen Staates DDR aus, sondern sie läßt 
tatsächlich den Bestand weiterer Staaten 
in Europa offen, zum Beispiel den Be­
stand des jetzigen Polens.

„Patronage Gesamtdeutschlands 
über seine östlichen Nachbarn“

Was sich hier als geschichtliche Konti­
nuität andeutet und wozu es somit auch 
entsprechende Lehren gibt, das ist fol­

gendes: Die großdeutsche Staatsbildung 
versteht sich als Resultat der neuord- 
nenden Umwälzung des europäischen 
Status Quo. Diese Zwecksetzung 
schließt zweierlei ein. Zum einen muß 
im Zuge dieser Umwälzung die Innen- 
„Architektur“ jenes expandierenden 
„Deutschlands“ notwendigerweise pro­
visorischen Charakter annehmen. Die 
sukzessive Ausdehnung beinhaltet man­
nigfaltige Abstufungen hinsichtlich der 
staatsrechtlichen Verfaßtheit der ver­
schiedenen Teile „Deutschlands“ (sie­
he Kasten, Seite 3). Und sie beinhaltet 
ein absolut zentralistisches Regime 
zwecks Verbund dieser Teile — ähnlich 
dem Kommissariatswesen des ostwärts 
kolonisierenden Preußens. Zum ande­
ren muß das in Umwälzung befindliche 
Europa eine ähnliche Abtönung hin­
sichtlich der unterschiedlichen Funktio­
nen der verschiedenen Staaten (im Hin­
blick auf die großdeutsche Zweckset­
zung jener Neuordnung) annehmen.

Diese Schlußfolgerung kann anhand 
des eingangs zitierten Beitrags aus dem 
Europa-Archiv noch näher verdeutlicht 
werden. Dort wird unter der Zwischen­
überschrift „Die Neuordnung Europas: 
immanente Friktionen“ (d.h. dieser 
Neuordnung innewohnende Reibungen 
— Red.) folgendes weiter ausgeführt:

„Welchen Platz ein gesamtdeutscher 
Staat in Europa einnehmen soll, ist 
schon deshalb heute kaum zu bestim­
men, weil ja ganz Europa, besonders 
aber der europäische Osten, sich im 
Umbruch befindet und zwischen den 
Entwicklungen in Europa und in 
Deutschland unvermeidlich Wechsel­
wirkungen entstehen. Die .deutsche 
Frage* war schon immer ein Problem 
Europas und wird es bleiben . . . Ange­
sichts solcher Unsicherheiten (Entwick­
lung innerhalb der UdSSR — Red.) 
liegt es für die operative Politik nahe, 
sich zunächst auf das im Augenblick er­
reichbare zu konzentrieren . . . Auch 
ohne die innerdeutsche Entwicklung 
stände die EG vor der Frage, welchem 
ordnungspolitischen Ziel Vorrang ge­
bührt: der Weiterentwicklung der Ge­
meinschaft in ihren heutigen Grenzen in 
Richtung auf eine Politische Union oder 
der graduellen Erweiterung einer .ge­
samteuropäischen* Institution. Offenbar 
hat die Kommission keinen Zweifel . . 
Priorität haben die Vollendung des Bin­
nenmarktes und der innere Ausbau der 
Gemeinschaft. Für diese Entscheidung 
sprechen gute Gründe, aber sie kann 
dazu führen, daß die Länder Osteuropas 
in ihrer Not um so mehr auf bilaterale 
Hilfe der Bundesrepublik setzen und 
dadurch die Bundesrepublik (oder spä­
ter Gesamtdeutschland) zu dem verleitet 
wird, was niemand will: zu einer Patro­
nage über die östlichen Nachbarn.“ 
(a.a.O.)

Der Begriff der „Patronage“ meint 
Abhängigkeitsverhältnisse, deren öko­
nomische Seite durch unterschiedliche 
Formen der Begünstigung gekennzeich­
net ist und deren politische Seite durch 
diverse Formen der „Schutzherrschaft“ 
bestimmt wird. Was der hier zitierte 
Beitrag aus dem Europa-Archiv als von 
der BRD nicht beabsichtigte Folgen 
einer EG-Kommissions-Entscheidung 
zu verkaufen sucht, ist in Wahrheit die
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Benennung der Konsequenzen daraus, 
daß die übrigen EG-Staaten der BRD 
nicht ihr Konzept des EG-gemäßen 
Handelns aufzwingen können. Die 
BRD braucht keinen Kompromiß — im 
Gegenteil, sie kann sein Nicht-zustan- 
de-kommen für die sukzessive Aufrich­
tung eines von ihr dominierten osteuro­
päischen Wirtschaftsraums zu nutzen 
suchen. In dieser Richtung läßt sich 
eine konkretere Vorstellung von dem 
entwickeln, was Kohl und Teltschik mit 
ihren oben zitierten Äußerungen in die 
öffentliche Meinungsbildung einge­
bracht wissen wollen — und was eine 
logische Konsequenz ihres Bekenntnis-

2. Urteil des Nürnberger Tribunals: 
Einigung des Deutschen Volkes „bedeutet 

notwendigerweise Besitzergreifung 
fremden Staatsgebietes“

Das Urteil des Nürnberger Tribunals 
befaßt sich zu Beginn u.a. mit der Bil­
dung der NSDAP und ihren program­
matischen Zielen. Hierbei wird neben 
fünf weiteren Punkten des NSDAP-Par- 
teiprogrammes folgender angeführt:

„Punkt 1: Wir fordern den Zusam­
menschluß aller Deutschen auf Grund 
des Selbstbestimmungsrechts der Völ­
ker zu einem Großdeutschland.“ (3)

In den weiteren Ausführungen des 
Richterkollegiums wird dazu folgendes 
festgestellt:

„Das Verlangen nach einer Vereini­
gung aller Deutschen in einem Groß­
deutschland sollte bei den Ereignissen, 
die der Besitzergreifung Österreichs 
und der Tschechoslowakei vorangin­
gen, eine große Rolle spielen . . . Die 
ersten in der Anklageschrift erwähnten 
Angriffshandlungen bestehen in der Be­
setzung Österreichs und der Tschecho­
slowakei; und der erste Angriffskrieg, 
der unter Anklage gestellt ist, ist der am
1. September 1939 begonnene Krieg 
gegen Polen.

Vor Prüfung dieses Anklagepunktes 
ist es notwendig, einige Ereignisse, die 
vor diesen Angriffshandlungen lagen, 
einer genaueren Betrachtung zu unter­
ziehen. Der Krieg gegen Polen kam 
nicht plötzlich aus heiterem Himmel; 
das Beweismaterial hat klar ergeben, 
daß dieser Angriffskrieg wie auch die 
Besetzung Österreichs und der Tsche­
choslowakei wohlüberlegt und einge­
hend vorbereitet war und daß er erst be­
gonnen wurde, als der geeignete Zeit­
punkt gekommen schien, zu dem er als 
bestimmter Teil eines vorausgehenden 
Planes ausgeführt werden konnte.

Denn die Angriffspläne der Nazi-Re­
gierung waren keine Zufälle, die sich 
aus der politischen Lage des Augen­
blicks in Europa und der Welt ergaben; 
sie waren ein wohlüberlegter und not­
wendiger Teil der Außenpolitik der Na­
zis. Die nationalsozialistische Bewe­
gung behauptete von Anfang an, daß ihr 
Ziel die Einigung des deutschen Volkes 
. .. sei. Zwei Dinge wurden für die Er­
reichung dieses Ziels als notwendig be­
trachtet: Die Zerstörung der europäi­
schen Ordnung, die seit dem Versailler 
Vertrag bestanden hatte, und die Schaf­
fung eines Großdeutschen Reiches über 
die Grenzen von 1914 hinaus. Dies be­
deutete notwendigerweise die Besitzer­
greifung fremden Staatsgebietes.

Wenn diese Ziele erreicht werden 
sollten, so mußte ein Krieg als unver­
meidlich, zumindest aber als höchst­
wahrscheinlich betrachtet werden.“ (3)

In bezug auf diesen Punkt würdigt das 
Urteil u.a. als Beweisdokument die 
Aufzeichnung über eine geheime Be­
sprechung in der Berliner Reichskanzlei 
(vergleichbar dem Bundeskanzleramt) 
am 5.11.1937 mit folgender Feststel­
lung:

„Es ist unmöglich, der Behauptung 
Glauben zu schenken, daß Hitler den 
Krieg nicht eigentlich gewollt habe

Als Beleg dafür wird folgender Pas­
sus aus jener Besprechungsaufzeich­
nung zitiert:

„Zur Lösung der deutschen Frage 
könne es nur den Weg der Gewalt ge­
ben, dieser könne niemals risikolos sein 
• • •“ 0)

Das Urteil behandelt die Frage der 
Gewaltanwendung an mehreren Stellen. 
Sie stehen allesamt in einem direkten 
Zusammenhang mit Zwecksetzungen 
der großdeutschen Staatsbildung und 
den konkreten Schritten der Expansion 
in dieser Richtung. Insofern haben auch 
diese Feststellungen eine aktuelle Be­
deutung:

„Es gab nur zwei Wege, auf denen 
Deutschland die oben erwähnten drei 

ses zum völkischen Staatsbegriff ist. 
Die diesbezügliche Politik der groß­
deutschen Staatsbildung ist zwangsläu­
fig verbunden mit der Wiederaufrich­
tung von Protektoraten, General-Gou­
vernements, Reichskommissariaten und 
ähnlichen Kolonialgebilden. Das ist 
gewiß, denn zum strategischen Konzept 
der „Schaffung einer neuen Architektur 
Gesamteuropas“ gibt es Lehren. Sie 
stehen insbesondere in Gestalt der be­
weisführenden Argumentation und des 
Urteils des Nürnberger Tribunals der 
Antihitler-Koalition (1945/1946), das 
die betreffende Politik als völkerrechts­
widrig geächtet hat, zur Verfügung.

Hauptziele (1. Beseitigung der Nach­
kriegsordnung von 1919, 2. staatliche 
Vereinigung aller Deutschen, 3. Ostko­
lonisation — Red.) erreichen konnte, 
nämlich durch Verhandlungen oder 
durch Gewalt . ..“

Im Hinblick auf die Behauptung des 
angeklagten Admirals Raeder, er habe 
nicht geglaubt, daß der Reichskanzler 
tatsächlich den Krieg wolle, stellt das 
Urteil zunächst folgendes fest:

„Der Grund für diese Überzeugung 
war seine Hoffnung, daß Hitler eine 
.politische Lösung1 der Probleme 
Deutschlands erreichen würde. Aber 
genaugenommen bedeutet das nur den 
Glauben, daß Deutschlands Macht so 
überwältigend sein würde, daß die er­
wünschten Gebiete kampflos gewonnen 
werden könnten.“ (3)

In bezug auf die Behauptung einiger 
Angeklagter, daß der Anschluß Öster­
reichs ohne Gewaltanwendung erfolgt 
sei, macht das Urteil dann eine weitere 
Feststellung zu dieser Frage:

„Am 13. März 1938 erging ein Ge­
setz zur Wiedervereinigung Österreichs 
mit dem Deutschen Reich . . . Hier vor 
Gericht wurde behauptet, daß die An­
nexion Österreichs in dem weit verbrei­
teten Wunsch einer Vereinigung Öster­
reichs und Deutschlands ihre Rechtfer­
tigung gefunden habe, daß die beiden 
Völker vieles gemein hätten, das diese 
Vereinigung wünschenswert mache, 
und daß schließlich dieses Ziel ohne 
Blutvergießen erreicht worden sei.

Selbst wenn dies alles wahr wäre, 
wäre es ganz unerheblich, da die Tatsa­

chen klar beweisen, daß die Methoden, 
derer man sich zur Erlangung jenes 
Ziels bediente, die eines Angreifers wa­
ren. Entscheidend war, daß Deutsch­
lands bewaffnete Macht zum Einsatz für 
den Fall des Widerstandes bereitstand.“ 
(3)

Die „Gestaltung der Beziehungen 
zwischen dem Reich und Öster­

reich“ ist eine „innere Angelegen­
heit des Deutschen Volkes“

Die Methoden der Anschlußaggression 
gegen Österreich wie auch gegen die 
Tschechoslowakei (hinsichtlich des so­
genannten Sudetenlands) sind — unab­
hängig von der Feststellung, daß die 
bewaffnete Macht des Deutschen 
Reichs zur Brechung jeglichen etwaigen 
Widerstandes bereitstand — im Urteil 
des Nürnberger Tribunals entlang ihrer 
konkreten Zwecksetzungen behandelt 
und geächtet. Hinsichtlich der Wieder­
vereinigungspolitik des Deutschen 
Reichs gegenüber Österreich betrifft 
das folgende Methoden:

erstens solche Methoden, die die Ein­
mischung in die inneren Angelegenhei­
ten dieses Nachbarstaates zum Zweck 
hatten;

zweitens solche Methoden, die auf 
die Mißachtung der Souveränität dieses 
Staates hinausliefen und einen Bruch 
der vertraglichen Verpflichtung zur 
Achtung derselben darstellten;

drittens solche Methoden, die unter 
Ausnutzung innerer Widersprüche und 
Konflikte in diesem Nachbarstaat auf 
Einverleibung desselben hinwirkten.

Es ist in diesem Zusammenhang auch 
von Bedeutung, daß das Urteil bei der 
Würdigung der persönlichen Verant­
wortlichkeit des Angeklagten v. Papen 
(Ständiger Vertreter des Reichskanzlers 
in der österreichischen Hauptstadt von 
1934 bis 1938) ausdrücklich die An­
wendung des

„langsam ... verstärkten Drucks in 
der Richtung eines Systemwechsels“

als Methode der Anschlußaggression 
benennt und als völkerrechtswidrig äch­
tet. Im Hinblick auf die durch v. Papen 

mitgetragene und mitgestaltete reichs­
deutsche Wiedervereinigungspolitik 
gegenüber Österreich muß an dieser 
Stelle kurz auf seine spätere Charak­
terisierung ihrer spezifischen Ideologie 
eingegangen werden, insofern hier sehr 
gut die Kontinuität, in der die bundes­
deutsche Wiedervereinigungspolitik 
steht, deutlich wird:

„(Hitler) stimmte der von mir beab­
sichtigten Politik in Wien (vorbehalts­
los) zu, die ich kurz umriß:

Ein evolutionäres Zusammenwachsen 
der beiden Länder werde Deutschlands 
Lage und seine Mission in der Mitte 
Europas ... nur stärken können . . . 
Ein Zusammenschluß . . . könne nur 
auf friedlichem, einverständlichem 
Wege erreicht werden, daher werde es 
mein Bestreben sein, die Lösung der 
Deutschen Frage dem Eingriff auswär­
tiger Mächte mehr und mehr zu entzie­
hen. Denn sie sei ein innerdeutsches 
Problem, das keinen Eingriff einer aus­
wärtigen Macht gestatte. Allein ent­
scheidend sei der Wunsch und die Ab­
sicht unserer beiden Länder. Der beste 
Weg, die Großmächte von dem Recht 
unserer Auffassung zu überzeugen, 
würde es sein, zu beweisen, daß 
Deutschland keinerlei aggressive Inten­
tionen habe und nur den Interessen des 
europäischen Friedens dienen wolle.“
(4)

Das Richterkollegium ist in seinem 
Urteil der Bewertung dieser „friedli­
chen Wiedervereinigungspolitik“ sei­
tens der Anklagebehörde gefolgt — 
nämlich, daß es sich dabei schlicht und 
einfach um eine Politik des Angriffs auf 
die Souveränität eines Nachbarstaates 
handelt. Diese Bewertung kommt u.a. 
in der Vorlage und Behandlung zweier 
Beweisurkunden durch den amerikani­
schen Vertreter der Anklagebehörde, 
Mr. Alderman, zum Ausdruck. Alder­
man bezeichnet sie ausdrücklich als 
„weitere Urkunden, die sich auf den 
Angriff gegen Österreich beziehen“.
(5) Eines dieser beiden Dokumente ent­
hält eine Zurückweisung des britischen 
Protestes gegen die reichsdeutsche Ein­
verleibung Österreichs am 12. März 
1938. Sie stammte aus der Feder des 
Angeklagten v. Neurath (Reichsaußen­
minister vor v. Ribbentrop und Mit­
glied des Geheimen Kabinettsrates für 
die Planung und Durchführung der An- 
schlußaggression gegen Österreich). 
Alderman zitierte u.a. folgendes dar­
aus:

„Die deutsche Regierung hat die Kö­
niglich Britische Regierung im Laufe 
der diplomatischen Unterhaltungen 
über die österreichische Frage niemals 
darüber im Zweifel gelassen, daß die 
Gestaltung der Beziehungen zwischen 
dem Reich und Österreich lediglich als 
eine dritte Mächte nicht berührende in­
nere Angelegenheit des deutschen Vol­
kes angesehen werden kann .. . Ge­
fährliche Rückwirkungen könnten in 
dieser Lage (Annexion Österreichs am 
13.3.1938 — Red.) nur dann eintreten, 
wenn etwa von dritter Seite versucht 
würde, im Gegensatz zu den friedlichen 
Absichten und legitimen Zielen der 
Reichsregierung auf die Gestaltung der 
Verhältnisse in Österreich einen Ein­
fluß zu nehmen, der mit dem Selbstbe­
stimmungsrecht des deutschen Volkes 
unvereinbar wäre.“ (5)

Unseres Erachtens müssen die ein­
gangs behandelten Äußerungen zur 
„Legitimität“ des staatlichen Zusam­
menschlusses der „80 Millionen Men­
schen“ (siehe Rede H. Kohls) unter 
dem Gesichtswinkel jener Beurteilung 
seitens der Anklagebehörde des Tribu­
nals begriffen werden. Denn die „legi­
timen“ Expansionsziele der Bundesre­
gierung, die als „legitimer“ Wille von 
„80 Millionen (deutschen) Menschen“ 
ausgegeben werden, sind schon längst 
als aggressive Zwecke — d.h. als völ­
kerrechtswidrige und in diesem Sinne 
illegitime Zwecke — geächtet.

„Deutschland ist da, 
wo deutsche Menschen leben“: 

Die Anschlußpolitik führt 
zu weiteren Aggressionen

Die „innerdeutsche“ bzw. „gesamt­
deutsche“ Politik der Einverleibung 
Österreichs, die in einem entsprechen­
den Wiedervereinigungsgesetz
(13.3.1938) ihren Ausdruck fand (6), 
bildete lediglich den Auftakt für weitere 
Annexionen und Aggressionen im Zuge 
der großdeutschen Staatsbildung. In 
einem Kommentar zum NSDAP-Pro- 
gramm wird u.a. folgendes zu jenem 
weiter oben im Urteilstext wiedergege­
benen Punkt 1 ausgeführt:

„Diese Forderung (Zusammenschluß 
aller Deutschen auf Grund des Selbstbe­

stimmungsrechts der Völker zu einem 
Großdeutschland — Red.) bedeutet eine 
Revolution der bisherigen Ansichten 
über Völker und Staaten. Deutschland 
ist kein geographischer Begriff, und das 
deutsche Volk ist keine Summe von so­
undso vielen Millionen Menschen, 
Deutschland ist da, wo deutsche Men­
schen leben. Damit (bekennt) . . . sich 
der Nationalsozialismus . . . einzig und 
allein zur völkischen Grundlage seines 
Reiches.“ (7)

Die deutliche Umrandung des „Groß­
deutschen Reichs“ auf der im Kasten 
abgedruckten Karte macht die Umrisse 
dieses Verbundes verschiedener Teile 
deutlich. Darüber hinaus veranschau­
licht diese Karte die funktionale Zuord­
nung der übrigen Staaten bzw. Territo­
rien zu diesem Zentrum, dessen innere 
staatsrechtliche Abstufungen durch die 
mannigfaltigen Abtönungen derselben 
Art im übrigen Kontinentaleuropa er­
gänzt wird. Dem gleichen Zweck der 
näheren Verdeutlichung dient außerdem 
auch der zweite Kasten „Gebietstypen 
unter deutscher Kontrolle — ein Über­
blick“.

Das Urteil des Nürnberger Tribunals

3. Auswirkungen des Expansionismus im 
Inneren: Staatsrechtliche Umwälzungen — 
Errichtung eines Zentralstellen-Regimes

Im Urteil des Nürnberger Tribunals der 
Antihitler-Koalition wurde nicht nur 
eine Bewertung und Ächtung der An­
griffshandlungen und Angriffskriege 
der Regierung des Reichskanzlers A. 
Hitler vorgenommen (sowie der damit 
einhergehenden Methoden bis hin zu 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
und Völkermord). Sondern es wurde 
auch auf die Methoden zur Schaffung 
der inneren Voraussetzungen des groß­
deutschen Expansionismus eingegangen 
und solcherart eine Ächtung derselben 
vorgenommen. Und zwar wird nach der 
das Urteil einleitenden Abhandlung der 
Bestimmungen des Statuts (dieses Inter­
nationalen Militärgerichtshofs der Anti­
hitler-Koalition) ausdrücklich die Not­
wendigkeit hervorgehoben, vor den 
weiteren Urteilsfeststellungen einen 
Tatsachenüberblick zu geben. Dieser 
Überblick befaßt sich mit „Ursprung 
und Ziele(n) der Nazi-Partei“, der 
„Machtergreifung“, der „Festigung 
der Macht“ und den „Wiederaufrü­
stungsmaßnahmen“.

Für den Zweck unserer Abhandlung 
kommt es insbesondere auf folgende 
Feststellungen aus dem Abschnitt „Fe­
stigung der Macht“ an:

„Um die vollständige Kontrolle des 
Regierungsapparates den Händen der 
Nazi-Führung auszuliefern, wurde eine 
Reihe von Gesetzen und Verordnungen 
erlassen, die die Befugnisse der Länder­
und Ortsbehörden in ganz Deutschland 
einschränkte und sie in Unterabteilun­
gen der Reichsregierung verwandelte. 
Die Volksvertretungen in den Ländern 
wurden abgeschafft und damit alle Ge­
meindewahlen. Sodann schritt die Re­
gierung dazu, sich die Kontrolle über 
die Beamtenschaft zu sichern. Dies 
wurde erreicht durch einen Zentralisie­
rungsprozeß und durch eine sorgfältige 
Aussiebung der gesamten Beamten­
schaft.“ (9)

Die hauptsächlichen Gesetze, auf de­
nen die Zerstörung des föderativen Be­
stands des Reiches beruhte, waren er­
stens das „Gesetz über den Neuaufbau 
des Reiches“ vom 30. Januar 1934. 
(10) Darin wurde bestimmt, daß die 
Volksvertretungen der Länder aufgeho­
ben werden, daß die Hoheitsrechte der 
Länder auf das Reich übergehen und 
daß die Landesregierungen der Reichs­
regierung unterstehen. Ferner wurde 
bestimmt, daß die (zur Durchsetzung 
der Zentralstaatspolitik in den Ländern 
eingesetzten) Reichsstatthalter der 
Dienstaufsicht des Reichsministers des 
Innern unterstehen. Und schließlich 
wurde bestimmt, daß die Reichsregie­
rung neues Verfassungsrecht setzen 
kann und daß der Reichsinnenminister 
die zur Durchführung dieses Neuauf­
bau-Gesetzes erforderlichen Rechtsver­
ordnungen und Verwaltungsvorschrif­
ten erläßt.

Die zweite Grundlage für die Zerstö­
rung des föderativen Bestandes des Rei­
ches bildete die an das Neuaufbau-Ge­
setz anknüpfende „Erste Verordnung 
über den Neuaufbau des Reichs“ vom
2. Februar 1934. (11) Sie bestimmte 
eine vorläufige Rückübertragung derje­
nigen Hoheitsrechte an die Länder, von 
denen das Reich noch nicht sofort Ge­
brauch gemacht hatte oder machen 

hat gerade im Hinblick auf diese Abfoi 
ge der Expansionsschritte jene erste 
Aggression gegen Österreich und die 
Kette der dann nachfolgenden Aggre 
sionen als Ausdruck eines planmäßige-, 
Vorgehens seitens der reichsdeutsche 
Regierung gewertet:

„ . . . dies ist über jeden Zweifel hin 
aus erwiesen worden. Die wahre Lage­
würde von Paul Schmidt, dem amtli 
chen Dolmetscher des Deutschen Aus­
wärtigen Amtes, wie folgt geschilden:

,Die Allgemeinziele der Nazi-Füh 
rung waren von Anbeginn an äugen 
scheinlich, nämlich die Behenschuns 
des europäischen Festlandes. Dies soll 
te erreicht werden erstens durch die 
Einverleibung aller deutschsprechenden 
Gruppen ins Reich und zweitens durch 
territoriale Ausdehnung unter dem 
Schlagwort »Lebensraum«. Die Durch­
führung dieser grundlegenden Ziele 
machte jedoch den Eindruck einer Im­
provisation. Jeder Schritt erfolgte beim 
Auftauchen einer neuen Sachlage, aber 
sie waren alle im Einklang mit dem 
oben erwähnten Endziel1 (der Beherr 
schung des europäischen Festlandes - 
Red.) . ..“ (8) 

konnte. Im übrigen sah sie vor. daß die 
Landesgesetze der Zustimmung des zu­
ständigen Reichsministers bedurften 
und daß die jeweiligen Landesbehörden 
den Anordnungen des zuständigen 
Reichsministers Folge zu leisten haben 
Und schließlich bestimmte sie, daß 
Landesbeamte in den Reichsdienst und 
Reichsbeamte in den Landesdienst ver 
setzt werden können.

Die dritte Grundlage für die Zerstö 
rung des föderativen Bestands des Rei­
ches bildete sodann das „Reichsstatthai 
tergesetz“ vom 30. Januar 1934. (12) 
Es bestimmte die Kompetenzen dieser 
ständigen Vertreter der Reichsregie­
rung in den einzelnen Landesteilen da­
hingehend. daß sie vom Reichskanzler 
mit der Führung der Landesregierung 
beauftragt werden konnten (das bedeu­
tete nicht die Übernahme des Amts des 
Ministerpräsidenten, sondern direkte 
Unterstellung der gesamten Landesre­
gierung unter die Aufsicht des jeweili­
gen Statthalters). Im Hinblick darauf 
hatten sie gegenüber dem Reichskanzler 
das Vorschlagsrecht bezüglich der Er­
nennung und Entlassung aller Mitglie­
der der Landesregierung. Der Reichs­
kanzler hatte, diesem Gesetz zufolge, 
auch das Recht auf Ernennung und Ent­
lassung sämtlicher Landesbeamter. Die 
Reichsstatthalter waren des weiteren 
befugt, mit Zustimmung der Reichsre­
gierung die Landesgesetze zu erstellen 
bzw. in Kraft zu setzen. Im übrigen sah 
dieses Gesetz vor, daß der Reichskanz­
ler diese Statthalter ernennen und sie
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Gebietstypen unter deutscher Kontrolle — 
ein Überblick

Das Großdeutsche Reich besteht aus 
Deutschland, Österreich und einigen 
annektierten Territorien. Das Wort 
Österreich ist natürlich verboten. 
Doch sogar das Wort Ostmark ist jetzt 
untersagt; lediglich die Bezeichnung 
Alpen- und Donau-Reichsgaue ist er­
laubt, was anzeigt, daß auf Österreich 
als politische Einheit keinerlei Anspie­
lung mehr gestattet sein soll.
a) Annektierte und eingegliederte Ge­
biete sind: das Sudetenland (Tsche­
choslowakei), das Memelland (Litau­
en), Suwalki, Zichenau, Pommern, 
Posen, das polnische Schlesien sowie 
Eupen, Malmedy und Moresnet (Bel­
gien). Einige dieser Territorien wur­
den den bestehenden Verwaltungsein­
heiten Deutschlands angegliedert und 
so den preußischen Provinzen hinzu­
gefügt, nämlich Memelland, Suwalki 
(nun Sudauen), Zichenau, das polni­
sche Schlesien, Eupen, Malmedy und 
Moresnet.

Der Rest ist in neuen Reichsgauen 
organisiert, die nicht Teile des Staates 
Preußen bilden, sondern integrale Be­
standteile des Deutschen Reiches sind. 
Das gilt auch für das Sudetenland, nun 
der Reichsgau Sudetenland. Die freie 
Stadt Danzig und Pommern wurden 
zum Reichsgau Danzig-Westpreußen. 
Posen sowie Teile von Lodz und War­
schau bilden den Reichsgau Warthe­
land.
b) Sechs Gebiete sind faktisch dem 
Großdeutschen Reich einverleibt. Ihre 
Gesetzes-, Verwaltungs-, Sozial- und 
Wirtschaftssysteme wurden fast voll­
ständig geändert und denen Groß­
deutschlands angeglichen, obschon an

| der Spitze ihrer Verwaltungen noch 
i Zivilverwaltungschefs, die Hitler un­

mittelbar verantwortlich sind, stehen.
I Folgende Gebiete gehören zu dieser 

Kategorie: (1) der Bezirk Bialystok 
unter Erich Koch, dem Oberpräsiden­

lederzeit abberufen und den Amtsbezirk 
dieser Statthalter selber bestimmen 
konnte.

In einem 1937 veröffentlichten staats­
rechtlichen Beitrag über „Die Rechts­
stellung der deutschen Länder in der 
Gegenwart“ wird folgendes zu den 
Umwälzungen ausgeführt, die auf der 
Grundlage jener o. a. Gesetze bzw. 
Verordnungen erfolgten:

„Auf dem Nürnberger Parteitag von 
1933 hat Adolf Hitler in seiner Rede 
vom 1. September richtungsweisend 
irtdärt: .Die nationalsozialistische Be- 
■vegung ist . . . nicht der Konservator 

ten Ostpreußens. Faktisch die Hälfte 
des Bezirks wurde am 4. März 1942 
der preußischen Provinz Ostpreußen 
eingegliedert und erhielt den Rang 
eines Regierungsbezirks. (2) Luxem­
burg, unter Gauleiter Gustav Simon. 
(3) das Elsaß, unter Gauleiter und 
Reichsstatthalter Robert Wagner. (4) 
Lothringen, unter Gauleiter Josef 
Bürckel, Reichsstatthalter der West­
mark. (5) die Untersteiermark, unter 
Gauleiter und Reichsstatthalter Dr. 
Uiberreither. (6) Oberkrain, unter 
dem Gauleiter und Reichsstatthalter 
von Kärnten Dr. F. Rainer.
c) Zwei Gebiete werden nach deut­
schem Staatsrecht als Nebenländer be­
zeichnet, das sogenannte Protektorat 
Böhmen und Mähren und das General­
gouvernement eines Teils der Repu­
blik Polen. Sie heißen Nebenländer, 
weil der deutschen Verfassungstheorie 
gemäß die Republiken Tschechoslo­
wakei und Polen nicht mehr als Staa­
ten existieren. Das Protektorat und 
das Generalgouvernement gelten so 
als Teile des Großdeutschen Reichs, 
obgleich sie nicht den Status von Län­
dern oder Reichsgauen, sondern ent­
schieden geringeren Rang besitzen. 
Diese Territorien können daher als 
„angeschlossene Gebiete“ bezeichnet 
werden.

Diese Kategorie muß allerdings 
noch unterteilt werden, weil die Be­
handlung der beiden Gebiete einen er­
heblichen Unterschied aufweist. Wäh­
rend das Protektorat mehr oder weni­
ger unter einer Art indirekter Herr­
schaft steht, befindet sich das General­
gouvernement unter direkter Herr­
schaft der deutschen Behörden. Im 
Protektorat gibt es eine Arbeitsteilung 
zwischen der sogenannten autonomen 
Regierung und den deutschen Behör­
den, vertreten durch den Reichspro­
tektor und deutschen Staatsminister.

der Länder der Vergangenheit, sondern 
ihr Liquidator zugunsten des Reiches 
der Zukunft? Damit hat der Führer 
deutlich zum Ausdruck gebracht, daß 
der Neuaufbau des Reiches nicht auf 
der Grundlage der bundesstaatlichen 
Gliederung des Reiches erfolgen wird 
. . . Die nationalsozialistische Revolu­
tion hat alle Möglichkeiten der Länder, 
sich der Reichsgewalt zu widersetzen, 
überwunden . . . Die Liquidation der 
Länder alter Art ist in vollem Gange 

Was . . . den gegenwärtigen 
Rechtszustand von dem früheren unter­
scheidet. liegt einmal in der Wandlung

d) Der größte Teil des unter deutscher 
Kontrolle stehenden Territoriums 
wird durch die Kategorie „besetzte 
Gebiete“ repräsentiert. Diese Katego­
rie zeigt vier Hauptunterschiede:
1. Gebiete unter Zivil Verwaltung. 
Norwegen und die Niederlande stehen 
unter deutscher Zivilverwaltung. Die 
Obergewalt liegt bei den Hitler unmit­
telbar verantwortlichen Reichskom­
missaren. Die deutsche Wehrmacht 
hat in diesen Gebieten einen ähnlichen 
Rang, wie sie ihn in Deutschland sel­
ber genießt. Wenn in Norwegen die 
deutsche Herrschaft teilweise über 
eine einheimische „Nationalregie­
rung“ ausgeübt wird, so gilt das nicht 
für Holland, wo eine autonome Regie­
rung nicht existiert, obwohl der ein­
heimische zentrale Verwaltungsappa­
rat voll beibehalten wurde.
2. Gebiete unter Militärverwaltung: 
(a) Belgien und Nordfrankreich unter 
dem Militärbefehlshaber von Belgien 
und Nordfrankreich General Alexan­
der von Falkenhausen (im Juli 1944 
durch Gauleiter Grohd abgelöst); (b) 
das besetzte Frankreich unter Militär­
befehlshaber General Otto von Stülp­
nagel; (c) Serbien, Griechenland und 
die Kanalinseln.

Während Frankreich, Serbien und 
Griechenland autonome Regierungen 
besitzen, ist das bei Belgien und den 
Inseln nicht der Fall, obwohl auch hier 
die deutschen Behörden den einheimi­
schen zentralen Verwaltungsapparat 
benutzen.
3. Gebiete unter militärischer Besat­
zung, aber ohne Militärregierung: Dä­
nemark, das von den Streitkräften un­
ter Befehl von General Hermann von 
Hanneken militärisch besetzt ist, aber 
nicht unter deutscher Militärherrschaft 
steht, sowie das „nicht besetzte“ 
Frankreich.
4. Kolonialverwaltung in den Reichs­
kommissariaten Ostland und Ukraine 

der einst mit landeseigener Hoheitsge­
walt ausgestatteten Landesregierungen 
(— der Autor nennt selbst zuvor ein 
wesentliches Merkmal dieser landesei­
genen Hoheitsgewalt: die Aufstellung 
eines eigenen Staatshaushaltsplans — d. 
Red.) zu Landesbehörden und zum an­
deren in der unbeschränkten Weisungs­
befugnis der Reichsregierung gegen­
über den Landesregierungen und den 
nachgeordneten Behörden . . .

Das Gesetz vom 30. Januar 1934 ist 
nur eine Teilmaßnahme auf dem Wege 
zur Neugliederung des Reiches. Nur 
langsam kann sich der Neuaufbau voll­

ziehen, so lange die übriggebliebenen 
Angelegenheiten der Länder nicht völ­
lig erledigt und für die Neuordnung reif 
gemacht worden sind. In der Gegenwart 
beobachten wir, wie .Liquidation* und 
.Neuaufbau* zugleich vorwärtsgehen 
... In zahlreichen Verlautbarungen der 
mit den Fragen der Neuordnung amtlich 
befaßten Persönlichkeiten tritt das Ziel 
deutlich in Erscheinung. Der Führer hat 
als Ziel die Gliederung des Reiches aus 
der lebendigen Entwicklung heraus be­
zeichnet. Der Reichsminister des Innern 
Dr. Frick hat erklärt, an der Spitze der 
künftigen Reichsgaue würden Reichs­
statthalter stehen; diese Gaue würden 
nach geographischen, volklichen und 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten gebil­
det werden; sie würden sich weitgehend 
mit den für die Wehrmacht notwendi­
gen Gliederungen decken. Und der 
Staatssekretär Pfundtner hat ausgeführt, 
die künftigen Reichsgaue würden in 
sich geschlossene, leistungsfähige Ge­
bilde werden . ..“

Hinsichtlich der „staatsrechtlichen 
Maßnahmen, die im Zuge des Neuauf­
bauprogramms bisher durchgeführt 
wurden“, wird in diesem Beitrag fol­
gendes weiter ausgeführt:

„Besonders zu nennen ist die Anglei­
chung der Rechtsstellung der Reichs­
statthalter an die rechtliche Stellung der 
preußischen Oberpräsidenten . . . (Die­
se Instanzen) sind eingerichtet worden, 
um die unmittelbare Verbindung aller 
Landes-, Reichs- und Kommunalbehör­
den mit der Reichsregierung sicherzu­
stellen.“ (13)

Wir möchten hier nur kurz darauf 
hinweisen, daß die Antihitler-Koalition 
schon sehr gut wußte, warum sie aus­
drücklich den Staat Preußen, „der seit 
jeher Träger des Militarismus und der 
Reaktion in Deutschland gewesen ist“, 
aufgelöst hat. Im diesbezüglichen Ge­
setz Nr. 46 des Alliierten Kontrollrats 
(Amtsblatt Nr. 14, Berlin, 31.3.1947) 
heißt es, sie war:

„Geleitet vom Interesse an der Auf­
rechterhaltung des Friedens und der Si­
cherheit der Völker und erfüllt von dem 
Wunsche, die weitere Wiederherstel­
lung des politischen Lebens in Deutsch­
land auf demokratischer Grundlage zu 
sichern . . .“

Im ersten Teil dieser Abhandlung 
wurde anhand aktueller Beispiele darauf 
hingewiesen, daß die Vorherrschaft 
über Europa zum Gegenstand der öf­
fentlichen Meinungsbildung gemacht 
wird und daß in diesem Zusammenhang 
von der „neuen Architektur Gesamteu­
ropas“ gesprochen wird, „in die sich 
dann auch eine künftige Architektur 
Deutschlands einfügen wird“. Diese 
Meinungsbildung wie auch diese Äuße­
rungen aus dem Bundeskanzleramt sind 
nicht vom Interesse an der Erhaltung 
des Status Quo, d.h. vom Interesse an 
der Bewahrung der Potsdamer Nach­
kriegsordnung der Antihitler-Koalition 
bestimmt. Sie sind vielmehr vom ge­
nauen Gegenteil, nämlich vom Interesse 
an der Überwindung dieser europäi­
schen Nachkriegsordnung gekennzeich­
net. Dies ist der Grund, warum diese 
Meinungsbildung bzw. diese Kanzler­
amtsäußerungen ohne Mutmaßungen 
und Unterstellungen gewürdigt werden 
können — denn unter dem soeben ver­
deutlichten Gesichtspunkt des Status- 
Quo-Überwindungs-Interesses sind sie 
in einer ganz bestimmten geschichtli­
chen Kontinuität zuordenbar und da­
durch wissenschaftlich und politisch 
bewertbar. Tatsächlich handelt es sich 
hier um sehr, sehr ernst zu nehmende 
Vorgänge: Es kann nicht übersehen 
werden, daß sie in jener schlimmen 
Tradition stehen, die wir oben im 2. 
Teil und im bisherigen 3. Teil dieser 
Abhandlung ganz bewußt ausführlich 
dokumentiert und verhandelt haben. 
Wir wollen das nun im abschließenden 
Unterabschnitt auf die Konturen dessen 
zuspitzen, was sich als „zukünftige Ar­
chitektur Deutschlands“ in der aktuel­
len Entwicklung bereits andeutet.

Zentralstaatliche Auflösung und 
„Neubildung“ von Ländern:

Beseitigung „nicht lebensfähiger 
Kostgänger des Bundes“

Das Grundgesetz bestimmt die BRD in 
Artikel 20 als einen „Bundesstaat“, 
d.h. als eine Verbindung von selbstän­
digen Gliedstaaten (Ländern) und Zen­
tralstaat (Bund). Zwecks näherer Ver­
deutlichung dieser Bestimmung zitiert 
der Standardkommentar des Grundge­
setzes folgendes aus einer Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichtes: „Die 
Bundesrepublik Deutschland — das 
sind verfassungsrechtlich der Bund und 
die Länder als ein Ganzes ...“ (14) In 

der Fachliteratur wird dieses „Ganze“ 
verschiedentlich auch als ein „hündi­
sches Treueverhältnis“ bezeichnet, d.h. 
als ein Verhältnis, in dem die Zerstö­
rung der einen Seite durch die andere 
den Charakter eines Hochverrats-De­
likts insofern annimmt, als dadurch der 
in der Verfassung definierte Bestand 
des „Ganzen“ umgewälzt und aufgelöst 
wird.

Dieser Bestand ist vor allem durch 
einen spezifischen Mechanismus ge­
kennzeichnet, welcher die Erfüllung der 
öffentlichen Aufgaben seitens des Ge­
samtstaates (Bundesrepublik Deutsch­
land) durch entsprechende Umvertei­
lung der steuerlichen Einnahmen regelt 
(Artikel 104a-115 des Grundgesetzes). 
Dieser Finanzausgleich führt sowohl 
dem Bund wie auch den Ländern und 
Kommunen öffentliche Mittel zu, die 
die Grundlage der Haushaltsplanung 
bzw. der diesbezüglichen öffentlichen 
Aufgabenerfüllung auf diesen drei Ebe­
nen der inneren Verfaßtheit der BRD 
bilden. In diesem Zusammenhang ist 
die Garantie und die Kalkulierbarkeit 
der über den Finanzausgleich zufließen­
den öffentlichen Mittel die Grundlage 
für jene Aufgabenwahrnehmung — und 
damit zugleich für das eigenständige 
Leben jener drei Ebenen. Der gebietli­
che Gleichstand der BRD ist unwider­
legbar die Voraussetzung für die konti­
nuierliche Gewährleistung dieses Me­
chanismus des Finanzausgleichs. An­
dersherum gesprochen: Jede expansiv 
fortschreitende Veränderung des Ge­
bietsstandes der BRD muß zu einer 
nicht mehr kalkulierbaren, sprunghaf­
ten Veränderung im Mittelaufkommen 
und den Proportionen des Finanzaus­
gleichs führen. Das bedeutet, daß die 
davon betroffenen Ebenen ihre jeweili­
gen Haushalte nicht mehr ordentlich 
planen und dementsprechend ihre öf­
fentlichen Aufgaben nicht mehr ordent­
lich wahmehmen können. Auf diese 
Weise wird ihr Eigenleben zunächst 
unkalkulierbar, dann durch ein System 
von „Aushilfen“ von „oben“ unter­
höhlt und schließlich durch das Wei­
sungssystem, das den „Hilfen“ folgt, 
ganz zerstört.

Auf der Länderebene gibt es seit eini­
gen Wochen Stellungnahmen, die bele­
gen, daß eine solche Bedrohung exi­
stiert — sie wird festgemacht an der 
Funktion des Grundgesetzartikels 23 im 
Anschlußkonzept der Bundesregierung 
gegenüber der DDR. (15)

Dieser Artikel besagt, daß das 
„Grundgesetz .. . zunächst im Gebiet 
der Länder . ..“ (der BRD — Red.) 
gilt. „In anderen Teilen Deutschlands 
ist es nach deren Beitritt in Kraft zu 
setzen.“ Wie hier deutlich wird, war es 
den Verfassungsgebem nicht möglich, 
das Expansionsziel „Deutschland“ 
(d.h. einen irrealen Staat) unter 
Verzicht auf die Organisierung eines 
realen Staates (das Völkerrechtssubjekt 
BRD) zu organisieren. Das belegt, daß 
sie sich des völkerrechtswidrigen 
Charakters jener expansionistischen 
Verfassungsbestimmungen bewußt 
waren. Der auf diesen irrealen Staat 
„Deutschland“ hinzielende Expansio- 
nismus stellt jedoch nicht nur eine Miß­
achtung des Völkerrechts dar, sondern 
er stellt auch eine Bedrohung für den 
oben angesprochenen Bestand des rea­
len Staates (BRD) dar. Dies wird an­
hand der Zweckbestimmung des Grund­
gesetzartikels 23 deutlich:

Unter der Zwischenüberschrift „Die 
Anschlußklausel des Satzes 2“ stellt der 
bereits oben herangezogen Standard­
kommentar folgendes fest:

„Es ist nicht in das Belieben des Bun­
des gestellt, ob er eine Beitrittserklä­
rung annehmen will oder nicht. Viel­
mehr gewährt Art. 23 Satz 2 dem sich 
anschließenden Teil Deutschlands ein 
Recht auf den einseitigen Erwerb der 
Bundeszugehörigkeit, genauer: er ver­
sagt offenbar den Organen des Bundes 
die Möglichkeit, einen ordnungsge­
mäßen Beitritt zurückzuweisen.“ (16)

Diese vorgegebene Festlegung des 
Bundeshandelns entkoppelt faktisch den 
Zentralstaat von den Gliedstaaten — 
denn die Veränderung des „Ganzen“ 
betrifft die Existenz beider Seiten, sie 
wird aber hier zur ausschließlichen Sa­
che der einen Seite gemacht. Denn daß 
der Bund sich nicht gegen die Ausdeh­
nung des Territoriums der BRD wenden 
darf, verpflichtet ja nicht nur die Bun­
desregierung in diesem Sinne — son­
dern ermöglicht ihr vor allem eine ent­
sprechende Politik der Bestandsverän­
derung der BRD frei von jedweder Be­
hinderung durch die Länder. Der Arti­
kel 23 verabsolutiert somit den einen 
Teil des Gesamtstaates (Bund) gegen­
über dem anderen Teil (Länder) und
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degradiert auf diese Weise faktisch die 
föderative Verfaßtheit dieses Gesamt­
staates zur Bedeutungslosigkeit.

Aktuelle Vorgänge, die genaueste 
Beobachtung verdienen

In der aktuellen Entwicklung fallen 
hierzu folgende Sachen auf, zu denen es 
Lehren aus der oben (im 2. und 3. Teil) 
behandelten Expansion des „3. Reichs“ 
gibt:

Im Zusammenhang mit der Darle­
gung der Einzelverantwortlichkeit der 
angeklagten Mitglieder der Regierung 
des Reichskanzlers A. Hitler behandelt 
das Urteil des Nürnberger Tribunals 
auch die Tätigkeit des preußischen In­
nenministers bzw. gleichzeitigen 
Reichsinnenministers und späteren Ge­
neralbevollmächtigten (ab Sept. 1938) 
für die Verwaltung des Reichs, Dr. 
Frick, als Organisator der großdeut­
schen Staatsbildung und Neuordnung 
Europas — und zwar vermittels des Re­
gimes der Zentralstelle. In einer im US- 
Exil publizierten Untersuchung aus dem 
Jahre 1942 wird dazu folgendes ausge­
führt:

„Trotz der Vielfalt von Kontrolltypen 
im besetzten Europa ist die Kontrolle 
von Wirtschaft, Arbeit und Polizei 
durchaus einheitlich. Es gibt dazu eine 
Institution, die die Vereinheitlichung in 
allen Verwaltungsebenen vomimmt, 
das Reichsministerium des Innern. Das 
Ministerium trat als vereinheitlichendes 
Koordinationsglied der Verwaltungen 
in den besetzten Ländern zuerst zur Zeit 
der Eingliederung Österreichs auf. 
Durch Anordnung vom 16. März 1938 
wurde eine .Zentralstelle des Reichs für 
die Wiedervereinigung* errichtet und 
das Reichsministerium des Innern mit 
den Funktionen der Zentralstelle be­
traut. Ihre Aufgabe lag in der Koordina­

tion aller gesetzlichen und organisatori­
schen Maßnahmen, die das Reich für 
die Eingliederung Österreichs erließ. 
Diese Wiedervereinigungsstelle* wur­
de insbesondere damit betraut, eine ein­
heitliche Verwaltungsstruktur zu schaf­
fen und die Einheitlichkeit aller Reichs­
maßnahmen auf gesetzlichem Gebiet zu 
garantieren. Zu ihren Pflichten gehörte 
die Vorbereitung aller legislativen und 
administrativen Anordnungen in dem 
einverleibten Gebiet und sodann die Si­
cherung der Übereinstimmung mit dem 
Reichskommissar für Österreich. Daher 
ist die Zentralstelle . . . das Innenmini­
sterium selbst. Auch nach der Abschaf­
fung des Reichskommissars für Öster­
reich blieb sie weiterbestehen und hat 
diese Funktion für alle annektierten, 
angeschlossenen und besetzten Gebiete 
bis zum heutigen Tag (1942 — Red.) 
behalten.“ (17)

Unseres Erachtens wird man die Tä­
tigkeit des am Z 2.1990 eingesetzten 
Kabinettsausschusses „Deutsche Ein­
heit“ (Vorsitz: Bundeskanzler Kohl) im 
Lichte jenes Regimes der Zentralstelle 
beobachten müssen — dies gilt auch für 
ähnlich geartete Instanzen, die bereits 
eingesetzt wurden oder noch eingesetzt 
werden. Diese Tätigkeit organisiert sich 
in sechs Arbeitsgruppen. Sie hat am 
7.3. zur Vorlage einer Analyse bzw. 
Handlungsanleitung hinsichtlich der 
„Staatsstrukturen und öffentlichen Ord­
nung“ einer vermittels Art. 23 GG um 
die DDR erweiterten BRD geführt. (18)

Weiter oben wurde aus einem Beitrag 
zur Rechtsstellung der Länder im Jahre 
1937 zitiert; darin wurde auf Aussagen 
des Reichsinnenministers Frick zur 
„Neugliederung des Reichs“ Bezug 
genommen. Frick zufolge müsse sie 
nach „geographischen, volklichen und 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten“ er­
folgen. Des weiteren wird auf einen 

Staatssekretär Pfundtner Bezug genom­
men, der erklärt hatte, daß diese „Neu­
gliederung des Reiches“ unter anderem 
„leistungsfähige Gebilde“ schaffen 
müsse.

Im Hinblick darauf wird man unseres 
Erachtens auch den Vorstoß des Bayeri­
schen Staatsministers für Bundes- und 
Europaangelegenheiten, Dr. Georg von 
Waidenfels (CSU), weiter beobachten 
müssen. In einem Zeitungsbeitrag, der 
sich mit der Möglichkeit des „Beitritt(s) 
der DDR zur Bundesrepublik nach Ar­
tikel 23 .. . schon am 6. Mai“ (Kom­
munalwahlen in der DDR) befaßt, stellt 
er folgendes fest:

„Der Beitritt der gesamten DDR als 
zwölftes Bundesland müßte mit der Be­
dingung verbunden werden, in dem 
neuen deutschen Staatsgebilde eine 
Neugliederung der Länder durchzufüh­
ren. Zu Recht hat in der Bundesrepublik 
erst kürzlich der Hamburger Senator 
Horst Gobrecht (SPD) über einen Zu­
sammenschluß von Bremen, Hamburg, 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
zu einem , Nordstaat* nachgedacht. 
Auch das Saarland, das ohne die etwa 
22 Milliarden Mark Bundeshilfe die 
letzten fünf Jahre nicht überlebt hätte, 
kann kein eigenes Bundesland bleiben. 
Auch mit den fünf ,alten Ländern* in 
der DDR entstünden fünf neue, nicht 
lebensfähige Kostgänger des Bundes. 
Die Länder in Deutschland müssen neu­
gebildet werden . . . Die Einrichtung 
einer Vielheit von Kostgängern des 
Bundes, die ohne seine Finanzzuwei­
sungen nicht lebensfähig wären, ent­
spricht nicht dem föderalen Prinzip. 
Die erforderliche Neuordnung des Bun­
desgebietes wird dies berücksichtigen 
müssen.“ (19)

Die oben behandelte Tendenz zur 
großdeutschen Zentralstaatsbildung ist 
somit nicht nur durch Ansätze eines 

Zentralstellen-Regimes sowie Ansätze 
zur Zerstörung des föderativen Bestan­
des der BRD gekennzeichnet. Sondern 
sie ist auch gekennzeichnet durch den 
Anspruch auf alleinige Hoheit über das 
gesamte Steueraufkommen, d.h. auf die 
alleinige Verfügungsgewalt der Zentra­
le über die öffentlichen Mittel — das ist 
doch der tiefere Sinn von dieser staats­
rechtlichen Auffassung, die Länder als 
„Kostgänger des Bundes“ zu behandeln 
sucht. Es ist nicht zu übersehen, wel­
chen Interessen diese Elemente jener 
aktuellen Tendenz zur großdeutschen 
Zentralstaatsbildung dienen. Es sind 
dieselben ökonomischen Expansionsin­
teressen, die auch schon in der Politik 
der vom Nürnberger Tribunal ange­
klagten Reichsregierung wirksam wa­
ren.
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Welcher Weg zur Auflösung der Nachkriegsordnung?
Die Teilung Deutschlands, die deutsche 
Frage — im Unterschied zu den Ge­
bietsübertragungen an Polen und die 
Sowjetunion — ist das Produkt des kal­
ten Krieges. Die Spaltung Europas fand 
in der deutschen Zweistaatlichkeit ihren 
konzentrierten Ausdruck. Die Überwin­
dung der Spaltung und damit der Zwei­
staatlichkeit Deutschlands setzte das 
Ende der Blockkonfrontation voraus. 
Das langfristige Ziel der westdeutschen 
Entspannungspolitik war deshalb, We­
ge zur Überwindung der Blöcke zu er­
öffnen. Gegenüber der DDR sollte 
durch eine größtmögliche Zahl von 
Verbindungen der Herausbildung von 
staatlicher, kultureller und ökonomi­
scher Eigenständigkeit entgegenge­
wirkt, Gemeinsamkeiten gefördert wer­
den. Die Grenzen durchlässiger ma­
chen, Wandel durch Annäherung — 
dies waren die Schlagworte; unter de­
nen die Deutschlandpolitik betrieben 
wurde.

Die Politik der Kabinette Adenauer 
und Erhardt hatte die politischen Vor­
aussetzungen zur Schaffung der ökono­
mischen Basis eines wiedererstarkten 
deutschen Staates im Westen herbeige­
führt, die Transformation der Gesell­
schaft zu einer modernen kapitalisti­
schen ermöglicht und außenpolitischen 
Bewegungsspielraum im Westen eröff­
net. Die Notstandsgesetze markieren 
einen gewissen Schlußpunkt dieser Pha­
se. Durch sie wurden mit Ausnahme der 
Rechte der Alliierten, die Deutschland 
als Ganzes betreffen, alle wesentlichen 
Besatzungsrechte abgelöst. Es bedurfte 
der großen Koalition, um die Not­
standsgesetze durchzusetzen. Dieselbe 
Regierungskoalition unternahm dann 
auch die ersten Schritte, eine neue Poli­
tik einzuleiten, die der drohenden 
außenpolitischen Isolierung entgegen­
wirken sollte, die sich aus einem weite­
ren Festhalten an der Hallstein-Doktrin, 
der selbstgewählten Isolation von den 
Staaten des Warschauer Pakts, zu erge­
ben drohte. Die Versuche, eine neue 
Ostpolitik zu konzipieren, scheiterten 
jedoch an den Gegensätzen in der Union 
und führten zur kleinen Koalition aus 
SPD und FDP. (1)

Der unmittelbare Zweck dieser Poli­
tik war, aus dem politischen Zwerg 
BRD einen Staat zu machen, der inter­
national voll handlungsfähig ist. Dazu 
war der Abschluß der Ostverträge un­
umgängliche Voraussetzung. Es gab je­
doch auch ein langfristigeres Ziel dieser 

Politik: Voraussetzungen der Heranfüh­
rung der DDR an die BRD zu schaffen. 
Erst auf ihrem Berliner Parteitag hat 
sich die SPD erneut dieses Inhalts ge­
rühmt. Ein weiteres Voranschreiten auf 
den erfolgreichen Pfaden der Ost- und 
Entspannungspolitik wurde durch die 
Konfrontationspolitik der Reagan-Ära 
in Frage gestellt. Deshalb das Drängen 
der westdeutschen Bourgeoispolitik auf 
Fortsetzung und zweite Phase der Ent­
spannungspolitik. Die Bewertung des 
Wegs, auf dem die bundesdeutsche 
Bourgeoispolitik ihren Machtausbau be­
treibt, war auch in den bisherigen Aus­
gaben der Beilage umstritten. Der hier 
dargelegten Position wurden immer 
wieder Szenarien der aggressiven, ten­
denziell auch militärisch durchgesetzten 
Eroberungspolitik gegenüber dem War­
schauer Pakt entgegengestellt, die auf 
der Annahme von weitgehender Interes­
sengleichheit verschiedener imperiali­
stischer Staaten beruhten. (2) Heute 
fährt die westdeutsche herrschende 
Klasse den Erfolg der Ost- und Ent­
spannungspolitik ein, die durch den 
Zerfall des Warschauer Pakts und den 
Wechsel in der Außenpolitik der 
UdSSR hin zur Gorbatschowschen Poli­
tik des Gemeinsamen Hauses auf 
fruchtbaren Boden fällt. Deshalb ist es 
wichtig, diese außenpolitischen Bedin­
gungen der Vereinigung von BRD und 
DDR realistisch einzuschätzen, um zu 
einer Kritik zu kommen, die trifft, und 
nicht in einer moralischen Ablehnung 
einer vermeintlichen Kontinuität zur 
Eroberungspolitik des deutschen Rei­
ches hilflos verfangen zu bleiben.

Im Kurzschluß zur Einheit
Der Zusammenhang von deutscher Fra­
ge und Blockkonfrontation in Europa 
hatte bis vor einigen Wochen eindeutige 
Bedingungen für die Möglichkeit der 
Vereinigung von DDR und BRD festge­
legt. Sie war nur unter der Vorausset­
zung denkbar, daß eine neue europäi­
sche Ordnung aus der Täufe gehoben 
wurde, die eine durch Zugehörigkeit zu 
den Militärbündnissen NATO und War­
schauer Pakt bestimmte Ordnung ab­
löst. Der Bewegungsspielraum der Au­
ßenpolitik der westdeutschen Bourgeoi­
sie war damit begrenzt durch die Not­
wendigkeit, eine Einigung der europäi­
schen Mächte und der Supermächte 
USA und UdSSR über diese zukünftige 
Ordnung herbeizuführen. Das Ziel der 
staatlichen Einheit konnte nur als ab­

hängige Größe in diesem Spiel verfolgt 
werden.

Auf diesen Zusammenhang ist zu­
rückzuführen, daß Bundeskanzler Kohl 
noch einige Monate vor dem Fall der 
Mauer davon sprach, die deutsche Fra­
ge stehe nicht auf der Tagesordnung der 
Geschichte. Auch der Kohlsche 10- 
Punkte-Stufenplan baut auf den genann­
ten Voraussetzungen auf. Sofortmaß- 
nahmen, Wirtschaftsreformen in der 
DDR, Vertragsgemeinschaft und kon­
föderative Strukturen sollten ein Maxi­
mum an Annäherung der DDR an die 
BRD sicherstellen. Soweit irgend mög­
lich, waren Fakten zu schaffen. Die 
staatliche Einheit blieb jedoch vorerst 
ein Ziel, das erst in unbestimmter Zu­
kunft zu verwirklichen war, abhängig 
von Tempo und Ergebnis der Umwäl­
zung der Machtverhältnisse in Europa. 
„Wir sind uns bewußt, daß sich auf 
dem Weg zur deutschen Einheit beson­
ders schwierige Fragen stellen, auf die 
wir heute noch nicht abschließend ant­
worten können. Dazu gehört vor allem 
die Frage übergreifender Sicherheits­
strukturen in Europa. Die Verknüpfung 
der deutschen Frage mit der gesamteu­
ropäischen Entwicklung und den West- 
Ost-Beziehungen — wie ich sie in den 
zehn Punkten eben erläutert habe — 
ermöglicht eine organische Entwick­
lung, die den Interessen aller Beteilig­
ten Rechnung trägt und ein friedliches 
Zusammenleben in Europa garantiert.“ 
(3)

Die Prioritätenliste — zuerst neue eu­
ropäische Ordnung, dann staatliche 
Einheit von DDR und BRD — ist je­
doch Ende Januar dieses Jahres abgeän­
dert worden. Bei dem Anlaß eines Ar­
beitsbesuches des Ministerpräsidenten 
Modrow am 30. Januar in Moskau sig­
nalisierte Gorbatschow seine Bereit­
schaft, einer Vereinigung von BRD und 
DDR zuzustimmen. Die Sowjetunion 
habe „prinzipiell“ nichts gegen die 
Vereinigung, und er sei der Meinung, 
daß darüber auch unter den vier Sieger­
mächten Einvernehmen herrsche. Mo­
drow vertrat nach dem Gespräch mit 
Gorbatschow die Auffassung, es käme 
jetzt darauf an, sich der „Frage für ein 
einiges Vaterland .. . mit Entschieden­
heit zuzuwenden“. (4) Damit war eine 
neue Dynamik in der deutschen Frage 
eröffnet. Gorbatschow hatte den 
Schlüssel zur Einheit ins Schloß der di­
plomatischen Verhandlungen über ei­
nen beschleunigten Weg zur staatlichen 

Verschmelzung der DDR mit der BRD 
gesteckt.

Wie war es zu diesem Sinneswandel 
des Staatschefs der UdSSR gekommen? 
Vieles deutet darauf hin, daß es sich da­
bei um den Bestandteil eines Pakets von 
Vereinbarungen zwischen der UdSSR 
und den USA handelt, an deren Zustan­
dekommen die BRD-Diplomatie nicht 
unwesentlich beteiligt war.

Truppenabbau, KSZE-Prozeß, 
NATO-Mitgliedschaft

In der letzten Januarwoche und den er­
sten Tagen des Februars wurden der 
Weltöffentlichkeit die Elemente dieses 
Vereinbarungspaketes offenbar. We­
sentliche Elemente sind darin das Ein­
gehen der USA auf einen Truppenabbau 
in Mitteleuropa, der auch zu einer Re­
duzierung ihrer eigenen Truppen in 
Deutschland führt, das Abgehen der 
USA von ihrer Weigerung, an einer 
KSZE-Folgekonferenz noch in diesem 
Jahr teilzunehmen und der sogenannte 
Genscher-Plan als Kompromißangebot 
in der Frage der NATO-Zugehörigkeit 
eines vereinten Deutschlands wie auch 
der sich vom Warschauer Pakt lösenden 
Staaten Osteuropas.

Schon am 29. Januar, dem Tag, an 
dem Modrow die Übereinkunft des 
Runden Tisches bekanntgab, die Wah­
len in der DDR auf den 18.3. vorzuver­
legen und eine Regierung der nationa­
len Verantwortung bis zu den Wahlen 
zu installieren, gab es Zeichen neuer 
Bewegung in den Abrüstungsverhand­
lungen. Der Chefdelegierte der UdSSR 
erklärte in Wien die Bereitschaft seines 
Staates, in einer zweiten Phase des 
VKSE-Abkommens sämtliche Truppen 
aus Osteuropa abzuziehen unter der 
Voraussetzung, daß auch in Westeuro­
pa alle fremden Truppen abziehen. Der 
US-Verteidigungsminister Cheney gab 
im Rahmen der Haushaltsberatungen 
die Schließung von Stützpunkten in 
Deutschland (Zweibrücken), Italien, 
GB, Griechenland, Türkei und Südko­
rea bekannt. Das geplante Budget der 
US-Armee läuft auf eine reale Kürzung 
um 2% hinaus.

Dies nimmt sich im Nachhinein wie 
ein Vorgeplänkel zu der Ankündigung 
aus, die der US-Präsident Bush am 1. 
Februar in seinem Bericht zur Lage der 
Nation machte: Bush schlug die beider­
seitige Reduzierung der Truppenstärken 
von USA und UdSSR in Mittel- und 
Osteuropa auf einen Stand von 195000 

vor. Nachdem der ungarische Minister­
präsident Nemeth einige Tage zuvor 
den baldigen Beginn von Verhandlun­
gen mit der UdSSR über den Abzug der 
sowjetischen Truppen aus Ungarn ange­
kündigt hatte, war dies gleichsam der 
Verzicht, aus der Ablösung der ost­
europäischen Staaten vom Warschauer 
Pakt einen weiteren, besonderen Vorteil 
zu ziehen. (5) Stattdessen wurden die 
Truppenreduzierungen der UdSSR mit 
Bushs Vorschlag in den europäischen 
Abrüstungsprozeß eingebettet.

Am 2. Februar folgte mit der Ankün­
digung des US-Außenministers Baker, 
die USA seien bereit, noch in diesem 
Jahr an einer KSZE-Folgekonferenz 
teilzunehmen, ein weiterer wesentlicher 
Schritt des Entgegenkommens gegen­
über der UdSSR. Ursprünglich wollte 
die US-Administration an der von 
Gorbatschow vorgeschlagenen Konfe­
renz nur unter der Bedingung teilneh­
men, daß sich ihre Tagesordnung auf 
die Unterzeichnung des in Wien auszu­
handelnden Vertrags über beiderseitige 
Truppenreduzierung beschränken solle. 
Jetzt wurden diese Vorbehalte auf­
gegeben und damit der Weg frei lur 
Beratungen über weitergehende Fragen 
einer zukünftigen europäischen Si­
cherheitsordnung. (6)

Schon am 31. Januar, dem Tag nach 
den bahnbrechenden Feststellungen 
Gorbatschows, äußerte sich der bundes­
deutsche Außenminister Genscher da­
zu, wie die staatliche Vereinigung von 
BRD und DDR unter den neuen Bedin­
gungen international abgesichert wer­
den könnte. Er umriß diejenigen Vor­
schläge, die dann als Genscher-Plan be­
zeichnet wurden, ausgehend von der 
Feststellung, die Ausführungen Gorbat­
schows gäben „den Weg frei für eine 
konstruktive und auf Dynamik in Stabi­
lität bedachte Europa- und Deutsch­
landpolitik.“ (7) Im Konkreten schlug 
er vor. ein vereinigtes Deutschland sol­
le Mitglied der NATO sein — was der 
US-amerikanischen Vorbedingung für 
eine Vereinigung genüge tut —, das 
Gebiet der heutigen DDR jedoch nicht 
von der Militärstruktur der NATO er­
faßt werden. Ein solcher Weg zum ver­
einten Deutschland schlösse die An­
erkennung der Grenzen mit allen Nach­
barstaaten ein. Diese Elemente wurden 
auch im NATO-Rat am 2. Februar als 
denkbare Wege zur Lösung der deut­
schen Frage akzeptiert, auch unter Ein­
schluß der Möglichkeit des Verbleibs
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WB Truppen der UdSSR auf dem Ge­
hender ehemaligen DDR zur Kontrolle 
Jer Einhaltung der Vereinbarungen (8).

„Erst Einheit durch Abrüstung 
dann sehen wir weiter“

Am 2. Februar, dem Tag. an dem Baker 
ibe Bereitschaft der USA bekanntgab. 
an einer KSZE-Konferenz in diesem 
Jahr teilzunehmen, reiste Genscher zu 
einem kurzfristig vereinbarten Ge­
spräch mit Außenminister Baker nach 
Vtishington. Zuvor gab er eine Reihe 
\on Rundfunk- und Femsehinterviews, 
in denen er es nicht an Deutlichkeit 
mangeln ließ, was die Ziele der west­
deutschen Außenpolitik in der neuen Si­
tuation betrifft. Er drängte auf die Be­
rücksichtigung der Sicherheitsinteres­
sen der UdSSR, stellte heraus, daß statt 
einer deutschen Neutralität in Zukunft 
kooperative Strukturen der Sicherheit in 
Europa angestrebt werden sollten. ..in 
denen schließlich auch die Bündnisse 
aufgehen könnten". Zum Zweck der 
Schaffung solcher Strukturen sei ein 
KSZE-Treffen noch 1990 nötig. Wei­
terhin wandte er sich erneut gegen eine 
Neutralität Deutschlands sowie gegen 
die Ausdehnung der militärischen Inte­
gration der NATO auf das jetzige Ge­
biet der DDR.

Die durchaus aktive Rolle der von 
ihm betriebenen Außenpolitik in der 
Herbeiführung einer solchen Perspekti­
ve der europäischen Entwicklung 
brachte er unzweideutig zum Ausdruck: 
..Wir wollen die Bündnisse zur Koope­
ration zwingen und nicht etwa ein Land 
in ein anderes Bündnis hinüberziehen.“ 
Daß es gegenüber dem Warschauer 
Pakt keinerlei Zwang bedarf, um auf 
ein System der Sicherheitspartnerschaft 
und Kooperation zuzusteuem, ist ein of­
fenes Geheimnis, umso mehr angesichts 
der gegebenen Auflösungstendenzen 
dieses Bündnisses. Sicherheitspartner­
schaft und europäisches Haus sind er­
klärte Ziele Gorbatschows. Wenn Gen­
scher hier von Zwang redet, dann bleibt 
nur die NATO. Umgekehrt handelt es 
sich bei der Zusicherung, daß es nicht 
darum gehe, ein Land in die NATO her­
überzuziehen, wenn das vereinigte 
Deutschland Mitglied der NATO bleibt, 
um die Eröffnung eines Wegs zur deut­
schen Einheit, der der US-amerikani­
schen Forderung nach NATO-Mitglied­
schaft Deutschlands entgegenkommt. 
Genscher zählt dabei darauf, daß Gor­
batschow mittlerweile in den Bündnis­
sen einen „stabilisierenden Faktor“ 
sehe.

Es gehe jetzt um weitere Abrüstung, 
die die Hindernisse beseitigen müsse, 
die der gesamteuropäischen Einigung 
und der deutschen Vereinigung im We­
ge stünden. Weil die Entwicklung in 
Deutschland schnell vorangehe, gehe es 
jetzt darum, Ausblicke für die europäi­
sche Entwicklung zu eröffnen, „in der 
sich aber die deutschen Staaten schon 
vorher enger verbinden“ könnten. (9) 
In diesen Äußerungen kommt eine 
Umwertung der Abhängigkeiten von 
neuer europäischer Machtverteilung 
und deutscher Einigung zum Ausdruck. 
Die Bündnisse sollen jetzt als Modera­
toren der Abrüstung auch die Möglich­
keit der Vereinigung schaffen. Über die 
zukünftige Ordnung in Europa wird 
dann weiterverhandelt, aber mit einem 
vereinigten Deutschland als Teilneh­
mer. das sein gewachsenes Gewicht in 
den Verhandlungen geltend machen 
kann, und dessen Zustandekommen 
dann nicht mehr an die Einigung der 
Teilnehmerstaaten über eine neue Ord­
nung gebunden ist. Nach dem Gespräch 
mit Baker hob Genscher die Einigkeit in 
den entscheidenden Fragen hervor. 
„Genschers Aussage, daß man eine öst­
liche Ausdehnung des bisherigen 
NATO-Gebiets übereinstimmend nicht 
für wünschbar hält, widersprach Baker 
nicht. Sehr befriedigt zeigte sich der 
Bonner Außenminister über die grund­
sätzliche Zustimmung Bakers zu einer 
neuen KSZE-Gipfelkonferenz noch in 
diesem Jahr (Helsinki II)" und sprach 
sich für engere politische Beziehungen 
zwischen Washington und der EG aus. 
(»)

Der Tanz mit den Elefanten
Damit waren die Voraussetzungen einer 
beschleunigten Vereinigung mit dem 
Vertreter der Supermacht USA unter 
Dach und Fach gebracht. Genscher 
dürfte darüberhinaus mit Baker die 
Marschroute für die Gespräche abge- 
steclö haben, die sie in der darauffol­
genden Woche in Moskau führen woll­
ten. Genscher im Gespann mit Kohl. 
Die eilig anberaumte Moskau-Reise er­
brachte denn auch die offizielle Bestäti­

gung des neuen Kurses. Gorbatschow 
signalisierte, daß er von einer raschen 
Vereinigung ausgehe. Er sagte: „Es 
gibt zwischen der Sowjetunion, der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
DDR keine Meinungsunterschiede 
mehr darüber, daß die Frage der Einheit 
der deutschen Nation nur von den Deut­
schen selbst entschieden werden soll 
und daß sie selbst wählen müssen, in 
welchen staatlichen Formen, in welchen 
Fristen, mit welchem Tempo und unter 
welchen Bedingungen sie diese Einheit 
verwirklichen werden.“ (11) Den Pres­
seberichten zufolge legte Gorbatschow 
keine weiteren Bedingungen vor, die er 
an diesen Freibrief knüpfte. Die Zu­
sicherung der BRD-Politiker, daß ein 
vereinigtes Deutschland die Lieferver­
pflichtungen der DDR an die UdSSR 
übernähme, wird für die westdeutsche 
Bourgeoisie sicher kein großes Opfer 
bedeuten, angesichts der Konkurrenz­
vorteile, die das auf dem Ostmarkt er­
öffnen mag.

Der FAZ-Berichterstatter Gennrich 
konnte aus der sektseligen Atmosphäre 
der Luftwaffen-Boeing, die die bundes­
deutschen Akteure nach Bonn zurück­
beförderte. berichten, daß der west­
deutsche Außenminister sein Projekt 
der Loslösung der deutschen Einheit 
von der endgültigen Regelung zukünfti­
ger europäischer Machtverhältnisse auf 
gutem Wege sieht: „Genscher sieht 
einen Vertrag kommen, der das Recht 
der Sowjetunion festlegt, Streitkräfte in 
diesem Gebiet (der jetzigen DDR, d.V.) 
zu unterhalten, bis die Struktur einer 
europäischen Friedensordnung klar her­
vortritt oder solange amerikanische 
Truppen in Deutschland anwesend 
sind.“ (12)

Die Zustimmung der zweiten Groß­
macht war damit perfekt, der Weg zu 
den „zwei-plus-vier“-Verhandlungen 
eröffnet, auf die sich die alliierten Sie­
germächte und die deutschen Staaten in 
Ottawa einigten. Die Außenpolitik der 
westdeutschen Bourgeoisie hatte es er­
folgreich zuwege gebracht, sogar unter 
Umgehung — oder krasser gesagt Aus­
schaltung — Frankreichs und Großbri­
tanniens (13) zu einer Übereinkunft mit 
den beiden Supermächten zu kommen, 
die den Weg eines beschleunigten Eini- 
gungsprozesses eröffnet. Ich will dazu 
noch einmal Gennrich mit seinen Ein­
drücken aus der Bundeswehrmaschine 
zu Wort kommen lassen: „Den Deut­
schen nützte das Zusammenspiel mit 
Baker. Genscher hatte vor einer Woche 
an Bakers Kamin in Washington die 
Eckpunkte für Moskau festgelegt: Ge­
spräche der beiden deutschen Regierun­
gen mit den vier Siegermächten und als 
Fluchtpunkt dieser perspektivischen 
Linien das KSZE-Treffen. Baker berei­
tete in Moskau den Boden. Er trug diese 
beiden Vorstellungen vor und zwar in 
einer Gewichtung, auf die es der Bun­
desregierung ankommt. Demnächst sol­
len nicht die vier Mächte ,über* 
Deutschland entscheiden, es soll nicht 
die Formel ,vier plus zwei1 für die Kon­
takte benutzt werden, sondern es heißt 
nun in umgekehrter Reihenfolge ,zwei 
plus vier1 “. (14) Der FAZ-Berichter- 
statter hat die ganze Sache in der Tradi­
tion der US-Freundlichkeit seines Blat­
tes wahrscheinlich nur etwas zu einsei­
tig dargestellt. Es liegt nahe, daß die 
BRD in den Schlüsselfragen — Verein­
barung über Truppenreduzierung und 
KSZE-Konferenz — den Mittler zwi­
schen Gorbatschow und Bush gespielt 
hat. Somit hatte auch der Staatschef der 
UdSSR Veranlassung, den Wünschen 
der BRD-Politiker entgegenzukommen. 
Fritz Ullrich Fack, der in einem Kom­
mentar in der gleichen Zeitung kolpor­
tiert, was Gorbatschow zur Begründung 
seiner Position gesagt habe, verrät da 
wohl etwas mehr über die Händel, die 
hinter dem abgemachten Geschäft 
stecken: „Vierzig Jahre konsequenter 
Mitarbeit am Weltfrieden, so ungefähr 
hat Gorbatschow in Moskau gesagt, 
müßten nun auch ihren Lohn finden. 
Alles andere, einschließlich der Neutra­
litätsforderung, sei unwürdig und 
.erniedrigend"1 (15)

Es ist nicht nötig, darüber zu speku­
lieren, wie direkt der Einfluß der west­
deutschen Politik auf das Entgegenkom­
men der USA gegenüber der UdSSR 
war, obwohl Indizien dafür sprechen, 
daß ein solcher Einfluß vorhanden war, 
angefangen bei den Hinweisen Gen­
schers vom 31. Januar auf zahlreiche 
Telefongespräche mit Schewardnadse, 
in denen er den Eindruck gewonnen ha­
be, daß die Moskauer Führung über zu­
treffende Analysen, Realismus und 
Weitblick verfüge, bis hin zu dem oben 
zitierten Bekenntnis zur Anwendung 

von Zwang gegenüber den Bündnissen. 
Jenseits von alledem liegen die Ent­
scheidungen der US-Führung objektiv 
auf der Linie dessen, was das westdeut­
sche Außenamt immer wieder einfor­
dert: Gorbatschow durch weitere Ab­
rüstung helfen, damit Perestroika — 
sprich der wachsende Einfluß der BRD 
in Osteuropa — nicht zusammenbricht; 
die Rüstung im Bereich atomarer Kurz-, 
Streckenwaffen durch weitere Abrü­
stungsvereinbarungen überflüssig ma­
chen; den KSZE-Prozeß als Herzstück 
der gesamteuropäischen Architektur 
energisch vorantreiben, wie es im Punkt 
acht des Kohlschen 10-Punkte-Plans 
heißt. Schließlich ist auf das dauernde 
Drängen Genschers auf ein Gesamtkon­
zept der NATO für die Abrüstungsver­
handlungen zu verweisen.

Gewachsener Handlungsspiel­
raum der (bundes)deutschen 

Bourgeoisie
Es wäre verfehlt, das Ergebnis der 
Moskauer Verhandlungen einfach als 
Erfolg des Westens und ausschließli­
ches Produkt der Schwäche der UdSSR 
auszulegen. Gorbatschow ist mit den 
Abkommen, die in den nächsten Mona­
ten abgeschlossen werden, seinen 
außenpolitischen Zielen ein gutes Stück 
nähergekommen. Mit beiderseitigen 
Truppenreduzierungen wird der militä­
rische Rückzug der UdSSR aus Ungarn 
und der CSSR seinen Niederschlag im 
militärischen Kräfteverhältnis finden, 
und zwar nicht nur zuungunsten der 
UdSSR. Mit dem Eingehen der USA 
auf Festlegung gleicher Truppenstärken 
der beiden Supermächte in Mittel- und 
Osteuropa ist Gorbatschow seinem Ziel 
eines Europas ohne US-Truppen ein 
Stück näher gekommen. In den Zielen 
Gorbatschows gibt es allerdings gewis­
se Widersprüche, deren sich die Außen­
politik der westdeutschen Bourgeoisie 
bedienen konnte. Das Hauptziel, von 
der alten Blockkonfrontation wegzu­
kommen hin zu einer neuen Ordnung, 
in der die Sicherheit der UdSSR mög­
lichst durch Abwesenheit von US-Trup­
pen garantiert ist, ist nur zu erreichen, 
wenn auch westeuropäische Interessen 
für den Abzug der USA mobilisiert 
werden können. Gleichzeitig soll ver­
hindert werden, daß auf dem europäi­
schen Kontinent im Westen der UdSSR 
ihr eine ihr ebenbürtige neue Macht ent­
gegentritt. Dazu gilt es, die verschiede­
nen westeuropäischen Mächte mög­
lichst klein und auseinander zu halten.

Solange das Interesse der BRD an 
Entspannungspolitik bestand, weil da­
mit ihr politisches Gewicht vergrößert 
und die Chancen für einen Anschluß der 
DDR erweitert wurden und gleichzeitig 
die Furcht Frankreichs und Großbritan­
niens vor einem vereinigten Deutsch­
land bestand, waren beide Ziele gut 
miteinander vereinbar. Jetzt, wo sich 
der Zerfall des Warschauer Pakts be­
schleunigt hatte und das Ausbluten der 
DDR in einem unerwartet rasanten 
Tempo vor sich ging, sieht es so aus, als 
ob die UdSSR die BRD zur Erzielung 
eines entscheidenden Durchbruchs an 
der Hauptfront der Abrüstung nötig hat­
te. Die westdeutsche Außenpolitik hat 
sich dies zunutze gemacht und der 
UdSSR in der deutschen Frage einiges 
an Spielraum abgerungen. Mit dem An­
gebot eines vereinigten Deutschland in 
der NATO bei gleichzeitiger Entmilita­
risierung des DDR-Gebietes ist denje­
nigen im Westen der Wind aus den Se­
geln genommen, die die Forderung 
nach NATO-Mitgliedschaft Deutsch­
lands als Garantie gegen die Einverlei­
bung der DDR ansahen. Die UdSSR hat 
mit dem Zugeständnis, daß DDR und 
BRD über Form, Fristen und Bedingun­
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gen der Einheit bestimmen, einiges an 
Vorrechten der Alliierten betreffs 
Deutschland als Ganzes zur Disposition 
gestellt.

Im Effekt wird die BRD respektive 
das vereinigte Deutschland nun ge­
wachsene Wahlmöglichkeiten haben, 
was die zukünftige Machtbalance in 
Europa betrifft. Nutzt es den Fortgang 
des KSZE-Prozesses, um zwischen der 
UdSSR, den Staaten Westeuropas und 
den USA die Position einer ungebunde­
nen europäischen Zentralmacht auszu­
bauen, die ihre halbhegemoniale Stel­
lung auf partielle Interessenüberein­
stimmung mit der UdSSR stützt? Oder 
nutzt es die neu gewonnene Stärke, den 
westeuropäischen Partnern seine Bedin­
gungen für den Fortgang der westeuro­
päischen Integration aufzuzwingen? Die 
UdSSR hat, wie es scheint, die deutsche 
Karte gespielt und dabei einen Durch­
bruch in der europäischen Politik ge­
wonnen. Die westdeutsche Bourgeoisie 
hat gleichzeitig mit der russischen Karte 
gepokert, gewonnen und verhindert, 
daß ihr weitergehende Bedingungen ge­
stellt werden können.

Welche Politik
Davon, daß die beschriebene Entfesse­
lung der bourgeoisen Außen- und 
Machtpolitik im Gegensatz steht zu dem 
Interesse an der Überwindung der Herr­
schaft der Kapitalistenklasse, kann hier 
ausgegangen werden. Die Frage steht 
jedoch, wie dagegen vorgegangen wer­
den kann. Die einfache Ablehnung der 
Vereinigung von BRD und DDR, in­
dem das Selbstbestimmungsrecht für 
das deutsche Volk bestritten wird oder 
aus der Position einer warnenden Min­
derheit gegen die Wiedererrichtung des 
Reiches agiert wird (Wehret den Anfän­
gen), spiegelt nur das Unverständnis 
der treibenden Kräfte des Machtzu­
wachses der westdeutschen Bourgeoise 
wider. Mit einer solchen Orientierung 
wird dem Einrichten in einer unpoliti­
schen, rein plakativen Abgrenzung das 
Wort geredet. Das gleiche gilt für die 
innenpolitische Seite des Vereinigungs­
prozesses (das Votum der DDR-Bürger 
in der Wahl vom 18. März muß als 
Ausdruck des Fehlens einer Perspektive 
für einen eigenständigen sozialökono­
mischen Weg der DDR ernst genom­
men werden), auf die hier nicht näher 
eingegangen werden kann. In einer 
Phase, in der sich die Bourgeoisie auf 
der Siegerstraße bewegt, muß dagegen 
positiv beantwortet werden, wie Linien 
gegen die Entfesselung der (bundes)- 
deutschen Bourgeoisie aussehen kön­
nen. Ein zentrales Element ist dabei die 
Forderung nach einem Friedensvertrag. 
Die europäische Geschichte bewegt sich 
in den Bahnen der Auflösung der Block­
konfrontation. Dies wird notwendig die 
Beseitigung der Siegermachtsrechte 
über Deutschland mit sich bringen. In 
der Forderung nach einem Friedensver­
trag können eine Reihe von Zielen ge­
bündelt werden.
1. Gegen Konzentration der Entschei­
dungsgewalt über die zukünftige Rolle 
Deutschlands bei den vier Mächten, 
was im Konkreten sogar auf die Ab­
sprache zwischen UdSSR, USA und 
BRD hinausläuft, kann damit die Ablö­
sung der Nachkriegsordnung zur Frage 
aller Staaten gemacht werden, die von 
Deutschland mit Krieg überzogen wor­
den sind. Die BRD tritt dann nicht als 
Partner der Supermächte, sondern als 
Kriegsverlierer an.
2. Die Fragen, die die westdeutsche 
Außenpolitik trotz aller Kohlscher Un­
geschicklichkeiten mit Erfolg von der 
Tagesordnung der Politik femhalten 
kann, wie die Reparationsfrage, würden 
thematisiert.

3. Die Forderung nach einem Friedens­
vertrag und entsprechenden Verhand­
lungen eröffnet eine Perspektive, die 
Reihenfolge: zuerst deutsche Einheit, 
dann Friedensordnung, in Frage zu stel­
len. Das heißt, zuerst einmal wären Be­
schränkungen der deutschen Hand­
lungsfreiheit festzuschreiben.
4. Dazu zählt die bedingungslose Aner­
kennung der Unverletzlichkeit aller 
Grenzen zu den Nachbarstaaten, d.h. 
das Abrücken vom Standpunkt der Wei­
terexistenz des Deutschen Reichs in den 
Grenzen von 1937.
5. Es geht um einen Weg, der nicht auf 
die weitere Mitgliedschaft der BRD in 
der NATO setzt, sondern im Gegenteil 
die Auflösung der NATO-Bindung und 
damit auch das Verschwinden der 
NATO-Truppen unter internationaler 
Kontrolle anstrebt.
6. Der Vertrag müßte im Konkreten 
Verpflichtungen zur Begrenzung des 
Militärpotentials, Verzicht auf alle An­
griffswaffen (was näher zu spezifizieren 
ist), Verpflichtung zur militärischen 
Neutralität und das alles unter interna­
tionaler Kontrolle enthalten. (16)

Es soll nicht darüber hinweggetäuscht 
werden, daß eine solche Politik nur aus 
der Defensive formuliert ist und sich 
gegen Realitäten wendet, die großen­
teils schon festgeschrieben sind. Es geht 
jedoch in dieser Defensivsituation da­
rum, Momente des Gegensatzes zum 
Aufstieg der westdeutschen Bourgeoisie 
zu einer beherrschenden Macht in Euro­
pa zu sammeln und eine Alternative zu 
einer „Politik“ des erhobenen Zeige­
fingers nach dem Motto „Wir haben 
euch schon damals davor gewarnt, aber 
ihr wolltet ja nicht hören“ zu ent­
wickeln. Für kommunistische Kräfte in 
der BRD ergäbe sich daraus die Aufga­
be, die beschriebene Politik näher zu 
konkretisieren und die verschiedenen 
Varianten der deutschen Machtpolitik 
zwischen UdSSR, EG und USA zu kri­
tisieren. Die Nachkriegsordnung löst 
sich auf. Dies ist ein unumgehbarer Tat­
bestand. Eine revolutionäre Linke, for­
dert sie Politikfähigkeit, muß einen de­
mokratischen Weg in Zeiten der politi­
schen Ohnmacht des Proletariats aufzei­
gen.

Manfred Weiß

(1) Zu dieser Entwicklung und den Vorausset­
zungen und Folgen der Entspannungspolitik 
siehe Heiner Karuscheit/Alfred Schröder, „Im 
deutschen Interesse — Westdeutsche Außenpo­
litik und SPD-Sicherheitskonzeptionen gestern 
und heute, in: Aufsätze zur Diskussion 29/30
(2) Es seien nur die Stichworte: Schulterschluß 
der Imperialisten, Kriegspakt EG/WEU und 
verschärfte Kriegsrüstung der BRD genannt.
(3) Deutschlandpolitische Rede des Bundes­
kanzlers zum 10-Punkte-Plan in der Bonner 
Haushaltsdebatte, 28.11.1989
(4) Modrow 1t. FAZ, 31.1.1990
(5) Am 25.1.90 hatte auch Belgiens Verteidi­
gungsminister angekündigt, daß Belgien Pla­
nungen für den Abbau seiner 25000 Soldaten in 
der BRD aufgenommen habe. Der Abzug solle 
allerdings nur in Übereinstimmung mit den 
Alliierten vorgenommen werden. Begründet 
wurden diese Planungen mit Bezug auf die Ent­
wicklung in Osteuropa, die abnehmende Bedro­
hung.
(6) FAZ, 3.2.1990
(7) Zitiert nach FAZ, 1.2.1990
(8) Nach FAZ, 3.2.1990
(9) Alle wörtlichen Zitate nach FAZ, 3.2.1990
(10) NZZ, 6.2.1990
(11) Zitiert nach FAZ, 12.2.1990
(12) ebd„ Hervorhebung von mir, M.W.
(13) Zu diesen Aspekten siehe meinen Kom­
mentar in der demnächst erscheinenden Num­
mer 50 der Aufsätze zur Diskussion.
(14) ebd.
(15) FAZ, 21.2.1990
(16) Siehe dazu auch Aufsätze zur Diskussion 
23, S. 60 ff.
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Interview mit Helga Rosenberg, Mitglied des 
Sprecher/innenrates des Parteivorstands der DKP

Frage: Die Entwicklungen im östlichen 
Europa, besonders in der DDR, haben 
zu einer tiefgreifenden Krise der DKP 
beigetragen. Nun war das bedingungs­
lose Eintreten für den realen Sozialis­
mus immer nur ein Bestandteil der Poli­
tik der DKP, wenn auch ein wichtiger. 
Will die DKP bei der zweifellos fälligen 
Neubestimmung ihrer Politik alles neu 
machen oder will sie auf ihren Leistun­
gen im Kampf gegen Faschismus, um 
politische und soziale Rechte der arbei­
tenden Klasse, gegen Militarismus und 
Revanchismus aufbauen?
Antwort: Die DKP ist auch nach ihrem 
10. Parteitag, der am 24./25. März 
1990 in Dortmund stattfand, eine Par­
tei, die für den Sozialismus eintritt. Die 
kapitalistischen Verhältnisse in der 
BRD schreien nach einer Alternative

Die Ausbeutung des Menschen durch 
den Menschen abzuschaffen, dafür wol­
len Kommunistinnen und Kommunisten 
weiterhin mit der DKP kämpfen.

Daß wir in der Vergangenheit im 
Bemühen um unsere politischen Ziele 
Fehler gemacht haben, davon war auf 
unserem Parteitag in Dortmund die Re­
de. Zum Beispiel wurde kritisiert, die 
Länder des Sozialismus zu beschöni­
gend in ihren Entwicklungen gesehen 
zu haben.

Mit der Erneuerung der Politik der 
DKP wird auch in unserer Mitglied­
schaft diskutiert, wie wir entsprechend 
den politischen Bedingungen unseres 
Landes eingreifen können, auf welche 
gesellschaftlichen Hauptkräfte wir uns 
dabei stützen wollen, wie die Kräfte in 
der BRD, die antikapitalistisch orien­
tiert sind, zusammengeführt werden 
können und wie in all diesen politischen 
Prozessen die Rolle der Kommunistin­
nen und Kommunisten aussehen kann.

Insofern begriffen wir auf unserem 
Parteitag in Dortmund die Krisener­
scheinungen der DKP auch als einen 
Ausdruck tiefer Krisenprozesse in der 

internationalen kommunistischen Bewe­
gung.

Frage: Euer Parteitag hat es abgelehnt, 
die DKP in eine PDS umzugründen. 
Seid Ihr auch der Meinung, daß die lin­
ke Parteibildung in der BRD wesentlich 
aufgrund der Erfahrungen in der BRD 
vorankommen wird, und wie definiert 
Ihr heute Euer Verhältnis zu den sozia­
listischen Kräften in der DDR?
Antwort: Ob und wie sich die linke Par­
teienlandschaft in der BRD verändern 
wird, das werden wir sicherlich im Zu­
ge aktueller politischer Entwicklungen, 
hier insbesondere um die deutsche Fra­
ge, noch in diesem Jahr beobachten 
können.

Für mich ist deutlich, daß die großen 
Veränderungen in der Politik, die wir 
gegenwärtig erleben, auch im organisa­
torischen Bereich Konsequenzen haben 
werden.

Dabei halte ich für unabdingbar, daß 
eine kommunistische Partei in der BRD 
wirkt. Diesen Platz ist die DKP bereit 
auszufüllen. Das hat unser Parteitag 
deutlich gemacht.

Für notwendig hielten die Delegier­
ten des 10. Parteitages in diesem Zu­
sammenhang eine Zusammenarbeit mit 
der PDS und anderen linken Gruppie­
rungen der DDR. Jetzt werden die neu­
gewählten DKP-Sprecherinnen und 
-Sprecher mit dem Präsidium der PDS 
Zusammentreffen und Fragen der Zu­
sammenarbeit konkret besprechen. Auf 
der Tagesordnung dieses Gesprächs 
wird sicherlich auch die Frage stehen, 
wie linke Kräfte in der DDR und der 
BRD besser, effektiver ihre Arbeit ko­
ordinieren, um den Machenschaften des 
deutschen Imperialismus Widerstand 
entgegensetzen zu können.

Ich wünsche mir, daß wir auch rasch 
in der BRD mit den Linkskräften zu­
sammenkommen und darüber beraten 
können, wie wir Bündnisse mit diesem 
Ziel vorantreiben können. Die Demon­
stration am 12.5. in Frankfurt gegen die 

rechte Anschlußpolitik, gegen Nationa­
lismus etc., zu der auch unser Parteitag 
aufrief, ist ein richtiger Schritt in diese 
Richtung.

Frage: Die Kapitalistenklasse der BRD 
will die DDR schlucken. Die Parla­
mentsparteien bis hin zu wachsenden 
Teilen der Grünen bereiten dem poli­
tisch den Boden. Wie erklärt Ihr Euch 
den Rückhalt, den diese Politik in der 
BRD findet? Was ist hier in der BRD zu 
tun, um den Einfluß der Annexionsideo­
logie und -politik zu brechen?
Antwort: Ich sehe eigentlich trotz aller 
zu beobachtenden Differenzen in der 
Linken unseres Landes einen beachtli­
chen Konsens, die nationalistische Eu­
phorie nicht mitzumachen, die An­
nexionspolitik mit und über den Art. 23 
GG abzulehnen und in diesem Zusam­
menhang in scharfer Opposition zur 
Regierungspolitik zu stehen. Unklar ist, 
wie und mit welchen Forderungen in 
diese politischen Auseinandersetzungen 
eingegriffen werden soll. Die DKP ist 
der Auffassung, daß schärfstens den 
großkapitalistischen Kräften der BRD 
mit ihren Plänen zur „Wiedervereini­
gung“ entgegengetreten werden muß. 
Sie wollen der DDR das ökonomische 
und politische System der BRD auf­
zwingen und damit die sozialistischen 
Eigentumsverhältnisse der DDR und 
deren politische, soziale und kulturelle 
Errungenschaften beseitigen.

Für uns als Kommunistinnen und 
Kommunisten ist grundlegend, was den 
Interessen der Arbeiterklasse und den 
anderen werktätigen Schichten und 
Klassen in beiden deutschen Staaten 
entspricht. Wir wollen alles behalten 
und ausbauen, was dem Frieden und 
dem sozialen, ökologischen und kultu­
rellen Fortschritt dient, was reale De­
mokratie sichert, was eine antifaschisti­
sche Grundorientierung umfaßt und was 
die Möglichkeit des Sozialismus auf 
deutschem Boden offenhält.

zu entscheiden. In Vorbereitung dieses 
Wahlkongresses sind alle Möglichkei­
ten des Dialogs und Zusammengehens 
von linken und demokratischen Kräften 
auf allen Ebenen zu prüfen.“

Im Sinne dieses Antrags werden wir 
in den nächsten Wochen aktiv werden. 
Im übrigen ist unsere Erfahrung, daß 
linke, antifaschistische Kandidaturen 
SPD und Grüne drängen können, kon­
sequentere Positionen zu beziehen, Be­
lange der arbeitenden Menschen stärker 
aufzugreifen.

Frage: Die DKP ist nun auch in das Rä­
derwerk der Bundesanwaltschaft gera­
ten. Angeblich sollen Mitglieder der 
DKP für terroristische Anschläge in der 
BRD in der DDR ausgebildet worden 
sein. Ermittlungen wegen Hochverrats 
und Bildung einer terroristischen Ur­
einigung laufen. Hits sagt Ihr zu den 
Anschuldigungen? Unserer Meinung 
nach gehören die Ermittlungen gegen 
Mitglieder und Funktionäre der DKP zu 
einem Konzept, die Repression gegen 
linke Politik in der BRD Zug um Zug 
auszudehnen. Wie kann die Gegenwehr 
der Linken aus sehen?
Antwort: Das DKP-Präsidium hat seit 
den Veröffentlichungen über eine 
„DKP-Militärorganisation“ im „Spie­
gel“ und in anderen bürgerlichen Pres­
seorganen gesagt, was der Wahrheit 
entspricht: Nie war es Politik und Pra­
xis der DKP, mit Geheimdiensten zu­
sammenzuarbeiten. DKP-Mitglied- 
schaft schloß die Tätigkeit für einen 
Geheimdienst (in Ost und West) aus. 
Eine militärische Ausbildung, all diesen 
Quatsch, den die DKP angedichtet be­
kommt, hat es im Auftrag einer Leitung 
oder mit Wissen von führenden Funk­
tionären der DKP nicht gegeben. Was 
immer auch mit einer solchen Kampag­
ne gegen die DKP beabsichtigt ist, am 
Ende wird sich herausstellen, daß die 
Anschuldigungen gegen unsere Partei 
nicht aufrechtzuerhalten sind.

Das Interview führte jöd (BWK).

Frage: Seit einigen Jahren hat sich auf 
kommunaler Ebene eine Zusammenar­
beit zwischen DKP und anderen revolu­
tionär-sozialistischen, autonomen oder 
auch anarchistischen Kräften ent­
wickelt. Bei Kommunalwahlen konnten 
von solchen Bündnissen Ergebnisse im 
Bereich von 0,5% bis 1,8% erreicht 
werden. Allerdings war die DKP nicht 
allerorten zu solchen Bündnissen be­
reit, sondern ließ sich hier und da von 
alten Vorbehalten leiten. In welche 
Richtung soll die Reise gehen?
Seit nunmehr vier Jahren hat die DKP 
festgeschrieben, bei Wahlen zur Stär­
kung linker und demokratischer Posi­
tionen mit Linkskräften Wahlbündnisse 
einzugehen.

Besonders auf der Ebene der Kom­
munen hat dieser Gedanke, linke und 
demokratische Kräfte in einem Bündnis 
zusammenzuschließen, gegriffen,
konnten durchaus Erfolge erzielt wer­
den.

Meiner Auffassung nach müßten alle 
an Wahlbündnissen interessierten Kräf­
te allerdings stärker diskutieren, wie 
langfristiger Interessen der Bevölke­
rung aufgegriffen und mit mehr Chan­
cen außerhalb und innerhalb von Parla­
menten durchgesetzt werden können.

In diesen notwendigen Prozessen/ 
Diskussionen wird die DKP — mög­
lichst überall — nach Partnern Aus­
schau halten, mit denen sie Forderun­
gen der arbeitenden Menschen in Wahl­
kämpfen thematisieren kann.
Frage: Konnte sich Euer Parteitag mit 
den bevorstehenden Bundestagswahlen 
befassen? Seht Ihr die Notwendigkeit 
einer linken, antifaschistischen Kandi­
datur oder glaubt Ihr, daß es vor allem 
auf eine Stärkung der Grünen und der 
SPD ankommt?
Antwort: Der Parteitag hat beschlossen, 
noch im Mai d.J. einen Wahlkongreß 
durchzuführen „mit dem Ziel, über 
konkrete Inhalte und Formen des Ein­
greifens in den Bundestagswahlkampf

Der Anschluß — oder:
Was da so auf uns zukommt

Allenthalben
Wunderte sich das Volk (unter der Führung der Regierung)
Wie jung es geworden war. Welch unbändige Kraft
Es durchströmte! Auf Plätzen und Anger
Selbst in Altersasylen schüttelten alle die Köpfe
Daß sie alle so jung waren. Freut euch! befahl die Regierung 
Und es freute sich auf dem Grund des Schachtes der Bergmann 
Und es freute sich auch der Besitzer des Schachtes. Es freute sich 
Angesichts des nassen Flecks an der Wand die werdende Mutter 
Und es freute sich auch der Besitzer des zinsenden Hauses.
Und der Arbeiter freute sich. Achtlos schob er die dünne 
Lohnliste in die zerrissene Tasche und freute sich.
Und so freute sich auch der Besitzer des Werkes. Seid einig! 
Schrie die Regierung. Da waren sie einig. Es waren 
Einig der Mensch und die Laus und einig Wanze und Mieter 
Einig das Kalb und der Schlächter und einig Henker und Opfer.

Bertolt Brecht

Die meisten Menschen, die die DDR- 
Wahlen analysierten, argumentierten, 
cs sei eine „D-Mark-Wahl“ gewesen, 
es habe sich um eine Entscheidung für 
Mark und Kohl(e) gehandelt.

Werfen wir zunächst einen Blick auf 
die Tempel, wo im Westen alle ent­
scheidenden „ewigen“ kapitalistischen 
Werte in ihrem Kurs ausgedrückt wer­
den: auf die Börsen. Hier gab es in 
jüngster Zeit und parallel mit dem sich 
abzeichnenden Anschluß der DDR an 
die BRD, der Schaffung eines neuen 
Großdeutschlands, höchst widersprüch­
liche Reaktionen.

Da ist erstens die deutsche Börse. Sie 
erlebte — nach Einbrüchen im Oktober 
— seit Ende November 1989, also pa­
rallel mit der Konkretisierung des An­
schlußprojektes — eine steile Hausse, 
die bis in den Januar 1990 hineinreichte 
(von einem Deutschen Aktienindexwert 
(DAX) 1400 bis bis zu Werten über 
1900). Nach beachtlichen Einbrüchen 
im Februar 1990 — man startete erste 

Rechenübungen in Sachen „Deutsch­
land, eilig Vaterland — und dessen Ko­
sten“ — kam es nach der DDR-Wahl 
kurzzeitig zu neuen Kurssteigerungen, 
mit denen der rechte Wahlsieg zunächst 
begrüßt wurde. Gleichzeitig ist jedoch 
seither eine äußerst uneinheitliche Ent­
wicklung festzustellen; Kurssprünge 
nach oben werden von Einbrüchen ab­
gelöst.

Wahre Einbrüche gab es seit Februar 
1990 auf dem westdeutschen Renten­
markt, dem Handel mit festverzinsli­
chen Papieren. Ältere Anleihen sackten 
am Markt um die in diesem Bereich 
äußerst ungewöhnlichen Margen von 
bis zu 15 Prozent ab; gleichzeitig stie­
gen die Zinsen, mit denen neue Anlei­
hen begeben werden, auf historisches 
Höchstniveau (9,5 und mehr Prozent). 
Mit diesen Zinsen für die Rentenpapiere 
stiegen die allgemeinen Kreditzinsen; 
seit Ende März 1990 muß bei langfristig 
festverzinslichen Hypothekenkrediten 
von Zinsen von 10 Prozent ausge­

gangen werden (z.B. 10 Jahre fest); 
fünf Jahre zuvor lag dieser Zinssatz bei 
6,5 bis 7 Prozent.

In diesen Bewegungen drückt sich die 
Erwartung aus, der Anschluß werde 
„teuer“ werden, die Staatsschulden — 
und damit die Nachfrage nach Krediten 
— würden allgemein steigen, und mit 
dieser Bewegung käme es auch zu einer 
Steigerung der Inflation und des allge­
meinen Zinsniveaus.

Da ist zweitens die — hinsichtlich der 
internationalen Kapitalbewegungen — 
wichtigste Börse der Welt, die Tokio­
ter. Hier kam es direkt nach den DDR- 
Wahlen und parallel mit der Konkreti­
sierung des imperialistischen Anschluß- 
Projektes zu dramatischen Einbrüchen; 
seither, so das „Handelsblatt“, „setzt 
sich die Achterbahnfehrt an der Börse 
zu Tokio fort“ (29.3.90). Daß es sich 
hier nicht um rein konjunkturelle Bewe­
gungen handelt, belegt der Umstand, 
daß das durchschnittliche Kursniveau in 
Tokio Ende März 1990 um 20 Prozent 
unter dem Niveau vom Jahreswechsel 
und um 30 Prozent unter dem Vorjah­
resniveau liegt (Nikkei-Werte von 
29000 bis 32000 gegenüber vorausge­
gangenen Höchstständen von 38000).

Im übrigen muß von hier aus eine Re­
lativierung der Hausse an der bundes­
deutschen Börse erfolgen; In dieser 
drückten sich auch die verstärkten Or­
ders aus dem Ausland, vor allem aus 
Japan aus. Gerade die Einbrüche in 
Femost veranlaßten institutionelle An­
leger zum Kauf deutscher Aktien, um 
die Verluste teilweise auszugleichen. 
Die rein-deutsche Reaktion auf die neu­
en Perspektiven im Ostgeschäft ist dem­
nach real verhaltener.

Nun haben die Leserinnen und Leser 
der „Gemeinsamen Beilage“ keine 
deutschen Aktien-Standardwerte und 

keine internationalen „blue Chips“ im 
Portefeuille; und es ist heutzutage, auch 
in meiner Organisation, nicht üblich, 
das zu tun, was Marx und Engels, unter 
Einsatz von viel Gehirnschmalz, taten, 
eben diese Börsenbewegungen zu unter­
suchen. Schließlich stimme ich denjeni­
gen Kritikerinnen und Kritikern zu, die 
mir entgegenhalten, solche Bewegun­
gen an den Börsen spiegelten unter­
schiedliche Entwicklungen wider und 
brächten auch ein gewisses „Eigenle­
ben“ der Spekulation zum Ausdruck. 
(1)

Dennoch haben die geschilderten 
Bewegungen auch etwas zu tun mit den 
tiefen Krisenerscheinungen und dem 
Auflösungsprozeß im RGW-Bereich im 
allgemeinen und mit dem deutschen 
Anschluß-Projekt im besonderen.

So wird derzeit in der japanischen 
Wirtschaftspresse offen diskutiert, daß 
das Anschluß-Projekt und die allgemein 
optimale Position des westdeutschen 
Imperialismus hinsichtlich der „neuen 
Ostmärkte“ in eine allgemeine Stär­
kung des westdeutschen Imperialismus 
münden würde, daß somit die Schlacht 
um die Weltmärkte heftiger werde; daß 
der entscheidende Gegner in Zukunft 
nicht mehr die USA, sondern „die EG“ 
und hier die in Europa alles beherr­
schende Macht, Deutschland (BRD mit 
angeschlossener DDR) sein würde. 
Diese Perspektiven beflügeln nicht ge­
rade die „Phantasie“ an den Börsen; 
zusammen mit anderen widrigen Um­
ständen (Rückgang der Profite seit Ende 
1989; einzelne Krisenerscheinungen; 
Verschärfung des Handelskriegs mit 
den USA, Yen-Verfall und eine seit 
Jahren anhaltende spekulative Welle 
mit der Folge allgemein überhöhter 
Kurse) trugen sie zu dem Kursverfall 
bei.

Die in diesem Zusammenhang disku­
tierte Frage ist, ob es in Zukunft zu ei­
ner „offenen Feldschlacht“ mit der EG/ 
BRD kommt oder zu einem Waffenstill­
stand (Aufteilung der Märkte, deutsch­
japanische joint ventures), möglicher­
weise gar einer neuen Achse Japan- 
Deutschland. Zunächst spricht vieles 
für eine allgemein verschärfte inner­
imperialistische Konkurrenz, für die 
„offene Feldschlacht“, zumal die han­
delsmäßige Verflechtung zwischen 
BRD und Japan gering ist und eine ka­
pitalmäßige Verflechtung so gut wie in­
existent ist. Andererseits gibt es auch 
Anzeichen dafür, daß es zumindest die 
Möglichkeit für eine Art deutsch-japa­
nischen „historischen Kompromiß“ 
gibt.

Für eine Option auf letzteres spricht 
aus japanischer Sicht die Erfahrung mit 
der US-amerikanischen Konkurrenz. 
Hier gelang es in dem entscheidenden 
Sektor, der Autoindustrie, einen Kom­
promiß dergestalt zu erzielen, daß japa­
nische Pkw erstens nicht mehr primär 
importiert werden, sondern in den USA 
selbst gebaut werden, und zweitens, 
daß ein Großteil dieser neuen Pkw-Pro­
duktionskapazitäten in Form von strate­
gischen Joint ventures zwischen japani­
schen (Toyota. Mazda. Toyo Kogyo. 
Honda. Nissan und Mitsubishi) und den 
traditionellen US-amerikanischen Auto­
konzernen entstanden (mit General Mo­
tors. Ford und Chrysler). Im Verhältnis 
zu Westdeutschland gibt es seit 1987 
ein erstes Joint-Venture-Projekt, das in 
eine ähnliche Richtung weist, das zwi­
schen Toyota und VW (zunächst zum 
Bau von Transportern).

Die Möglichkeit einer Art histori­
schen Kompromisses zwischen den 
Weltmarktkonkurrenten BRD und Ja­
pan wurde darüber hinaus gerade in den
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.■ölen "fegen von Herbert Kremp in der 
Weh am Sonntag“ (25.3.) in die De- 

-aHe geb rächt.
Uad schließlich weist in diese Rich- 

nag das hierzulande kaum diskutierte 
Bündnis, das das größte Konglomerat 
der Weit, die Mitsubishi Corp. (700 
Mni. DM Umsatz), mit dem größten 
BRD-Konzem, Daimler-Benz (70 Mrd. 
DM Umsatz), im März 1990 verkünde­
te. „Alle ehemaligen Kriegsgegner 
ijpass und Deutschlands werden hier­
auf mit extremer Nervosität reagieren“, 
<hneb hierzu Japans größte Zeitung 
femiuri Shimbun“. Tatsächlich kam 

es in den USA bereits zu heftigen 
Reaktionen, in denen die Vergangenheit 
Jes Mitsubishi-Konglomerats als des 
Tennos Waffenschmiede hervorge­
hoben und auf die Nazi-Tenno-Achse 
im Zweiten Weltkrieg hingewiesen 
wurde und davon die Rede ist, es drohe 
eine neue Aufteilung der Weltmärkte, 
die von einer neuen strategischen Achse 
Totao-Bonn/Berlin bestimmt sein könn­
te.

Aber das Projekt eines solchen Waf­
fenstillstands erscheint in der konkreten 
rauhen Wirklichkeit der Weltmarktkon- 
kurrenz sekundär; es handelt sich um 
•age Möglichkeiten. Aktuell hingegen 
ist: der deutsche Imperialismus gewinnt 
beachtlich an Gewicht. Es kommt zu 
einer wichtigen Verschiebung der inter­
nationalen Konkurrenzsituation: Wäh­
rend in den letzten eineinhalb Jahrzehn­
ten permanent der japanische Imperia­
lismus gegenüber den Konkurrenten 
USA und BRD (EG) aufholte, sieht sich 
dieser nun selbst mit wachsenden Kri­
sentendenzen und enormen handelspoli­
tischen Spannungen mit den USA kon­
frontiert, während gleichzeitig die ent­
scheidende Konkurrenz, die BRD, 
überraschend einen Sprung nach vom 
machen kann. Dies waren die grundle­
genden Analysen, die mit zu dem Ver­
fall der japanischen Börsenkurse seit 
Ende 1989 beitrugen.

Die widersprüchlichen Bewegungen 
an der deutschen Börse haben viel zu 
tun mit den widersprüchlichen Auswir­
kungen, die das Anschluß-Projekt auf 
die gesamte ökonomische und politische 
Landschaft haben kann.

Zunächst sind der allgemeine Kursan- 
stieg um die Jahreswende und die 
Sprünge nach oben nach der DDR- 
Wahl Ausdruck dessen, daß die deut­
sche Bourgeoisie — auch für die bür­

gerliche Klasse selbst höchst unerwartet 
— sich einem entscheidenden strategi­
schen Ziel sehr nahe sieht: der qualitati­
ven Ausweitung des Menschenmateri­
ais, das für die Mehrwertproduktion zur 
Verfügung steht, der Schaffung eines 
Großdeutschlands, das völlig unange­
fochten die Nummer 1 in Westeuropa 
und die Nummer 1 auf dem Weltmarkt 
sein wird, die Verbesserung der Aus­
gangsbedingungen, führend an dem ka­
pitalistischen Roll back in Osteuropa, 
einschließlich der Sowjetunion, betei­
ligt und Hauptprofiteur der entspre­
chenden ökonomischen und politischen 
Durchdringung zu sein. Daß dann die 
DDR-Menschen sich derart prononciert 
für ein eilig Vaterland und eine schnelle 
Mark & Währungsunion entschieden, 
daß es gelungen war, die „Blockflö­
ten“-Partei CDU, deren kompletter 
Kader jahrzehntelang die Honecker-Po­
litik mitgetragen hatte, in einen Trans­
missionsriemen für die Anschlußpolitik 
zu verwandeln, daß gleichzeitig mit der 
DSU eine ausschließlich vom Westen 
gesteuerte und weit rechts stehende Par­
tei auf Anhieb (ausbaufähige!) 6,5 Pro­
zent erringen konnte, daß einzelne Kon­
zerne (VW, Opel, Bosch, Siemens, 
Thyssen, Mannesmann usw.) bereits 
mehr oder weniger feste Vereinbarun­
gen über joint ventures (faktisch BRD- 
Töchter auf DDR-Boden) in der Tasche 
haben, daß schließlich in einer Kom­
mandoaktion es der Allianz-Versiche­
rungsgesellschaft gelungen war, kurz 
vor der Wahl und abgesegnet durch ei­
nen geheimgehaltenen Ministerbe­
schluß der Regierung Modrow (PDS/ 
CDU!) die DDR-Monopol-Versiche­
rungsgesellschaft faktisch zu überneh­
men (BRD-DDR . . . „eine Allianz fürs 
Leben“) ... all dies mußte natürlich 
die „Phantasie“ an den Märkten — vor 
allem bei den sog. „Ostwerten“ — be­
flügeln.

Spannender allerdings ist die Inter­
pretation der gleichzeitigen Erschei­
nung: eines durchaus uneinheitlichen 
Marktes, verstärkter Kursschwankun­
gen, eines „Abschmelzens“ erreichter 
Kursgewinne, und der angeführten Ein­
brüche auf dem Rentenmarkt. Verein­
facht gesagt hängt dies m.E. zusammen 
mit der Tatsache: das „einig Vater­
land“ kommt, von einem abstrakt-ob­
jektiven Standpunkt des Kapitals aus 
gesehen, zu schnell, zu teuer und ist 
enorm risikoreich.

Ideeller Gesamtkapitalist 
und die real existierende anarchische 

Konkurrenz der Einzelkapitalisten
Wir sind mit einem Widerspruch kon­
frontiert. Auf der einen Seite ist es die 
westdeutsche Bourgeoisie selbst, die 
den beschleunigten Anschluß betreibt, 
auf der anderen Seite entspricht die 
Form, wie dieser Anschluß nun droht 
realisiert zu werden, nicht ohne weite­
res den objektiven Interessen des Kapi­
tals. Auf jeden Fall sind mit dieser Ent­
wicklung enorme Risiken verbunden, 
die für niemanden im bürgerlichen La­
ger klar kalkulierbar sind. Ich komme 
darauf zurück.

Vorab aber einige Anmerkungen zum 
Begriff des sogenannten „objektiven In­
teresses“ des Kapitals. Zunächst einmal 
besteht die bürgerliche Klasse bekannt­
lich aus einer Vielzahl miteinander kon­
kurrierender Einzelkapitalisten; die 
Herausbildung eines „allgemeinen ob­
jektiven Gesamtinteresses“ ist von da­
her bereits einem ständigen Zerset­
zungsprozeß in Folge dieser unerbittli­
chen Konkurrenz ausgesetzt. Dies wird 
bereits durch den einfachen Tatbestand 
verdeutlicht, daß es im „objektiven“ 
Interesse der Gesamtheit der Kapitali­
sten liegen muß. daß die gesamtgesell­
schaftliche kaufkräftige Nachfrage — in 
ihrer Masse die Löhne und Gehälter — 
hoch genug ist, um den Absatz der pro­
duzierten Warenmenge zu ermöglichen, 
um den in diesen Waren steckende Wert 
und Mehrwert (Profit) realisieren zu 
können. Gleichzeitig hat jedoch jeder 
einzelne Kapitalist ein primäres Interes­
se daran, die Löhne und Gehälter im 
.eigenen" Betrieb so niedrig wie mög­

lich zu halten und damit optimale Pro- 
ntbedingungen zu haben.

Solch ein Widerspruch, wenn auch 
mit anderen Begründungslinien, ist im 
Augenblick auch in der Debatte um die 
Währungsunion erkennbar: Es müßte 
tm wohlverstandenen Interesse des Ka­
pitals sein, die Löhne und Gehälter in 
der DDR 1:1 umzustellen. Selbst dann 
wurde das DDR-Lohnniveau nach voll­
zogener Währungsunion um mindestens

30 Prozent unter westlichem Niveau — 
bezogen auf den Kauf westlicher Waren 
— liegen; der Lebensstandard wäre zu­
nächst aufgrund der noch subventio­
nierten Mieten und einiger Konsumgü­
terpreise auf dem Gebiet der DDR we­
niger abgesenkt, möglicherweise knapp 
unterhalb des Westniveaus. Er würde 
aber in dem Maß wieder sinken, wie die 
Subventionierung abgebaut wird. Wird 
eine solche Umstellung nicht 1:1 vorge­
nommen, kommt es also zu einer erheb­
lichen Kluft zwischen den Reallöhnen- 
DDR und denen in der BRD, dann 
droht ein erneutes Anschwellen der Ost- 
West-Wanderungsbewegung. Auch der 
Wegfell der Umsiedler-Bestimmungen 
würde daran wenig ändern. Es droht 
unter solchen Bedingungen aber auch 
ein Anwachsen von Protest und Wider­
stand.

Diese Position — Umstellung 1:1 — 
wurde auch vor und nach der Wahl von 
einzelnen „aufgeklärten“ Vertretern 
des Bürgertums oder von Repräsentan­
ten des bürgerlichen Lagers vertreten, 
vor allem seitens der CDU und SPD. 
Seit Ende März allerdings äußern sich 
Unternehmervertreter und FDP-POliti- 
ker vehement in die Richtung, ein Kurs 
1:1 komme bei der Umstellung von 
Löhnen, Gehältern und Renten nicht in 
Frage, nur ein bedeutend niedrigeres 
Lohnniveau in der DDR könne dort für 
ein „geeignetes Investitionsklima“ sor­
gen; gefordert werden Kurse von 1:2. 
was einer Halbierung der ohnehin no­
minell niedrigeren DDR-Einkommen 
gleichkäme und real einer solchen Hal­
bierung entspräche, wenn — was si­
cher, wenn auch gleitend, stattfindet — 
es bald zu einem Abbau der subventio­
nierten Preise kommt.

Nun wird in der traditionellen marxi­
stischen Theorie unterstrichen, daß es 
der bürgerliche Staat sei, der Ausdruck 
dieses objektiven Gesamtinteresses ist, 
der eine Art „ideellen Gesamtkapitali­
sten“ verkörpere. In der „Deutschen

Ideologie“ gehen Marx und Engels da­
von aus, daß die bürgerliche Klasse wie 
„jede nach der Herrschaft strebende 
Klasse ... sich zuerst die politische 
Macht“, den Staat, „erobern (mußte) 
..., um ihr Interesse als das Allgemei­
ne darzustellen.“ Die Herausbildung 
des bürgerlichen Nationalstaats verkör­
pert danach die Herausbildung dieses 
allgemeinen Interesses, das zumindest 
teilweise die zerstörerische Wirkungs­
weise der Einzelinteressen aufhebt.

Friedrich Engels schrieb im „Anti- 
Dühring“, daß „der moderne Staat . .. 
nur die Organisation (ist), welche sich 
die bürgerliche Gesellschaft gibt, um 
die allgemeinen äußeren Bedingungen 
der kapitalistischen Produktion auf­
rechtzuerhalten gegen Übergriffe, so­
wohl der Arbeiter wie der einzelnen 
Kapitalisten“. (2) Und es gibt viele Bei­
spiele aus der Wirtschaftsgeschichte des 
Kapitalismus, bei welchen es nur dieser 
Staat war, der das Prinzip des maxima­
len Profits in minimaler Zeit durchbre­
chen und auf diese Weise elementare 
Bedingungen für die kapitalistische Ak­
kumulation zur Verfügung stellen konn­
te (Eisenbahnbau bzw. die Verstaatli­
chung bankrotter privater Eisenbahnge­
sellschaften, in Deutschland ab 1871ff. 
die Arbeits(zeit)gesetzgebung u.a. in 
England, das Tätigwerden des Staats als 
Unternehmer zur Schaffung oder Stär­
kung von Schlüsselindustrien — VW- 
Werk in Fallersleben, Göring-(Stahl-) 
Werke in Salzgitter und Linz/Öster- 
reich.

Angewandt auf die Entwicklung 
BRD-DDR äußerte sich die dem Kapital 
und Nationalstaat innewohnende Ten­
denz, das allgemeine Interesse zum 
Ausdruck zu bringen, in den Konzeptio­
nen einer Konföderation BRD/DDR und 
einer allmählichen Rekapitalisierung 
der DDR bei gleichzeitigem optimalen 
Ausnutzen der Tatsache, daß diese 
DDR zugleich führend im RGW-Be­
reich ist. Hier hätte es die spannende 
Möglichkeit zu einem Balanceakt gege­
ben: einerseits einer allmählichen Re­
kapitalisierung der DDR und einer stu­
fenweisen Vereinigung zu einem impe­
rialistischen Großdeutschland; anderer­
seits die Aufrechterhaltung einer DDR- 
Eigenstaatlichkeit so lange als möglich 
und L deren Eingebundensein in den 
RGW — mit allen entsprechenden Mög­
lichkeiten, bestehende Geschäftsverbin­
dungen und Lieferverträge auszunutzen 
und neue hinzuzugewinnen.

Vor allem Präsident Silberlocke, Os­
kar Lafontaine und — nach seinem er­
sten nationalen Reinbrettem auch Willy 
Brandt — haben in Richtung einer sol­
chen rational betriebenen Politik der 
BRD-DDR-Vereinigung argumentiert 
(„nicht zusammenwuchem“). In die­
sem Zusammenhang sei auch auf Kriti­
ken der (bürgerlichen) „Europäer“ ver­
wiesen, die eine allmähliche Integration 
der DDR in den kapitalistischen Westen 
„eingebettet in den europäischen Eini­
gungsprozeß“ sehen wollten. Solche 
Positionen reichten bis hin zu dem Vor­
schlag, die DDR solle sich als Staat zu­

nächst der EG anschließen — mit ent­
sprechenden Übergangsregelungen; die 
DDR-Wirtschaft sollte erst im Rahmen 
der Herausbüdung eines allgemeinen 
Binnenmarkts voll an die allgemein vor­
herrschenden Marktbedingungen ange­
glichen werden; eine „deutsche Eini­
gung“ würde dann also erst im Rahmen 
einer europäischen Einigung stattfinden 
und insofern in ihrer wirtschaftlichen 
und politischen Brisanz relativiert wer­
den. All das waren und sind Argumen­
tationen, die durchaus im wesentlichen 
den „objektiven“ — zumal den lang­
fristigen — Interessen des deutschen 
Kapitals entsprechen.

Nun ist aber die Tendenz zur Heraus­
bildung eines solchen allgemeinen In­
teresses des Gesamtkapitals in der kapi­
talistischen Realität nur als eine Ten­
denz erkennbar — bei gleichzeitigem 
Wirken der bereits genannten Gegen­
tendenzen, den Versuchen, die Interes­
sen der Einzelkapitale durchzusetzen, 
und bei Existenz ausgesprochen wider­
sprüchlicher, komplexer Rückwirkun­
gen eines gewaltigen Überbaus auf die 
Basis, die Ökonomie.

Mit Beispielen: Karl Marx beschreibt 
in Band I des „Kapital“ sehr anschau­
lich den Heißhunger des Kapitals nach 
Mehrarbeit. Eine „Verlängerung des 
Arbeitstags über die Grenzen des natür­
lichen Tags in die Nacht hinein“ sei zu 
beobachten und stille „nur annähernd 
den Vampirdurst nach lebendigem Ar­
beitsblut. Arbeit während aller 24 Stun­
den des Tages anzueignen ist daher der 
immanente Trieb kapitalistischer Pro­
duktion.“ (3) Der Kapitalismus hat in 
dieser Periode das ihm zur Verfügung 
stehende „Menschenmaterial“ derart 
im kapitalistischen Produktionsprozeß 
— mit Männer-, Frauen- und Kinderar­
beit — verheizt, das „Arbeitsblut“ wie 
ein Vampir ausgesaugt, daß zeitweise 
sogar die einfache Reproduktion der 
Arbeiterklasse nicht mehr gewährleistet 
war. Die bei Marx im 8. Kapitel des 
„Kapital“, Band I, angeführten Berich­
te der Fabrikinspektoren bieten er­
schreckende Einblicke in diesen Raub­
bau. Diese Entwicklungsprozesse ent­
sprachen nicht den objektiven Interes­
sen des Gesamtkapitals, zumal wenn 
diese in einer mittleren und langfristi­
gen Perspektive zur Debatte stehen.

Zur Räson gebracht — und auf sein 
objektives Gesamtinteresse gestoßen — 
wurde das Kapital dann nicht durch ei­
nen wie immer organisierten ideellen 
Gesamtkapitalisten oder den bürgerli­
chen Nationalstaat. Die vielen Berichte 
der Fabrikinspektoren und viele formell 
erlassene Beschränkungen der Ausbeu­
tungszeit blieben lange Zeit Papier, 
weil der Staat nicht die Mittel bereit­
stellte, um eine Überwachung und die 
Realisierung dieser Bestimmungen zu 
erreichen. Eine reale, effektive Begren­
zung des Arbeitstags fand erst statt, als 
die Arbeiterklasse selbst sich organi­
sierte und Widerstand gegen die maxi­
male Ausbeutung leistete, mit dem 
Kampf um die gesetzliche Begrenzung 
des Arbeitstags („Zehnstunden-Bill“ in

England). Die so erreichte Begrenzung 
des Arbeitstags wirkte dann wiederum 
stimulierend auf die Geschäfte und er­
wies sich als günstig für die Position 
des britischen Kapitals auf dem Welt­
markt, weil nun die Kapitalistenklasse 
gezwungen wurde, die Produktivität 
vor allem durch den Einsatz von Ma­
schinerie zu steigern (Produktion von 
relativem Mehrwert). Sie erzielte auf 
diesem Weg den entscheidenden Pro­
duktivitätsvorsprung vor den anderen 
Nationalstaaten. Zugespitzt ließe sich 
also sagen: Nur indem sich die unmit­
telbaren Interessen der englischen Kapi­
talisten nicht durchsetzen konnten, nur 
indem der Klassengegner, die organi­
sierte Arbeiterklasse, den Heißhunger 
nach maximalem Arbeitstag begrenzte, 
konnte das mittel- und langfristig „ob­
jektive“ Interesse des Kapitals durchge­
setzt werden.

Die Geschichte der deutschen Bour­
geoisie weist Beispiele auf, in denen 
eher das Gegenteil eintrat: die unmittel­
baren und kurzsichtigen Kapitalinteres­
sen setzten sich durch oder wurden 
durchgesetzt. Dies stand oft in Wider­
spruch zu den objektiven, oftmals auch 
zu den vom aufgeklärten Bürgertum 
ausformulierten mittel- und langfristi­
gen Interessen des Bürgertums. Diese 
Orientierungen auf ein hohes Risiko 
(und einen potentiell hohen Gewinn) 
endeten bisher in Niederlagen und Si­
tuationen, bei denen das Kapital Jahr­
zehnte brauchte, um sich wieder die zu­
vor erreichten Weltmarktpositionen zu 
erobern. Dies trifft für die Entscheidun­
gen 1914 und 1939 zu, die Konkurrenz 
mit den sattsam bekannten anderen, 
kriegerischen Mitteln fortzusetzen. (In­
wieweit bereits die Entscheidung für 
den Faschismus, das Ja zum offenen 
Bürgerkrieg und zum terroristischen 
Kampf gegen die Arbeiterbewegung, in 
Widerspruch zu einem solchen objekti­
ven, langfristigen Interesse des Kapitals 
stand, mag diskutierbar sein. Eine Ant­
wort hierauf hängt allerdings in erster 
Linie von der Bewertung der Gefahr 
einer sozialistischen Revolution 1933ff 
ab).

Zurück zum aktuellen Projekt An­
schluß. Die Ende 1989 und zum Teil 
noch Anfang 1990 im bürgerlichen La­
ger vorgetragenen Konzeptionen für ei­
ne langsame Gangart, darunter das 
„Konföderation-Projekt“ und der von 
CDU-CSU-FDP-SPD unterstützte „10- 
Punkte-Plan“ Helmut Kohls sahen auf 
dem Papier interessant aus; die reale 
politische Dynamik überrollte jedoch 
all diese Planspiele. Dies hat teilweise 
mit objektiven Faktoren und subjekti­
ven Entwicklungen in der DDR selbst 
zu tun (Tiefe der Krise der DDR-Öko­
nomie — siehe mein Beitrag in der letz­
te „Beilage“; der „Kulturschock“ nach 
dem Fall der Mauer für Millionen Men­
schen und die damit verbundene Kon­
sumwut). Entscheidend ist jedoch hier 
auch der real existierende Zustand des 
bürgerlichen Lagers in Westdeutsch­
land selbst.

10.3.90: Demonstration gegen die Wiedervereinung in Köln. »Foto B. Maus .
*
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FDP-Vorsitzende Graf Lambsdorff. Ei­
ne allgemeine Reprivatisierung sei er­
forderlich; immerhin sei „Privateigen­
tum essentieller Bestandteil der Gesell­
schaftsordnung. Mit meiner Partei wird 
da nicht gewackelt.“ Lambsdorff ist al­
lerdings auch so weitsichtig, festzustel­
len: „Wir müssen sehen, daß auch un­
geklärte Eigentumsverhältnisse an 
Grund und Boden schwere Investitions­
hemmnisse sind.“ Was wiederum 
heißt, daß auch solche Reprivatisierun­
gen zack-zack erfolgen sollen oder ge­
nerell, wie es die IOB ins Auge faßt, 
durch die Bildung von Aktiengesell­
schaften die Möglichkeit gegeben wird, 
daß einzelne Aktienpakete an frühere 
Besitzer gehen, ohne die veränderten 
Grundstrukturen von Betrieben zu ge­
fährden, was im Fall einer kompletten 
Reprivatisierung, einem Zurück zum 
Status 1945, 1949, 1953 oder 1973 viel­
fach der Fall wäre. (6)

All diese Tendenzen, die in diesen 
Wochen im bürgerlichen Lager hoch­
kommen, mögen als „wenig hilfreich“ 
und „zur falschen Zeit geäußert“ cha­
rakterisiert werden — so Genscher und

die „FAZ“. Sie mögen auch grundsätz­
lich in Widerspruch zu den „objektiven 
Interessen“ des Bürgertums stehen, 
weil hier „überzogen“ wird, weil die­
ser Heißhunger, allein schon wenn er 
sichtbar wird und erst recht, wenn er 
realisiert werden sollte, eine beachtli­
che Zahl früherer „Partner“ in erbitter­
te bürgerliche Gegner verwandeln 
kann; weil beispielsweise ein fragiles 
Projekt wie „EG 92“ und der europäi­
sche „Binnenmarkt“ hierdurch ernst­
haft torpediert werden kann. Doch es 
handelt sich um reale und ernstzuneh­
mende Positionen im bürgerlichen La­
ger, die eindeutig wieder in den Vor­
dergrund rücken.

Man kann darin einen alten Grundzug 
dieses deutschen Großbürgertums er­
kennen: die Neigung der deutschen 
Bourgeoisie zu Abenteurertum, zu ei­
nem Vabanque-Spiel, zur Klassenpolitik 
des größtmöglichen Risikos.

Eine solche Politik betreibt die deut­
sche Bourgeoisie vor allem hinsichtlich 
des aktuell anstehenden Projekts einer 
„Wirtschafts-, Währungs- und Sozial­
union“.

Deutschland, teures Vaterland

Das bürgerliche Lager in Westdeutschland 
im ausgehenden 20. Jahrhundert

Grundsätzlich läßt sich heute sagen: 
Marxens Einschätzung, die Bourgeoisie 
verhalte sich nach dem Prinzip „Nach 
uns die Sintflut“, und Rosa Luxem­
burgs Konkretisierung, es gebe nur die 
Alternative „Sozialismus oder Barba­
rei“ treffen gerade heute für die Welt 
insgesamt zu. Dies mag paradox er­
scheinen angesichts des vielstimmig 
vorgetragenen Chors vom „Ende des 
Sozialismus“ und vom „endgültigen 
Sieg der Marktwirtschaft“, die derzeit 
auch kaum mehr als „sozial“ verbrämt 
daherschreitet. Es ist aber eine nicht be­
streitbare Wahrheit, wenn das weltpoli­
tische und -ökonomische Ensemble im 
Blick bleibt: Massenelend und Hunger­
tod in der Dritten Welt, die Schulden­
krise dort, die beschleunigt sich ent­
wickelnden Ökokatastrophen, die fort­
gesetzte Aufrüstung, beschleunigte 
Verschuldungsprozesse in den imperia­
listischen Staaten selbst, drohender 
Staatsbankrott nicht nur von Drittwelt­
ländern, sondern auch von National­
staaten wie Italien, Griechenland u.a., 
das neue Auftauchen und erneute An­
heizen von weltweitem Nationalismus, 
Rassismus, Antisemitismus, neue For­
men von Frauen- und Sklavenhandel, 
millionenfacher Kindesmißbrauch usw. 
usf.

Das bürgerliche Lager in West­
deutschland ist Teil dieses bürgerlichen 
Ensembles, das diesen Tango Infernal 
tanzt. Dieses bürgerliche Lager besteht 
ja nicht in erster Linie aus aufgeklärten 
oder abgeklärten bourgeoisien Vertre­
tern. Überhaupt ist zu fragen: Wo gibt 
es diese aufgeklärten Bürger ernsthaft, 
diejenigen also, die ebenso „aufge­
klärt“ handeln wie sie daherschwätzen 
— es war immerhin das SPD-Mitglied 
Reuter als Daimler-Boß, das den Um­
bau dieses Konzerns in ein Unterneh­
men, das primär seine Profite im Welt­
raum- und Rüstungssektor realisiert, 
betrieb. Und der smarte Herr Herrhau- 
sen von der Deutschen Bank hinterließ 
uns die Sätze: „Ich habe aus den drei 
Jahren (an der NS-Eliteschule, W.W.) 
keinen Schaden genommen, sondern im 
Gegenteil viel profitiert.“

Dabei wird das Gros dieser Klasse 
derzeit eher von knallharten Spethmän- 
nern und Nekker-Provokateuren reprä­
sentiert, die angesichts des neuerlichen 
Ostritts ganz offen einen Herr-im-Haus- 
Standpunkt und neokolonialistischen 
Stil an den Tag legen. Da fallen alle 
Hemmungen: Deutsche Einheit als 
planvolle Politik? In Wirklichkeit, so 
ein Leitartikel in der „FAZ“, handle es 
sich „um einen Zug, der immer mehr 
an Fahrt gewinnt. Bald wird dieser Zug 
so schnell fahren, daß vor dem Ziel­
bahnhof .Einheit' niemand mehr ab­
springen kann. Dann werden alle Hin­
dernisse nur ein Rütteln verursacht ha­
ben, bei dem niemandem mehr der Ge­
danke kam, die Notbremsen zu zie­
hen.“ Währungsunion mit der DDR? 
Der Wirtschaftswoche“-Leitartikler 
Wolfram Engels: „Die Ereignisse über­
rollen uns. Wir haben nicht mehr die

Zeit für ein ordentliches, stufenweises 
Vorgehen. Es geht nicht um eine Wäh­
rungsunion mit der DDR; es geht um 
die Erweiterung des Geltungsbereichs 
der Deutschen Mark ...“ (4)

In diesem Lager werden durch den 
Zusammenbruch des Honecker-Re­
gimes und die erklärte Kapitulation der 
Nachlaßverwalter (auch: der PDS-Mo- 
drow-Regierung; siehe deren Gesetze . 
zu Joint Ventures, zur Gewerbefreiheit 
und Modrows eigenen Deutschland- 
Plan) Kräfte gestärkt und gewinnen an 
relativem Gewicht, die von manchen in 
der Linken als „Ewig Gestrige“ abge­
schrieben und auf dem Müllhaufen der 
Geschichte gesehen wurden. Dies gilt 
insbesondere für die Vertriebenenver- 
bände. (5)

Das sogenannte „Rumgeeiere“ in der 
Frage der polnischen Westgrenze ist 
vor diesem Hintergrund kein Ausrut­
scher und keine Kohl’sche Tölpelei. In 
dieser Politik drücken sich reale gesell­
schaftliche Kräfte aus. Und diejenigen, 
die hier einen geordneten Rückzug ver­
langen und wohl auch nach einem voll­
zogenen Anschluß zu einer Garantie­
erklärung dieser Grenzen bereit sind, 
tun dies ausschließlich aus taktischen 
Gründen — um die augenblicklich ein­
bringbare Ernte, die DDR, auch wirk­
lich einzubringen, und Zeit zu haben, 
die damit zusammenhängenden Folgen 
zu verarbeiten und die entsprechenden 
Kosten aufzubringen. Früher oder spä­
ter wird das Thema der Grenzen von 
1937 erneut auf die Tagesordnung kom­
men — und umso früher, je glatter der 
Anschluß vonstatten geht.

Das gilt natürlich auch für die Frage 
der militärischen Bewaffnung. Hier war 
Stoltenbergs Vorstoß, wonach in einem 
wiedervereinigten Deutschland selbst­
verständlich Bundeswehr und Nato an 
die polnische Westgrenze vorrücken 
würden, ebenfalls Ausdruck realer Ziel­
setzungen eines großen Teils im bürger­
lichen Lager. Er hat nur zur Unzeit 
eben diese Zielsetzung ausgedrückt.

Wie sehr diese Herren Blut geleckt 
haben und nicht genug kriegen können, 
zeigt schließlich die Debatte um die 
Eigentumsformen in der DDR bzw. den 
dann angeschlossenen Gebieten der 
heutigen DDR. Da klagt eine „Interes­
sengemeinschaft der in der Ostzone ent­
eigneten Betriebe (IOB)“ bereits den 
Anspruch auf Rückgabe aller enteigne­
ten Betriebe und Vermögen in der DDR 
an. Bundesinnenminister Schäuble läßt 
klarstellen, der in der BRD bezahlte 
Lastenausgleich bedeute „nach dem 
Wortlaut des Gesetzes keine Ablösung 
von Eigentumsrechten, sondern einen 
Ausgleich für den Ausfall der Nut­
zung“. Entsprechend fordert er „die 
Enteignungen nicht anerkennen!“ und 
verkündet, es seien im Kohl-Kabinett 
längst entsprechende Arbeitsgruppen 
eingerichtet worden, die untersuchten, 
in welchen Fällen bei den Enteignungen 
von Grund und Boden und Betrieben ei­
ne Rückgabe an die alten Besitzer in 
Frage komme. Ähnlich äußerte sich der

Wie zäh ein Prozeß einer Rekapitali- 
sierung eines nichtprivatkapitalistischen 
Landes vonstatten gehen kann, wieviele 
Opfer er von der Bevölkerung verlangt, 
wie teuer er insgesamt die Gesellschaft 
kommt, wie unterschiedliche Stadien 
mit politisch und sozial labilen Verhält­
nissen er durchlaufen kann ... all dies 
zeigen in diesen Jahren die Beispiele 
Polen (mindestens seit dem Kriegsrecht 
vom Dezember 1981; es war das Jaru- 
zelski-Rakowski-Regime, das die Re­
privatisierungen im großen Stil möglich 
machte und den Beitrittsantrag zum 
IWF formulierte!), Jugoslawien und 
Ungarn. In Polen erleben wir einen 
wirtschaftlichen Verfall, der nun bereits 
über ein Jahrzehnt andauert; eine Aus­
powerung von Millionen Menschen auf 
ein Lebensniveau, das im mittleren Eu­
ropa nur regional zwischen den Welt­
kriegen und ansonsten um die Jahrhun­
dertwende anzutreffen war. In Ungarn 
wird nun, nach dem Sieg der bürgerli­
chen Parteien bei den Wahlen, derselbe 
Prozeß, der bereits Anfang der achtzi­
ger Jahre einsetzte, beschleunigt statt­
finden und „polnische Zustände“ 
schaffen. Die zersetzenden Kräfte der 
„Marktwirtschaft“ haben in Jugosla­
wien längst in Richtung auf einen Auf­
lösungsprozeß des Staates gewirkt, wo­
bei der Nationalismus blüht und das 
Bürgertum sich große Hoffnungen von 
einer „Balkanisierung“ — der Auflö­
sung Jugoslawiens in Teilstaaten — 
macht, die — zumindest hinsichtlich der 
wirtschaftlichen Durchdringung — neo­
koloniale Beute der kapitalistischen 
Nachbarstaaten werden.

Das für den Kapitalismus Vorteilhafte 
an diesen Zerfallsprozessen ist: Er muß 
hierfür nicht die volle Verantwortung 
übernehmen und profitiert doch hinrei­
chend von ihnen — letzteres vor allem 
vermittelt über die Verschuldung dieser 
Länder und über den beschleunigten 
ungleichen Tausch. (7) Es bleibt den 
dort „demokratisch“ etablierten Regie­
rungen überlassen, die vom IWF oder 
den Gläubigerländern und Gläubiger- 
Banken diktierten Wirtschaftsprogram­
me zu realisieren — und Zins- und an­
dere Zahlungen an die Profiteure in den 
kapitalistischen Metropolen abzufüh­
ren. Inwieweit in diesen Ländern jemals 
ein Niveau bei Infrastruktur und in der 
Produktivität erreicht wird, wie es bei­
spielsweise in Spanien inzwischen vor­
herrscht (zweifellos: mit gewaltigen 
Ungleichheiten zwischen einzelnen Re­
gionen), ist fraglich; die Schuldenkrise 
dürfte dies eher — wie im Fall der 
Drittwelt-„Schwellen“länder — ver­
hindern. Aber auch wenn diese Schul­
denkrise weniger ausgeprägt wäre, so 
sind sich doch alle einig, daß unter den 
herrschenden Weltmarktbedingungen 
nur ein Prozeß, der weit länger als ein 
Jahrzehnt dauern würde, eine entspre­
chende Entwicklung zuließe. Dies deckt 
sich im übrigen mit den Erfahrungen, 
die entsprechende Drittweltländer, die 
heute ernsthafte Weltmarktkonkurren­
ten sind, machten (z.B. Südkorea).

Im Fall des Projektes Anschluß der 
DDR an die BRD verhält es sich jedoch 
grundsätzlich anders. Die DDR soll in 
wenigen Monaten mit der BRD und via 
Währungsunion kurzgeschlossen — und 
entsprechend einer Schocktherapie aus­
gesetzt — werden. Auch wenn be­
stimmte Formen, die für teilweisen 
Ausgleich der Wirkungen einer solchen 
Union sorgen, geschaffen werden soll­

ten, so bleibt doch grundsätzlich: Mit 
einer Währungsunion werden die in 
DDR-Betrieben erstellten Waren mit 
den in der BRD erstellten Waren in di­
rekte Konkurrenz treten. Einen Puffer 
Währungskurs gibt es nicht mehr. Und 
die Forderung „In einer Währungs­
union müssen die Löhne . . . die Puffer­
funktion des Wechselkurses für eine 
Übergangszeit übernehmen“ ist unter 
den gegebenen Bedingungen der Frei­
zügigkeit nur ansatzweise zu realisie­
ren; und selbst wenn sie realisiert wird, 
so wird die Wirkung angesichts des vor­
handenen großen Produktivitätsunter­
schiedes nur eine bedingte sein. (8)

Wenn man den ideologiesierenden 
Systemvergleich wegläßt und einmal 
unterstellt, die finnische oder irische 
oder portugiesische oder auch die spani­
sche Ökonomie würden binnen kürze­
ster Frist völlig mit der bundesdeut­
schen gleichgeschaltet werden, der di­
rekten Konkurrenz — einschließlich der 
Aufhebung der Entfernungen und der 
daraus resultierenden Kosten — ausge­
setzt werden, dann ist auch einsichtig, 
was die Folge wäre: der weitgehende 
Konkurs eines großen Teils der noch 
existierenden Produktionseinheiten in 
diesen anderen früheren Nationalstaa­
ten. Dies ist bereits heute im Bereich 
der EG spürbar und wird Resultat des 
EG-Binnenmarktes, wenn dieser reali­
siert wird, sein. Es muß jedoch unter­
strichen werden — gerade um die dra­
matischen Folgen hinsichtlich des Pro­
jektes Anschluß hervorzuheben —, daß 
bis heute noch große Hemmnisse vor­
handen sind, die eine komplette Gleich­
schaltung der verschiedenen Ökono­
mien im EG-Europa nicht zulassen, 
wobei sprachliche und kulturelle Bar­
rieren ebenfalls eine Rolle spielen (vor 
allem im Bereich von Kleinproduzen­
ten, dem Handwerk, der Landwirt­
schaft usw).

Vor diesem Hintergrund sind die 
Feststellungen, die Währungsunion 
BRD-DDR („die Ausweitung des Gel­
tungsbereichs der D-Mark“) würde den 
Zusammenbruch von mindestens einem 
Drittel und bis zu zwei Dritteln des 
DDR-Produktionspotentials mit sich 
bringen und daraus würden zwischen 
zwei und fünf Millionen Arbeitslose re­
sultieren, durchaus ernstzunehmen. Sie 
werden auch von bürgerlichen Wissen­
schaftlern ebenso aufgestellt wie von 
Vertretern der radikalen Linken in der 
DDR. (9)

Nun ist die Vermutung richtig, daß 
das Bürgertum diese sozialen Kosten 
nicht jucken, daß es die zersetzende 
Wirkung, die hiervon auch auf die 
BRD-Gesellschaft ausgeht, billigend in 
Kauf nimmt.

Doch der Teil des Bürgertums, der 
professionell mit Kostenkalkulationen 
und darauf basierenden Profiterwartun­
gen zu tun hat, also die Spekulanten und 
Börsianer, stellt derzeit eine umfassen­
de Rechnung auf. Es gehe schließlich 
nicht allein darum, zwei Drittel der 
DDR-Betriebe plattzumachen und einen 
Teil zu übernehmen. Auch sei noch 
denkbar, daß in die herausgepickten — 
übernommenen Rosinen (Teile des 
Fahrzeugkombinats IFA durch VW und 
Opel und BMW; Robotron durch 
Bosch, woraus sich ein „Roboschtron“ 
ergeben würde, Zeiss-Jena durch Zeiss- 
Oberkochen usw. usf.) ausreichend Ka­
pital durch die westlichen Muttergesell­
schaften gepumpt würde, um in relativ

kurzer Zeit daraus profitable Töchter zu 
machen.

Doch was ist mit all den anderen Ke­
sten, über die man in den Fällen Un­
garn. Polen, Jugoslawien so leicht hin 
wegsehen kann, weil sie Sache anderer 
Nationalstaaten sind? Was ist mit den 
erforderlichen Kosten für das Verkehr­
netz? Wenn die bundesdeutschen pmu- 
ten Konzerne nun wahr machen, wofür 
sie bereits die Kapazitäten schaffen, uni 
die Zahl der DDR-Pkw binnen kürze 
ster Zeit von 4 auf 8 Millionen steigere 
(was immer noch unterhalb der KfZ 
Dichte der BRD wäre), dann müßte, 
wenn nicht der totale Kollaps stattfin 
den soll, binnen kürzester Frist zumin 
dest eine Verdopplung der Straßenkilo 
meter erreicht werden — und dies durch 
staatliche Investitionen. (10) Was mit 
den Kosten für die Herstellung eine­
ausreichenden Telekommunikationsnet 
zes? Was mit „Umweltreparaturko 
sten“ (und sei es nur die Stillegung des 
einen oder anderen Atomkraftwerks).’ 
Was mit den Kosten einer Sozialunion 
— Renten, Arbeitslosengeld/unterstüt- 
zungen? Was mit letzterem unter Bedin-
gungen, daß zumindest zeitweise eine 
relativ hohe Arbeitslosigkeit existiert, 
also entsprechend niedrig die Zahl der­
jenigen ist, die im aktiven Arbeitspro­
zeß stecken und gemolken werden kön­
nen für die entsprechenden Sozialkas 
sen? Was ist mit der Auslandsschuld 
der DDR von rund 20 Milliarden Dol­
lar? (Im Fall Polen ist diese Auslands­
schuld ein Plus für die BRD, weil hier­
über Mehrwert 'transferiert wird: im 
Fall des Anschluß-Projektes heißt dies 
schlicht, daß die Schulden der DDR zu 
Schulden des neuen Großdeutschland 
werden, und daß ab dem Tag des voll­
zogenen Anschlusses der Schulden­
dienst von dem neuen Großdeutschland 
übernommen werden muß — schließt 
man mal die galante Lösung eines 
vorausgegangenen DDR-Staats­
bankrotts, also in diesem Fall eines be­
trügerischen Bankrotts, aus). (11)

Diese Kostenposten des Anschlusses 
werden seit Februar 1990 fieberhaft in 
den einschlägig bekannten Kreisen 
durchgerechnet. Hieraus resultiert das 
neuerliche Rumgeeiere hinsichtlich des 
Termins einer Währungsunion (12) und 
hinsichtlich der Einschränkungen, wel­
che Sparguthaben in welcher Höhe denn 
nun 1:1 getauscht würden (und welche 
auf Null gebracht, enteignet werden).

Es ist in diesem Zusammenhang nicht 
entscheidend, wie hoch exakt diese 
„Nebenkosten“ des Projektes Anschluß 
liegen. Die gehandelten Zahlen begin­
nen bei vielen hunderten Milliarden 
Mark (mindestens 700) und enden bei 
einigen tausend Milliarden (2-3000 
Milliarden DM). Der Zeitraum, in wel­
chem diese Beträge fällig würden, er­
streckt sich in der Regel auf zehn Jahre 
und weniger. (13)

Nun läßt sich ein Bourgeois auch 
durch solche Zahlen nicht erschrecken. 
Zumal er eine überzeugende Antwort 
weiß auf die entscheidende Frage: Wer 
soll das bezahlen? Bezahlt werden soll 
all dieses I. von der DDR-Bevölke­
rung, 2. von der BRD-Bevölkerung und
3. vom Staat (durch Umschichtungen 
im Staatshaushalt und durch verstärkte 
Verschuldung).

Die einzig offene Frage ist: Wie sol­
len solche Beträge eingetrieben wer­
den? Welche Kräfteverhältnisse sind er­
forderlich, um solche Kosten des Pro­
jekts Anschlusses entsprechend abwäl­
zen zu können?

Beginnt man bei letzterem, dann kann 
klar gemacht werden, was auf die All­
gemeinheit der BRD-DDR-Bevölke- 
rung zukommt: Selbst wenn die Rü­
stungsausgaben halbiert werden sollten 
(von real 70 auf 35 Milliarden DM jähr­
lich), selbst wenn die jährliche zusätzli­
che Staatsschuld um 50 Prozent gestei­
gert werden sollte (von derzeit 30 auf 
45 Milliarden), dann erbrächte dies 
jährlich gerade 50 Milliarden oder in 
zehn Jahren 500 Milliarden. Man wird 
zustimmen, daß vor allem das erstere, 
ein derartiger radikaler Abbau der Rü­
stungsausgaben. kaum stattfinden wird 
(man sollte das für eine gewisse Zeit je­
doch nicht völlig ausschließen). In der 
Gesamtbilanz bleibt aber auch bei die­
sem „günstigsten“ Fall, daß auf die 
BRD-DDR-Bevölkerung mindestens 
nochmals ein solcher Betrag zukommt, 
der aus dieser gepreßt werden soll. Als 
Maßstab: Die vielzitierten „sozialen 
Grausamkeiten“, die die Kohl-Regie­
rung im Zeitraum 1982 bis 1989 der 
BRD-Bevölkerung angedeihen ließ, 
werden auf 150 Milliarden Mark bezif­
fert.

Es liegt auf der Hand, daß die Bour­
geoisie sich hier vor einer nationalen
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.Jgate sieht, ein solches Projekt ge- 
-•.■Aer der Bevölkerung durchzusei- 
7S. Dazu gehört neben Phantasie (z.B.
-nohung der Mehrwertsteuer mit dem 

Hswis aut die erforderliche Harmoni- 
■irung im EG-Bereich) vor allem eine 

;roße Durchsetzungskraft und die Ver- 
denmg des allgemeinen gesellschaft- 
;hen Kräfteverhältnisses zugunsten 
tes Bürgertums. Dafi zur Erreichung 
unes solchen veränderten Kräftever- 
duusses auch die sozialen und zerset­

zenden Folgen des Anschlusses einge- 
.tn werden sollen, liegt auf der Hand. 

Also: das Millionenheer von vier bis 
inf Millionen Erwerbslosen, das große

Heer von neuen Schwarzarbeitern 
(Wohnort im Gebiet der früheren DDR 
bzw. Familie dort und Schwarzarbeit 
im Westen, wenn bestimmte Beschrän­
kungen eine volle Freizügigkeit und 
Arbeitsaufnahme allüberall im arischen 
Ausbeutungsraum nicht zulassen soll­
ten); die Verstärkung, patriarckaiiscYier 
Strukturen vor allem durch die erneute 
umfassende ökonomische Abhängigkeit 
der Frauen im Gebiet der früheren 
DDR. indem in erster Linie die Frauen 
ihre Arbeitsplätze verlieren; allgemei­
ner Ausländerhaß und Ausländer-raus- 
Stimmung.

Schwarzseherei?
Oder: unsere Aufgaben

Wir hatten anläßlich eines kürzeren und 
euch verkürzten Beitrags von mir zum 
selben Thema (14) eine Diskussion in 
der SoZ-Redaktion, in der kritisiert 
wurde, es handle sich bei einer solchen 
FVrspektive um Schwarzmalerei, um 
die \ferbreitung einer „Apokalypse 
«»■“-Stimmung. Vor allem würde da­
bei unterschlagen, welche Möglichkei­
ten von Widerstandsaktionen es gegen 
eine solche Perspektive geben würde.

Zunächst einmal unterstreiche ich, 
daß wir gegenwärtig tatsächlich eine 
Rechtsentwicklung erleben, zumindest 
den Beginn einer Verschiebung der all­
gemeinen Kräfteverhältnisse nach 
rechts. In dieser Hinsicht sehe ich eher 
schwarz als rosa. Hier gab es sicherlich 
eine gewisse Veränderung in den letz­
ten Monaten; vor allem existierten bei 
einigen von uns, mich eingeschlossen, 
in den ersten Wochen des Umbruchs in 
der DDR (Oktober/November 1989) 
Hoffnungen auf eine entgegengesetzte 
Entwicklung. (15)

Insofern befindet sich die radikale 
(oder sozialistische oder kommunisti­
sche) Linke in einer defensiven Posi­
tion, und sie tut gut daran, sich dessen 
klar zu werden. Beispielsweise sind vor 
dem Hintergrund einer solchen grundle­
genden Einschätzung alle Hoffnungen 
auf die Herausbildung einer großen 
neuen linkssozialistischen Kraft, gar 
etwa um den Westritt einer PDS grup­
piert. äußerst problematisch, deren Er­
füllung unwahrscheinlich. Viel wahr­
scheinlicher erscheint mir, daß solche 
Kräfte wie DKP (beide Flügel) und PDS 
im Rahmen der allgemeinen Rechtsent­
wicklung den Prozeß einer fortgesetzten 
Sozialdemokratisierung erleben.

Richtig an den angeführten kritischen 
Anmerkungen ist — und hieraus leiten 
sich unsere Aufgaben ab:
1. Der beschriebene erforderliche An­
griff des Bürgertums auf den sozialen 
Besitzstand in der BRD und in der DDR 
wird Widerstand hervorrufen. Es han­
delt sich nicht um die Frage, ob das eine 
oder andere Prozent weniger Lohnzuge- 
ständnisse gemacht werden. Es handelt 
sich um einen umfassenden Angriff auf 
die Bevölkerung, einen Angriff, wie ihn 
beispielsweise die Thatcher-Regierung 
im letzten Jahrzehnt in Großbritannien 
durchsetzen konnte.
2. Widerstand gegen einen solchen An­
griff kann es entlang der entscheiden­
den Fronten geben:
• in Fragen der Reprivatisierung von 
Betrieben, Häusern und Boden auf dem 
Gebiet der DDR;
• in Fragen der Einschnitte in den er­
reichten sozialen Besitzstand (z.B. 
Wegfall der Subventionierung von Mie­
ren);
• im Fall der geplanten Streichung 
rortschrittlicher Bestimmungen in der 
Arbeitsgesetzgebung (Streichung oder 
Jnterhöhlung des neuen DDR-Gewerk- 
.haftsgesetzes; Streichung eines Ver­

bots der Aussperrung);
• im Fall der Förderung nach Volks- 
crtretem, die nicht aktiv im früheren 

Bespitzelungsapparat Stasi waren;
• im Fall des Angriffs auf die Frauen 
■massive Reduktion der Kinderkrippen-
aze; Massenerwerbslosigkeit vor al- 

im für Frauen, Streichung der Schul- 
feuung);
• und schließlich im Fall des Projekts, 
:n Anschluß auch formal auf dem Weg 
ä „Beitritts“ zur BRD entsprechend 
Aindgesetzartikel 23 durchzuziehen 
d eines möglichen Engagements für 
"e neue Erfassung.
In der BRD wird dieser Widerstand 

-an eine Möglichkeit haben, sich breit 
entwickeln, wenn die ersten konkre- 
' Projekte sich abzeichnen lassen, wie 

Bourgeoisie die Kosten des An- 
rsses auf die Bevölkerung abzuwäl- 

-adeukt.
!-nter den gegebenen Bedingungen

erscheint es mir weiterhin richtig, eine 
grundsätzliche Kritik an dem Projekt 
Anschluß zu üben, zu konkretisieren, 
was dieses Projekt in den einzelnen ge­
sellschaftlichen Teilbereichen jeweils 
bedeutet. Das heißt, die Hauptorientie­
rung muß diejenige auf ein „Nein zum 
Anschluß“ bleiben, wie es die radikale 
Linke in der BRD bisher tut, wie es 
VSP und BWK tun, wie es Vereinigte 
Linke und Nelken (beide DDR) in einer 
gemeinsamen Erklärung mit der VSP 
im DDR-Wahlkampf taten. (16)

Manche und mancher mag einwen­
den: eine solche „prinzipielle“ Haltung 
sei „abstrakt“, wir würden uns damit in 
eine Ecke stellen, wo eine konkrete, auf 
Massen wirksame Politik nicht mehr 
wirksam wäre.

Zum einen glaube ich nicht, daß dies 
so zutrifft. Aus dieser Ecke des prinzi­
piellen Neins heraus gibt es ausreichend 
Möglichkeiten, konkreten Widerstand, 
dann, wenn er sich abzeichnet, mit zu 
organisieren. Auf alle Fälle gibt es kei­
ne künstlichen Abkürzungen, um aus

hen müssen, daß dieser Anschluß voll­
zogen wird und wir binnen maximal 
zwei Jahren politisch in einem Groß­
deutschland arbeiten müssen (bei 
Existenz möglicher Übergangsrege­
lungen zwischen den verschiedenen 
Reichsgebieten). Das wäre wirklicher 
freiwillig vollzogener Isolationismus, 
auf eine solche Zusammenarbeit und 
Koordinierung zu verzichten, bis zum 
Tag „X plus 1“, dem Tag nach einem 
komplett vollzogenen Anschluß zu war­
ten.

Bei allem verhaltenen Pessimismus 
und trotz der Beschreibung der Gesamt­
lage als die einer Defensive glaube ich, 
daß es gerade in der DDR noch wichti­
ge Widerstandspotentiale gibt, die gute 
Ansätze für eine praktische gemeinsame 
Politik gegen den Anschluß und seine 
Folgen und Kosten aufweisen. Diese 
Potentiale wurden durch die Dampfwal­
ze des imperialistischen Angriffs (kom­
biniert mit der Aushöhlung des DDR- 
Regimes und deren Ökonomie) zeitwei­
lig ausgeschaltet und isoliert. Es er­
scheint zumindest vorstellbar, daß sie 
nach dem Abzug der Nebelbänke, die 
die DM-Exporteure dort gesetzt haben, 
und bei Auftauchen der beschriebenen 
konkreten sozialen Folgen und bei Ent­
hüllung all der Lügen, auf deren Basis 
der Wahlsieg eingefahren wurde, reak­
tiviert werden. Auf Seiten eines solchen 
Widerstands sollte auch eine sozialisti­
sche BRD-Linke zu finden sein und al­
les dazu beitragen, daß es zu einer 
Kombination eines Widerstands gegen 
den Anschluß und seine Kosten in BRD 
und DDR kommt.

Winfried Wolf, VSP

P.S.: Menschen mit einem über längere 
Zeit wohlgeordneten Bücherregal und/ 
oder Gehirn werden sich erinnern: Die 
Überschrift dieses Artikels ist bewußt 
identisch mit einem Buchtitel aus 1988. 
Damals wurde in zwei Bändchen im

Foto B. Maus

dieser Situation einer relativen Isolation 
herauszukommen — und ich halte In­
itiativen für einen Volksentscheid oder 
einen Bevölkerungsentscheid über die 
Frage der „Wiedervereinigung“ für ei­
ne solche in die Irre führende Abkür­
zung. (17)

Zum anderen bin ich überzeugt, daß 
sich diese Position einer relativen Isola­
tion im Fall des prinzipiellen Neins 
wandeln kann in eine offene Situation, 
bei der wir mit großer Glaubwürdigkeit 
einen beginnenden realen Widerstand 
aufgreifen und mit organisieren kön­
nen, weil wir von vornherein diese Po­
sition des Nein vertraten und klar mach­
ten, welche Folgen dieser Anschluß ha­
ben wird.

In diesem Rahmen wird es wichtig 
sein, daß die Demonstration gegen den 
Anschluß („Nie wieder Deutschland“) 
im Mai ein Erfolg wird und daß der für 
Pfingsten anvisierte Kongreß der Radi­
kalen Linken vor allem auch diesen ro­
ten Faden des Neins zu dem Anschluß 
aufweist.

Erheblich mehr Gehirnschmalz als 
bisher sollte allerdings investiert wer­
den hinsichtlich der Möglichkeiten, die 
Zusammenarbeit und Koordination so­
zialistischer Organisationen in der BRD 
und der DDR zu verwirklichen oder zu 
stärken — und ich meine hier Positio­
nen und Organisationen, die eine ver­
gleichbare grundsätzliche Kritik am 
Projekt Anschluß haben wie diejenigen, 
die diese ,,Beilage“ mittragen.

Denn dies ist kein Widerspruch (oder 
ein solcher, den das Leben uns vorgibt), 
einerseits strikt gegen den Anschluß zu 
sein, und andererseits eine solche Zu­
sammenarbeit zu suchen, zumal dann 
nicht, wenn wir fest davon ausgehen 
und nach Lage der Dinge davon ausge-

Verlag Olle und Wolter eine umfassen­
de Debatte über Perspektiven der kapi­
talistischen und nichtkapitalistischen 
Gesellschaften wiedergegeben, die Ru­
dolf Bahro, Peter v. Oertzen und Ernest 
Mandel geführt hatten. So kontrovers, 
spannend und vielschichtig diese Debat­
te war — wenn man sie heute liest: 
Keiner sah eine Entwicklung, wie sie 
derzeit abläuft, voraus. Insbesondere in 
Bezug auf die DDR und Osteuropa wur­
de die Auffassung vertreten, daß, wenn 
es zu einem Sturz der dort Herrschen­
den bürokratischen Regimes käme, dies 
mit einer antibürokratischen und anti­
kapitalistischen Massenbewegung ver­
bunden wäre.
Anmerkungen:
(1) Wir versuchten ausführlich, die gegenwär­
tigen Zusammenhänge zwischen materieller 
Produktion, Weltmarktentwicklung und der 
Spekulation (Börsenentwicklung) herauszuar­
beiten in: Ernest Mandel/Winfried Wolf, Cash, 
Crash & Crisis. Profitboom, Börsenkrach und 
Wirtschaftskrise, Hamburg, November 1989, 
Verlag Rasch und Röhring, 260 S./32.-
(2) Karl Marx/Friedrich Engels, Die Deutsche 
Ideologie, MEW 3, S. 34; Friedrich Engels, 
Anti-Dühring, MEW 20, S. 260.
(3) Karl Marx, Das Kapital, Band I, MEW 23, 
S. 271. Der darauffolgende Satz zeigt, daß 
Marx ein früher Analytiker der augenblicklich 
wieder aktuellen Tendenz der „Flexibilisie­
rung“ war: „Da dies aber physisch unmöglich, 
würden dieselben Arbeitskräfte Tag und Nacht 
fortwährend ausgesaugt, so bedarf es, zur 
Überwindung des physischen Hindernisses, der 
Abwechslung zwischen den bei 7hg und Nacht 
verspeisten Arbeitskräften, einer Abwechs­
lung, die verschiedene Methoden zuläßt, z.B. 
so geordnet sein kann, daß ein Teil des Arbeits­
personals eine Woche Tagdienst, Nachtdienst 
die andere Woche versieht usw.“
(4) Weiter unten im selben Artikel heißt es dann 
noch: „Das europäische Währungssystem ist de 
facto ein D-Mark-Block geworden.“ In:

..Wirtschaftswoche" vom 2.3.1990. Das 
vorausgegangene „FAZ“-Zitat ist einer Fe­
bruar-Ausgabe entnommen; Datum ver­
schlampt, so sorry.
(5) Im Nachhinein muß gegenüber Organisatio­
nen wie dem BWK und der Volksfront gesagt 
(teilweise auch: eingestanden) werden, daß es 
richtig war, diese Themen weiter zu verfolgen 
und auf die Gefahren hinzuweisen, die aus die­
ser revanchistischen Ecke drohen.

Der Bund der Vertriebenen fordert im übri­
gen durch seinen Generalsekretär Koschyk, daß 
im Fall einer formellen Anerkennung der pol­
nischen Westgrenze „für den verlorenen Besitz 
noch einmal hunderte Milliarden auf den 
Steuerzahler zukommen“. Diese müßten dann 
den Vertriebenenverbänden bezahlt werden. 
Ursprünglich in „Bild“ (wohl 28.2.); hier nach 
„FAZ“ vom 29.2.1990.
(6) Zitate nach: „Neues Deutschland“ zu IOB 
(16.2.90); Schäuble in: „FAZ" vom 
16.3.1990; Lambsdorff im „Handelsblatt“ vom 
21.3.1990.
(7) Die Autoindustrie ist hier beispielhaft: Ju­
goslawien sieht sich gezwungen, sein Pkw-Mo­
dell „Yugo“ nach den USA zu exportieren, um 
es dort gegen die Konkurrenz aus Japan und 
Südkorea, die bei wesentlich höherer Produk­
tivität ihre Pkw teilweise bereits in den USA 
selbst fertigen können auf den Markt mit aus­
gesprochenen Dumpingpreisen zu werfen.

Derzeit tragen sich Suzuki, General Motors 
und Daihatsu mit der Absicht, in Ungarn, Polen 
und der CSSR Produktionsstätten für Pkw zu 
errichten; VW beabsichtigt mit der Übernahme 
von Skoda ähnliches. Alle diese Produktionen 
sollen in erster Linie für den Export arbeiten.
(8) Nach: „Handelsblatt" vom 21.3.1990.
(9) „Eine Wirtschafts- und Währungsunion mit 
der BRD würde sofort zwei Drittel der DDR- 
Betriebe ruinieren und eine soziale Katastrophe 
heraufbeschwören.“ Thomas Klein, Vertreter 
der „Vereinigten Linken“, inzwischen Abge­
ordneter in der DDR-Volkskammer, nach; 
„Neues Deutschland“ vom 8.2.1990.
(10) Im übrigen stellt der Straßenverkehr eine 
Konkretisierung des Unfugs dar, den der An­
schluß aus Sicht der gesamtgesellschaftlichen 
Kosten darstellt. Während in diesen Jahren die 
„entwickeltsten“, also am höchsten motorisier­
ten imperialistischen Metropolen feststellen, 
daß die Städte unter der Pkw-Flut kollabieren, 
und einige von ihnen, beispielsweise in den 
USA (Sacramento, Diego, Los Angeles), aber 
auch Westeuropa (Stockholm, Bologna, Flo­
renz, Oslo), in großem Maßstab dazu überge­
hen, die Pkw weitgehend aus den Städten zu 
verbannen und grundsätzlich den Pkw-Verkehr 
einzuschränken, sollen nun in der DDR zu­
nächst einmal und gedrängt auf einen knappen 
Zeitraum von weniger als einem Jahr alle dies­
bezüglichen Fehler und Zerstörungen, die im 
Westen in vier Jahrzehnten im Verkehrssektor 
gemacht wurden, wiederholt werden. Parallel 
mit der Verdopplung der Kfz-Flotte, die im 
übrigen gerade den Todesstoß für noch vorhan­
dene alte städtische Strukturen bedeuten muß, 
wird es zum Niedergang des öffentlichen Ver­
kehrs und zu radikalen Einschnitten bei den ent­
sprechenden kommunalen Unternehmen und 
bei der Deutschen Reichsbahn kommen. Das 
dahinter stehende Prinzip ist bekannt; es lautet: 
Privatisierung der Profite (des Projekts An­
schluß — bei den Autokonzernen und der Bau­
industrie, die die Landschaft und Städte nieder­
walzen) und Vergesellschaftung der Kosten 
(des Projekts Anschluß, durch Abwälzung der 
Kosten für den Straßenbau und die Umweltzer­
störung auf die Gesellschaft der Steuerzahler 
und auf spätere Generationen).

Vgl. Winfried Wolf, Neues Denken oder 
Neues Tanken? DDR Verkehr 2000, (in Zu­
sammenarbeit Prof. Manfred Rochlitz, Hoch­
schule für Verkehr .Friedrich List', Dresden, 
unterstützt vom Umweltverband Ökolöwe, 
Leipzig), März 1990, Verlag isp, 170 Sei- 
ten/23.-
(11) Am 21.3.1990 vermeldete „Financial 
Times“: „Ein geheimes ostdeutsches Doku­
ment stellt fest, daß der jährlich von der DDR 
auf die Auslandsschulden zu leistende Schul­
dendienst höher liegt als die Hälfte der Einnah­
men aus dem Exportgeschäft mit den nichtkom­
munistischen Ländern.“ Diese Schuldendienst­
summe (Zins und Tilgungsleistungen auf die 
gesamte Auslandsschuld) habe 1989 bei 5,6 
Milliarden Mark gelegen. Im Jahr 1990 steige 
sie auf 7 Milliarden Mark. Die Zahl der Gläu­
bigerbanken belaufe sich auf 400. (Meines 
Wissens ist hierunter auch ein größerer Teil 
von japanischen Banken). Das britische Kapi­
talblatt resümiert: „Der Bericht ... unter­
streicht den wachsenden ökonomischen Druck, 
der von hier in Richtung auf eine Wiederver­
einigung mit Westdeutschland ausgeübt wird.“
(12) Auch hier gilt: Ein späterer Termin der 
Währungsunion wäre objektiv im Interesse des 
westdeutschen Bürgertums. Andererseits steht 
die BRD-Regierung hier im Obligo — auf der 
Basis des Versprechens eines frühen Termins 
einer Währungsunion und eines Umtauschs und 
einer Umstellung weitgehend 1:1 (ohne gravie­
rende Einschränkungen) hat sie die Wahlen 
gewonnen.

Und schließlich kommen im Mai — eventuell 
im Juni und dann zusammen mit denen zu den 
Ländern — neue Wahlen. Kommt es bei diesen 
Kommunal- und Länderwahlen zu allzu großen 
Einbrüchen bei den Parteien fürs eilig Vater­
land, dann wird die Legitimität des Anschluß- 
Projektes in Frage gestellt und verschärft sich 
der zu erwartende soziale Widerstand gegen die 
Kosten des Anschlusses. Interessant war, daß 
es wiederum Kohl war, der am 27.3. sich weit 
aus dem Fenster hängte und plötzlich verkünde­
te, der Tag der Währungsunion würde der 1. 
Juni sein (w«o es doch bisher immer hieß, einen

Termin zu nennen, wäre nicht möglich, da die­
ses den Spekulanten in die Hände arbeite).
(13) So errechnet das Institut der Deutschen 
Wirtschaft einen Betrag von 130 bis 220 Mil­
liarden Mark, die für Umwelt und Energie in 
der DDR an Investitionsbedarf anfallen würden 
(„Frankfurter Allgemeine Zeitung“ vom
20.3.1990) , im Wohnungssektor werden allge­
mein Zahlen von 200 bis 400 Milliarden Mark 
genannt, wobei es hier richtig heißt, daß diese 
Gelder auch „eigenerwirtschaftet“ werden 
könnten, sprich: bei den Mietern abgegriffen 
werden könnten, wenn die Mietpreissubventio­
nierung entfallt und wieder private Eigentums­
verhältnisse hergestellt sind („FAZ“ vom
1.3.1990) ; im Verkehrssektor werden Zahlen 
von 200 bis 300 Milliarden genannt (Straßen­
bau plus Reichsbahn); für das Fernmeldenetz 
sollen 30 bis 40 Milliarden DM reichen. (Für 
die Landwirtschaft werden äußerst verwirrende 
Zahlen genannt, daher lasse ich das hier außen 
vor. Aber auch wenn es richtig sein sollte, was 
m.W. seitens des BWK gesagt wird, daß die 
DDR-Landwirtschaft konkurrenzfähig mit dem 
Agrobusiness der EG wäre, dann bleibt sicher 
als Tätbestand stehen: der Maschinenpark der 
LPGs und der staatlichen landwirtschaftlichen 
Betriebe ist hoffnungslos überaltert. Da dieser 
Bereich wohl genossenschaftlich oder teilweise 
staatlich bleiben wird — auf absehbare Zeit 
kaum eine komplette Reprivatisierung stattfin­
den wird — und da eine Erneuerung dieses 
landwirtschaftlichen Maschinenparks kaum aus 
Eigenmitteln stattfinden kann, wären auch hier 
einige Dutzende Milliarden gesamtgesellschaft­
licher Investitionen nötig, wenn ein Ruin abge­
wendet werden soll. Schließlich werden für die 
„Sozialunion“ Beträge von 50 bis 150 Milliar­
den Mark genannt (Finanzierung der Arbeits­
losigkeit, der neuen Armut/Sozialhilfe, die be­
rüchtigte „Anschubfinanzierung“ für die Ren­
tenkassen usw.).

Bei der aus solchen Beträgen hochgerechne­
ten Gesamtsumme von „vielen hundert Milliar­
den Mark solcher .Anschluß-Nebenkosten“* 
handelt es sich also nicht um die Kosten für die 
Erneuerung des Produktionspotentials (Maschi­
nenbau) in der Industrie und im Dienstlei­
stungssektor (Computerisierung). In diesen Be­
reichen unterstellen wir, daß die weiter in 
Funktion befindlichen und dann überwiegend 
reprivatisierten Unternehmen diese Investitio­
nen aus eigener Kraft, durch die normale Aus­
beutung der Ware Arbeitskraft, aufbringen, 
und daß der Ausfall anderer Unternehmen — 
der plattgemachten — ersetzt wird durch vor­
handene und potentielle Überkapazitäten, wie 
sie in Westdeutschland bestehen.
(14) „Anschluß, Torschluß, Kopfschuß", in: 
SoZ Nr. 7/90, S. 3
(15) Ich habe in diesem Zusammenhang noch­
mals in Ruhe die „Thesen“ in der vorausgegan­
genen „Beilage“ gelesen (Nr.4, vom 
28.12.1989), die im übrigen Ende November/ 
Anfang Dezember verfaßt wurden. Und ich 
halte diese im großen und ganzen auch heute 
nicht für überholt. Zumal darin bereits steht: 
„Unter den gegebenen Bedingungen . . . ent­
wickelt sich ein Sog in Richtung Wiederver­
einigung. Ein solcher Staat ist nur denkbar in 
Form einer Übernahme der DDR durch die 
BRD“. Und zumaVdie darin formulierten Auf­
gaben (These XI) in erster Linie defensiver Art 
sind („Engagement gegen Revanchismus und 
Anschluß-Projekt“). Abgeleitet wurde diese 
damals bereits zurückhaltende und wenig opti­
mistische Perspektive aus der Einschätzung ei­
ner „tiefen und offenen Krise der DDR-Ökono­
mie“ einschließlich eines drohenden Kollapses.

Vor diesem Hintergrund möchte ich relativie­
rend nur anfügen: Unerwartet für mich war vor 
allem die Schwäche der dort beschriebenen 
demokratischen Bewegung und das Auftauchen 
dieser massiven rechten und rechlsextremen 
Strömungen (in Leipzig teilweise sogar als 
Massenbewegung zu bezeichnen).
(16) Siehe die Beilage zur SoZ Nr.7/90, ein 
Wahlkampf-Extra der VL, das in einer Auflage 
von 100000 Ex. in der DDR verbreitet wurde.
(17) Meine grundsätzliche Kritik an einer sol­
chen Position ist diejenige, daß bei bestimmten 
Fragen das Instrument eines Volksentscheids 
eine denkbar ungeeignete und wenig demokra­
tische Waffe ist. Die Beispiele Paragraf 218 
und Todesstrafe sind bekannt und werden als 
allgemein zutreffend anerkannt. Die Frage der 
„Wiedervereinigung“ ist eine vergleichbare, 
zumal bereits das Wort grundsätzlich abzuleh­
nen ist. Das Projekt lautet: Erweiterung des 
dem Imperialismus zur Ausbeutung zur Verfü­
gung stehenden Gebiets, kurz „Anschluß“.

In der VSP gibt es eine entsprechende Debat­
te zu diesem Thema und die bisherige Mehr­
heitsposition im ZK („Ja zu einem Bevölke­
rungsentscheid über die Wiedervereinigung“) 
ist inzwischen insofern relativiert, als eine ent­
sprechende Initiative eingebettet wurde in eine 
Reihe von Argumentationen und Forderungen, 
die in erster Linie auf eine Art Kampagne zu ei­
nem Nein zur „Wiedervereinigung“ hinauslau­
fen.

In der grundsätzlichen Frage — Bevölke­
rungsentscheid über dieses Thema — bleibt die 
genannte Kritik allerdings bestehen.

Im übrigen ist auch auf der bloßen taktischen 
Ebene zu befürchten, daß eine von besten Ab­
sichten vorgetragene Initiative für einen Bevöl­
kerungsentscheid, die eingebettet ist in Argu­
mentationen gegen den Anschluß, wie jetzt im 
Fall der VSP-Initiative, „ausgehebelt“ und 
überlagert wird durch Volksentscheids-Initiati­
ven, die letzten Endes auf eine Legitimation des 
Anschlusses hinauslaufen. Dies gilt beispiels­
weise für das Projekt der Grünen für einen sol­
chen Volksentscheid, das ja gleichzeitig inner­
parteilich die Absegnung des Sieges der Rech­
ten darstellt.
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Sozialistisch gegen einig Vaterland! 
Gesichtspunkte zur Weiterentwicklung der Debatte

Im folgenden möchte ich auf einige Pro­
bleme des Papiers „Entwicklung in 
Osteuropa. Gesichtspunkte zu Diskus­
sion und Arbeitsplanung“ eingehen, 
welches von der 10. o. Delegiertenkon­
ferenz des BWK am 3-/4. März 1990 
mit einer Gegenstimme und einer Ent­
haltung gebilligt wurde (siehe „Ergeb­
nisse und Materialien 1/90“ zu dieser 
Konferenz), und anschließend darüber- 
hinaus auf einige Fragen der bisherigen 
Debatte in der Linken.

Das von der Delegiertenkonferenz 
gebilligte Papier spricht von „realsozia­
listischen Gesellschaften im östlichen 
Europa“ und „in der dritten Welt“. 
Realsozialistisch ohne Anführungsstri­
che kann nichts anderes heißen, als real, 
also wirklich sozialistisch. Warum die 
Gewohnheit dieser falschen Bezeich­
nung annehmen? In diesen Ländern gab 
und gibt es keinen Sozialismus. Es ist 
richtig, daß in ihnen ein nichtkapitalisti­
scher Weg eingeschlagen wurde. Aber 
man kann sie auch nicht als Länder auf 
dem Weg zum Sozialismus beschrei­
ben, denn dazu würde sozialistische 
Demokratie, also wirkliche Herrschaft 
der Arbeiterinnen und Arbeiter zusam­
men mit allen Werktätigen gehören. Es 
ist kein guter Beitrag gegen die stärkste 
ideologische Macht des imperialisti­
schen Kapitals, nämlich die Diskredi­
tierung der sozialistischen Ideen und 
Perspektiven durch die Realität in den 
fälschlich „sozialistisch“ genannten 
Ländern (und nicht nur durch falsche 
Propaganda über die Verhältnisse in 
diesen Ländern!) durch solche falschen 
Bezeichnungen auch noch zu unterstüt­
zen!

„Die BRD betreibt den Anschluß der 
DDR“, heißt es richtig in dem Papier 
und qualifiziert das Vorhaben als „klas­
sische Zielsetzung eines Eroberungs­
krieges“. Ich fürchte, daß allzuviel ver­
baler Katastrophismus angesichts der 
tatsächlich sehr bedrohlichen Entwick­
lung politisch eher schaden wird. Die 
Kräfteverhältnisse in BRD, DDR und 
Welt würden ja einen Eroberungskrieg

durch die BRD nicht erlauben; das Pa­
pier spricht daher von allerlei Tricks, 
um durch „Destabilisierung“ der DDR 
die nötigen Vorwände zu schaffen, um 
gewaltsam intervenieren zu können. 
Wieder Katastrophismus! Die Destabi­
lisierungspolitik gegen die DDR hat ih­
ren größten Erfolg mit dem rechten 
Wahlsieg am 18. März schon gehabt — 
das Ziel war nicht, Vorwände zu schaf­
fen, um Gewalt anwenden zu können, 
sondern die Mehrheit der DDR-Bevöl­
kerung in die verzweifelte Illusion zu 
treiben, nur die D-Mark könne noch 
helfen. Jetzt, nach den Wahlen, ist das 
von der BWK-Konferenz gebilligte Ar­
gument auf jeden Fall Schnee von ge­
stern, was die DDR betrifft. Das BRD- 
Kapital braucht möglichst viel Stabili­
tät, Ruhe und Ordnung, und keineswegs 
Remmidemmi, Massendemonstratio­
nen, Streiks und dergleichen. Denn die­
ses „Chaos“ durch Bewegung von un­
ten würde dem Einmarschieren zwecks 
Ausbeutung nicht nützen, sondern scha­
den.

„... die Integration von realsoziali­
stischen Planwirtschaften wie der der 
DDR (würde oder könnte) keineswegs 
friedlich verlaufen. Es wird Gewalt ge­
ben.“ — tatsächlich ist es richtig und 
wichtig, auf das „gemeinsame Interesse 
der werktätigen Klassen an Abwehr die­
ser Aggression“ (die ihnen durch die 
Offensive des imperialistischen Kapi­
tals blüht und deren Beginn sie heute 
bereits handfest erleiden) zu setzen. 
Allerdings ist sehr zu hinterfragen, in­
wiefern es sich um „Planwirtschaften“ 
handelte und noch handelt. Jedenfalls 
waren es nicht „Planwirtschaften“ oh­
ne weitere Kennzeichnung. Sonst hätten 
sie sich nicht als so verwundbar erwie­
sen! Es handelte bzw. handelt sich eher 
um Fehlplanung als Planung, und dies 
in zweierlei Hinsicht:

1. Aufgrund der Inkompetenz, die 
durch autoritäre Entscheidungsfindung 
seitens einer Minderheit entsteht — 
ohne sozialistische Demokratie und 
weitestgehende Selbstverwaltung wo

immer es geht, ohne Einbeziehung brei­
ter Massen in die Entscheidungsprozes­
se ist die erforderliche Kompetenz für 
eine Planwirtschaft gar nicht entwickel­
bar.

2. Aufgrund der Motive, die zu den 
Entscheidungen führen, weil für diese 
Minderheit die Interessen der Masse der 
Werktätigen nur ganz indirekt etwas 
gelten, in dem Sinne, was man ihr zuge­
stehen muß, um weiter herrschen zu 
können — die eigentliche Motivation 
aber sind die Eigeninteressen der herr­
schenden Schicht.

Um sozialistisches Bewußtsein und 
sozialistische Perspektiven zu fördern 
und neu zu Glaubwürdigkeit zu verhel­
fen, ist es notwendig, sehr klar zu sa­
gen, was eine wirkliche sozialistische 
Planwirtschaft, demokratisch und für 
die Bedürfnisse wäre, und daß das 
„marxistisch-leninistische“ „Modell“ 
(ein riesiger Etikettenschwindel) nichts 
damit zu tun hat, sowenig wie Frosch­
laich mit Kaviar. Wenn wir auf die 
Selbstverteidigungsreflexe der Arbei­
terinnen und Arbeiter bauen, gegen die­
jenigen, die ihren Lebensstandard 
drücken und weiter drücken werden 
(Imperialismus, Kapital, IWF usw.), so 
werden wir zugleich auch lernen müs­
sen, eine glaubwürdige sozialistische 
Perspektive zu artikulieren, anknüpfend 
an ihren Bedürfnissen und deren Arti­
kulation: Ohne eine solche Perspektive 
drohen Niederlagen, falsche entsolida- 
risierende Auswege, Demoralisierung 
und dergleichen.

Eine Reihe von Argumenten in dem 
Text finde ich insgesamt in Ordnung (so 
zur Frage des Imperialismus usw.), 
vielleicht hier und da etwas zu hölzern. 
Was den Schluß betrifft, bin ich mir 
nicht ganz im klaren. Dort heißt es: 
„Wir wollen ausdrücklich feststellen, 
daß uns keinerlei Interesse der arbeiten­
den Klassen bekannt geworden ist, das 
eine Aufhebung der Nachkriegsgren­
zen, der Verträge von Jalta und Pots­
dam sinnvoll erscheinen läßt. Diese

Verträge sind eine völkerrechtliche 
Realität, die wir verteidigen sollten.“

Was soll diese Bürovorsteherrheto­
rik? „. . . uns nicht bekannt geworden 
. ...“ Vielleicht gibt es doch einen Ak­
tenordner oder ein Bücherbord mit der 
Bekanntmachung, daß die Arbeiterin­
nen und Arbeiter auf dem Wege ihrer 
Selbstbefreiung die Grenzen der Natio­
nalstaaten sprengen und das Absterben 
der Staaten überhaupt erreichen müs­
sen, um die Klassen und damit sich 
selbst als Klasse aufzuheben? Wäre es 
nicht richtiger einfach zu sagen: „Wir 
sind gegen jede Infragestellung der 
Nachkriegsgrenzen (oder der heutigen 
Grenzen), wir bekämpfen unnachgiebig 
jeden offenen oder versteckten Gebiets­
anspruch der Herrschenden in der 
BRD, wir sind daher für die Streichung 
der Präambel des Grundgesetzes, 
usw.“? Ich bin mir nicht sicher, ob die­
ses Hochhalten der Nachkriegsverträge 
zwischen den imperialistischen Sieger­
mächten und der Sowjetunion so sinn­
voll oder überhaupt fortschrittlich ist. 
Und steht in diesen Verträgen nicht 
auch etwas über eine zukünftige deut­
sche Einheit? Im Gegensatz zu früher 
lehne ich diese ab, so wie auch der 
BWK, sogar wenn die Losung „soziali­
stische deutsche Einheit“ lauten würde. 
Aber vor allem sehe ich die Nachkriegs­
ordnung nicht als günstigen Rahmen für 
Emanzipation, sondern als ein interna­
tionales Übereinkommen gegen die 
Emanzipation mit allen diesen die 
Köpfe vernebelnden Block- und Lager­
aspekten, vor deren Hintergrund die so­
zialen und Klassenfragen in den Hinter­
grund traten. Wie gesagt, große Beden­
ken und Diskussionsbedarf.

Mir scheint auch, daß unsere Sofort- 
forderungen — Verteidigung der staatli­
chen Souveränität der DDR usw. — nur 
einen sozialistischen Sinn machen, 
wenn sie mit Positionen der Klassenso­
lidarität über alle Grenzen hinweg und 
mit dem Ziel der Wahrung der Chance 
eines zum imperialistischen Kapitalis­

mus alternativen Entwicklungswege 
des betreffenden Landes verknüpf: 
sind. Denn wozu positiv sonst das Fest 
halten an der Souveränität? Wegen de< 
Einhaltens von Verträgen? Das wäre 
kein Argument gegen den Reflex .die- 
ber für gute DM ausgebeutet und 
Knecht als für schlechte Ost-Mark an 
der Nase herumgeführt und souverän“

Das Soziale ist das Reale gegenüber 
dem Nationalen, aber auch gegenüber 
dem Juristischen.

Im Endeffekt — in allerletzter Instanz 
der Analyse — beruht die ideologische 
Stärke der bürgerlichen Positionen und 
Demagogien aus der BRD in der DDR 
darauf, daß die Arbeiterinnen und Ar­
beiter heute (nicht mehr?) das Zutrauen 
haben, die Kombinate und die Volks­
wirtschaft insgesamt demokratisch zu 
leiten und auf diesem Wege Zug um 
Zug ihre und die gesellschaftlichen Be­
dürfnisse besser zu befriedigen und zu 
entwickeln. Im vorangegangenen Re­
gime wurden sie dazu nicht ermutigt, 
sie wurden vielmehr daran gehindert 
Darum denke ich, daß unsere Xferteidi- 
gungsargumentationen aus der Defensi­
ve heraus heute mit der Perspektive der 
Rekonstruktion oder neuen Herausbil­
dung dieses Zutrauens verbunden wer­
den müssen. Nicht nur sozialistische 
Bewußtseinsbildung steht und fallt mit 
diesem Zutrauen, auch die Verteidi­
gungskämpfe zugunsten eigener unmit­
telbarer Interessen brauchen letztlich 
die Perspektive einer solchen grund­
sätzlichen gesellschaftlichen Alternati­
ve. Diese von mir hier voigetragene 
Idee ist vielleicht sehr einfach und be­
antwortet noch wenig, aber ohne sie als 
Leitgedanken vor Augen zu haben, fin­
de ich, kommen leicht die Abwege ins 
Gestrüpp von Paragraphen und anderen 
Konstruktionen, die letztlich doch zu­
mindest auch uns klassenfremde Inter­
essen widerspiegeln, wie die der alliier­
ten Siegermächte von damals oder heute 
und dergleichen.

Manuel Kellner, VSP, 30.3.1990

Republikaner und Arbeiterschaft
Wer den Wandel der Parteienlandschaft 
der BRD in den letzten Jahren verfolgt 
hat, für den dürften die Wahlerfolge der 
Republikaner kein Rätsel sein. Die Ver­
klammerung verschiedener sozialer 
Schichten in den großen Volksparteien 
CDU/CSU und SPD hält nicht mehr. 
Die Parteienidentifikation der Wähler 
aller etablierter Parteien — das heißt die 
Identifikation eines Wählers mit dem 
gesamten Erscheinungsbild einer Partei 
— sank rapide ab: „Ein Rückgang der 
Parteiidentifikation läßt sich bei allen 
Parteien mit Ausnahme der Grünen 
beobachten.“ (FAZ vom 23.03.89) Die 
SPD sank von 39% in 1980 auf 31,6% 
1987 ab. Die Union schrumpfte von ei­
nem traditionell niedrigeren Ausgangs­
niveau von 34,7% 1976 auf 31,5% 
1987. Die FDP rutschte von 5,5% 
1976, 1983 auf 2,1% und 1987 auf 
1,8% (ebd.)

Wachsende Teile der Bevölkerung 
fühlen sich von den etablierten Parteien 
nicht mehr vertreten und wenden sich 
Gruppierungen am rechten oder linken 
Rand zu. Ob diese Wendung zur rech­
ten oder zur linken Seite vollzogen 
wird, ist nicht dem Zufall überlassen, 
sondern hängt ganz offensichtlich an 
der sozialen Lage des Wählers. Die 
Aufweichung der Volksparteien läßt die 
unterschiedliche soziale Lage der 
Staatsbürger wieder deutlicher hervor­
treten.

Wer die Analyse der Stimmenergeb­
nisse der Republikaner im letzten Jahr 
verfolgt hat, für den ist es kein Geheim­
nis, aus welchem sozialen Umfeld die 
Republikaner ihre Stimmen erhalten. 
Bei den Wahlen in Bayern und Baden- 
Württemberg fanden Bauern und Mit­
telstand in von der Modernisierung der 
Gesellschaft bedrohten Regionen in den 
Republikanern eine Alternative zur 
CDU/CSU. In allen anderen Wahlen 
und Regionen stellten sich die Republi­
kaner als eine Partei der Stadt dar, eine

Partei der städtischen Unterschichten, 
der unteren Schichten der Arbeiter­
schaft.

Entsprechende Ergebnisse hat die 
SPD im letzten Jahr in ihrer Studie zu 
den Republikanern vorgelegt: „Das 
weiteste Unterstützungspotential der 
Republikaner hat seine stärksten Aus­
prägungen von jeweils 18% bei den ein­
fachen Arbeitern und Facharbeitern 
sowie in der Gruppe der Selbstständi­
gen (14%). Aus diesen drei Gruppen 
rekrutiert sich auch der harte Kem der 
Republikaner-Anhänger.“ — „Auf je­
den Fall Republikaner wählen würden 
6% der einfachen Arbeiter, 5% der 
Facharbeiter sowie 4% der Selbststän­
digen.“ (S. 18) Das heißt, nahezu ein 
Fünftel der einfachen Arbeiter und 
ebenso nahezu ein Fünftel der Fach­
arbeiter — jeweils 18% — sympathisie­
ren mit den Republikanern.

Alles dies ist offensichtlich für jeden 
der es sehen will. Nicht so für den 
BWK, der in der letzten Beilage mit ei­
ner halsbrecherischen logischen Kon­
struktion hervorgetreten ist, mit der er 
beweisen will, daß letzlich alles ganz 
anders aussieht, als es erscheint. Maf, 
ulb und alk, die Erfinder dieser Kon­
struktion, gestehen zu, es gäbe für die 
obengenannte Einschätzung „gewisse 
Anhaltspunkte in der Wahlstatistik: Die 
Republikaner erreichten vor allem in 
den großen Städten beachtliche Stim- 
menprozeftte, sie erreichten sie dort 
wiederum in solchen Wohngegenden, 
die die Statistik mit dem Attribut unte­
rer Status versieht.“ Trotzdem halten 
sie diese Position für falsch.

Ihr Ausgangspunkt ist die Kritik an 
einer Auffassung, die sie bei SPD, DKP 
und MLPD ansiedeln: Die Wähler der 
Republikaner seien „politisch unbe­
stimmte Protestwähler“, ihr Protest sei 
also sowohl nach links, als auch nach 
rechts wendbar. Dagegen stellt der 
BWK die Behauptung: „Die REP-Par­

tei verfügt mehr als andere Parteien 
über eine feste Anhängerschaft.“ Wird 
der Gegensatz so gestellt, — Protest­
wähler oder feste Anhänger — bleibt 
die Frage, woraus sich die Anhänger­
schaft der Republikaner sozial rekru­
tiert, außen vor. Ein Nebeneffekt der 
BWK-Konstruktion ist also die Mög­
lichkeit, sich an einer Aussage zu die­
sem Problem vorbei zu manövrieren.

Der BWK trifft sein Urteil über die 
Republikaner-Anhängerschaft von einer 
merkwürdigen ideologischen Voraus­
setzung aus. „Das Wahlverhalten 
orientiert sich an aus sozialen Gegensät­
zen entwickelten Weltanschaungen eher 
als an momentanen Verärgerungen.“ 
Das Wahlverhalten orientiert sich also 
an Ideologien, nicht an den Interessen 
der Wähler. Entsprechend unverständ­
lich ist dem BWK die Natur des Protest­
wählers. Es kann ihn eigentlich gar 
nicht geben, da jeder Wähler der Logik 
einer Weltanschauung folgen müßte. 
Dem BWK ist daher der Protestwähler 
nur vorstellbar als einer, der Protest zur 
Weltanschauung erhoben hat. Der Pro­
testwähler protestiert nicht gegen die 
Vernachlässigung seiner Interessen, 
sondern wählt munter ,mal rechts', 
,mal links' aus bloßer Freude am Pro­
test.

Auf dieser festen ideologischen 
Grundlage entwickeln ulb, alk und maf 
eine geniale Methode, um sich die deut­
lichen „Anhaltspunkte in der Wahlsta­
tistik“ vom Leibe zu halten. Die 
Methode ist so genial, daß sie als Illu­
stration von Umberto Eco’s Typologie 
des Irrsinns dienen kann: „Der Dumme 
versucht seine These zu beweisen, er 
hat eine schräge Logik, aber er hat ei­
ne.“

Nun die schräge Logik: Bei den Kom­
munalwahlen in Baden-Württemberg 
bestand die Möglichkeit für die Wähler, 
Stimmen zu panaschieren, d.h. auf der 
von ihnen gewählten Parteiliste Kandi­

daten einer anderen Partei hinzuzu­
schreiben. Damit meint der BWK, ein 
Mittel zu haben, um Protestwähler zu 
entlarven: „Gäbe es ein Protestwähler- 
Reservoir, aus dem sich rechts und 
links bedienen können, wären beim 
Panaschieren im großen Umfang 
Rechts/Links-Überschneidungen zu 
erwarten.“ Selbstverständlich gelingt 
der Nachweis, daß dies nicht der Fall 
ist. Für Stuttgart, Freiburg, Mannheim 
und Karlsruhe können die Autoren 
nachweisen, daß es Stimmenüber­
schneidungen zwischen DKP, Grünen 
usw. und REPs, NPD usw. nur ganz 
marginal gibt. Auch der Stimmenaus­
tausch zwischen Rechtsparteien und den 
großen Volksparteien SPD und CDU/ 
CSU hält sich in einem sehr beschränk­
ten Rahmen.

Was beweist dies aber? Es beweist, 
daß ein Protestwähler seinen Interessen 
einen bestimmten politischen Ausdruck 
verleihen will. Ein Bauer, der jahrelang 
CDU gewählt hat und sich schließlich 
— weil er sich durch die EG-Agrarpoli- 
tik geschädigt fühlt — von dieser Partei 
abwendet und der Parteiliste der Repu­
blikaner seine Stimme gibt, schreibt auf 
diese Liste keine CDU-Kandidaten 
mehr hinzu. Ein Arbeiter, der jahrelang 
SPD gewählt hat und sich schließlich 
enttäuscht von dieser Partei abwendet, 
weil sie nichts dagegen unternimmt, 
daß Aus— und Übersiedler ins Land 
strömen, von denen er weiß, daß sie den 
Tariflohn ruinieren und die Mietpreise 
weiter hochtreiben, wählt Republika­
ner, ohne auf deren Liste SPD-Kandi­
daten beizuschreiben. Ebendies gilt für 
den Sozialhilfeempfänger, der moniert, 
daß Teile des staatlichen Sozialhilfe­
etats von Asylanten absorbiert werden. 
Nichts ist absurder als die Vorstellung, 
daß diese Wähler irgendeine Partei des 
linken Flügels wählen würden, die da­
für eintritt, daß die BRD ein Einwande­
rungsland bleibt, eine multikulturelle

Gesellschaft entsteht und die das kom­
munale Ausländerwahlrecht fordert. 
Warum sollten diese Wähler eine Partei 
wählen, die lediglich eine linke Weltan­
schauung zu bieten hat, aber nichts für 
die real existierenden Interessen der 
Arbeiterschaft übrig hat.

Trotzdem handelt es sich bei diesen 
Wählern um Protestwählern, denn sie 
wählen die Republikaner nicht, weil sie 
deren ideologische Auffassung teilen. 
Auch zu diesem Thema förderte die 
SPD-Studie interessante Ergebnisse zu 
Tage. Die Studie, vor allem unternom­
men, um die Motive der Republikaner­
anhänger, die ehemals SPD wählten, zu 
ergründen, stellt fest: „Kaum einer der 
von uns befragten ehemaligen SPD- 
Wähler hat eine geschlossene rechts­
extreme Weltanschaung, d.h. nicht fest­
zustellen war ein nationalsozialistisches 
Geschichtsbild (z.B. die .Ausschwitzlü­
ge', die Idealisierung des Führerstaates, 
militaristische Neigungen, vaterländi­
sche Ideologie sowie Blut- und Boden­
rassismus)“. Stattdessen verfügen die 
Wähler über ganz anders geartete welt­
anschauliche Begründungen: „Es berei­
tet diesen Wählern kaum Schwierigkei­
ten, ökologische, pazifistische und so­
zialstaatliche Politikinhalte mit auslän­
derfeindlichen Einstellungen zu ver­
knüpfen.“ (S. 23)

Oskar Lafontaine hat im Saarland die­
se Erkenntnisse in praktische Politik 
umgesetzt. Er hat den Republikanern 
die richtigen Themen streitig gemacht, 
indem er gegen die Begünstigung vor 
Aus- und Übersiedlem auftrat. Wäh­
rend in den Ruhrgebietsstädten — bei 
den NRW-Kommunalwahlen im letzter. 
Oktober — die Republikaner kräftig zu­
legten, gelang es Lafontaine, diese Par 
tei trotz einer vergleichbaren Sozial­
struktur auf 3.4% herabzudrücken. Für 
die Linke wäre es an der Zeit, daraus 
ihre Schlüsse zu ziehen.

Petra Bach (Kommunistische Presse:
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Zuschriften

„Zynismus oder Beckmesserei?“
Einige Gedanken zu “Stalin — ein Kind des Leninismus“ (Beilage Nr. 4 v. 28.12.89)

'Aw ist ja inzwischen einiges gewohnt, 
als sogenannter „Beitrag“ in der 

tkdage erscheint; aber es tut doch weh, 
.enn immer wieder längst tot geglaubte 

KÄimaren mal in diesem mal in jenem 
pseudowissenschaftlichen Gewand auf­
tuchen. Der Stalinismus, Konsequenz 
lies Leninismus, wie gehabt.

Gewöhnlich wird diese Vergewalti­
gung der historischen Wahrheit als Ar­
gument von Gegnern des Sozialismus/ 
Kommunismus gebraucht. Es muß aber 
Jtshalb nicht feilsch sein. Es ist aber 
falsch, wenn es der kritischen Überprü­
fung nicht standhält. Und da gibt es eine 
ganze Menge zu sagen, ja. man müßte 
ein Buch schreiben, um all das, was 
scheinbar so einleuchtend klug daher­
geschrieben wird als intellektuelle Spie­
gelfechterei zu entlarven. Zugegeben, 
die Pervertierung der Wahrheit, die 
durch den Stalinismus erfolgte Verball­
hornung des Marxismus, seine Ver­
wandlung in ein heuchlerisches Dogma, 
die teuflischen Prozeduren, die bei der 
stalinistischen „Wahrheitsfindung“ 
gängige Praxis waren, sind bestechend 
beschrieben. Aber mit dem gleichen 
blenderischen Stil wird mit der Wahr­
heit Schindluder getrieben. Die Mög­
lichkeit, daß der Autor des Artikels von 
der „Phänomenologie“ (Wissenschaft 
von den sich dialektisch entwickelnden 
Erscheinungen . . .) überfordert war, 
möchte ich doch nur als „ultima ratio“ 
in Erwägung ziehen.

Zu dem wirtschaftstheoretischen Teil 
will ich nicht Stellung nehmen. Dazu 
mögen sich kompetentere Kritiker 
äußern, wenn sie es für erforderlich hal­
ten. Das sollten sic eigentlich, wenn sie 
z.B. lesen, daß „die Wirtschaftspolitik 
der KPdSU (...) auf den Tauschwert 
und seine .Gesetze' als unfehlbare 
Wegbereiter einer Gebrauchswertpro­
duktion gesetzt haben“ (soll wohl 
heißen „hat“, boe) und zwar „ . . . aus 
allgemein philosophischen (Hervorhe­
bung von mir, boe) Abwägungen zu 
dem Problem, ob sozialistisches Wirt­
schaften überhaupt und grundsätzlich 
als Vollzug vorgegebener objektiver 
Gesetzmäßigkeiten aufzufassen sei.“

Mann oh Mann, „wissenschaftli­
cher“ geht’s nicht mehr. Der Autor 
(Signum ,,thk“BWK) beruft sich hof­
fentlich nicht auf den Marxismus, denn 
das wäre so etwas wie Denkmalschän­
dung. Was hier geboten wird, hat mit 
marxistischer Analyse nichts zu tun. Es 
ist die Erklärung der Geschichte vom 
Standpunkt idealistischer Geschichts­
schreibung und hat mit historischem 
Materialismus nichts gemein.

„Es ist eben nicht die Demokratie, an 
der es der Sowjetunion gefehlt hat. son­
dern an Kommunismus. Die Vorstel­
lung, Räte und selbstwirtschaftende 
Kommunen wären die Lösung des 
Problems, ist deshalb eine demokratie­
feindliche Mystifikation.“ Armer Karl, 
Deine Hoffnung auf eine Gesellschaft 
von in Räten organisierten, frei asso­
ziierten Produzenten kannst Du begra­
ben. Das sind Spinnereien, „demokra­
tieidealistische Mystifikation“. Nein, 
unser Autor hat da ein besseres Rezept. 

Wozu eine lange umständliche Periode 
sich entfaltender Massendemokratie, in 
der die Massen lernen, ihr gesellschaft­
liches Schicksal selbst zu meistem? 
Nein, besser ist doch, gleich einen 
Sprung in den Kommunismus zu ma­
chen. Oder hegt hier vielleicht ein Miß­
verständnis vor? Meint er vielleicht 
nicht „den ganzen Kommunismus auf 
einmal“ sondern da ein Stückchen und 
dort ein Stückchen, nach dem Motto: 
ein bißchen schwanger schadet nicht? 
Oder hat sich der Autor in seinen ge- 
schichtspilosophischen Höhenflügen 
verirrt?

Wenn wir uns schon in „höhere 
Sphären“ begeben, wollen wir hier 
doch einmal festhalten, wie sich das 
Problem „Demokratie“ aus der Sicht 
marxistischer ,.Geschichtsphilosophie'‘ 
darstellt. Die sich entfaltende, alle 
Bereiche des gesellschaftlichen Lebens 
umfassende Demokratie deren Entwick­
lung vom Absterben (nicht von der 
Abschaffung) des Staates und von einer 
zunehmenden sozialen (nicht individu­
ellen) Gleichheit der Bürger begleitet 
ist, verschwindet auf dem Höhepunkt 
ihrer Reife (hier ist „Madame Dialek­
tik“ am Werk), denn „Demo-Kratie“ 
= Volksherrschaft gibt es nicht mehr, 
weil es nichts mehr zu beherrschen 
gibt. Aus der Herrschaft über Men­
schen ist eine „Verwaltung von Sa­
chen“ geworden. Und diese mehr oder 
weniger lange Übergangszeit des Ler­
nens, Wachsens und Reifens hätte unser 
Zauberkünstler gern auf ein paar Jähr­
chen zusammengedrückt, um anstelle 
von mehr Demokratie, mehr Kommu­
nismus zu haben.

Verweilen wir noch einen Augen­
blick in den Sphären „höherer Politik“. 
Lenin hat also den „Geschichtsmoralis- 
mus“ in die Welt gebracht, und dabei 
hat er in vielen Fragen, von der Impe­
rialismustheorie bis hin zur Sexualität, 
an die Stelle wissenschaftlicher Kritik 
die Moral gesetzt. Soll man daraus 
schlußfolgern, daß richtige Politik sich 
jenseits der politischen Moral bewegt? 
Wie wäre es mit der Lektüre von Trotz­
kis “Ihre Moral und unsere,,? Im übri­
gen wäre es der Auseinandersetzung 
dienlicher, wenn Lenins Verfehlungen 
anhand von einigen Fakten belegt wä­
ren. Stattdessen wieder so ein kleiner 
Giftpfeil aus dem Dunkel dieses “hellen 
Kopfes,,. Die opportunistische Theore- 
tisierung Stalin’scher Praxis (“Ver­
schärfung des Klassenkampfes gerade 
bei zunehmenden Erfolgen des soziali­
stischen Wirtschaftsaufbaus,,) wird in 
indirekter Weise als Fluch der bösen 
Tat dargestellt: “Stalin hat zugleich die­
se Manier des Wahrheitsbeweises für 
seine Politik aus den entsprechenden 
vergoldeten Worten des toten Lenin 
sehr ernst genommen . . . „ Tja und 
dann hat Lenin „beim .Machen ‘(Her­
vorhebung von mir, boe) der Revolu­
tion (...) sich in seinem Aufbaupro­
gramm nicht vom Fetischismus einer 
geschichtlichen Tagesordnung abhängig 
gemacht.“ Mir scheint, mit dem Ter­
minus „Machen“ wird impliziert, daß 
Lenin seine Entscheidungen mehr oder

weniger willkürlich-sprunghaft getrof­
fen hätte. Natürlich haben Lenin und 
seine Genossen die Revolution „ge­
macht“. Aber nicht im voluntaristi­
schen Sinn von „makem“ (auch nicht 
im romantisch-idealistischen Sinn von 
Che Guevara), sondern sie haben als 
Revolutionäre gehandelt, d.h. sie haben 
die Revolution vorwärtsgetrieben durch 
optimale Ausschöpfung aller Möglich­
keiten, die sich aus den herrschenden 
Bedingungen und unter Berücksichti­
gung der Reife des subjektiven Faktors 
ergaben.

Sicherlich sind sie dabei auch Irrtü­
mern und Fehleinschätzungen erlegen, 
aber das ist ein anderes Thema. Wenn 
unter der stalinistischen Diktatur „Feh­
ler und Mißerfolge (...) als Abwei­
chung vom objektiv vorgezeichneten 
Erfolgsweg“ galten, dann kann man 
dies auch bei schlechtestem Willen 
nicht den Bolschewiki anlasten. Es ist 
einfach unseriös, wenn behauptet wird, 
das sei „aus diesem guten bolschewisti­
schen Geist heraus“ geschehen. Es ge­
hört eben nicht zur moralischen Kultur 
der Bolschewiki, „Parteifeinde“ zu 
„ächten“. Als Maßstab kann man hier 
getrost das Verhältnis der Bolschewiki 
zu Trotzki heranziehen, der als ehema­
liger Menschewik voll in die Partei inte­
griert war und auch hohe Wertschät­
zung genoß. Nein, die terroristische 
Praxis der Hexenjagd stammt aus dem 
Repertoire von dem MarxismusBol- 
schewismus absolut beziehungslos ge­
genüberstehenden bürokratischen Para­
siten, die nicht die Entwicklung der so­
zialistischen Demokratie, sondern die 
Verteidigung und den Ausbau ihrer Pri­
vilegien, und zwar mit den brutalsten, 
bis zum politischen Mord reichenden 
Mitteln im Sinne haben.

Es ist ein ziemlich dicker Hund, zu 
behaupten, es sei „der Fetisch“ und das 
„Credo“ des Bolschewismus seit sei­
nen Anfängen gewesen, „daß Kommu­
nisten sich selbst als Werkzeug im hi­
storischen Prozeß zu benutzen haben, 
um diesen voran zu treiben ...“ Marx 
hat die Hegel’sche Philosophie „vom 
Kopf auf die Beine“ gestellt. Unser 
Verfasser stellt die Wahrheit von den 
Beinen auf den Kopf. Man mag den 
Bolschewiki manches teils mehr teils 
weniger treffend zum Vorwurf machen, 
aber daß sie sich als Werkzeug des 
Hegelschen „Weltgeistes“ verstanden 
haben sollen, kann man ihnen nicht vor­
werfen, indem man ihnen Gehorsam 
gegenüber der „Göttin Geschichte“ un­
terstellt.

Der idealistische Charakter dieser 
Lenin-Kritik ist unverkennbar. Welche 
gesellschaftlichen Kräfte und Interessen 
im Konflikt unversöhnlich gegenüber­
standen (und noch stehen), ist dem Au­
tor anscheinend keine Untersuchung 
wert. Es sagt auch nicht explizit, daß 
das Anwachsen des Einflusses der stali­
nistischen Bürokratie mit der fortschrei­
tenden Eliminierung der alten bolsche­
wistischen Führer einherging. Die Ge­
schichte und ihr Ablauf sind letzten En­
des das Ergebnis eines Ringens zwi­
schen Guten (aber offensichtlich be­

schränkten) und Bösen (aber gewitzte­
ren), zwischen Intelligenten (aber un­
fähigen) und weniger Intelligenten 
(aber erfolgreichen), zwischen Schlau­
en und weniger Schlauen usw. usf.

Typisch für diesen Kritiker scheint 
mir zu sein, daß er den zentralen wirt­
schaftspolitischen Streitpunkt zwischen 
der Stalinreaktion und der „Linken 
Opposition“ unerwähnt läßt, bei dem es 
entsprechend den Forderungen der Lin­
ken Opposition darum ging, beim Auf­
bau der Schwerindustrie im besonderen 
und beim industriellen Aufbau im allge­
meinen ein optimales Tempo einzu­
schlagen, d.h. unter Berücksichtigung 
aller Faktoren, insbesondere des 
menschlichen, während die Stalin-Frak­
tion nach jahrelangem Zögern eine 
maximale Forcierung des Tempos an­
schlug ohne Rücksicht auf die unnöti­
gen großen Opfer und auf das bittere 
menschliche Leid, das damit verbunden 
war. Bei „thk“ liest sich das so, daß „ 
. . . lauter gute Leninisten, die genau so 
wie Stalin (Hervorhebung von mir, boe) 
nach der einzig korrekten Antwort auf 
die historische Auftragslage suchten

Zur Auseinandersetzung über den Arti­
kel von maf (BWK) „Probleme des 
Klassenkampfes — Antworten der Stali­
nisten“ in Beilage 2/89: Ich danke dem 
Genossen thk (BWK) für seine ausführ­
liche Untersuchung „Stalin — ein Kind 
des Leninismus“ in Beilage 4/89. Ich 
empfand den Beitrag von maf als falsch 
und nicht weiterführend bei den 
schwierigen Aufgaben, die sich der re­
volutionären Linken in der BRD derzeit 
stellen. Unerträglich empfand ich Mel­
dungen in den Politischen Berichten 
kurz vor dem Sturz Ceaucescus, die nur 
die Tatsache, daß Rumänien seine 
Westverschuldung abgebaut habe, fest­
hielten, nicht aber, auf wessen Kosten 
— auf Kosten einer erzwungenen Ver­
armung der rumänischen Arbeiter und 
des Volkes, verbunden mit umfassender 
Bespitzelung und Sippenherrschaft, und 
einer verfehlten, wahrscheinlich als 
„stalinistisch“ im Sinne des Aufsatzes 
von thk zu kennzeichnenden Wirt­
schaftspolitik.

Der methodische Fehler ist wohl der, 
äußere Unabhängigkeit, also Zurück­
zahlung der Schulden, in diesem Fall 
mit antiimperialitischer Politik über­
haupt gleichzusetzen. Rein ökonomisch 
von dem Standpunkt aus, daß wir gegen 
Expansion und Stärkung des westdeut­
schen Imperialismus sind, erscheint das 
richtig. Längerfristig gesehen ist es das 
nicht. Man kann auch so argumentie­
ren: Ceaucescus Politik besonders in 
den letzten Jahren hat die Interessen der 
Lohnabhängigen und Bauern in Rumä­
nien schwer verletzt, und seine Wirt­
schaftspolitik hat so verheerende Fol­
gen, daß jetzt dieses Land „westlicher 
Hilfe“ umso mehr ausgeliefert ist. Und 
sie hat auch dem Ziel des Sozialismus 
schwer geschadet.

In der aktuellen Situation, in der die 
realsozialistischen Gesellschaften zu­
sammenbrechen aufgrund von imperia­
listischer Expansion, Weltmarktgesetz­
mäßigkeiten und der damit verbunde­
nen revanchistischen Politik, führend 
von den westdeutschen Imprialisten in

Wenn es anginge, die Wirtschaftspo­
litik der Stalin-Fraktion auf die Intentio­
nen der Bolschewiki zurückzuführen, 
dann wäre es auch statthaft, die Politik 
des Herrn Hans-Jochen Vogel in direk­
ter Linie von den Lehren eines Karl 
Marx abzuleiten.

Die vulgärmarxistische Vorstellung 
einer Naturgesetzlichkeit der geschicht­
lichen Entwicklung „einfach auf Grund 
der durch die Geschichte verbürgten 
Fälligkeit des Übergangs zum Sozialis­
mus“, spiegelt sehr wohl Stalin’s un­
dialektisches mechanistisches Denken 
wider. Wo gibt es in Lenin’s Schriften 
eine solche Automatik? Hat er nicht mit 
großer Sorge darauf hingewiesen, daß 
nach dem Ausbleiben der proletarischen 
Revolution in Europa und vor allem in 
Deutschland eine lange, eine sehr lange 
und sehr schwierige Etappe des Über­
gangs zum Sozialismus zu durchschrei­
ten sei, wobei er es sogar offen ließ, wie 
dieser zu erwartende schwere Kampf 
ausgehen werde. Ist das nicht das ge­
naue Gegenteil von Stalin’s „Sozialis­
mus in einem Lande“?

Willy Boepple, 26.1.1990

Leserbrief
der EG betrieben, also von außen, aber 
eben auch aufgrund von inneren Struk­
turen, die ihre historischen Wurzeln 
m.E. im Leninismus, weit mehr noch 
aber in Ökonomie und Politik in der 
Zeit Stalins haben, können wir hier nur 
im Kampf gegen Revanchismus, Impe­
rialismus und die wirklich wieder stark 
in unserer Gesellschaft herrschende 
Ideologie, Sozialismus sei nicht mach­
bar, vorankommen, wenn wir uns auch 
beteiligen an der Debatte, die derzeit in 
der revolutionären Linken läuft und 
dringend ansteht: was verstehen wir ei­
gentlich heute unter Sozialismus /Kom­
munismus? Was wollen wir? Dazu gibt 
es im BWK wirklich nützliche Ansätze 
(Regionalwirtschaft, Stärkung der 
Kommunen, etc.). Nur haben wir, und 
deshalb ist dies kein persönlicher Vor­
wurf an einzelne Genossinnen und Ge­
nossen, wie alle gegenwärtig bestehen­
den linken Organisationen mit unserer 
eigenen Vergangenheit gerade auch in 
Fragen Stalinismus etc. eine wirklich 
schlechte „Tradition“: Im KBW über­
nahmen wir die Theorie des Sozialim­
perialismus von der KP China, die kei­
ne Analyse der realsozialistischen Ge­
sellschaften enthielt. Eine wirkliche 
gründliche Debatte und Analyse der 
Entwicklung der UdSSR hat es auch im 
BWK insgesamt nie gegeben, es waren 
immer nur wenige Genossinnen und 
Genossen, die sich damit befaßt haben. 
Wir haben unseren Schwerpunkt, zu­
recht, wie ich meine, und aus den Er­
fahrungen im KBW, auf die Kritik des 
westdeutschen Imperialismus gelegt. 
Das darf aber nicht dazu führen, daß 
wir uns aus Nichtwissen oder falscher 
„Agententheorie“ (kurz: wer Stalin kri­
tisiert, dient dem deutschen Imperialis­
mus) apologetisch zu einer Abkehr so­
zialistischer Prinzipien unter Stalin und 
bis heute in den realsozialistischen Län­
dern verhalten. Das führt uns und die 
Linke hier nicht weiter, eben auch nicht 
weiter im Kampf gegen Großdeutsch­
land und alles, was damit verbunden ist.

Isc, BWK
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Aufruf für eine Demonstration am 12. Mai 1990 in Frankfurt

Nie wieder Deutschland!
Demonstration gegen deutschen Nationalismus, gegen die Kolonialisierung Osteuropas 

und gegen die Annexion der DDR

beitreten, wer aber austreten will, be­
kommt es mit der Bundeswehr zu tun 
(Art. 87a). Sie nennen es Freiheit und 
verfolgen die alten nationalistischen und 
expansionistischen Ziele des Deutschen 
Reiches.

Nationale Selbstbestimmung kann nur 
eine Waffe der kolonisierten und in Ab­
hängigkeit gehaltenen Völker gegen ihre 
Unterdrücker sein. Weder die BRD noch 
die DDR sind kolonisierte Länder. Ein 
durch Selbstbestimmung der Deutschen zu 
realisierendes Recht auf Vorherrschaft, 
ein Recht auf Imperialismus, kann es nicht 
geben, selbst wenn sich Mehrheiten in 
Umfragen für eine deutsche Einheit aus­
sprechen. Dem stehen nämlich die Rechte 
der anderen Länder auf Sicherheit, Frie­
den und eigenständige Entwicklung entge­
gen.

Welche Selbstbestimmung bringt die 
Wiedervereinigung den Menschen in der 
DDR? Es ist die Selbstbestimmung zu 
Erwerbslosigkeit, Armut und weiterer 
Umweltzerstörung. Vor allem die Frauen 
der DDR werden die Verliererinnen sein. 
Sie sind die ersten, denen gekündigt wird 
und die nicht mehr eingestellt werden. 
Wie in der BRD werden sie mit verschärf­
ter Flexibilisierung und Billiglohnpolitik 
konfrontiert werden, durch unbezahlte 
Arbeit sollen sie die sozialen Kürzungen 
wettmachen. Gleichzeitig formieren sich 
konservative und neofaschistische Organi­
sationen in der DDR zum Angriff auf ab­
treibende Frauen. Ihr Ziel ist es, Frauen 
auf ihre „natürliche Bestimmung“ zu­
rückzuweisen und sie zu Objekten ihrer 
aggressiven Bevölkerungspolitik zu ma­
chen.

Daß das Versprechen auf Selbstbestim­
mung eine Lüge ist, zeigt sich schon dar­
an, welche Politik der DDR Tag für Tag 
diktiert wird:
— Die meisten DDR-Parteien werden zu 
Abziehbildern der BRD-Parteien umge­
modelt. Der Westen exportiert seine Pro­
gramme, Redner und Ehrenvorsitzenden;
— Wiedervereinigung bedeutet den 
Zwangseintritt der DDR in das Militär­
bündnis NATO;
— anstatt zur Zahlung eines Reparations­
ausgleichs die DDR wirtschaftlich voran­
zubringen, wird sie destabilisiert, um der 
Bevölkerung den Anschluß als einzig er­
folgversprechenden Weg anzudienen;
— selbst die DGB-Führung bekämpft das 
DDR-Gewerkschaftsgesetz mit weitge­
henden politischen Rechten und eine So­
zialcharta.

Was das Kapital stört, behindert die 
Wiedervereinigung, und was die Wieder­
vereinigung stört, behindert die nationale 
Selbstbestimmung.

Gegen den neuen Nationalismus!
Nicht allen RGW-Staaten gilt die gleiche

„Fürsorge“, wie sie gegenüber der DDR 
zur Schau gestellt wird. Polen und ande­
ren droht eine der Dritten Welt vergleich­
bare Situation. Sie sollen „Hinterhof“ der 
reichen westeuropäischen Staaten werden.

Der DDR winkt eine andere Entwick­
lung, weil sie „deutsch“ ist — aber nur, 
wenn sie „gesamtdeutsch“ werden will. 
Ein vereinigtes Deutschland wird die öko­
nomische Hegemonie über West- und Ost­
europa besitzen und die politische Füh­
rung behaupten. Imperialistischer Grö­
ßen- und Eroberungswahn und eine auch 
militärische Dynamik könnten die Folge 
sein.

Außen- und innenpolitisch will der Na­
tionalismus aus dem Schatten Hitlers her­
austreten und die „Gnade der späten Ge­
burt“ zur neuen Doktrin erheben. Bisher 
geriet es noch jedesmal zum Skandal, 
wenn die Rechten und Rechtsradikalen — 
in der Historikerdebatte 1986 oder bei der 
Ehrung von SS-Gräbern in Bitburg 1985
— versuchten, Auschwitz zu relativieren 
und vergessen zu machen. Heute droht die 
Schlußstrichmentalität zum neuen nationa­
len Konsens zu werden. Es ist heute wie­
der oder immer noch möglich,
— am Jahrestag der Reichspogromnacht 
(wie am 9. November 1989 im Deutschen 
Bundestag geschehen) parteiübergreifend 
die Nationalhymne anzustimmen,
— Menschen jüdischer Herkunft oder lin­
ke Politikerinnen zu Nichtdeutschen zu 
deklarieren,
— ehemaligen KZ-Häftlingen das Recht 
abzusprechen, sich zur Wiedervereini­
gung zu äußern, wie es sich Rudolf Aug­
stein gegenüber Elie Wiesel anmaßte,
— den Menschen aus Israel deutlich zu 
machen, daß die deutsche Schuld durch 
finanzielle Leistungen beglichen sei.

Bereits heute gehören gewaltsame 
Übergriffe und rassistische Diskriminie­
rungen gegen Nichtdeutsche zum Alltag. 
Immer stärker wird zwischen deutsch und 
nichtdeutsch unterschieden. Die Auslän­
derinnengesetzgebung beruht auf einer 
völkischen Definition, die Bürgerinnen­
rechte nur denen gewährt, die „deutschen 
Blutes“ sind. Das neue Ausländerinnen­
gesetz hebt das Grundrecht auf Asyl fest 
vollständig auf und macht die Bespitze­
lung der Nichtdeutschen zur „ersten deut­
schen Bürgerinnenpflicht“.

Der Blick auf die Vergangenheit verrät 
die Pläne für die Zukunft. Deshalb lehnen 
wir ein wiederentstehendes Deutschland 
ab. Wir werden uns weiterhin für die 
Zweistaatlichkeit von BRD und DDR ein­
setzen und für ein friedliches, emanzipa­
torisches und .solidarisches Zusammenle­
ben von Menschen verschiedener Her­
kunft und Kulturen kämpfen.

Wir rufen auf, am 12. Mai in Frank­
furt, dem Finanzzentrum der zur Expan­
sion drängenden BRD, zu demonstrieren:

— Nie wieder Deutschland — Keine Wiedervereinigung!
— Für Zweistaatlichkeit und die Anerkennung der DDR!
— Für die Anerkennung der polnischen Westgrenze!
— Aufhebung der Sondergesetzgebung für Nichtdeutsche (sog. Ausländerin­

nengesetze); volle rechtliche, soziale und politische Gleichstellung!
— Internationalismus statt Nationalismus!
— Für einseitige Abrüstung hier und sofort — für eine BRD ohne Armee!
Unterschriften an: Büro Friess, (0228) 163538, Büro Eich, (0228) 169146, Bundeshaus, 5300 
Bonn. V.i.S.d.P.: Siggi Friess, MdB, Hochstadenstr. 21, 5000 Köln 1, Tel. dienstlich 
(0228) 163538

Was gestern noch unmöglich schien, steht 
heute auf der Tagesordnung der Politik: 
die Wiedervereinigung von BRD und 
DDR mit Berlin als alt-neuer Hauptstadt. 
Die von der Bundesrepublik behauptete 
Rechtsnachfolge des Deutschen Reichs ist 
nicht nur Realpolitik der Bonner Koalition 
geworden: Eine gesamtdeutsche Partei­
koalition von den Republikanern über die 
CDU/CSU-FDP-Koalition zur SPD bis in 
die Grünen hinein hat sich in der BRD 
nach Öffnung der Mauer an die Spitze des 
nationalistischen Taumels gesetzt und 
steuert zielstrebig auf die deutsche Einheit 
zu. Mit diesem Denken und dieser Politik 
wollen wir nichts zu tun haben.

Beschwichtigungen, ein Viertes Reich 
sei nicht geplant, sind wirklichkeitsfern, 
werden „Reiche“ heute doch weniger 
durch Einsatz von Armeen als durch Kon­
trolle des Weltmarkts gebaut. Ein ökono­
mischer und politischer Koloß in der Mitte 
Europas, der sich auf seine Identität mit 
dem deutschen Nationalstaat zwischen 
1871 und 1945 beruft, ist ein Viertes 
Reich. Mit Bedacht zetteln die Herrschen­
den eine endlose Diskussion um die polni­
sche Westgrenze an.

Differenzen zwischen den Parteien lö­
sen sich auf und sind nur unterschiedliche 
Wege zur staatlichen Einheit. Vertragsge­
meinschafts- und Konföderationsmodelle 
erweisen sich als verschiedene Vorstufen 
zu einer Wiedervereinigung unter glei­
chem imperialistischen Vorzeichen. Wir 
lehnen alle Wiedervereinigungspläne — in 
welcher Form auch immer — ab. Wir be­
fürworten die Öffnung der Grenzen, aber 
nicht ihre Revision.

In der Auseinandersetzung der Systeme 
nach dem Zweiten Weltkrieg setzt sich 
derzeit der Kapitalismus gegenüber nicht­
kapitalistischen Gesellschaftssystemen 
durch. Die innere Brüchigkeit der büro­
kratischen Herrschaft in den Staaten des 
RGW beschleunigen diesen Vormarsch.

Dies ändert aber nichts an den men­
schenfeindlichen Grundlagen des Kapita­
lismus. Der kapitalistisch produzierte 
Wohlstand basiert auf Krisen, Erwerbslo­
sigkeit, Frauenunterdrückung und Ras- 
simus in den Staaten des Westens und 
Nordens, und er basiert auf dem Hunger 
und Elend der Staaten des Südens und 
Ostens. Weltweit werden die natürlichen 
Lebensgrundlagen zerstört. Und wenn 
auch die RGW-Staaten ihren Beitrag dazu 
leisten, so ist doch klar, daß die globale 
ökologische Zerstörung von den kapitali­
stischen Zentren bestimmt wird.

Es wäre zynisch, von der Bevölkerung 
der DDR zu erwarten, daß sie auf die 
Möglichkeiten und Vorteile verzichtet, 
die im Westen wie selbstverständlich 
wahrgenommen werden. Noch zynischer 
ist es allerdings, ihr mit der vagen Aus­
sicht auf eine zweifelhafte Konsumwelt al­
les abzunehmen, was sie sich in vierzig 
Jahren an Werten erarbeitet hat.

Gegen eine Annexion der DDR!
Sie nennen es „Selbstbestimmung der 
Deutschen“ und meinen die Einverlei­
bung der DDR gemäß Artikel 23 eines 
Grundgesetzes, das immerhin auch eine 
Notstandsgesetzgebung enthält: Dem Gel­
tungsbereich dieser Verfassung kann man
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reiche 2 — 4 der Universität Gesamthochschule Siegen. Buchhandlung Bücherkiste Siegen, 
Antifa-Plenum Siegen, Sozialistisches Plenum Siegen, VEB Mitik. Kunst und Unterhaltung Sie­
gen, Windsbeker Arbeitsgemeinschaft gegen Ausländerfeindlichkeit und Neofaschismus 
(WAGAN), DFG-VK Offenbach. Offenbacher Initiative ..Kein Deutsches Reich". Projektgruppe 
ftlr die vergessenen NS-Opfar e.V, Solidaritätskomitee Kurdistan Hamburg, Kneipe Werkstatt 3, 
Hamburg-Altona. Stuttgarter Koordinationskreis „Nie wieder Deutschland". Arbeitskreis gegen 
Reaktoren und Raketen Stuttgart, Antifa Jugendfront Bonn, Undogmatische Schülerinnengruppe 
St. Augustin, Antifaschistischer Arbeitskreis St. Augustin, ASTA der TU Berlin. Autonomes Aus­
länderreferat der TU Berlin. Gewaltfreie Aktion Schwäbisch Hall. Antifaschistisches Plenum Gos­
lar. AK Gewerkschaftspolitik der GAL Hamburg. AK Frauen der Grünen, KV Heilbronn. Alterna­
tive Jugendorganisation (AJW) Wkst-Berlin, Cafe Knallhart in der Hochschule für Wirtschaft und 
Mitik Hamburg, Anti-IWF-Gruppe Saarbrücken, Kölner Südafrika-Komitee. Mitgliedervollver­
sammlung des Kommunistischen Bundes (KB), ökosozialistilnnen Wrst-Berlin, Pax Christi Ham­
burg, AL Berlin, Linkes Forum Langenfeld, Arbeitskreis Asyl/Rass ismus im 3-Wtlt-Laden Los­
heim. Antifa-Wtst Bielefeld. Aktion gegen rechts Mannheim. Jungedomkruf innen NRW. Anti- 
EG-Gruppe Köln. Radikale Linke Köln. Arbeiterkampf- Lesekreis Köln. KB Köln. Wreinigte So­
zialistische fdrtei (VSP), Türkei-Innfarmationsbüro Hannover, Antifa-Gruppe Mannheim, KB- 
Frischzelle Hamburg, Bund Westdeutscher Kommunisten (BWK). GAL im ASTA der Fachhoch­
schule Münster. Gruppe ..Asyl für die vom Tode bedrohten Chilenen" Offenbach. Radikalökolo­
gischer Arbeitskreis der Grünen Frankfurt. Linke in den Grünen Hessen, Wiksfront gegen Reak­
tion, Faschismus und Krieg. Devrinci bei, Initiative „Gemeinsam gegen Neofaschismus" Bonn. 
Gewerkschafter gegen Wdlmann Frankfurt, Die Grünen. Ortsverein Grevenbroich, Bildungswerk 
für Friedensarbeit Bielefeld, Grün-alternative Liste Gilching, Georg-Wtenh-Gesellschaft Det­
mold, Wtge, Magazin für ippe, Jungdemokratinnen Niedersachsen, Die Grünen KV Tübingen, 
Feministische Antifa Bonn, Liste links und unbelehrbar. Universität Oldenburg. Projekt W>chen- 
zeitung (PROWO) Westberlin
Zur Demonstration rufen auf: Hamburg: GAL. Sozialistisches Forum. Friko. Köln: Nicaragua- 
Koordination. Münster: GAL, Frankfurt Arbeiterbund für den Wiederaufbau der KPD. OG 
Frankfurt BAG Frieden der Grünen. Reinhold Winter, erweiterter Landesvorstand der IG Medien 
Hessen. Deutsche Kommunistische Partei (DKP). Bundesvorstand der Sozialistischen Arbeiter­
jugend (SDAJ), Grün-Bunte Liste Bielefeld. Marxistisch-Leninistische Partei Deutschland 
(MLPD). Duisburger Antiimperialistischer Kongreß

MARX-ENGELS
BILDUNGS 
GESELLSCHAFT
Pfingst- Urlaubsschulung 
vom 31. Mai bis 5. Juni 1990
Da es sich in entspannter Atmosphäre weit besser als zuhause im üblichen 
Alltagsstreß lernen läßt, bietet die MEG seit 1979 zweimal im Jahr Ur­
laubsschulungen zwischen 5 und 14 Tagen an. Die diesjährige Frühjahrsur­
laubsschulung findet 6 Tage über Pfingsten statt:

Anreise Donnerstag, den 31.5, abends. Für Berufstätige, die den 1.6. 
nicht freinehmen können, ist auch ein Schulungsbeginn am Freitag abend 
möglich (bitte direkt bei der Anmeldung angeben).

Abreise Dienstag, den 5.6., nachmittags.
Die Schulung wird in einer landschaftlich schönen Gegend in möglichst 

zentraler Lage (Odenwald, Eifel, Vogelsberg) durchgefuhrt. Die Unter­
bringung erfolgt in Ferienhäusern für 5-6 Personen, die in der Regel über 
Zweibett-, evtl, auch Einzelzimmer, Küche, Bad und Wohnraum verfiigen.

Freizeiteinrichtungen wie Sauna, Schwimmbad oder andere Sportmög­
lichkeiten sind meist im Feriendorf vorhanden. Die Kurse werden in der 
Regel vormittags parallel in kleineren Gruppen (5-8 Teiln.) durchgefuhrt, 
die restliche Zeit ist der individuellen Schulungsvorbereitung und Erholung 
gewidmet. Für die Pfingstschulung bietet die MEG 5 Kurse zur Auswahl 
an:

PHILOSOPHIE/HISTORISCHER MATERIALISMUS
1. Einführung in die Grundlagen der marxistischen Philosophie. Die Welt­
anschauung des Marxismus entstand im 19. Jahrhundert in Auseinander­
setzung mit dem deutschen Idealismus, insbesondere der Hegelschen 
Schule, zu deren fortschrittlichstem Teil, den, Junghegelianem, anfänglich 
auch Marx und Engels gehörten. Dabei vollzog sich ihre Ablösung von der 
junghegelianischen Tradition zugleich im Kampf gegen mechanisch-mate­
rialistische, vulgärökonomische und utopische Ansätze, wie sie vor allem in 
der revolutionären Bewegung in Frankreich und England vorherrschten. 
Anhand von F. Engels Schrift „Ludwig Feuerbach und der Ausgang der 
klassisch deutschen Philosophie“ soll eine Einführung in die historischen 
und philosophischen Grundlagen des Marxismus gegeben werden. Grund­
kurs

POLITISCHE ÖKONOMIE
2. Fortsetzung von „Kapital" Bd. 1. Der auf der Winterurlaubsschulung 
begonnene Kapital-Kurs wird fortgesetzt. Behandelt werden diesmal die 
Kap. 5-20: Produktion des absoluten und relativen Mehrwerts (Bl.-V. Ab­
schnitt); Der Arbeitslohn (VI. Abschnitt). Ein Einstieg ist für alle diejeni­
gen möglich, die von Kapital Bd. I bereits die Abschnitte I (Ware und Geld) 
und II (Verwandlung von Geld in Kapital) studiert haben. Grundkurs: 
Voraussetzung Abschnitte I und ü des 1. Bandes.

3. Zur Debatte über die Marxschen Reproduktionsschemata. In der zweiten 
und frühen dritten Internationale wurde gerade der dritte Abschnitt des 
zweiten Bandes des Kapital, in dem Marx seine Reproduktionsschemata 
darlegt, eingehend diskutiert. Die Fronten verliefen zwischen denjenigen, 
die aus den Schemata die Möglichkeit eines unbegrenzten ökonomischen 
Wachstums des Kapitals zu begründen, und denjenigen, die darin im Ge- 
genteü die Argumente für ein absehbares Ende der kapitalistischen Akku­
mulation zu finden glaubten. Die in diesem Streit vertretenen Positionen 
haben bis heute die Theoriebildung der Linken nachhaltig beeinflußt. Der 
Kurs soll einen Überblick über die damalige Debatte vermitteln und die ver­
tretenen Positionen an dem Inhalt des Marxschen Werkes messen. Aufbau­
kurs: Voraussetzung zur Teilnahme ist die Kenntnis des ersten und zweiten 
Bandes des Kapital, Kenntnisse der ersten fünfzehn Kapitel aus dem dritten 
Band sind nützlich, aber nicht vorausgesetzt.

GESCHICHTE/GESCHICHTE DER ARBEITERBEWEGUNG
4. „Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben . . Arbeiter und Arbeiter­
bewegung zwischen dem Ersten Weltkrieg und der Weimarer Republik. Im 
Zeitraum zwischen 1917 und 1919 wurde die erste bürgerliche Republik auf 
deutschem Boden (abgesehen von dem Zwischenspiel 1848/49) aus der 
Taufe gehoben. Geburtshelfer war das Proletariat. Wie wenig dieser Wurf 
überzeugte, zeigte das Jahr 1933. Neben der Feststellung, daß die bürgerli­
che Politik in ihrer Gesamtheit versagt hat, ergibt sich damit auch die Frage 
nach der Kampfbereitschaft der Arbeiterklasse und ihrer verschiedenen 
Parteien: Welches programmatische Grundverständnis bestand über die ge­
sellschaftlichen Verhältnisse am Abend des Ersten Weltkrieges? Welche 
Antworten hielten die verschiedenen Richtungen der Sozialdemokratie zur 
Verbesserung der Situation des Proletariats in ökonomischer wie politischer 
Hinsicht parat? Was verstanden sie überhaupt unter politischem Kampf? 
Ausgehend von diesen Fragen wird versucht werden, Aufschluß über das 
politische Verhalten der Arbeiterbewegung am Ende des Krieges und in der 
Revolution von 1918/19 zu bekommen und Gründe zusammenzutragen, 
warum nicht nur das sozialistische Ziel um Längen verfehlt, sondern auch 
die Ziele einer bürgerlichen Revolution nur unzureichend verwirklicht wur­
den. Grundkurs: Kenntnisse zur deutschen Geschichte jedoch wünschens­
wert.

5. Zur Geschichte des Sozialstaats.
Der Kurs will u.a. folgende Themen behandeln: die Grundlegung des So­
zialstaates in Deutschland durch die Bismarckschen Sozialversicherungs­
gesetze von 1880-1890; die Klassenauseinandersetzungen um die Gestal­
tung der Sozialgesetze; die historische Weiterentwicklung bis nach dem 2. ;
Weltkrieg; die Unterschiede BRD-DDR. Grundkurs: Kenntnisse der deut­
schen Geschichte erwünscht.

***
Die Kosten für die Unterbringung betragen 130 DM. Die Verpflegung muß 
individuell, z.B. durch gemeinschaftliches Kochen in den Häusern, geregelt 
werden. Teilnehmer/innen, die ihre Kinder mit zur Schulung bringen 
möchten, müßten sich frühzeitig mit uns in Verbindung setzen, damit wir 
uns um verbilligte Schlafplätze (Kinder-, Zusatzbett) und für die Dauer der 
Kurse um eine Kinderbetreuung bemühen können (bitte Alter der Kinder 
angeben).

ANMELDESCHLUSS: 15. April 1990
Bitte bei der Anmeldung neben dem Kurs 1. Wahl auch die Nummer eines 
Alternativkurses angeben (felis der 1. Kurs nicht zustande kommen sollte). 
Die Unterbringungskosten von 130 DM sind mit der Anmeldung, späte­
stens bis zum 15. April, auf folgendes Konto zu überweisen:
MEG
Postfach 10 17 17
4650 Gelsenkirchen
Kto.-Nr. 871 61-439, Postgiroamt Essen




